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Rußland.

1. Der Rechtsinhalt der deutsch -  russischen Ver­
träge vom 12. Oktober 1925.

V on F r. S c h ö n d o r f .
(Schluß.)

IV. Erbrecht.
Das Erbrecht ist in der Änlage zu Art. 22 des Konsularvertrages 

(„Nachlaßabkommen“) enthalten. Das aus 19 Paragraphen bestehende 
Abkommen weist große Ähnlichkeit mit der am 12. Nov,/31. Okt. 1874 
(RGBl. 1875, S. 136, 145) geschlossenen deutsch-russischen Nachlaß­
konvention au f1).

Art. 25 EG. z. BGB. kommt also in Zukunft im Verhältnis zu 
Russen nicht mehr in Betracht. Maßgebend ist nunmehr — sofern 
der Erbfall nach dem 22. Mai 1922 eingetreten2) und die Abwicklung 
des Nachlasses noch nicht erfolgt ist (Art. 3 des deutschen Einführungs­
gesetzes zu den deutsch-russischen Verträgen) —  für die erbrecht- 
lichen Verhältnisse in Ansehung des beweglichen Nachlasses das 
Heimatgesetz des Erblassers zur Zeit seines Todes8), in Ansehung 
des unbeweglichen Nachlasses gilt das Gesetz der belegenen Sache 
(§ 13, Abs. 1 und 2). Stirbt demnach ein Russe und hinterläßt be­
wegliches und unbewegliches Vermögen in Deutschland, so gilt für

h D iese  K onvention w urde noch im B rest -  L itovsker Friedensvertrag  
(Finanzabkom m en Ärt. 15) bestätigt.

2) Vorher gab  e s  in SovetruB land kein Erbrecht (vgl. d as Dekret vom  
27. Äpril 1918).

3) D ie dem  S a tz  2 des Ärt. 25 EG. z. BGB. entsprechende Bestim m ung
des letzten  S a tzes des Art. 10, Hbs. 2 der K onvention  v o n  1874 ist nicht
übernom m en w ord en ; e s  b esteh t darum auch für den  F all, daß „ein Unter­
tan des L and es, in w elchem  der Nachlaß eröffnet is t , auf d ie gedachte  
H interlassenschaft Ansprüche erhebt“, keine A usnahm e v o n  der R egel der
lex patriae. D as Soveterbrecht kom m t dem gem äß auf den in Deutschland
befindlichen M obiliarnachlaB e in es Sovetbü rgers jedenfalls zur A nw endung,
auch w en n  der Erbe die R eichsangehörigkeit besitzt.
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ersteres russisches, für letzteres deutsches Erbrecht. W o der Tod ein- 
tritt, ist gleichgültig —  der Hinweis darauf in § 17 spricht nur eine 
Selbstverständlichkeit aus.

Liegt k e i n e  l e t z t w i l l i g e  V e r f ü g u n g  vor, so wird sich in­
folgedessen die gesetzliche Erbfolge in jedem dieser zwei Nadilaß- 
teile nicht selten verschieden gestalten. Nach Ärt. 418 des russi­
schen ZGB. sind nämlich gesetzliche Erben nur die direkten Nach­
kommen und der überlebende Ehegatte, ferner aber auch die arbeits­
unfähigen und vermögenslosen Personen, die mindestens während 
des letzten Jahres vor dem Tode vom Erblasser vollständig erhalten 
wurden. Äszendenten und Verwandte der Seitenlinien gehören dem­
nach nicht zum Kreise der Erbberechtigten, sofern sie nicht etwa 
vom Erblasser im letzten Jahre vollständig erhalten wurden. Änderer- 
seits steht unserer letzterer Voraussetzung die gesetzliche Erbfolge 
auch ganz fremden Personen zu. Dazu kommen noch andere Eigen­
tümlichkeiten: der Nachlaß wird unter alle Erben nach Köpfen zu 
gleichen Teilen verteilt, es besteht bloß eine Ärt Voraus zugunsten 
derjenigen, die mit dem Verstorbenen zusammenlebten — es ist dies 
der übliche Hausrat und Hausbedarf, mit Äusnahme von Luxus­
gegenständen. Die bisher bestandene Grenze des vererbbaren Ver­
mögens (bis 10000 Goldrubel) ist allerdings gefallen: ein Beschluß 
des Rates der Volkskommissare der Union vom 5. Jan. d. J. forderte 
alle Bundesrepubliken auf, die Höchstgrenze des Erbrechts aufzuheben 
(vgl. das Gesetz von RSFSR. vom 12. Februar d. J.).

Liegt eine l e t z t w i l l i g e  V e r f ü g u n g  vor, so kann auch in 
diesem Falle doppelte Erbfolge eintreten, da die Testierfreiheit im 
Sovetrecht eine sehr beschränkte ist und man nach Ärt. 422 russ. ZGB. 
auch durch Testament bloß eine andere Verteilung des Nachlasses 
unter die gesetzlichen Erben oder eine Enterbung vornehmen kann. 
Äuch das Pflichtteilrecht ist dem Sovetrecht (wie übrigens auch dem 
früheren russischen Recht, wo es nur teilweise durch das Sgstem 
der Stammgüter ersetzt wurde) unbekannt. Eine doppelte Erbfolge 
in das in Deutschland befindliche Vermögen eines Sovetbürgers wird 
sich also auch bei Vorliegen eines Testaments nicht immer vermeiden 
lassen, sofern der Nachlaß aus beweglichen und unbeweglichen 
Gütern besteht.

Bei diesen engen Grenzen des Erbrechts in SSSR. gewinnt nun 
die Frage des Heimfalls des e r b l o s e n  N a c h l a s s e s  besondere 
Bedeutung. Ihr sind die Äbs, 3 bis 5 des § 13 gewidmet. W ährend
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bisher im internationalen Privatrecht bestritten w ar, ob der erblose 
Nachlaß an den Fiskus des Heimatstaates des Erblassers oder an 
den des Staates, w o sich der Nachlaß befindet, fallen soll (manche 
frühere Verträge beantworteten die Frage sogar zugunsten des 
Staates, in dem der Todesfall eintrat), hat das Abkommen einen 
Mittelweg eingeschlagen: „Soweit dem Staate, dem der Erblasser 
angehörte, oder juristischen Personen des öffentlichen Rechts in 
diesem Staate ein Erb- oder Änfallrecht zusteht oder ein Vermächt­
nis zufällt, soll der Nachlaß liquidiert und der Erlös diesem Staate 
überlassen werden, soweit nicht der Äufenthaltsstaat auf die Liqui­
dation verzichtet.“ W enn also nach der lex patriae des Erblassers 
sein (beweglicher!) Nachlaß als erblos anzusehen ist, so fällt letzte­
rer zw ar nicht ohne weiteres an den Heimatstaat bzw. an die zu­
ständige öffentliche juristische Person dieses Staates, aber er kann 
im „Aufenthaltsstaat“, d. h. im Staate, wo er sich befindet, liquidiert 
werden und der Erlös wird dem Heimatstaat (wohl auch im ge­
gebenen Falle der zuständigen juristischen Person) überlassen1). Die 
Liquidation führt der Konsul des anfallberechtigten Staates im Ein­
vernehmen mit der zuständigen Behörde des Äufenthaltsstaates 
durch; diese Bestimmung soll nach dem Schlußprotokoll zu Art. 13, 
Abs. 5, insbesondere Anwendung finden, wenn es sich um die Ver­
fügung über ein Handelsunternehmen im Ganzen (Geschäftsanteile, 
Aktienpakete u. dgl.), sowie um die Ausübung des Stimmrechts aus 
einer Beteiligung an einem derartigen Unternehmen handelt; nach 
Ablauf von zwei Jahren ist der Aufenthaltsstaat selbst berechtigt, 
die Liquidation vorzunehmen. Nicht immer wird freilich eine Liqui­
dation möglich sein (z. B. bei Bankguthaben), dann fällt aber auch 
die ratio der Liquidation weg und den Nachlaß erhält in natura der 
Heimatstaat. Im Schlußprotokoll wird noch für den unbeweglichen 
Nachlaß ausdrücklich erklärt —  w as allerdings bei der Maßgeblich- 
keit der lex rei sitae für Grundstücke selbstverständlich ist — , 
daß ein gesetzliches Erb- oder Anfallrecht des Staates nur dem 
Staate zusteht, in dessen Gebiet sich der unbewegliche Nachlaß 
befindet.

Für die F o r m  der letztwilligen Verfügung gilt die Regel locus 
regit actum in fakultativem Sinne: Errichtung bzw. Widerruf einer

1) D ie Denkschrift (S. 22) begründet d ies dam it, „w eil es son st die un­
bequem e E ntstehung frem dstaatlicher B eteiligung an deutschen Unterneh­
mungen in H ktienform  usw . zur F olge  haben  w ü rd e“.
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Verfügung von Todes wegen ist der Form nach gültig, wenn die 
Gesetze des Ortes, wo die Verfügung errichtet (widerrufen) wurde, 
beachtet sind oder aber die Gesetze des Heimatstaates des Erblassers 
(§ 14). Die Formvorschriften der lex patriae gelten demnach jeden­
falls, auch wenn die Verfügung unbewegliches Vermögen betrifft. 
Ergänzt wird das Nachlaßabkommen noch durch Ärt. 17, Abs. 1, Ziff. 2 
des Konsularvertrages, wonach die Konsuln das Recht haben, letzt­
willige Verfügungen von Angehörigen des von ihnen vertretenen 
Landes aufzunehmen oder zu beglaubigen.

§ 18 behandelt in Abs. 1 den Nachlaß der S c h i f f s b e s a t z u n g ,  
in Abs. 2 die Habe der in einem Staate a u f d e r  R e ise  verstorbe­
nen Angehörigen des anderen S taates, die dort weder W ohnsitz 
noch gewöhnlichen Aufenthalt hatten (die Gegenstände sollen dem 
Konsul des Heimatstaates übergeben werden).

Die N a c h l a ß b e h a n d l u n g  erfolgt auf folgende W eise: Die zu­
ständige Behörde des Sterbeortes teilt dem Konsul oder diplomati­
schen Vertreter des Heimatstaates des Erblassers alles mit, w as ihr 
über Erben, Nachlaß und eine etwa vorhandene Verfügung von 
Todes wegen bekannt ist; gegebenenfalls hat der Konsul, wenn er 
vom Todesfall zuerst Kenntnis erhält, die Ortsbehörde ebenso zu 
verständigen (§ 1). In bezug auf unbeweglichen Nachlaß sind, ent­
sprechend der dafür ausschließlich maßgebenden lex rei sitae auch 
ausschließlich die Behörden des Staates, in dessen Gebiet sich dieser 
Nachlaß befindet, zu dessen Regelung zuständig; sie verfahren da­
bei nach ihren Landesgesetzen (§ 11). Da Rußland den Begriff 
„unbewegliche Sachen“ nicht kennt (vgl. Anm. zu Ärt. 21 ZGB.), so 
bestimmt das Schlußprotokoll zu § 11, daß sich in der U. d. SSR. 
der Grundsatz der Geltung des örtlichen Gesetzes auf folgende Kate­
gorien von Vermögen erstreckt: Gebäude aller Ärt (gemeint sind 
natürlich die nichtmunizipalisierten oder nationalisierten Gebäude) 
und das Erbbaurecht (vgl. Ärt. 71 f. ZGB., ergänzt durch das Gesetz 
vom 12. Januar 1925).

Für den beweglichen Nachlaß gelten § 2 — 10. Auch hier hat in 
erster Linie die Ortsbehörde für die Sicherung des Nachlasses 
(Siegelung usw.) zu sorgen, wobei sie jedenfalls die vom Konsul 
gewünschten Sicherangsmaßregeln zu treffen hat. Trotz dieser Zu­
ständigkeit der Ortsbehörde „in erster Linie“ kann aber doch auch 
vor dem Einschreiten der letzteren oder später, gemeinsam mit ihr, 
der Konsul des Staates des Erblassers eingreifen, den Nachlaß
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siegeln und ein Nachlaßverzeichnis aufnehmen. Die Siegelung ist 
bei kaufmännischen, gewerblichen oder landwirtschaftlichen Unter­
nehmungen in der Regel zu unterlassen, „um die Fortführung des 
Betriebes zu ermöglichen“. Die Ortsbehörde erläßt die in ihrem 
Lande vorgeschriebenen Bekanntmachungen über Eröffnung des 
Nachlasses und den Aufruf der Erben oder Gläubiger und teilt 
diese Bekanntmachungen dem Konsul mit, welcher auch seinerseits 
entsprechende Bekanntmachungen erlassen kann (in SSSR. ist ein 
Aufruf der Erben nicht vorgeschrieben: Art. 431 ZGB.).

W enn auch die Nachlaßregelung den Erben überlassen bleibt oder 
von der Ortsbehörde gemäß ihren Landesgesetzen vorgenommen 
wird (Art. 4), so ist doch der Konsul zu jeder Zeit berechtigt, die 
Regelung des beweglichen Nachlasses zu übernehmen. Über die 
Befugnisse und Verpflichtungen des Konsuls, falls er die Nachlaß­
regelung übernimmt, enthält das Abkommen in den §§ 5— 10 aus­
führliche Bestimmungen —  der Konsul ist z. B. berechtigt, sich zwecks 
Regelung des Nachlasses die Nachlaßsachen von der Ortsbehörde 
ausfolgen zu lassen, auch wenn sie von dieser sichergestellt sind, 
er kann nach Anhörung der Erben kaufmännische, gewerbliche oder 
landwirtschaftliche Unternehmungen des Erblassers für die Erben 
fortführen, er kann sie aber auch, wenn dies im Interesse der Erben 
liegt, auflösen. Sachen, die dem Verderben ausgesetzt sind oder 
deren Aufbewahrung schwierig oder kostspielig ist, darf der Konsul 
veräußern. Nach Ablauf von sechs Monaten seit dem Todestage 
übergibt der Konsul die Nachlaßsachen den Erben oder, wenn diese 
ihr Recht nicht nachgewiesen haben, seinen Landesbehörden. Vorher 
müssen die vom Erblasser geschuldeten Abgaben und die Erbschafts­
steuer bezahlt, die glaubhaft gemachten Erbansprüche und For­
derungen von Angehörigen (aber auch von Bewohnern) des Staates, 
in dem sich der Nachlaß befindet, befriedigt oder sichergestellt sein. 
„Diese Verpflichtungen gegenüber Erbanwärtern und Nachlaßgläubi- , 
gern erlöschen, wenn der Konsul nicht binnen weiteren sechs Mo­
naten Kenntnis davon erhält, daß der Erbanspruch oder die For­
derung anerkannt oder eingeklagt worden ist.“ Befinden sich 
Nachlaßgegenstände im Gewahrsam der Ortsbehörde, so hat sie 
dieselben, falls keine Forderung des Konsuls auf Herausgabe vor­
liegt, nach sechs M onaten den Erben auszuhändigen oder, wenn 
letztere ihr Erbrecht nicht nachweisen können, an den Konsul ab­
zuliefern. Schließlich ist noch hervorzuheben, daß eine Zwangs-
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Vollstreckung auch in Nachlaßgegenstände, die sich in Verwahrung 
des Konsuls befinden, zulässig ist.

Eine zweckmäßige Regelung bringt Art. 4 des deutschen Einführungs­
gesetzes zu den Verträgen (vom 6. Januar d. J.). Die zahlreichen, 
in Deutschland befindlichen ru ss isc h e n  F lü c h tlin g e  ( „ E m i g r a n ­
t e n “), die seit dem Dekret vom 15. Dezember 1921 nicht mehr die 
Staatsangehörigkeit von RSFSR. besitzen (jetzt gemäß Art. 12 a des 
Staatsangehörigkeitsgesetzes der Union nicht mehr Angehörige von 
SSSR. sind), also staatenlos sind, w aren trotzdem laut Art. 29 EG. 
z. BGB. bisher, was ihr Personalstatut betraf, dem Sovetrecht unter­
stellt. Sie empfanden diese Behandlung als ungerecht. Jetzt ist, 
wenigstens in bezug auf das Erbrecht, die Frage zweckmäßiger ge­
regelt: die erbreditlichen Verhältnisse solcher Personen bestimmen 
sich nach dem deutschen Gesetz, w enn der Erblasser zur Zeit seines 
Todes seinen W ohnsitz (oder in Ermangelung eines W ohnsitzes 
seinen Aufenthalt) im Inlande hatte. An Stelle der eigenartigen 
Regelung des Art. 29 tritt also für solche Staatenlose der Grund­
satz der lex domicilii in Anwendung, wie im internationalen Privat­
recht der meisten fremden Staaten (folgerichtig müßte allerdings 
auch sonst für ihr Personalstatut deutsches Recht gelten). Eine Aus­
nahme besteht für Gegenstände, die sich im Gebiete eines anderen 
Staates (nicht Rußlands!) befinden und dort besonderen Vorschriften 
unterworfen sind, für sie gilt die lex rei sitae, vgl. auch Art. 28 
EG. z. BGB. —  Zu den hier in Betracht kommenden Staaten ge­
hören: Österreich, Frankreich, Holland, England, die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika, manche südamerikanische Staaten.

Diese Vorschriften finden Anwendung, auch wenn der staaten­
lose Erblasser vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gestorben ist, 
sofern der Nachlaß noch nicht vollständig abgewickelt wurde.

V. Prozessuale Vorschriften.
Sie befinden sich an verschiedenen Stellen des Vertragswerkes. 

Das A b k o m m e n  ü b e r  Rech t sh i l f e  regelt in zwölf Artikeln bloß 
die Z u s t e l l u n g  v o n  Schr i f t s t ücken  und die Erledigung von 
E r s u c h u n g s s c h r e i b e n  und schließt sich den entsprechenden Be­
stimmungen des Haager Abkommens über den Zivilprozeß an, wäh­
rend die in letzterem ebenfalls geregelten Fragen der S i c h e r h e i t s ­
l e i s t u n g  und des Ar m e n r e c h t s  dem Niederlassungsabkommen
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Art. 12 bis 15 überlassen worden sind. Daneben finden sich in den 
anderen Abkommen noch Vorschriften über Ge r i c h t s s t ä n d e ,  so in 
§ 1 6  des Nachlaßabkömmens. Über deutsche Gerichtsbarkeit für 
R e c h t s h a n d l u n g e n  de r  H a n d e l s v e r t r e t u n g  und derzumÄußen-  
handel zugelassenen staatlichen Unternehmungen wie auch über die 
Zulässigkeit der Zwangsvollstreckung in  das in Deutschland befind­
liche Vermögen der U. d. SSR. siehe ZOR. Heft 1, S. 9. In diesen 
Zusammenhang gehört auch das aus 15 Artikeln bestehende S c h i e d s ­
ger icht s  ab k o mme n .

Der direkte Verkehr zwischen den Gerichtsbehörden beider Teile 
ist nicht vorgesehen. „Die Übermittlung von Rechtshilfeersuchen 
erfolgt auf diplomatischem W ege.“ Die Zustellungsanträge und Rechts­
hilfeersuchen sind (anders als im Haager Abkommen) in der Sprache 
des ersudienden Staates abzufassen, eine beglaubigte Übersetzung 
ist beizufügen. Der Antrag auf Zustellung von Schriftstücken er­
folgt durch den Konsul des ersuchenden Staates an den Land­
gerichts- (bzw. Gouvernementsgerichts-)Präsidenten im ersuchten Staate. 
Ist die ersuchte Behörde nicht zuständig, so hat sie den Zustellungs­
antrag oder das Rechtshilfeersuchen an die zuständige Behörde ab­
zugeben. Die Zustellung besorgt die zuständige Behörde des er­
suchten Staates. Jeder Teil ist aber auch befugt, Zustellungen an 
eigene Staatsangehörige durch seine diplomatischen oder konsulari­
schen Vertreter zu bewirken.

Die ersuchte Behörde ist verpflichtet, die Zustellungsanträge und 
Rechtshilfeersuchen zu erledigen und kann sie nur ablehnen, wenn 
sie geeignet sind, die Hoheitsrechte oder die Sicherheit des ersuchten 
Staates zu gefährden. Der andere in Art. 11 des Haager Abkommens 
vorgesehene (wenig praktische) Grund der Ablehnung — wenn 
Zweifel an der Echtheit der Urkunde entstehen — führt in Art. 9, 
Abs. 2 des Abkommens nur zur Aussetzung der Erledigung, was 
tatsächlich vielleicht keinen so großen Unterschied bedeutet.

Die oben erwähnten Art. 12— 15 des Niederlassungsabkommens 
betr. S i c h e r h e i t s l e i s t u n g ,  G e r i c h t s k o s t e n v o r s c h u ß ,  K o s t e n ­
e n t s c h e i d u n g e n ,  Ä r m e n r e c h t  entsprechen den Art. 17— 23 des 
Haager Abkommens vom 17. Juli 1905. Die beiderseitigen Staats­
angehörigen werden demnach den Inländern gleichgestellt, die Be­
freiung von der Sicherheitsleistung und dem Kostenvorschuß wird 
jedoch nur unter der Voraussetzung gew ährt, daß die Partei ihren 
Wohnsitz im Gebiete des einen oder anderen Teils hat. Die Kosten­
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entscheidungen der Gerichte des einen Teils sind im anderen für 
vollstreckbar erklärt, wenn sie gegen einen Kläger oder Intervenien­
ten ergangen sind, der von Sicherheitsleistung usw. befreit ist.

Wichtige prozessuale Bestimmungen enthält auch § 16 des N ach ' 
l a ß a b k o m m e n s .  Für Klagen auf Feststellung des Erbrechts, von 
Ansprüchen aus Vermächtnissen, von Pflichtteilansprüchen sind, so­
weit es sich um beweglichen Nachlaß handelt, die Gerichte des 
Heimatstaates des Erblassers ausschließlich zuständig, und deren 
Entscheidungen sind auch im anderen Staate anzuerkennen (letztere 
wichtige Bestimmung fehlte in der Konvention von 1874). Soweit 
es sich um unbeweglichen Nachlaß handelt, steht für die erwähnten 
Klagen die ausschließliche Zuständigkeit den Gerichten des Staates 
zu, in dessen Gebiet sich der Nachlaß befindet. Zulässig sind Klagen 
vor den Gerichten des einen Staates auch gegen den anderen Staat 
als Erben, Vermächtnisnehmer oder Änfallberechtigten.

Das wichtige „ A b k o m m e n  ü b e r  Sch i eds ge r i c h t e  in Handels­
sachen und anderen bürgerlichen Angelegenheiten“ bildet den vor­
läufigen Schlußstein einer Entwicklung, die mit dem Abkommen 
vom 6. Mai 1921 begann. Schon in letzterem verpflichtete sich 
RSFSR., Rechtsgeschäfte mit Deutschen auf russischem Boden nur 
mit Schiedsgerichtsklauseln abzuschließen. Der Vertrag vom 5. No­
vember 1922 hat diese Bestimmung nicht übernommen. Jetzt ist 
eine andere, aber eingehendere Regelung getroffen worden.

Teilweise im Gegensatz zum Sovetrecht werden schriftliche Schieds- 
abkommen zwischen Deutschen und der U. d. SSR. oder dortigen 
Parteien zur Austragung von Rechtsstreitigkeiten aus einem Vertrage 
oder anderen bestimmten Rechtsverhältnissen ohne weiteres als gültig 
anerkannt, eine Entscheidung der Rechtsstreitigkeit durch Gerichte 
oder andere Behörden ist damit ausgeschlossen. Das Schiedsab- 
kommen muß aber zur Gültigkeit enthalten (Art. 2):

1. die Bezeichnung eines bestimmten Rechtsverhältnisses,
2. Angaben über die Art der Zusammensetzung des Schieds­

gerichts (es muß aus mindestens zwei Schiedsrichtern und einem 
Obmann bestehen),

3. Angaben über den Sitz des Schiedsgerichts.
Art. 3 regelt die Bildung des Schiedsgerichts, falls die Parteien 

keine Vereinbarung darüber getroffen haben. Über Fortfall und Ab­
lehnung eines Schiedsrichters enthalten Art. 4— 6 Vorschriften, die 
mit geringfügigen Abweichungen den §§1031— 1033 der deutschen
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ZPO. entsprechen. Der Schiedsspruch ist — ohne Begründung — 
unter Ängabe des Datums und des Ortes der Abfassung, der Zu­
sammensetzung des Gerichts und unter Ängabe über die Gewährung 
des Gehörs an die Parteien von den Schiedsrichtern zu unterschreiben; 
jede Partei erhält eine von den Schiedsrichtern Unterzeichnete Aus­
fertigung (Art. 7). Die Schiedssprüche haben unter den Parteien die 
Wirkung eines rechtskräftigen gerichtlichen Urteils und sind auch im 
anderen Staate vollstreckbar (Art. 8, 9). W ährend also eine gegen­
seitige Vollstreckbarkeit gerichtlicher Urteile, mit Ausnahme der 
Kostenentscheidungen (s. oben) nicht vereinbart wurde, besteht eine 
solche für die Schiedssprüche1) (vollstreckbar sind sogar Schieds­
sprüche, die auf Grund von vor dem Inkrafttreten des Vertrages 
abgeschlossenen Schiedsabkommen ergangen sind, Art. 13). Nur in 
bestimmten Fällen ist die Vollstreckung eines Schiedsspruchs zu ver­
sagen (Art. 10):

1. wenn das Schiedsverfahren unzulässig war, weil es sich um 
Angelegenheiten des Personenstandes und familienrechtliche Ange­
legenheiten, um Streitigkeiten aus dem Ärbeitsverhältnis oder über 
Bodenbenutzung handelte,

2. wenn der Schiedsspruch von einem nicht gehörig zusammen­
gesetzten Schiedsgericht gefällt worden ist,

3. wenn der Partei in dem Verfahren das rechtliche Gehör nicht 
gewährt war,

4. wenn die Partei ein in derselben Sache erlassenes, früher rechts­
kräftig gewordenes Urteil vorlegt,

5. falls eine der Voraussetzungen vorliegt, auf Grund deren in 
Deutschland die Restitutionsklage nach § 580 Ziff. 1— 6 ZPO. statt­
findet u. a.

Eine sachliche Nachprüfung des Schiedsspruches findet nicht statt. 
Das Abkommen verpflichtet ferner beide Teile zur gegenseitigen 
Rechtshilfe. Die internationalen Handelsgebräuche sind von den 
Schiedsgerichten anzuw enden (Art. 12).

Schließlich seien noch Abs. 2 und 3 des Art. 10 des Niederlassungs­
abkommens erwähnt, die Angehörigen jedes vertragschließenden

0 Das Abkom m en geht a lso  noch w eiter , als das Protokoll des V ölker­
bundes vom  24. Septem ber 1923 über Schiedsklauseln im H andelsverkehr (an 
dem auch Deutschland b ete ilig t ist), denn in d iesem  gew ährleiste t jeder der  
Staaten  nur die V ollstreckung der auf s e i n e m  Gebiete erlassenen Schieds­
sprüche.
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Teils freien Zutritt zu den Gerichten des anderen Teils und freie 
W ahl eines Anwalts gewähren. Auch hier finden wir die für das 
Vertragswerk charakteristische Kumulation von Inländerbehandlung 
und Meistbegünstigung wieder vor.

VI. Gewerblicher Rechtsschutz.
Auf dem Gebiete des gewerblichen Rechtsschutzes (Schutz der Er­

findungen, W arenzeichen, Muster und Bekämpfung des unlauteren 
W ettbewerbes) werden die Angehörigen jedes der beiden vertrag­
schließenden Teile in dem anderen Staate d en  I n l ä n d e r n  gl e i ch­
g e s t e l l t  (Art. 1 des Abkommens über gewerblichen Rechtsschutz; 
für den Erwerb des Rechts auf ein Patent und für Musterschutz 
sind übrigens in der U. d. SSR. Ausländer den Inländern schon ge­
mäß Art. 5 des Patentdekrets bzw. Art. 12 des Dekrets betr. gewerb­
liche Muster gleichgestellt). Warenzeichen, die von deutschen Unter­
nehmungen seit dem 10. November 1922 (dem ersten Dekret betr. 
Warenzeichen), aber vor dem Inkrafttreten des Abkommens über 
gewerblichen Rechtsschutz angemeldet wurden, genießen die P r i o r i t ä t  
des Anmeldetages (Art. 2). Für W a r e n z e i c h e n  a u s  de r  V o r ­
k r i e g s z e i t  schafft Art. 3 die Möglichkeit, sie mit der ursprünglichen 
Priorität erneut anzumelden. Haben in der Zwischenzeit Dritte gleiche 
oder verwechselbare Zeichen für sich eintragen lassen, so steht dem 
Zeicheninhaber ein Löschungs- und Schadensersatzanspruch gegen 
sie zu. V o r k r i e g s p a t e n t e  („Rechte aus Patenten oder Patentan­
meldungen, die den Angehörigen des anderen Teils am 31. Juli 1914 
zustanden“) werden auf Antrag des Berechtigten ebenfalls mit der 
ursprünglichen Priorität und für den Rest der ursprünglichen Schutz­
dauer anerkannt, der Antrag ist innerhalb einer zwölfmonatigen Frist 
seit dem Inkrafttreten des Abkommens zu stellen (Art. 5). Patente, 
die in der Zeit se i t  K r i e g s b e g i n n  von Angehörigen des einen 
Teils auf dessen Gebiet erworben wurden, können innerhalb einer 
sechsmonatigen Frist auf dem Gebiete des anderen Teils mit der 
ursprünglichen Priorität angemeldet werden (Art. 4). Endlich gewährt 
noch Art. 6, ähnlich dem A rt.4 des Pariser Abkommens, ein P r i o r i ­
t ä t  s redi t .  Die Prioritätsfristen sind zwölf M onate für Patente und 
Gebrauchsmuster bzw. sechs Monate für gewerbliche Muster, Modelle 
und Warenzeichen.

Über literarisches und künstlerisches Urheberrecht w urden keine
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Vereinbarungen getroffen. Ärt. 7 sieht nur vor, daß „so bald als 
möglich“ in Verhandlungen über den Äbschluß eines Abkommens 
über den gegenseitigen Schutz des Urheberrechts eingetreten werden 
soll. Voraussetzung eines solchen Abkommens müßte allerdings eine 
Umänderung des unzulänglichen Sovetgesetzes über Urheberrecht 
vom 30. Januar 1925 sein.

Zur Ausführung des Abkommens über den gewerblichen Rechts­
schutz ist in SSSR. (laut einer Mitteilung in den „Izvestija" Nr. 58 
d. J.) eine Verordnung des Obersten Volkswirtschaftsrates erlassen 
worden, in der auch die für Anmeldungen deutscher Reichsange­
höriger erforderlichen Formalitäten vorgesehen sind.

VII, Steuern.
Das kurze (drei Artikel) Steuerabkommen sichert den Angehörigen 

des einen vertragschließenden Teils im Gebiete des anderen gleiche 
Behandlung und gleichen Schutz wie den eigenen Staatsangehörigen 
und (richtiger: oder) den Angehörigen einer meistbegünstigten dritten 
Nation zu. Ferner wird eine Regelung zur Vermeidung der Doppel­
besteuerung von Grundvermögen und Gewerbebetrieb getroffen: 
Grundstücke, Hgpothekenforderungen und ähnliche, wie auch das 
Einkommen daraus werden nur in dem Staate zu den direkten 
Steuern herangezogen, in dem sich die Liegenschaft befindet; ent­
sprechend gilt das Territorialitätsprinzip für die Besteuerung der Ge­
werbebetriebe, des dem Betriebe gewidmeten Vermögens und des 
Ertrages daraus — die Steuern werden in dem Staate erhoben, „in 
dem eine Betriebsstätte zur Ausübung eines stehenden Gewerbes 
unterhalten w ird“. Hat ein Unternehmen Betriebsstätten in beiden 
Staaten, so erfolgt die direkte Besteuerung in jedem der Staaten 
nach M aßgabe des von der inländischen Betriebsstätte stattfindenden 
Betriebs (wichtig für Zweigniederlassungen deutscher Firmen in 
SSSR.!) Da die ganze Regelung sich nur auf direkte Steuern be­
zieht, so stellt das Schlußprotokoll zu Art. 2 für die weiteren, die 
Doppelbesteuerung betreffenden Fragen Verhandlungen in Aussicht. 
Schließlich sieht Art. 3 auch Pauschalabfindungen vor —  eine Be­
stimmung, die, wie die Denkschrift S. 18 hervorhebt, für die Be­
steuerung der Handelsvertretung (vgl. ZOR. Heft 1, S. 9) von be­
sonderer Bedeutung ist.
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VIII. Der Konsularvertrag.
Unter Zugrundelegung des alten deutsch-russischen Konsularver- 

trages vom 8. Dezember 1874 und nach dem Vorbilde des neuen 
deutsch-türkischen und des deutsch-bulgarischen Konsularvertrages 
ist auch der jetzige deutsch-russische Konsularvertrag (dessen Ab­
schluß bereits in Art. 3 des Rapallo-Vertrages vorgesehen war) ge­
schaffen worden. Auch er zerfällt in v i e r  Abschn i t t e :  Zulassung 
der Konsuln, Vorrechte und Befreiungen der Konsularbeamten, kon­
sularische Ämtsbefugnisse und Schlußbestimmungen. Juristisches In­
teresse bieten der zweite und dritte Abschnitt: Amts- und W ohn- 
räume der Konsuln, wie auch die Konsulararchive sind unverletzlich. 
Die Konsuln, ihre Beamten und die in ihrem und ihrer Beamten 
Dienst stehenden Personen sind, soweit sie Angehörige des Ent­
sendestaates sind, von militärischen Lasten, Einquartierungen, Kon­
fiskationen, Beschlagnahmen, Requisitionen, aller Art öffentlich-recht­
lichen Verpflichtungen zu persönlichen Dienstleistungen befreit (vgl. 
schon die allgemeine Bestimmung des Art. 7 des Niederlassungs­
abkommens, ZOR. Heft 1, S. 5), ferner aber auch von direkten Steuern 
und Abgaben. Freier Abzug im Falle des Abbruchs der diploma­
tischen Beziehungen ist gewährleistet. Bezüglich ihrer amtlichen 
Tätigkeit sind die Konsuln der Gerichtsbarkeit des Empfangstaates 
nicht unterworfen. Konsularbeamte, die Angehörige des Entsende­
staates sind, dürfen im Empfangstaate auch nicht in Haft genommen 
werden (bestimmte Ausnahmen sind in Art. 11 vorgesehen). Die 
Meistbegünstigung ist bezüglich der Vorrechte und Befreiungen vor­
gesehen. W as die konsularischen Ä m t s b e f u g n i s s e  betrifft, so ent­
hält Art. 16 die allgemeine Formel: „Die Generalkonsuln, Konsuln 
und Vizekonsuln sind berufen, die Rechte und Interessen der An­
gehörigen ihres Landes wahrzunehm en, insbesondere deren Handel 
und Schiffahrt zu schützen und zu fördern. Sie können in Aus­
übung ihrer Ämtsbefugnisse sich an die Gerichts- und Verwaltungs­
behörden in ihrem Amtsbezirke wenden, auch bei diesen wegen 
jeder Verletzung der zwischen den beiden Teilen bestehenden Ver­
träge und Vereinbarungen oder der allgemeinen Grundsätze des 
Völkerrechts Einspruch erheben. W erden ihre Vorstellungen von den 
Behörden nicht berücksichtigt, so können sie sich in Ermangelung 
eines diplomatischen Vertreters selbst an die Regierung des Emp­
fangstaates wenden.“ Namentlich sind die Konsuln befugt, die üb-
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liehen Beurkundungen und Beglaubigungen vorzunehmen. Es ist 
auch die konsularische Ehe erlaubt, wenn beide Eheschließenden 
dem Entsendestaate angehören (Art. 19). W ir werden also trotz 
Art. 13, Abs. 3 EG. z. BGB. die „diplomatische“ Ehe von Angehö­
rigen der Sovetunion zulassen müssen, wie sie schon bisher in den 
bestehenden Verträgen mit Italien, Japan, Paraguay und dem zum 
23. September d. J. gekündigten Vertrag mit Bulgarien gestattet war. 
Das Schlußprotokoll zu Art. 19 ermächtigt die Konsuln der U. d. SSR., 
auch Ehescheidungen von Personen, die vor ihnen die Ehe ge­
schlossen haben, auf deren übereinstimmenden Antrag zu beur­
kunden. Dies erklärt sich dadurch, daß gemäß Art. 91 des Familien­
kodex die Scheidung im Falle beiderseitiger Übereinstimmung der 
Ehegatten auch durch einfache Eintragung beim Standesamte, vor 
dem die Ehe geschlossen w ar, möglich ist. Entsprechendes gilt 
nunmehr für die Konsulate, die standesamtliche Funktionen auszu­
üben haben. Letzteres äußert sich auch darin, daß die Konsuln 
das Recht haben, Geburten und Todesfälle von ihren Staatsange­
hörigen zu beurkunden (Art. 20). Den Konsuln überläßt ferner 
Art. 21 auch das Recht, Vormünder und Pfleger für ihre Staats­
angehörigen zu bestellen, sie bilden in diesem Falle die obervor- 
mundschaftliche Behörde. Macht der Konsul der Union von diesem 
Recht keinen Gebrauch, so tritt bei uns Art. 23 EG. z. BGB. in 
Geltung.

Auf das wichtige in Art. 11 des Niederlassungsabkommens und 
in dem Schlußprotokoll dazu geregelte Recht des Konsuls, ver­
haftete Angehörige seines Staates besuchen zu dürfen, ist bereits 
oben, Heft 1, S. 7, hingewiesen worden.

Der Konsularvertrag regelt schließlich die Rechte des Konsuls in 
bezug auf die Schiffahrt (Art. 23— 28) und gewährleistet auch für 
die Amtsbefugnisse der Konsuln die Meistbegünstigung.

Im Schlußprotokoll zu Art. 1 verzichteten beide Teile „bis auf 
weiteres“ auf das Recht, W ahlkonsuln zu ernennen.
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2. Die persönliche und vermögensrechtliche Stellung 
der Frauen und Kinder nadi der Gesetzgebung der 

Sozialistischen Sovetrepublik Georgien.
V on K. P l e t n i k o v ,  M oskau.

(Schluß.)

Der Grundsatz des Schutzes für die Frau und Mutter und für 
die Kinder ist nicht nur in dem Kodex der Personenstandsgesetze, 
dem Zivilprozeß und dem Ärbeitskodex, sondern auch auf dem Ge­
biet des Strafrechts durchgeführt worden. Eine Freiheitsstrafe oder 
Zwangsarbeiten bis zu einem Jahre sind nach dem Ärt. 152 des 
Strafkodex für die mit Zustimmung der Mutter erfolgte Fruchtab­
treibung oder künstliche Unterbrechung der Schwangerschaft vor­
gesehen, sofern diese Handlungen von Personen ohne entsprechende 
vorschriftsmäßig attestierte medizinische Ausbildung, oder aber, wenn 
auch von Personen mit spezieller medizinischer Ausbildung, so doch 
nicht unter den sachgemäß gebotenen Bedingungen vorgenommen 
werden. W enn aber die in diesem Artikel genannten Handlungen 
gewerbsmäßig begangen oder ohne Zustimmung der Mutter vor­
genommen werden oder ihren Tod zur Folge gehabt haben, so wird 
die Strafe auf Freiheitsentziehung bis zu fünf Jahren erhöht. Dieser 
Artikel enthält eine Strafandrohung nicht gegen die Mutter, sondern

1. gegen Personen ohne die erforderliche medizinische Ausbildung, 
d. s. Nicht-Ärzte (Hebammen, Ärztgehilfen) und

2. gegen Personen, die zw ar die erforderliche medizinische Aus­
bildung (d. h. die eines Arztes) besitzen, aber die Abtreibungs­
operation nicht unter den sachgemäß gebotenen Bedingungen vor­
genommen haben.

Als nicht sachgemäß können nur solche Bedingungen bezeichnet 
werden, bei denen die Gefahr der äußeren Infektion besteht. Selbst­
redend wird die volle Garantie eines ordnungsmäßigen Verlaufs der 
Abtreibungsoperation nur in speziellen Entbindungsanstalten, Kran­
kenhäusern u. dgl. gew ährt; in dem Gebiete der Georgischen Re­
publik ist daher die Vornahme einer Abtreibungsoperation unter 
Vorbedingungen, wie sie durch bloße häusliche Einrichtung geboten 
werden, unstatthaft. W ie aus dem W ortlaut des Art. 142, Teil I 
des Strafkodex hervorgeht, ist sogar eine günstig verlaufene, aber 
ohne Befolgung der von dem Gesetz aufgestellten Forderungen
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vorgenommene Äbtreibungsoperation strafbar; dabei ist die im In­
teresse der Gesundheit der Mutter angesetzte Strafe ziemlich hart, 
auch wenn die Abtreibung mit Zustimmung der Mutter erfolgt ist. 
In Ermangelung einer solchen tritt aber sofort eine Erhöhung der 
strafrechtlichen Verantwortung ein, indem auf eine Freiheitsstrafe 
bis zu 5 Jahren erkannt wird. Die Notzucht, d. i. der unter An­
wendung physischer oder psychischer Gewalt oder unter Ausnutzung 
der Hilfslosigkeit des Opfers vorgenommene Beischlaf wird nach 
Art. 173 des Strafkodex mit.einer Freiheitsstrafe nicht unter 3 Jahren 
bestraft; hat die Notzucht den Selbstmord des Opfers zur Folge 
gehabt, so wird die Strafe mindestens auf 7 Jahre erhöht. Dem 
Schutz der Gesundheit der Kinder und Minderjährigen gegen ge­
schlechtliche Verbrechen und unzüchtige Handlungen sind die Art. 
170— 172 des Strafkodex gewidmet. Art. 170: Der geschlechtliche 
Verkehr mit Personen, die die geschlechtliche Reife nicht erreicht 
haben, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter 3 Jahren mit strenger 
Isolierung bestraft. Art. 171: Der geschlechtliche Verkehr mit Per­
sonen, die die geschlechtliche Reife nicht erreicht haben, sofern er 
von der Defloration oder einer unnatürlichen Befriedigung des Ge­
schlechtstriebes begleitet wird, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter 
5 Jahren bestraft. Art. 172: Die Demoralisierung von Kindern oder 
Minderjährigen durch Vornahme unzüchtiger Handlungen an den­
selben wird mit Freiheitsstrafe nicht unter 5 Jahren bestraft.

Seit dem 16. Juni 1924 sind in dem Gebiete Georgiens zwei 
Artikel in Kraft, die die Gesetzgebungen der anderen Bundesre­
publiken nicht kennen:

1. Art. 166, I des Strafkodex, der für die Entführung eines Mäd­
chens gegen dessen Willen und zum Zwecke der Eingehung einer 
Ehe mit ihm eine Freiheitsstrafe bis zu 3 Jahren ansestzt;

2. Art. 166, II des Strafkodex, der eine Freiheitsstrafe nicht unter 
2 Jahren für den Fall vorsieht, daß eine Frau gegen ihren Willen, 
zum Zweck des geschlechtlichen Verkehrs mit ihr entführt wird.

Der zweite Teil dieses Artikels droht eine Freiheitsstrafe nicht unter 
5 Jahren für den Fall an, daß zu dem gleichen Zwecke eine Frau 
entführt wird, die die Ehemündigkeit nicht erreicht hat, wobei es 
gleichgültig ist, ob die Entführung mit Zustimmung der Entführten 
oder gegen ihren Willen stattgefunden hat. Diese Gesetzesbestim­
mungen verdanken ihre Entstehung der Eigenart der Landessitten 
sowie wirtschaftlichen Besonderheiten. Die Mädchenentführungen
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in Georgien sind eine Äusdrucksform des Kampfes zwischen der 
alten ländlichen Familienordnung und den neuen Strömungen, dem 
Bestreben der Mädchen, sich von der schwerlastenden Bevormun­
dung durch eigensinnige Eltern freizumachen, die in solchen Fragen, 
die W ahl des Bräutigams, sich zu keinen Zugeständnissen ver­
stehen. Zugleich spielen hier auch wirtschaftliche Momente eine 
große Rolle. Der Vater des Mädchens, der in dem Familienrat 
immer noch die entscheidende Stimme hat, sucht für die Tochter 
einen Dorfbewohner aus, der ihm ein sorgsamer W irt zu sein 
scheint und dem er seine Tochter sowohl wie die Mitgift anver­
trauen zu können glaubt. Nun stellt es sich aber heraus, daß die 
W ahl des Bräutigams bereits von der Tochter getroffen ist, wobei 
sich diese natürlich nicht von wirtschaftlichen Zweckmäßigkeitsrück­
sichten, sondern einfach von der Sympathie zu dem jungen Manne, 
nicht selten von jenem unbewußten Hange, leiten läßt, in dem sich 
vom biologischen Standpunkt aus das weise Prinzip der geschlecht­
lichen Auslese auswirkt. Der Vater widersetzt sich den Wünschen 
der Tochter und lehnt den Heiratsantrag des Bewerbers entschieden 
ab. Nun wird eine Verschwörung geschmiedet, die die Entführung 
des Mädchens zum Zwecke hat, da ein freiwilliges Verlassen des 
elterlichen Heims der Tochter mit dem Zorn des Vaters, der Ver­
treibung aus dem Hause und der Enterbung droht. Eines Abends, 
mitunter auch in der Nacht, veranstaltet der Bräutigam mit seinen 
Freunden einen Überfall auf das Haus des Vaters, es wird aus 
Flinten und Revolvern geschossen und in der nun einsetzenden 
Verwirrung wird das Mädchen nach einem im vorhin vereinbarten 
verborgenen Ort weggeführt. Sie läßt sich entweder mit dem Ent­
führer in der Kirche trauen oder tritt in den geschlechtlichen Ver­
kehr mit ihm ein und die Eltern werden somit vor eine vollendete 
Tatsache gestellt, der sie öfters Rechnung tragen müssen (womit 
auch häufig sowohl von dem angeblichen Entführer wie von dem 
vermeintlichen Opfer der Entführung mit voller Bestimmtheit ge­
rechnet wird. Zweifellos kommen aber auch Fälle einer wirklich 
gewaltsamen Entführung vor, und das Gericht muß die größte Vor­
sicht walten lassen, um weder die Schuldigen freizusprechen, noch 
die Unschuldigen grundlos zu bestrafen. Auf Schritt und Tritt 
kommt es vor, daß das entführte Mädchen, von der Miliz (Polizei) 
eingeholt, sich zur Eingehung der Ehe mit dem Entführer bereit 
erklärt, wenn es aber zu den Eltern zurückgeführt worden ist und
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auf Antrag des Vaters die Untersuchung eingeleitet wird, ändert 
das Mädchen seine Aussagen und erhebt die Beschuldigung gegen 
seinen Willen entführt worden zu sein. Der Zorn des Vaters, die 
Drohung mit der Vertreibung aus dem Hause und die Furcht, seinem 
Schicksal überlassen zu werden, zwingen es, seinem Gewissen Ge­
walt anzutun und die W ahrheit zu entstellen. Es müssen die 
allermöglichsten Machenschaften der Eltern, die wirtschaftliche Ab­
hängigkeit der Frau berücksichtigt, die wahren Pläne des Entführers 
festgestellt, auch die Beeinflussung durch die Verwandten der beiden 
Seiten nicht außer acht gelassen werden, es müssen ferner die be­
greifliche Zurüdkhaltung des Mädchens und die ständigen Schwan­
kungen in seinen Aussagen beachtet werden, damit die W ahrheit 
schließlich von dem Gericht erkannt wird. Da für derartige Straf­
sachen — Verbrechen, die den volkstümlichen Lebensverhältnissen 
entspringen, — die Volksgerichte unter Beteiligung von zwei Schöffen 
zuständig sind, letztere aber von dem Kreisvollzugsausschüssen aus 
der Zahl der Kandidaten gewählt werden, deren Liste von dem 
Volkskommissar für Justiz oder dem Territorialgerichtshof aufge- 
stellt wird, wobei die Kandidaten meistens den Ortsbewohnern ent­
nommen werden, da ferner als Schöffen gleichfalls ortsansässige 
Bauern herangezogen werden, so braucht die Sovetgewalt im all­
gemeinen keine Justizirrtümer zu befürchten, wenngleich auch das 
idealste Gericht gegen solche nicht gesichert sein kann. Da die 
Frauen auf allen Gebieten der öffentlichen Tätigkeit und im be­
sonderen auch auf dem der Rechtsprechung zur Mitwirkung heran­
gezogen werden, beteiligen sie sich auch an den Gerichts-Verhand­
lungen der Volks- und Territorialgerichte. Die Beteiligung von 
Frauen an den Prozessen über Frauen- und Mädchenentführungen 
bietet eine weitere Garantie für die allseitige Beleuchtung des zur 
Verhandlung stehenden Falls, um so mehr, als die Beteiligung der 
Frau an dem Richter-Kollegium die Verletzte zu einer freimütigeren 
Aussprache bewegen und ihr größeres Vertrauen einflößen kann; 
auch bleibt ihre Psychologie kein unentwirrbares Rätsel mehr, wie 
dies bei einer anderen Zusammensetzung des Gerichts der Fall sein 
könnte. In Sovetgeorgien betätigen sich die Frauen schon seit 
langem auf dem Gebiet des Gerichtswesens, nicht nur als Schöffen, 
sondern auch als Rechtsanwälte, Notare und Volksrichter, und es 
muß gerechterweise anerkannt werden, daß sie in dieser letzten 
Rolle ein nachahmungswürdiges Beispiel bieten. Ohne auf eine
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langjährige Erfahrung im Justizdienste zurückblicken zu können, 
mit akademischen Zeugnissen ausgestattet zu sein, sind sie ein 
augenfälliger Beweis dafür, wie kurzsichtig und verfehlt die An­
schauung ist, die die Frau ausschließlich auf die Betätigung am 
häuslichen Herd und auf die Kinderpflege verwiesen wissen will. 
Diese Frauen wetteifern mit den anderen Volksrichtern, denen sie 
weder in der allgemeinen Kunst der Rechtsprechung nachstehen, 
noch in der einsichtsvollen Durchführung des Prinzips der klassen­
mäßigen Einstellung, die in der W ahrnehm ung der Interessen der 
Arbeitenden im Lande der proletarischen Diktatur besteht. Nicht 
genug damit, sie verstehen es, die ihnen verbleibende Mußezeit für 
die kulturelle Arbeit zu verwerten, indem sie Bildungsvereine, Ver­
sammlungen besuchen u. dgl. Die Sovetgewalt kann ihnen mit 
ruhigem Gewissen die Handhabung der Rechtspflege anvertrauen 
und sie kann überzeugt sein, daß in Prozessen über Frauen- und 
Mädchenraub, die unter dem Vorsitz eines weiblichen Volksrichters 
stattfinden, die Wahrscheinlichkeit eines Justizirrtums so gut wie 
auf den Nullpunkt sinkt.

Es seien noch kurz die Gesetzesbestimmungen gestreift, die den 
Schutz des Lebens und der Gesundheit der Frau beim Strafvollzug 
wie auch überhaupt während einer Inhafthaltung zum Zwecke 
haben. Nach Art. 452 des Strafprozeßkodex wird die Vollstreckung 
des Urteils auf geschoben:

1. bis zum Ablauf von zwei Monaten nadi der Entbindung, wenn 
die Schwangerschaft der Verurteilten der Vollziehung der Strafe ent­
gegensteht;

2. im Falle einer Krankheit des Verurteilten, die die Vollziehung 
der Strafe nicht zuläßt, bis zur Genesung;

3. in Fällen, in denen außerordentliche Umstände oder besondere 
Komplikationen in der Lage des Verurteilten, —  wie etwa erlittener 
Feuerschaden oder andere Naturschäden, eine schwere Krankheit oder 
Tod des einzigen arbeitsfähigen Familienmitgliedes, —  es befürchten 
lassen, daß eine sofortige Vollziehung der Strafe besonders schwere 
Folge für den Verurteilten oder seine Familie nach sich ziehen würde.

So kann das Gericht dem Ersuchen eines verurteilten Ehepaares 
stattgeben, daß das gegen sie gefällte Urteil nicht gleichzeitig an 
beiden vollstreckt werden soll, da beim gleichzeitigen Fortbleiben 
beider Eltern von der Familie die minderjährigen Kinder in eine hilf­
lose Lage geraten und der Existenzmittel beraubt werden könnten.
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In Ansehung der rechtserzieherischen Bedeutung der Gerichts­
prozesse werden von den Sovetgerichten im allgemeinen und in 
Georgien im besonderen sogenannte Musterprozesse veranstaltet, die 
es den arbeitenden Massen vor Augen führen, wie die Organe der 
richterlichen Gewalt auf Verbrechen gegen die Ehre, die Freiheit, das 
Leben und die Gesundheit der Frau reagieren. Eine solche Bedeu­
tung haben Prozesse über Fruchtabtreibung, Ansteckung mit Ge­
schlechtskrankheiten, Kuppelei, sexuelle Verbrechen; Klagen auf Fest­
stellung der Vaterschaft, Alimentenprozesse usw. geben gleichfalls 
den Stoff für Musterprozesse ab und der Bevölkerung wird die 
Gewißheit beigebracht, daß die Sovetgewalt unentwegt die Inter­
essen des wirtschaftlich schwächeren Teils schützt, nämlich die Inter­
essen der Mutter und der Kinder, deren Erziehung und Ausbildung 
zur sozialnützlichen Tätigkeit eine materielle Unterstützung und eine 
zweckgemäße Gestaltung des Familienlebens erfordert. Damit die 
juristische Unwissenheit der arbeitenden Frau ihr nicht zum Schaden 
gereiche und damit sie Gebrauch machen könne von den ihr gemäß 
den Gesetzen des Landes zustehenden Rechten und Vergünstigungen, 
ist das Zivilgericht, wie oben bereits erwähnt wurde, zu jedweder 
Beistandsleistung der Arbeitenden gegenüber verpflichtet. Außerhalb 
des Gerichtes dienen diesem Zwecke: Rechtsberatungsstellen, mit 
deren Leitung Anwälte betraut werden und die den Volksgerichten, 
Bauernklubs, sowie dem Verteidigerkollegium selbst angeschlossen 
sind, ferner das Juristische Bureau des Gewerkschaftsrates, sowie 
Rechtsberatungsstellen an den Klubs der versdiiedenen Gewerk­
schaften. Darüber hinaus wird der Arbeiterin und der Bäuerin in 
den Mutterschafts- und Kinderschutzanstalten (an den Departements 
für Gesundheitswesen) in Rechtsfragen Rat erteilt.

Die Beaufsichtigung der Organe, die die Vormundschaft über 
Minderjährige führen, steht nach dem in Georgien geltenden Recht- 
dem Volkskommissariat für das Unterrichtswesen zu. Lokale Or­
gane des Vormundschaftswesens sind: in Tiflis die dem genannten 
Kommissariat angeschlossene Abteilung für den Rechtsschutz der 
Minderjährigen, in anderen Städten die Volksbildungsdepartements; 
für die Dörfer ist das nächste Volksbildungsdepartement zuständig, 
das die Vormundschaft unter Mitwirkung des Temi-Vollzugsaus­
schusses1) ausübt.

*) „T em i“ ist ein V erband m ehrerer Dörfer und entspricht dem  russischen  
Landbezirk („ V o lo s f“).
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Ein Überblick über die Gesetzesbestimmungen, die das Ehe- und 
Familienrecht regeln, läßt zu folgenden Schlüssen gelangen. Das 
Sovetrecht hat die alten Anschauungen von der Ehe und Familie 
verworfen, die die Ehefrau und die Kinder dem Vater verschrieben. 
Die kommunistische Partei und die Sovetgewalt sind in jeder Weise 
bestrebt, jene Lebensverhältnisse schleunigst zu liquidieren, die das 
Erbe der früheren Gesellschaftsordnung darstellen und die Entwick­
lung der freibürgerlichen Gesinnung hemmen. Zugleich werden alle 
Maßnahmen getroffen, um die neue Struktur der Ehe und die neue 
Familie als die Grundlagen der neuen proletarischen Gesellschafts­
ordnung zu festigen. Der Mann und die Frau sind vollkommen 
gleichberechtigt und voneinander unabhängig, sie können zusammen 
oder getrennt leben, der M ann kann nicht die Zuführung der Frau 
verlangen, wie es früher üblich w ar, als der Gerichtsvollzieher die 
Frau im Vollstreckungsverfahren bei ihrem Herrn und Gebieter ein­
lieferte. Die Rechte der Frau auf das während des Bestehens der 
Ehe gemeinschaftlich erworbene Vermögen sind von dem Gesetze 
garantiert. Die bedürftige und arbeitsunfähige Ehefrau behält im 
Falle der Äuflösung der ehelichen Gemeinschaft das Recht auf die 
Alimente. Der Unterhaltsanspruch der Kinder ist gleichfalls durch 
das Gesetz sichergestellt, die elterlichen Rechte werden lediglich im 
Interesse der Kinder ausgeübt. W enn den Kindern außerhalb der 
Familie eine bessere Behandlung zuteil wird, als am väterlichen 
Herd, so ist das Gericht berechtigt, sie dort zu belassen, wo sie 
mehr Liebe und Fürsorge finden. Bei der Vollstreckung der Urteile, 
die auf die Herausgabe der Kinder durch einen der Ehegatten oder 
sogar durch eine fremde Person lauten, ist besondere Vorsicht vor­
geschrieben. Das Rundschreiben des georgischen Volkskommissars 
für Justiz Nr. 66, 1923, macht es den Gerichtsvollziehern zur Pflicht, 
bei der Vollstreckung derartiger Urteile von gewaltsamen Maß­
nahmen gegenüber den Kindern abzusehen und bei offensichtlicher 
Unmöglichkeit das Urteil ohne Anwendung von Gewalt zu voll­
ziehen, das Vollstreckungsverfahren einzustellen und hiervon dem 
lokalen Volksbildungsdepartement zwecks Anordnung der Vormund­
schaft über das Kind Mitteilung zu machen. W eitere Maßnahmen 
in bezug auf das Kind stehen sodann ausschließlich der Vormund­
schaftsbehörde zu. Die Alleinherrschaft in der Familie ist beseitigt. 
Beide Eltern sind in ihrem Verhältnis zu den Kindern rechtlich 
gleichgestellt, das Gesetz macht es dem Vater wie der M utter zur
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Pflicht, für die Person der Kinder zu sorgen, ihnen den Unterhalt 
zu gewähren und sie zu erziehen. Die Ehre, die Freiheit und die 
vermögensrechtlichen Interessen der Ehefrau und Mutter werden 
durch die Sovetgesetzgebung sowohl auf privatrechtlichem wie straf­
rechtlichem Gebiet sichergestellt. Dies alles in Verbindung mit den 
Maßnahmen zur Förderung der Gesundheit der Kinder, die unter 
Mitwirkung der Gesellschaft für die Körperkultur getroffen werden, 
wie die Einrichtung von Kindergärten, die Organisation von M ütter- 
und Kinderheimen, Sommererholungsheimen, Sanatorien, ferner die 
den Frauen und Kindern gewidmeten Bestimmungen der Ärbeiter- 
schutzgesetzgebung, der Schutz der Frauen- und Kinderarbeit, — 
dies alles bedeutet eine einheitliche planmäßige Linie der sovet- 
staatlichen Politik, die auf die Erziehung einer physisch kräftigen 
proletarischen Gemeinschaft, sowie auf den Schutz der Interessen 
der Ehefrau und Mutter gerichtet ist. Über diesen Interessen wacht 
neben den gerichtlichen Organen die sogenannte Zentrale Frauen­
abteilung, die dem Parteivorstande der kommunistischen Partei 
Georgiens angegliedert ist. Abgesehen von ihrer Tagesarbeit, die 
der Hebung des kulturellen Niveaus und der Emanzipation der 
Frauen gilt, widmen sich die Vertreterinnen der Zentralen und der 
Kreisfrauenabteilungen der Verteidigung der Frauenrechte in allen 
Fragen, die die Selbständigkeit der Frau im ehelichen wie im Fa­
milienleben überhaupt berühren, und bei allen Versuchen, die Ehre, 
Freiheit und körperliche Unverletzlichkeit der Frau anzutasten. Die 
Ideologie der Sovetpolitik erheischt die Förderung der Interessen der 
Frau auf allen Gebieten der öffentlichen Betätigung und des sovet- 
staatlichen Äufbaus. Im Reiche der W erktätigen wird der Frau 
jegliche Fürsorge zuteil, sie steht im Vordergründe, sie ist das 
Unterpfand für das Aufblühen der neuen Gesellschaftsordnung, deren 
Fortschritt ohne schaffensfreudige Mitwirkung der Frauen undenkbar 
ist. Sie kann vorwärts schreiten, im Bewußtsein der erfüllten Pflicht 
und in der Gewißheit, daß ihre Unabhängigkeit sichergestellt, ihre 
Rechte gew ahrt sind, und sie braucht nicht in Sorge zu sein wegen 
des Schicksals ihrer Kinder, auf die die Blicke der Staatsgewalt 
selbst unablässig gerichtet sind.
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5. Die russischen Ärbeitsartelle.
V on Dr. P a u l  W o h l ,  Berlin.

I.
Das Ärtel ist eine uralte russische G em ein sch afts-O rgan isa tion 1). Es be­

schränkte sich nicht auf gew erbliche Ärbeit. D ie ä ltesten  Ärtelle waren  
den P roduktionsverhältn issen  entsprechend se lb stän d ige  F isch er-, Jäger-, 
T reidler- und Fuhrm annsartelle (15. Jahrhundert). Dann erschienen Kredit­
artelle, H andw erker- und Instm annsartelle (16. bis 18. Jahrhundert) und 
endlich im 19. und 20. Jahrhundert Rrtelle der proletarischen Lohnarbeiter. 
Drei E lem ente bestim m en die w e itere  D ifferenzierung der Ärtelle:

1. D ie Arbeitsteilung,
2. d ie produktionstechnische N otw en d igk eit fachlicher Gruppenarbeit,
3. d ie  Lockerung der vo llen  Landarbeit.

W ährend die beiden ersten  E lem ente d ie G estalt d es Ä rtels bestim m en , ist 
das letzte  die m aterielle Triebkraft zur Ä rtelb ildung: D as Bauernland ist zu 
k lein , die Landarbeit kann den Bauern nicht m ehr v o ll ernähren, der b e­
g innende K apitalism us verpflanzt die m annigfachsten H eim arbeiten in das 
russische D orf, und der Bauer w ird zum  w andernden  H andw erker. Den 
bäuerischen W anderarbeiter macht der H ochkapitalism us zum  städtischen  
Proletarier. Nicht nur die technischen P roduktionsverhältn isse, auch die g e ­
m einsam e B indung an die agrarkom m unistische D orfgem einde drängte die 
w andernden  B auernhandw erker zum  organisierten  Zusam m enschluß. Im 
w estlichen Europa lieg t zw ischen  der feudal-patriarchalen  Agrarkrise des 
15. Jahrhunderts und dem  m odernen K apitalism us d es 18. das städtische 
Z unft- und M anufakturw esen des 16. und 17. Jahrhunderts. In Rußland 
fällt die Agrarkrise m it dem  m odernen K apitalism us zusam m en. Jene b e­
sondere Struktur der P roduktionsverhältn isse schuf aus agrarkom munistischen  
und großgew erblichen E lem enten die e igen artige  O rganisationsform  des

1) D ie neue Literatur in deutscher Sprache ist spärlich. Von älteren Arbeiten  
sind zu nennen: G eorg S t a e h r ,  Über Ursprung, G eschichte, W esen  und 
B edeutung der Ärtelle. 2 T eile . D orpat 1890/91; Paul A p o s t o ł ,  D as Ärtel, 
eine w irtschaftsgeschichtliche Studie. M ünchener Volkswirtschaft!. Studien  
Nr. 25. Stuttgart 1898; Julius F r ü h a u f ,  D ie russischen A rbeitergenossen­
schaften (Ärtelle) in d. Vierteljahrsschrift f. Volkswirtschaft u. Kulturgeschichte 
J. 96 (1868), S . 106—128; G. v . F a l k ,  D ie Ä rtelle in Rußland in Nordische 
Rundschau Bd. 5 (1886), H eft 6, S. 525—549; W . S t i e d a ,  D ie Ä rtelle in Ruß­
land in Schm ollers Jahrb. N. F. Bd. VI S. 192—230, Bd. VI; derselbe im H dw . 
d. S ta a tsw . 3. Aufl., B d. II, S . 196—201; W . D. P r e i j e r ,  dortselbst 4. Aufl., 
Bd. I, S . 1044— 1047. In russischer Sprache: Ä. I s s a j e w ,  D ie Ärtelle in 
Rußland. Jaroslavl 1881; und vor  allem  die leider im  dritten B and stecken­
geb liebene Sam m lung v o n  M a t e r i a l i e n  ü b e r  d a s  Ä r t e l  in Rußland. 
St. Petersburg 1874—75. N euerd ings: Ä . Z g p i n ,  A rbeitsgesetzgebun g u. 
Ä rbeitsartelle in „V oprossy Truda“ 1925, Nr. 11, S . 52— 57; d e r s e l b e ,  Die 
verantw ortlichen Ä rbeitsgen ossen schaften  (Börsenartelle) und die Garantie­
versicherung. M oskau 1925 (Verlag V oprossy Truda); Ä. K u s i k o v ,  Arbeits­
gruppen (K ollektive) und Ä rbeitsartelle: W ochenschr. d. S ovetjustiz  1926, Nr. 5, 
S . 138—143; und vor  allem  V o i t i n s k i j ,  Ärbeitsrecht der U- d. SSR., heraus- 
g eg . v . Institut S o v e tsk o e  P rava 1925. S. 142f., 184f.



Die russischen Ärbeitsartelle. 211

H rbeitsartels. D ie N am ensgleichheit und die Änknüpfung an die m ittelalter­
lichen Fischer-, Jäger- und Transportartelle ist eine historische Z ufä lligk eit1).

II.
Das Ärtel läßt sich in keine der in der deutschen W issenschaft entw ickel­

ten Rechtsform en hineinpressen. V on der neuerdings auf das deutsche Ä rbeits- 
verfassungsrecht angew an d ten  com m unio inc id en s2) unterscheidet sich dasH rtel

1. seinem  G egenstand  nach: D as Ärtel hat eine gem einsam e Ä rbeitsleistung  
zum G egenstand , die com m unio d a g eg en  ein dingliches V erm ögensrecht;

2. der Funktion nach: Das Ärtel verwirklicht sich im genossenschaftlichen  
Handeln mit w echselndem  Z iel, die com m unio in einer einheitlichen Ver­
m ögensverw altu ng auf gem einsam e Rechnung;

3. der Struktur nach: D as Ärtel w ird durch einen v o n  allen M itgliedern  
gew ählten  Ä ltesten  vertreten  und g e le ite t, die com m unio kann als solche  
nicht vertreten w erd en , bei der V erm ögensverw altung sind alle T eilhaber  
gleichberechtigt;

4. der M itgliedschaft nach: D as Ärtel kann nur durch Gesam tbeschluß auf­
gelöst w erd en , in der com m unio hat jeder Teilhaber die actio  com muni 
dividundo.

Nur die M oskauer Börsenartelle der kaufm ännischen Ärbeiter, Packer, 
K assenboten usw . ähnelten in d iesem  Punkte der com m unio; s ie  ste llten  ihren 
Ärbeitgebern einen Garantiefond, zu dem  jedes Ä rtelm itglied die gleiche Sum m e  
beitragen m ußte. D ie M itgliedschaft im Börsenartel w ar  veräußerlich3).

D as Ärtel hat Ähnlichkeiten mit der G esellschaft des deutschen bürger­
lichen Rechts. D as G esam theitsprinzip ist in g ew issem  Um fang anw en db ar4). 
Die w esentlich sten  U nterschiede sind:

1. D as Ärtel ist e ine rein personenrechtliche Verbindung zu proletarischen  
Z w ecken , das Z usam m enw irken der Gesellschaft beruht d a gegen  in erster 
Linie au f verm ögensrechtlicher G rundlage zu kapitalistischen Z w ecken;

2. das Ärtel vere in ig t P erson en  zu einer gem einsam en Verpflichtung, die  
Gesellschaft pflegt eine H errschafts- und Forderungs Vereinigung zu sein;

3. die Ä rtelm itglieder haften  nicht als Gesam tschuldner im Sinne des BGB. 
oder des neuen russischen Zivilrechts (Ärt. 115 russ. BGB.), sondern grund­
sätzlich zu  gleichen T eilen  als Gesam tschuldner im Sinne der N o v e lle  99, die  
das beneficium  d ivision is g ew äh rt, m it der M aßgabe, daß nur die von  
einzelnen Schuldnern nicht gezah lten  T eile  anteilig von  den zahlenden g e ­
leistet w erd en  m ü ssen 5). D em  entspricht auch das Recht der Gesam tschuld  
und der gem einschaftlichen B ürgschaft im Ärt. 1548 u. 1558 Ziff. 5 des Svod  
Z akonov Bd. X 6).

J) M a x  W e b e r ,  R ech tssozio log ie  S . 451: G. d. S . III nennt jenes m ittel­
alterliche Ä rtel e in e „durch Verbrüderung geschaffene fam ilienartige Arbeits­
gem einschaft“.

2) Heinrich H ö n i g e r ,  Ärbeitsrecht. 1920. S . XXVII.
3) P. Ä p o s t o l ,  a. a. 0 . ,  S . 100.
4) O. v . G i e r k e ,  D eutsches Privatrecht Bd. I, S . 663L.
5) P. G i r a r d ,  M anuel elem ent, de D roit Rom ain, Paris 1918, S . 756 Änm . 2.
6) K l i b a n s k i ,  Handbuch des g esam ten  russ. Zivilrechts Bd. III, S . 4 0 f. 

und die dort angeführte Judikatur des K assationshofes S . 60, S . 277f. und



212 Rußland.

Äm nächsten kom m t das Ärtel den G enossenschaften . E s w ird auch zu­
w eilen  Ä rbeitsgen ossen sd iaft genannt. Äber:

1. ist die O rganisation der deutschen G enossenschaft bis in ihre feinsten  Ver­
ästelungen gesetzlich  geregelt, das Ärtel d a g eg en  besitzt w e itg eh en d e  Äutonom ie;

2. erfaßt das Ärtel grundsätzlich d ie g a n ze  Ärbeitskraft seiner M itglieder  
und beschränkt sich dem entsprechend auf einen  kleinen Personenkreis.

III.
Die Ä utonom ie der Ärtelle erm öglichte m annigfache O rganisationsbildungen: 

Die Ärtelle haben m eist e in e n . gew äh lten  O bm ann, Starosten  oder Ätam an. 
B ei den kleinrussischen L and arb eiter-W an derartellen  („Krug“) findet man 
e in e  k o lleg ia le  L eitung. Än der Sp itze  dieser Ä rtelle steh t ein Räteausschuß  
„G rom ada“ 1). D ie Ä rtelm itglieder arbeiten en tw eder gem einschaftlich oder 
getrennt. Nur bei gem einschaftlicher Ä rbeit tritt das Ärtel unm ittelbar in 
Erscheinung. D as Ä rtel erhält ein einheitliches E ntgelt, das nach Köpfen  
oder nach der Leistung unter die G enossen verteilt w ird. D ie Verteilung  
w ird durch die a llgem ein e Ä rtelversam m lung aller G en ossen  bestim m t. Die 
Ä rtelgen ossen  leb en  gem einschaftlich , führen gem einsam en H aushalt und 
so rg en  füreinander in K rankheitsfällen. D ie W irtschaftsführung w ird ent­
w ed er  v o m  Starosten  b esorgt oder v o n  einem  besonderen  Obm ann, der für 
alle  kocht und d as gem einsam e Quartier besorgt. Äuch Frauen und Kinder 
können Ä rtelgen ossen  se in ; sie  b esitzen  v o lle s  Stim m recht in  der Ärtel­
versam m lung. In den Landarbeiterartellen ist Frauenbeteiligung häufig. Die 
Frauen beg leiten  das Ärtel nicht als H ordenm itglieder, sondern als Ä rbeits- 
gen o ssen . S o w e it  die Frauen nicht als H andarbeiterinnen w irken , führen 
s ie  die Ärtelw irtschaft. Sofern die Ä rte lgen ossen  getrennt arbeiten , beruht 
der Z usam m enhalt nur darin, daß sie  sich koalitionsartig  zu  einheitlichem  
L ohn verd ingen  und nach B een d igun g ihrer Ä rbeit w ied er  als Ärtel g e ­
sch lossen  w eiterziehen .

Getrennte Ärbeit leisten  die H andw erkerartelle, die sich zur gem einsam en  
N utzung v o n  P roduktionsm itteln zusam m engetan  haben. D ie E rhaltungs­
kosten  der gem einsam en  W erk stätten  w erd en  auf die Ä rtelgenossen  um­
ge leg t. M aßgebend  ist der B enutzungsgrad. Große gem einsam e W erkstätten  
kom m en auch vor. S ie  w erd en  v o n  den Ä rtelgen ossen  gem einsam  beheizt 
und in Stand gehalten .

D ie Ä rtelle leisten  en tw ed er  se lbstän d ige oder abh ängige Ärbeit. Selb­
stän d ig  sind die H andw erkerartelle. D ie Selbstän d igkeit nim m t im m er mehr 
ab, und die abh ängigen  Ä rbeitsartelle bilden die M ehrheit. D iese  Ä bhängig-

S . 382, Änm . I, 4  zu Ärt. 2198, Ziff. 28; vg l. auch D. 45. 2. 11. pr. und § 105, 
Ä bs. 3  d es G esetzes betr. d ie E rw erb s- und W irtschaftsgenossenschaften . 
D ie neuere S o v e tg ese tzg eb u n g  ist indirekt zu  der dem  byzantin ischen Recht 
entsprechenden R egelu ng des S v o d  Z a k on ov  zurückgekehrt, da nach Ärt. 183 
russ. Z PO . das Gericht die Gesam tschuld anteilig  auf d ie e inzelnen  Schuldner 
um zulegen hat. Ü ber d ie R egelung der Gruppenarbeit im deutschen Recht 
vg l. §§  112— 120 des Ä rbeitsvertrag-G esetzentw urfs R. Ä. Bl. 1923 Ä . T. S. 504; 
Ph. L o t m a r ,  Der Ä rbeitsvertrag, Bd. II, 1908, bes. S . 491, 5 0 5 f .,  516f.;  
W . K a s k e l ,  Ärbeitsrecht. Berlin 1925, S . 73.

ł ) P . Ä p o s t o l ,  a. a. O., S. 42.
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keit ist verschiedentlich abgestuft. Äm w eitesten  geht s ie , w en n  die Ä rtel- 
gen ossen  eine gem einsam e Schuld abarbeiten. D agegen  leisten  die B örsen­
artelle der kaufm ännischen H ilfsarbeiter zw ar abh ängige Ärbeit, s ie  verfügen  
aber über e ine dauernde und fe ste  O rganisation und sind verhältnism äßig  
se lbstän d ig1).

IV.
Das G esetz  hat die Ä rtelle lange Z eit u n geregelt gelassen . Zuerst w er­

den die Ä rtelle erw ähnt in e in igen  Verordnungen über das L otsen w esen  aus 
den Jahren 1720—1735. D iese  L otsenartelle  sind selbständige Ä rtelle b e ­
sonderer Ärt und dürften kaum  zu den eigentlichen Ärbeitsartellen zu  rech­
nen sein . E ine D efinition des Ärtels findet m an zuerst im Kap. XIV Ärt. 1 der 
Zunftordnung:

„Das Ärtel ist die V ereinigung einer g e w isse n  Änzahl v o n  Leuten, 
die  in fo lge g eg en se it ig en  Ü bereinkom m ens solche D ienste und A rbei­
ten  gem einschaftlich verridrten, w elche die K räfte e ines einzelnen  
M enschen ü b erste igen .“

Das Ärtel darf aus nicht w en ig er  als sechs G enossen bestehen . Tatsächlich 
aber bestan den  v ie le  Ä rtelle nur] aus vier G enossen. D ie alte Handelsordnung  
enthielt m ehrere Artikel über die B örsenartelle (Ärt. 2409—2420). D ie Haupt­
punkte sind: Die Se lb stverw altu n g  des Ä rtels, solidarische Haftpflicht, die 
Pflicht, einen Sicherheitsfond zu b ilden , d ie Pflicht der Ä rtelgen ossen , min­
destens ein Jahr im Ärtel zu  bleiben .

Bis zur O ktoberrevolution  w aren  die Ä rtelle im Bd. X des S v o d  Z akonov  
Buch IV, Teil III, Kap. VI, 3. Abschnitt geregelt. Ärt. 2198, Ziff. 1 bestim m t: 

„Ein Ä rtel ist eine G esellschaft, die zur Ausführung bestim m ter  
A rbeiten oder W erk leistungen  und auch zur Verrichtung v o n  D ienst­
leistu ngen  und A m tsgeschäften durch persönliche L eistung der T eil­
nehm er für deren gem einschaftliche Rechnung und unter ihrer g e g en ­
se itig en  Bürgschaft geb ild et w ird .“

Als Ä rtelgenossen  können nicht unter 17 Jahre a lte P ersonen beiderlei 
Geschlechts aufgenom m en w erden . D ie Zahl der G enossen wird durch das 
G esetz nicht beschränkt. E ine M indestzahl w ird  nur für Ärtelle m it vom  
Gouverneur b estätig ten  Statu ten  fe stg esetz t. D as Ärtel ist rechtsfähig und 
kann v o r  Gericht k lagen  und verk lagt w erden . E s w ird durch die General­
versam m lung aller G enossen  verw altet, die aus ihrer M itte eine zur engeren  
G eschäftsführung und V erw altung g ee ig n ete  P erson w äh lt. D ie G enossen  
können sich unter g e w isse n  satzungsm äßig bestim m ten B edingu ngen  in der 
Generalversam m lung vertreten  lassen . E tw a ig e  B eiträge m üssen für alle  
G enossen gleich sein . D ie Verteilung der Ä rtelseinnahm en so ll dagegen  
nach der B eteiligu ng e in es jeden an den Ä rtelarbeiten erfolgen. Die G esetz­
gebung bem ühte sich, d ie agrarkom m unistische O rganisation zu verdrängen.

Für die übernom m enen V erbindlichkeiten, für pünktliche E rledigung durch 
die Ä rtelgenossen  und für allen bei den  Ä rtelarbeiten durch Ä rtelgenossen  
oder vom  Ärtel gedun gen e P ersonen verursachten Schaden haftet das Ärtel 
mit seinem  gan zen  V erm ögen . Reicht das Ä rtelverm ögen nicht aus, so  haften

^ v . F a l k ,  a. a. 0 . ,  S. 546L ; I s s a j e w ,  a. a. 0 . ,  S. 110f.
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die G enossen auf Grund ihrer g eg en se itig en  B ürgschaft unbeschränkt oder 
in dem  vom  b estä tig ten  Statu t fe stg esetz ten  U m fang. V erm öge der g eg en ­
seitigen  B ürgschaft w ird  die H aftsum m e unter die Ä rtelg en o ssen  zu  gleichen 
T eilen verteilt, sofern das Statut keine verhältn ism äßige T eilung vorschreibt, 
Ä ber nur im  Innenverhältn is können d ie  Ä rtelgenossen  auf denjenigen  
zurückgreifen, der den Schaden verschuldet hat. Für die persönlichen Ver­
bindlichkeiten der Ä rtelgenossen  haftet das Ä rtelverm ögen  nicht.

D as H andelsgesetzbuch v o n  1914 (Ärt. 79—93) hat die B örsenartelie  geregelt. 
Hier w ird grundsätzlich ein E intrittsgeld  vorgeseh en , das aber auch in Raten 
v om  V erdienstanteil in TÄ b zu g gebracht w erd en  kann. Die Börsenartelle  
bilden  aus d iesen B eiträgen  einen  F o n d s, der beim  B ö rsen k om itee , einer 
öffentlichen G ew erbeaufsichtsstelle, deponiert w ir d , und den  Äuftraggebern  
des Ä rtels als Garantie dient. Der G arantiefonds haftet nicht ohne w eiteres  
allen Ä uftraggebern , sondern nur, w en n  die S icherheitsleistung besonders 
vereinbart w orden  is t 1).

D ie zaristische G esetzgeb un g ist kurz nach der O ktoberrevolution in com - 
plexu au fgehob en  w o r d e n 2). Da das Sovetrecht noch keine um fassenden  
B estim m ungen getroffen  h a t, ist G ew ohnheitsrecht m aßgebend , so w e it  es 
„den allgem einen G rundsätzen d es Sovetrechts und der a llgem einen  Politik 
der Ä rbeiter- und B auernregierung“ entspricht. Nur in so w eit das a lte Ä rtel- 
recht, w ie  bei den B örsenartellen  des HGB., die personenrechtliche Organi­
sa tion  des Ä rtels nicht durch Einfügung verm ögensrechtlicher Bestim m ungen  
antastet oder durch A bänderung der V erteilungsordnung im Sinne einer in­
dividuellen  L eistungsvergütung an S te lle  des ko llek tiven  kam eradschaft­
lichen Prinzips u m g esta ltet, b leib t e s  noch als A ufzeichnung allgem einen  
G ew ohnheitsrechts m a ß g eb en d 8).

Nach B eginn der Nep. w urden die Ä rtelle dem  Dekret über die Produktiv­
genossen schaften  vom  7. Juli 1921 (GSlg. 1921 Nr. 53, Ärt. 322) unterstellt, 
ohne U nterschied , ob es sich um  se lbstän d ige H andwerkerartelle oder um 
ab h ängige Ärbeit leistende Ä rbeitsartelle im engeren  Sinne han d elte4). Ebenso  
w ie  die G enossenschaften  standen die Ä rtelle unter Aufsicht d es Obersten 
V olksw irtschaftsrates. E rst das Dekret v o m  9. M ai 1923 (GSlg. 1923 Nr. 41, 
Ärt. 449) änderte ihre S te lle  im W irtschaftsverw altungsrecht; fortan wurden 
die Ä rtelle (vom  D ekret „Ä rbeitsgen ossen schaften“ genannt) zw ar noch immer 
b e i den G ouvernem ents-V olksw irtschaftsräten  registriert, aber erst nach vor­
heriger Prüfung durch die Ä rbeitsabteilung der G ouvernem ents-E xekutivkom i­
tees, die ihrerseits w iederum  dem  V olkskom m issariat für Ä rbeit un terstand5).

4) K l i b a n s k i  a. a. 0 .  Bd. III, S. 540; Z g p i n ,  D ie verantw ortlichen Ärbeits­
genossen sch aften  (Börsenartelle) S. 2 — 7, 16—28.

2) Über d ie  A ufhebung des a lten  Rechts W o h l ,  D ie N ationalisierung der 
B ankaktiengesellschaften  in Sovetrußland und ihre R echtsw irkungen im Aus­
land, Ostrecht 1925, Nr. 1, S . 44— 47.

3) D as am tliche N orm alstatut führt u. a. die frühere A ltersgrenze wieder  
ein, v g l. W ochenschrift d. S o v etju stiz  1925, Nr. 23, S . 851.

4) Z y p i n ,  A rb eitsgesetzgeb u n g  und Ä rbeitsartelle  a. a. 0 .  S . 52.
6) Ü ber die S tellu ng  der G ouvernem ents-Ä rbeitsabteilungen  in der staat­

lichen V erw altu ngsorgan isation  vg l. m e i n  Schem a „Behördenaufbau in der
S o v etu n io n “ in „O steuropa“ 1925/26, Nr. 2, S . 96.



Die russischen Ärbeitsartelle. 215

Das A rbeitsgesetzbuch der RSFSR. vom  15. N ovem ber 1922 garantiert die 
V ertragsfähigkeit der Ä rtelle und bestim m t im Ärt. 35 :

„Bei dem  Abschluß e in es V ertrages mit einem  Artel en tstehen  hin­
sichtlich jeder Person , d ie zum  Artel gehört und bei dem  A rbeitgeber  
die bedungene A rbeit ausführt, d ieselben Pflichten und Rechte, w ie  
w en n  der Vertrag m it einer P erson abgesch lossen  w ä r e .“

Es ist kaum  anzunehm en, daß das A rbeitsgesetzbuch mit d ieser B estim ­
m ung das alte Prinzip der g eg en se itig en  Bürgschaft durch e in e  für den  
Arbeiter ungünstigere G esam tschuldnerschaft ersetzen w ill. D as A rbeits­
gesetzbuch ist ga n z  im G egenteil bem üht, d ie kollektive O rganisation und 
die A utonom ie der Ärtelle zu fe s t ig e n 1). Der Art. 35 gibt den Ärtellen das 
Recht, die A rbeit se lb st unter den Ä rtelgenossen  zu verteilen und die Ä rtel- 
genossen  untereinander auszutauschen.

Im Z ivilgesetzbuch bleiben die Ärtelle unbeachtet. D ie geltend e grund­
sätzliche R egelung enthält das Dekret über die Ä rtelle vom  15. Dezbr. 1924 
(GesSlg. 1925, Nr. 1, Art. 9 )2). In Art. 1 des D ekrets heißt es:

„Ärtelle sind P erson en verein igu ngen  zur gem einsam en O rganisation  
und zur Verm ietung, ihrer physischen oder intellektuellen Kräfte 
zw eck s Ausführung v o n  A rbeiten , in der R egel aus dem  M aterial 
des A rbeitgeb ers.“

Personen, d ie  L ohnarbeiter beschäftigen, können nicht Ä rtelgen ossen  werden. 
Die Ä rtelgenossen  m üssen die vom  Artel übernom m ene Arbeit persönlich  
ausführen. Nur für organisatorische und technische N ebenarbeiten  darf das 
Artel in beschränkter Zahl frem de P ersonen heranziehen (nicht mehr als 
10°/o der Ä rtelgenossen ). E s darf niem and z w e i Ärtellen des gleichen Ge­
w erbes angehören . D as A rtel darf nicht w en iger als sieben  M itglieder  
haben. D iese B estim m ungen sollen

1. den proletarischen Charakter der Ä rtelle sichern und
2. d ie Ä rtelle zu  gesch lossenen  kollektiven Körpern au sb a u en 3).

Das Dekret regelt aber auch die selbständigen W erkartelle  und ihre ver­
m ögensrechtliche G eschäftsfähigkeit. D ie W erkartelle so llen  nicht zu Unter­
nehm erverbänden w erd en . B ei W erk lieferungsverträgen darf der W ert des  
vom  Artel gelieferten  M aterials nicht mehr als 5000 Rubel betragen . D as 
K aufvertragselem ent soll den Ärbeitsvertrag nicht überwuchern.

Das registrierte Artel hat das Recht e in e t  juristischen P erson  und ist b e ­
rechtigt, Darlehen aufzunehm en. W enn  das registrierte Artel auch selb ­
ständige Rechtspersönlichkeit b esitz t, so  besitzt e s  doch k e in esw eg s eine  
allgem eine R echts- und G eschäftsfähigkeit. Es ist w ie  jede juristische P erson  
des alten w ie  des neuen russischen Rechts nur in so w eit rechts- und g e -

3) Art. 29 Anm . 1 sieht für d ie Ärtelle ein allgem eines Äbrechnungsbuch  
vor. D as N orm alstatut erm ächtigt sie , L ehrlinge zu halten.

2) V orangegangen  w aren  die D ekrete vom  25. Novbr. 1921 (GesSlg. 1921, 
Nr. 61, Art. 434) und vom  9. M ai 1923 (G esSlg. 1923, Nr. 41, Art. 449). Das 
Dekret vom  15. Dezbr. 1924 ist abgedruckt in d ieser Zeitschrift Jahrg. 1925, 
Nr. 2, S. 175.

3) Dem entsprechend bestim m t das N orm alstatut, daß 10°/0 der N ettoein ­
nahmen der Ä rtelkasse zuzuführen sind, und daß die A nteile nicht mehr als 
10 Rb. betragen dürfen.
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sd iä ftsfäh ig , als dies v o n  G esetz und Satzun g  bestim m t w ir d 1). Die 
juristische Persönlichkeit schließt auch nicht a u s , daß das Ä rtel, sofern es 
einen dem  A rbeitsgesetzbuch  unterliegenden Ä rbeitsvertrag e in g eh t, stets 
zugleich auch se in e  M itglieder berechtigt und verpflichtet.

A lle B egünstigu ngen  der G ew erbegen ossensch aften  kom m en auch den 
Ä rtellen zugute . Der V orstand e in es Artels hat für d ie E inhaltung der 
A rbeitsschutz- und Ä rbeitsversicherungsbestim m ungen zu  sorgen . D as Dekret 
macht die A rtelle  zu kollek tiven  Selbstverw altungskörpern  der A rbeitsorgan i­
sation ; a ls O rganisationen v o n  „W erk tätigen“ gen ieß en  s ie  grundsätzlich  
die proletarischen P r iv ile g ie n 3).

D ie geltend e R egelung ist un vollständig  und um stritten. Ursache der 
Schw ierigkeiten  ist die w e ite  F assu ng des D ekrets vom  15. D ezem ber 1924, 
w elch es nicht nur die eigentlichen Ä rbeiterartelle , sondern auch die selb­
stän d igen  H andw erksartelle  m it einem  K apital v o n  nicht mehr als 5000 Rubel 
als „Ä rbeitsartelle“ behandelt. Streitfragen bestehen  in drei Punkten; 1. hin­
sichtlich der A ufnahm e der Ä rtelle in die G ew erkschaften, 2. hinsichtlich ihrer 
Stellung zu  den T arifverträgen, 3. hinsichtlich ihrer E ingliederung in die 
Sozialversicherung.

D ie heute m aßgebende P raxis ist in einem  G esetzen tw urf über die Neu­
regelu ng  des Ä rtelrechts zusam m engefaßt, der im  H erbst 1925 auf Anregung  
dreier G ew erksch afts-Z en tra lkom itees v o n  einer „interm inisteriellen“ Kom­
m ission  (VK. f. Arbeit, Z entralrat d. G ewerksch. und OVW R.) ausgearbeitet 
w urde. D ie N euerungen des Entw urfs liegen  nicht auf der Linie der von  
den G ew erkschaften geforderten  T rennung v o n  Ä rb eits- und Handwerker­
artellen. Im G egenteil; künftig so llen  auch d iejen igen  artelartig organisierten  
se lbstän d igen  H andw erkergenossenschaften , deren K apital mehr als 5000 Rubel 
beträgt, a ls Ä rbeitsartelle  g e lte n 3).

Es w ird nur nach dem  jew eils vom  Ärtel abgesch lossen en  Vertrag unter­
schieden. Schließt ein Ärtel einen Ä rbeitsvertrag (D ienstm iete), so  is t  seine  
R echtsstellung ein e and ere, als w en n  e s  e in en  W erk lieferungsvertrag ab- 
schließt.

a) S teh t ein Ärtel im  Ä rbeitsvertrag, so  sind  die Ä rtelgenossen  und nicht 
d as Ärtel se lb st dem  Tarifvertrag unterw orfen . D ie  Ärtelle können niem als 
tariffähige K ontrahenten e in es Tarifvertrages sein . T arifparteien sind auf 
Ä rbeitnehm erseite nur d ie G ew erkschaften. Da die T arifverträge a llen  im 
Tarifbereich Arbeitenden gegen ü b er  unabdingbar sin d , so  unterstehen die 
Ä rtelgenossen  den T arifverträgen, unabhängig v o n  ihrer Z ugehörigkeit zur 
G ew erkschaft. D as Ärtel kann nicht als so lches, nur die ein zelnen  Ärtel­
g en o ssen  können in d ie G ew erkschaft aufgenom m en w erd en . Ü ber die Ä uf-

’) G. F. S e r l e n e v i c ,  Lehrbuch d es russischen bürgerlichen Rechts. M os­
kau 1912, S . 131 f. K l i b a n s k i  a. a. O. Bd. III, S . 275 und 316f.

2) Über die prozessualen  Privilegien  der „W erk tätigen“ vg l. O. M e r s ­
m a n n - S o e s t  und P. W o h l ,  D ie deutsch-russischen Verträge. Berlin 1926, 
S . 97; a llgem ein ; N. T im a s c h e w ,  G rundzüge d es sovetrussischen  S taats­
rechts, herausgeg. v o m  O steuropa-Institut 1925, S . 20f.

3) Z y p in  a. a. O. S . 56; se lbstän d ig  b leiben dürften die im  w esentlichen  
produktivgenossenschaftlichen so g . Invalidenartelle (G .S lg l923 , Nr. 65, Art. 631).
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nähme entscheidet die gewerkschaftliche V erw altungspraxis. Grundsätzlich 
werden nur solche Ä rtelgenossen  aufgenom m en, die einem  Ärtel angehören, 
w elches lediglich H rbeitsverträge i. e. S. eingeht.

b) Schließt ein Ä rtel einen W erklieferungsvertrag ab , so  ist nicht d as  
H rbeitsgesetzbud i, sondern das Z ivilgesetzbuch m aßgebend. D as Ärtel gilt 
als juristische P erso n , und neben dem  Ärtel als solchem  sin d  im  G egensatz  
zu Ärt. 33 d es A rbeitsgesetzbuches nicht noch die einzelnen Ä rtelgenossen  
berechtigt und verpflichtet. Dem  Tarifvertrag sind die M itglieder e in es im  
W erkgedinge stehend en  Ärtels auch dann nicht unterw orfen , w en n  s ie  der 
Gewerkschaft angehören. Der A rbeitgeber oder B esteller braucht den Ärtel­
genossen w eder  Arbeitsbücher auszu ste llen , noch ist er verpflichtet, für s ie  
Sozialversicherungsbeiträge zu le is te n 1).

Die Sozialversicherung der Ä rtelle macht besondere Schw ierigkeiten, w eil 
dasselbe Ärtel einm al im Ä rbeitsvertrag, ein anderm al im W erklieferungs- 
vertrag steh en  kann. D ie vom  geltenden  Recht noch nicht erfaßten H and­
werkerartelle m it mehr als 5000 Rubel Kapital fallen nicht unter die S oz ia l­
versicherung2). W en n  der E ntw urf des neuen Ärteldekrets angenom m en  
wird, so  muß das geltend e  Sozialversicherungsrecht dahin abgeändert w er­
den, daß alle  artelm äßig organisierten  P roduktivgenossenschaften , d ie keine  
Lohnarbeiter beschäftigen , der Sozia lversicherung angehören . Steht das 
Ärtel im W erklieferungsvertrag, so  m üßten nach Inkrafttreten des Entw urfs, 
die Versicherungsbeiträge v o n  den Ä rtelgen ossen  se lb st aufgebracht w erden . 
Versichert sind d ie  e in ze lnen  Ä rtelgenossen  und nicht das Ärtel als solches.

Von vornherein  hat die S o v e tg esetzg eb u n g  die B örsenartelle  oder „Ge­
nossenschaften für verantw ortliche A rbeit“ beson ders geregelt. Durch Dekret 
vom 20. Februar 1919, (GSlg. 1919, Nr. 5, Ärt. 56) w urden alle Börsenartelle  
vereinigt und in e ine einheitliche G enossenschaft v erw a n d elt, d ie dann  
wiederum kurz vor B eginn der Nep durch Dekret vom  13. Dezem ber 1920 
(GSlg. 1920, Nr. 99, Ärt. 526) aufgelöst w urde. Später w urden die B örsen­
artelle, der Nep entsprechend, nicht nur w ieder zu g e la ssen , sondern noch  
besonders gefördert. Zu einer endgü ltigen gesetzlichen  R egelung ist es  
noch nicht gek o m m en 3).

Nichts b eson deres sind die S a ison -Ä rtelle  der Flößer und H olzarbeiter, d ie  
in den Dekreten vom  12. April 19234) und vom  12. Januar 19245) erw ähnt 
werden. Es finden auf sie  nur die a llgem einen Vorschriften A nw endung. 
Die besonderen Ä rbeiterschutzbestim m ungen jener D ekrete, d ie die Arbeit 
der Frauen und Jugendlichen im E inzeiarbeitsvertrag beschränken, gelten  
auch für artelangehörige Frauen und Jugendliche6).

1) W a s ihm, w en n  das Ärtel im Ärbeitsvertrag i. e. S. steht, nach Ärt. 29, 
Änm. 1 d es A rbeitsgesetzbuches obliegt.

2) J. L. B a j e w s k i j ,  D ie P raxis der Sozia lversicherung in der U. d. SSR. 
M oskau 1925 (Verlag V oprossg Truda), S . 17.

3) Z g p in ,  D ie verantw ortlichen Ä rbeitsgenossenschaften  (Börsenartelle) 
S .7—11; vg l. auch E. N. D a n i l o v a ,  Zur F rage der Börsenartelle in Vestnik  
prom yślennosti, to rg o v li i transporta 1923, Nr. 3.

4) Nachrichten des V olkskom m issariats f. Arbeit 1923, Nr. 14.
5) Nachrichten des V olkskom m issariats f. Arbeit d. U. d. SSR. 1924, Nr. 4.
6) V o i t i n s k i j  a. a. O. S. 136f.
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V.
Die tatsächliche B edeutung des Ärtels ist sehr erheblich. Ä lle Versuche 

einer flrtelstatistik  sind bisher gescheitert, w e il der größte T eil der Ärtelle 
nicht registriert ist. E s g ib t aber kaum einen  G ew erb ezw eig , dem  die Ärtel- 
organisation  frem d ist. S e lb st in den G roßbetrieben v o n  M oskau und 
L eningrad gab  es vor  dem  K riege zahlreiche Ärtelle. D ie gem einsam e  
W irtschaftsführung der Ä rtelgenossen  beeinflußte W o h n u n g s- und Lohn­
verh ä ltn isse  der Ärbeiter. D ie Ä rtelgenossen  lebten  in großen Kasernenräumen 
und n ivellierten  durch ihre oft tarifähnlichen V ereinbarungen den Ä rbeitslohn1).

D as Ärtel w urde ebenso  w ie  der M ir von  den  Narodniki uud späteren  
S ozia lrevo lu tion ären  als K eim zelle einer sozialistischen  G esellschaft idealisiert. 
D as W ort „Ärtel“ erfreute sich großer B eliebtheit. Jeder lo se  und vorüber­
gehende Zusam m enschluß w urde Ärtel genannt. Äuch die Produktions­
genossen schaften  und se lb st die landwirtschaftlichen und K reditgenossen­
schaften trugen z e itw e ise  d iesen  Nam en. D ie Ärtelbildung w urde besonders 
v o n  den Z em stw o s gefördert. D ie B olschew ik! beschränkten das Ärtel ab­
sichtlich auf das Ä rb eits- und H andw erkerartel, um jene agrarkom m unisti­
schen G em einschaftsreste in  rational zusam m engefaßte G ruppenorganisationen  
um zubilden.

II. Gesetzgebung.
M itgeteilt v o n  Ä. v . B o d i m a n n,

1. Abkommen
z w i s c h e n  d e r  U n i o n  d e r  S o z i a l i s t i s c h e n S o v e t r e p u b l i k e n  
u n d  d e r  R e p u b l i k  Ö s t e r r e i c h  ü b e r  d i e  g e g e n s e i t i g e  R e c h ts ­

h i l f e  i n  Z i v i l s a c h e n .
Der Z entral-V ollzugsausschuß der U nion der Sozia listischen  Sovetrepu- 

bliken gibt bekannt, daß d ie  B evollm ächtigten der U nion der Sozialistischen  
Sovetrepubliken  und die B evollm ächtigten  der V erein igten  R egierungen der 
Republik Österreich in M oskau am  19. Septem ber 1924 ein  Äbkommen  
zw ischen  der U nion der Sozia listischen  Sovetrepubliken  und der Republik 
Österreich über die g eg en se itig e  Rechtshilfe in Z ivilsachen abgesch lossen  und 
-unterzeichnet haben , w elcher Äkt W ort für W ort, w ie  fo lg t, lautet.

Z w ecks Abschluß e in es A bkom m ens über Rechtshilfe in  bürgerlichen An­
gelegen h eiten  zw ischen  der Republik Österreich und der U nion der Sozia­
listischen Sovetrepubliken , w urden zu B evollm ächtigten  bestellt:

Se iten s ;der R egierung der U nion der Sozialistischen Sovetrepubliken: 
Herr M axim  L itw inoff, M itglied  des Z entra l-V ollzu gsau sschu sses der 

U nion der Sozia listischen  Sovetrepubliken und stellvertretender V olks­
kom m issar für A u sw ärtige  A ngelegenheiten .

J) R. v. U n g e r n - S t e r n b e r g ,  Über die wirtschaftliche und rechtliche 
L age der St. P etersburger Arbeiterschaft. Berlin 1909, S . 28. Über die tat­
sächliche B edeutung der Ä rtelle v g l. Internationale Rundschau der Arbeit 1926, 
April-H eft.
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Und se iten s des B undespräsidenten der Republik Österreich:
Herr Otto Pohl, außerordentlicher G esandter und bevollm ächtigter M inister, 

die nach Prüfung ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollm ach­
ten über fo lg en d e  B estim m ungen übereingekom m en sind:

Ärtikel 1.
D ie vertragschließenden Staaten  verpflichten sich, einander in bürgerlichen  

Ä ngelegenheiten  R echtshilfe durch Z ustellung v o n  Schriftstücken und durch 
Erledigung v o n  Ersuchen zu gew ähren , w elche die Vornahm e einer P ro zeß -  
handlnng oder einer anderen gerichtlichen H andlung innerhalb des G eschäfts­
kreises der ersuchten B ehörde zum  G egenstände haben.

Ärtikel 2.
D ie ersuchte B ehörde hat bei E rledigung d es R echtshilfe-Ersuchens in A n­

sehung der zu beobachtenden Form en die G esetze ihres L andes anzuw enden. 
Dem V erlangen der ersuchenden Behörde, nach einer besonderen Form zu  
verfahren, ist zu entsprechen, w en n  d iese  Form der G esetzgebung des er­
suchten S ta a tes nicht zuw iderläuft.

Ärtikel' 3.
Falls die im  Ärtikel 1 angeführten Schriftstücke und Ersuchschreiben nicht 

in der Sprache der ersuchten Behörde abgefaßt sind, m üssen sie, w en n  sie  
für die U nion der Sozia listischen Sovetrepubliken bestim m t sind, mit 
einer russischen, w en n  sie  für Österreich bestim m t sind, m it einer deutschen  
Übersetzung verseh en  se in : das Gleiche gilt für die B eilagen. B ei Z ustel­
lungen g en ü gt es jedoch, w en n  eine Inhaltsangabe in der Sprache der er­
suchten Behörde angesch lossen  ist.

Die K osten, d ie durch d iese  Ü bersetzungen verursacht w erden , fallen  
dem ersuchenden S taate  zur Last.

Die Schriftstücke, die den N achw eis der Z ustellung oder den Grund der 
Nichtzustellung enthalten , die Ä ntw orten auf Ersuchschreiben und die in 
Erledigung der Ersuchschreiben aufgenom m enen Schriften, w ie  auch die  
B eilagen w erd en  nur auf B egehren des ersuchenden S ta a tes und g egen  
Ersatz der Ü bersetzungskosten  m it Ü bersetzungen versehen .

Ärtikel 4.
Älle vorsteh en d  angeführten Schriftstücke und Ersuchschreiben m üssen  

mit dem S iegel der B ehörde, v o n  der sie  ausgehen , verseh en  und, w enn  
sie für die U nion der Sozialistischen Sovetrepubliken bestim m t sind, vom  
Bundes-K anzleram t, w en n  sie  für Österreich bestim m t sind, vom  V olkskom ­
missariat für Äußeres b eg laub igt se in; sie  sind auf diplom atischem  W eg e  
w eiterzuleiten.

Ärtikel 5.
Jeder der vertragschließenden Staaten  hat die B efugnis, Zustellungen an 

eigene Staatsangehörige, die sich im G ebiete des anderen S ta a tes befinden, 
durch seine diplom atischen oder konsularischen Vertretungsbehörden ohne  
A nw endung v o n  Z w a n g  bew irken zu lassen.

Zeitsdirift f. Osteurop. Recht. Heft 2/3. Mai 1926. 3
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Ärtikel 6.
D ie E rledigung v o n  Z ustellungsanträgen  und Ersuchen kann nur a b g e -  

ehnt w erd en ,
a) w en n  die Echtheit der Urkunde nicht feststeh t,
b) w en n  der vertragschließende Staat, in dessen  Gebiet die Erledigung  

stattfinden "soll, s ie  für g ee ig n e t hält, se ine H oheitsrechte oder se in e  Sicher­
heit zu gefährden.

Im Falle der U nzuständ igkeit der ersuchten Behörde ist das Ersudi- 
schreiben v o n  Ä m ts w e g e n  an die zustän d ige B ehörde d es ersuchten S taa­
te s  unter B eobachtung der dafür in diesem  Staate  geltend en  gesetzlichen  
Vorschriften abzutreten.

Falls der Ä ntrag v o n  der ersuchten B ehörde nicht erled igt wird, hat 
d iese  ste ts die ersuchende B ehörde unverzüglich h ievon  zu benachrichtigen, 
und zw ar unter R n gabe der Gründe, aus denen  d ie  E rledigung d es Er­
suchens abgelehnt, Loder unter B ezeichnung der B ehörde, an die das Er­
suchen abgetreten  w orden  ist.

Ärtikel 7.
Der N achw eis der Z ustellung erfo lgt en tw eder  durch ein d atiertes und 

b eg lau b ig tes E m pfangsbekenntn is des E m pfängers oder durch ein e v o n  der 
B ehörde d es ersuchten S ta a te s  a u sg estellte  B estä tigu n g , aus der die T at­
sache, die Form und die Z eit der Z ustellung hervorgehen  muß.

Ärtikel 8.
Für die E rledigung v o n  Z ustellungsanträgen  und Rechtshilfe-Ä nsuchen  

w ird zugunsten  des ersuchten S ta a te s  in jedem  einzelnen Falle ausnahm s­
lo s e in e einm alige Pauschalgebühr v o n  0,5 D ollar e in geh oben . D ie resul­
tierenden B eträge w erd en  vierteljährlich m it L iste durch die diplom atische  
Vertretung d es ersuchenden S taates dem  Ä usw ärtigen  Ä m te des ersuchten 
S ta a tes zur w eiteren  V eran lassung rückerstattet. Ä ndere A u slagen  werden  
nicht v ergü tet unbeschadet die B estim m ungen des §  5 d es Ärtikels 3.

Ärtikel 9.
D as Abkom m en w ird ratifiziert w erd en .
D ie Ratifikationsurkunden so llen  binnen z w e i M onaten  in W ien  ausge­

tauscht w erden .
D as A bkom m en tritt einen  M onat nach Austausch der Ratifikationsur­

kunden in Kraft. E s kann v o n  jedem  der vertragschließenden T eile  mit 
einer Frist v o n  sechs M onaten  gekündigt w erden .

Zur Urkund dessen  haben die beiderseitigen  B evollm ächtigten das Ab­
kom m en unterzeichnet.

G eschehen in zw eifacher Urschrift in russischer und deutscher Sprache.

M oskau, am  19. Septem ber 1924.

Nach Durchsicht d es obengenan nten  A k tes hat der Z entra l-V ollzu gsau s- 
schuß der U n io n  der Sozia listischen  Sovetrep ub liken  ihn bestätig t und in 
seinem  ga n zen  [Inhalte ratifiziert, m it dem  Versprechen, daß a lles in ihm 
D argelegte unbedingt e ingehalten  w erd en  w ird. Zu Urkund dessen  hat der
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Vorsitzende des Z entra l-V o llzu gsau ssd m sses der Union der Sovetrepubliken  
die geg en w ä rtig e  Ratifizierungsurkunde unterzeichnet und sie  m it dem  
Staatssiegel bekräftigt.

M oskau, am  14. N ovem ber 1924.

(Unterschriften.)

Das Ä bkom m en ist vom  Zentral-V ollzugsausschuB  der U nion der SSR. 
am 14. N ovem ber 1924 ratifiziert w orden . Der Äustausch der R atifizierungs­
urkunden hat in  W ien  am 12. Januar 1925 stattgefunden.

(Veröffentlicht im Ärtikel 145 der G esetzsam m lung des B undes der 
S ozialistischen  Sovetrepubliken  Nr. 22 vom  6. Äpril 1925.)

2. Der Vertrag zw ischen SSSR. und der Türkei.
V o m V o l k s k o m m i s s a r i a t  f ü r  a u s w ä r t ig e  Ä n g e l e g e n h e i t e n .

Äm 17. D ezem ber haben in Paris der V olkskom m issar für ausw ärtige  
Ä ngelegenheiten, G enosse  G. M . T s c h i t s c h e r i n  im  Nam en der R egie­
rung der SSSR ., und der Äußenm inister der Türkei, Herr T e w  f i k 
R u s c h d i  B e g ,  im N am en der türkischen Regierung fo lgen den  Vertrag 
abgeschlossen:

V e r t r a g .
Die R egierung d es B undes der Sozia listischen  Sovetrepubliken und die 

Regierung der Türkischen Republik haben, in der Erkenntnis, daß den In­
teressen beider vertragschließenden Parteien d ie  F estlegung genau  form u­
lierter Abm achungen entspricht, die zur Stärkung der festen  norm alen B e­
ziehungen beitragen und sie  durch eine aufrichtige Freundschaft verbinden, 
beschlossen, zu  d iesem  Z w eck Herrn G eorg Tschitscherin, Volkskom m issar  
für ausw ärtige A n g elegen h eiten  des SSSR ., und Herrn T ew fik  Ruschdi Beg, 
M inister d es Äußeren der Türkei, zu bestellen , w elche sich auf fo lgen des  
einigten:

Ärtikel 1.
Im Falle einer m ilitärischen Aktion g eg en  ein e der vertragschließenden  

Parteien v o n  Seiten  einer oder mehrerer dritter M ächte verpflichtet sich 
die andere vertragschließende Partei N eutralität gegenüber der ersteren  
zu wahren.

A n m e r k u n g :  In den Begriff „militärische A k tion“ dürfen militärische 
M anöver nicht e in b ezogen  w erd en , da solche der anderen Partei keinen  
Schaden zufügen.

Ärtikel 2.
Jede der vertragschließenden Parteien verpflichtet sich, sich jeglichen  

Überfalles auf die andere Partei zu  enthalten; desgleichen verpflichtet sich 
jede Partei, sich an  keinem  B ündnis oder Ä bkom m en politischen Charakters 
mit einer oder m ehreren dritten M ächten zu  beteiligen , das g eg en  die andere  
vertragschließende Partei gerichtet ist, eb en so  an keinem  Bündnis oder A b­
kommen mit einer oder m ehreren dritten M ächten, das g eg en  die militärische
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oder  m aritim e Sicherheit der ändern vertragschließenden Partei gerichtet 
is t .  Außerdem  verpflichtet sich jed e  der vertragschließenden Parteien, sich 
an keinem  fein dseligen  Akt einer oder m ehrerer dritter M ächte zu  beteiligen, 
der g eg en  d ie  andere vertragschließende P artei gerichtet ist.

Artikel 3.
Der g eg en w ä rtig e  Vertrag tritt m it dem  M om ent seiner Ratifizierung in 

Kraft und w ird  drei Jahre se in e  G ültigkeit behalten. Nachher w ird  der 
Vertrag autom atisch als auf ein  w e iteres Jahr verlängert gelten , sofern  
nicht eine der vertragschließenden P arteien  sechs M on ate  v o r  A blauf der 
Vertragsfrist den W unsch äußern sollte, den  Vertrag aufzuheben.

V ollzo g en  in Paris, am  17. D ezem ber 1925.

G e o r g i j  T  s d i i t s  ch e r  i n.
T . R u s  ch d i.

P r o t o k o l l  1.
In jedem  F alle  ist es so  zu verstehen , daß jede der vertragschließenden  

P arteien v o lle  H andlungsfreiheit behält in b ezug  auf ihre B eziehungen  jeder 
A rt zu  dritten M ächten, w elch e außerhalb der G renzen der in  d iesem  Ver­
trag fe stg e leg ten  B ed ingu ngen  stehen.

V o llzogen  in Paris, am  17. D ezem ber 1925.
G e o r g i j  T s  ch i t s  ch e r i n.
T. R u s ch d i.

P r o t o k o l l  2.
B eid e vertragschließenden P arteien haben  sich darauf geein ig t, daß der 

Ausdruck „politischen Charakters“ im  A rtikel 2 d es  V ertrages v o m  heutigen  
Datum  so  zu versteh en  ist, daß er auch alle finanziellen und wirtschaft­
lichen A bm achungen zw ischen  irgendw elchen M ächten erfaßt, d ie gegen  
ein e der vertragschließenden P arteien  gerichtet sind.

V ollzogen  in Paris, am  17. D ezem ber 1925.

G e o r g i j  T s c h i t s c h e r i n .
T. R u s ch d i.

P r o t o k o l l  3.
B eid e  vertragschließenden P arteien verpflichten sich gleicherm aßen, Ver­

handlungen über die F estlegu n g  der Art der R egelung v o n  M einungsver­
schiedenheiten  einzu leiten , d ie  zw ischen  ihnen entstehen und die auf dem  
gew öhn lichen  diplom atischen W e g e  nicht geregelt w erd en  könnten.

V o llzogen  in Paris, am 17. D ezem ber 1925.

G e o r g i j  T s c h i t s c h e r i n .
T. R u s  ch d i. ,

(Ratifiziert in M oskau, am 8. Januar 1926 vom  
V orsitzenden des Z entral-V ollzugsausschusses.)

(Veröffentlicht in  den  Izvestija  Nr. 293 v o m  23. D ezem ber 1925.)
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3. Konvention
ü b e r  d i e  G r u n d l a g e n  d e r  g e g e n s e i t i g e n  B e z i e h u n g e n  
z w i s c h e n  d e m  B u n d e  d e r  S o z i a l i s t i s c h e n  S o v e t  re  p u b l i k e n

u n d  J a p a n .

Der Z entra l-V o llzu gsau ssd iu ß  d es  B undes der Sozialistischen S o v e trep u -  
bliken gibt bekannt, daß der B evollm ächtigte der Regierung des B undes  
der Sozialistischen Sovetrep ub liken  und der Bevollm ächtigte der Regierung  
Japans am  20. Januar 1925 in P ek ing eine K onvention zw ischen dem  B unde  
der Sozialistischen Sovetrepubliken  und Japan über die G rundlagen der 
gegenseitigen  B ezieh un gen  ab gesch lossen  und unterzeichnet haben, w elcher  
Äkt W ort für W ort, w ie  fo lg t, lautet;

Der Bund der Sozialistischen Sovetrepubliken  und Japan haben, ge le ite t  
von dem  W unsche, d ie gutnachbarlichen B eziehungen  und die w irtschaftliche  
Z usam m enarbeit zw ischen  ihnen zu festigen , beschlossen , eine K onvention  
über die G rundlagen zw eck s R egelu ng solcher B eziehungen  abzuschließen, 
und haben zu  d iesem  Z w ecke zu  ihren B evollm ächtigten  ernannt, näm lich:

Der Z entra l-V ollzu gsau sschu ß  des B undes der Sozialistischen  S ov etre ­
publiken :

Leo M ichailoviS Karachan, B otschafter in China,
Seine M ajestät der K aiser v o n  Japan:
Kenkiti Y o sh iza w a , H uBerordentlidien G esandten und bevollm ächtigten  

M inister in China, Jushii, Ritter des Ordens d es „H eiligen Sch atzes“
I. K lasse,

w elche nach gegen se itig er  V orzeigung ihrer entsprechenden Vollm achten, 
die als in ausreichender und gehöriger Form  a u sg este llt  anerkannt w orden  
sind, über fo lg en d es übereingekom m en sind:

Artikel 1.
Die H ohen vertragschließenden P arteien vereinbaren, daß m it dem  In­

krafttreten g eg en w ärtiger  K onvention  die diplom atischen und konsularischen  
Beziehungen zw ischen  ihnen hergestellt w erden .

A rtikel 2.
Der B und der Sozialistischen Sovetrep ub liken  erklärt sein E inverständnis 

daß der am  5. Septem ber 1905 in Portsm outh abgesch lossene Vertrag v o ll 
in Kraft bleibt.

Es w ird vereinbart, daß die V erträge, K onventionen  und Abkom m en, 
mit A usnahm e des genannten  Portsm outher V ertrages, d ie zw ischen Japan  
und Rußland vor  dem  7. N ovem ber 1917 abgesch lossen  sind, auf einer  
später stattzufindenden K onferenz der R egierungen der vertragschließenden  
Parteien einer R evision  un terzogen  w erd en  sollen  und daß sie , ent­
sprechend den veränderten V erhältnissen, abgeändert oder au fgehoben  
werden können.

Artikel 3.
Die R egierungen der H ohen vertragschließenden Parteien vereinbaren  

daß sie, nach Inkrafttreten g egen w ärtiger  K onvention, an eine R evision  der
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Fischerei-K onvention vom  Jahre 1907 herantreten w erden , unter Berück- 
sid itigung der Veränderungen, die se it HbsdiluB der bezeichneten Fischerei- 
K onvention in den allgem einen V erhältn issen  eingetreten sein  können.

Bis zum  RbschluB der auf d iese  W e ise  revidierten K onvention w ird die 
Regierung des B undes der S ozia listischen  Sovetrepubüken sich an die Praxis, 
die im Jahre 1924 hinsichtlich der Verpachtung v o n  Fischereibezirken an 
japanische U ntertanen fe stg ese tz t w urde, halten.

Ärtikel 4.
D ie R egierungen der H ohen vertragschließenden P arteien vereinbaren, 

daß s ie  nach Inkrafttreten gegen w ärtiger  K onvention , zum  Äbschluß e in es  
H andels- und Seesch iffahrtsvertrages, in Übereinstim m ung m it den w eiter  unten  
fo lgen d en  G rundsätzen, schreiten w erd en , und daß bis zum  Äbschluß eines 
solchen V ertrages d ie a llgem einen B eziehungen  zw ischen beiden Ländern 
nach d iesen  G rundsätzen g eregelt w erd en  so llen .

1. D ie  Bürger oder U ntertanen jeder der H ohen vertragschließenden Par­
te ien  w erd en  in Ü bereinstim m ung m it den L a n d esg esetzen  gen ieß en : a) volle  
Freiheit der E inreise, der B ew eg u n g  und des Ä ufenthalts in dem  Gebiete 
der anderen P artei und b) stän d igen , v o ilen  Schutz der Sicherheit für ihr 
Leben und Eigentum .

2. Jede der H ohen vertragschließenden P arteien gew ährt in ihrem  Ge­
b iete, in Übereinstim m ung m it den L andesgesetzen , den Bürgern oder Un­
tertanen  der anderen P artei in m öglichst w eitgeh en d em  U m fange und auf 
G rundlage der G egenseitigkeit d as Recht, Privateigentum  zu b esitzen , sow ie  
auch die Freiheit, sich m it H andel, Seeschiffahrt, G ew erben und anderen  
friedlichen B eschäftigungen zu befassen .

3. U nbeschadet d es Rechtes jeder vertragschließenden Partei, das System  
des internationalen H andels in dem  betreffenden L ande durch e ig en e  Ge­
se tze  zu regeln , w ird  festgestellt, daß keine der vertragschließenden Par­
teien sp ezie ll g eg en  die andere Partei gerichtete V erb ots-, Beschränkungs­
oder B esteuerungsm aßnahm en anw en den  w ird, sofern d iese lb en  ein Hinder­
nis für d ie  Entw icklung d es wirtschaftlichen und jed es anderen Verkehrs 
zw isch en  beiden Ländern sein  könnten, w o b e i beide P arteien die Rbsicht 
h aben , nach M öglichkeit dem  H andel, der Seeschiffahrt und der Industrie 
e in es jeden L andes eine Behandlung nach den G rundsätzen der M eistb e­
günstigung angedeihen  zu lassen.

D ie R egierungen der H ohen vertragschließenden P arteien vereinbaren  
d es w eiteren  v o n  Z eit zu  Z eit, je nachdem  es  d ie  V erhältn isse erfordern  
so llten , in V erhandlungen über Ä bschlüsse besonderer V ereinbarungen e in ­
zutreten, d ie sich auf H andel und Seeschiffahrt beziehen , zw ecks Regelung  
und Sicherung der wirtschaftlichen B ezieh un gen  zw ischen  beiden  Ländern.

Artikel 5.
D ie H ohen vertragschließenden P arteien  bekräftigen in feierlicher W eise  

ihren W unsch und ihre Äbsicht, m iteinander in Frieden und Freundschaft 
zu leben , g ew issen h a ft das unzw eife lhafte  Recht jeden S taates, se in  eigenes  
L eben, auf dem  G ebiete der e igenen  Gerichtsbarkeit, nach seinem  eigenem
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W unsche einzurichten, zu achten, sich se lb st  jeglicher offenkundigen oder  
heimlichen H andlungen, die in irgendeiner W eise  d ie Ordnung oder die 
Sicherheit irgendeines G eb ietste iles des Bundes der Sozialistischen S o v e t-  
republiken oder Japans bedrohen könnten, zu enthalten und ebenfalls alle  
in ihren S taatsd ien sten  stehenden  P ersonen , so w ie  alle v o n  ihnen irgend­
eine finanzielle Unterstützung erhaltenden O rganisationen d avon  abzuhalten.

D es w eiteren  w ird vereinbart, daß keine der H ohen vertragschließenden  
Parteien auf dem  ihrer Gerichtsbarkeit unterstehenden G ebiete gestatten  
wird die A n w esenheit: a) v o n  O rganisationen oder Gruppen, die Anspruch 
auf die Regierung irgendeines G eb ietsteiles der andereren Partei erheben, 
oder b) frem dländischer U ntertanen oder Bürger, bezüglich derer sich her­
ausstellt, daß sie  tatsächlich politische Arbeit für d iese O rganisationen oder  
Gruppen verrichten.

Artikel 6.
Im Interesse der Entw icklung der wirtschaftlichen B eziehungen zw ischen  

beiden Ländern und unter Berücksichtigung des Bedürfnisses Japans an 
Naturreichtümern, ist die Regierung des B undes der Sozialistischen S o v e t-  
republiken bereit, japanischen U ntertanen, K om panien und Gesellschaften  
auf dem ganzen  G ebiete des B undes der Sozia listischen Sovetrepubliken, 
K onzessionen zur A usbeute v o n  M ineralien, W a ld - und anderen Natur­
reichtümern zu gew ähren .

Artikel 7.
Die g egen w ärtige  K onvention unterliegt der Ratifizierung.
Die Ratifizierung derselben soll jeder der H ohen vertragschließenden  

Parteien in m öglichst kürzester Frist durch deren diplom atischen Vertreter 
in P ek ing der Regierung der anderen P artei bekannt g eg eb en  w erden  
und mit dem  T a g e  der letz ten  d ieser B ekanntgaben tritt d iese  K onvention  
voll in Kraft.

Der form elle A ustausch der Ratifizierungsurkunden soll in P eking in 
möglichst kürzester Frist stattfinden.

Zur Urkund d essen  haben die betreffenden Bevollm ächtigten die g eg en ­
w ärtige in z w e i Exem plaren, in englischer Sprache, au sgefertig te  K onven­
tion unterzeichnet und mit ihren S iegeln  versehen .

So geschehen zu  P ek ing am  zw a n g z ig sten  Januar des Jahres e in ta u sen d  
neun hundert fünfundzw anzig .

(Unterschriften.)

Nach Durchsicht des obengenan nten  A k tes hat der Z entra l-V ollzu gsau s- 
sdiuß des B undes der Sozia listischen  Sovetrep ubliken  ihn b estä tig t und in 
seinem ga n zen  U m fange und Inhalte ratifiziert, m it dem  Versprechen, daß 
alles in dem  oben  bezeichneten A kte D argelegte  unbedingt eingehalten  
werden wird.

Zu Urkund dessen  hat der V orsitzend e des Z entral-V ollzugsauschusses  
des B undes der Sozia listischen  Sovetrepubliken die gegen w ärtige  Ratifizie­
rungsurkunde unterzeichnet und sie  m it dem  S taatssiege l bekräftigt.

M oskau, den 27. M ärz 1925.
(Unterschriften.)
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D er Ä ustausd i der Ratifizierungsurkunden hat in P ek in g  am 15. Äpril 
1925 stattgefunden.

P r o t o k o l l  (Ä)
Der Bund der Sozialistischen Sovetrepubliken  und Japan haben, am heu­

tigen  T age an die Unterzeichnung der K onvention  über die Grundlagen  
der g eg en se itig en  B ezieh un gen  zw ischen  ihnen herantretend, es für w ü n ­
schensw ert erachtet, e in ige  m it genann ter K onvention  zusam m enhängende  
Fragen zu  regeln  und haben sich durch ihre entsprechenden B evollm ächtig­
ten auf fo lg en d e  B estim m ungen g eein ig t:

Ärtikel 1.
Jede der H ohen vertragschließenden Parteien verpflichtet sich, der anderen 

Partei das bew egliche und un bew egliche V erm ögen, das der B otschaft und 
den K onsulaten  d ieser anderen Partei gehört und sich tatsächlich in dem  
G ebiete der ersteren befindet, in B esitz  zu übergeben.

Sollte  e s  sich erw eisen , daß das v o n  der früheren R ussischen Regierung  
in T okio eingenom m en g e w e se n e  Land so  liegt, daß e s  für die Ä bplanie-  
rung der S tad t T okio  oder für die B efried igung öffentlicher Bedürfnisse  
hinderlich ist, so  w ird  die Regierung des B undes der Sozialistischen S o v e t­
republiken bereit sein, d ie Vorschläge, d ie v o n  der Japanischen Re­
gierung zw eck s B eseitigun g solcher Schw ierigkeiten  gem acht w erd en  sollten, 
zu  prüfen.

D ie Regierung d es B undes der Sozialistischen Sovetrepubliken  w ird der 
Japanischen Regierung jegliche vernünftige Erleichterungen bei der A us­
w a h l geeigneter  Örtlichkeiten und G ebäude für die japan ische Botschaft 
und K onsulate, die in dem  G ebiete des B un des der Sozia listischen  S o v e t­
republiken eingerichtet w erd en  sollen , gew ähren .

Ärtikel 2.
Es ist vereinbart, daß a lle  F ragen betreffend Schulden an die Regierung  

oder an die Untertanen Japans, d ie  m it den S taatsan leihen  und Schuldver­
schreibungen der S taatsk asse , die v o n  den früheren R ussischen R egierungen  
em ittiert w orden  sind, — und zw a r  v o n  der K aiserlich-R ussischen Regierung  
und ihrem Rechtsnachfolger — der V orläufigen R egierung — Zusam m enhän­
gen, der E ntscheidung späterer V erhandlungen zw ischen  der R egierung des 
Bundes der Sozialistischen  Sovetrepubliken  und der R egierung Japans Vor­
behalten  b leiben sollen .

E s ist ins Ä u ge gefaßt, daß b e i R egelung d ieser Fragen die Regierung  
oder die Untertanen Japans, w en n  im übrigen die B edingungen  gleiche sind, 
in ke ine  ungünstigere L age versetzt w erd en  so llen , als d ie, d ie die Re­
gierung des B undes der Sozialistischen  Sovetrepubliken der R egierung oder  
den Bürgern e in es b elieb igen  anderen L andes in gleichen Fragen ge­
w ähren sollte.

E s ist ebenfalls vereinbart, daß alle  Fragen, d ie sich auf Forderungen  
der R egierung jeder Partei g eg en  die Regierung der anderen oder der 
Bürger jeder Partei g eg en  die Regierung der anderen bez iehen , der R ege-  
ung in zukünftigen Verhandlungen zw ischen  der R eg ieru n g  d es Bundes
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der Sozia listischen  Sovetrepubliken und der R egierung Japans überlassen  
w erden so llen .

Ärtikel 3.
D a d ie  klim atischen V erhältn isse  auf N ord-Sachalin d ie unverzügliche  

Rüdebeförderung in d ie H eim at der gegen w ärtig  dort untergebrachten japa­
nischen Truppen behindern, so  so llen  d iese  Truppen aus dem  bezeichneten  
G ebiete erst bis zum  15. M ai 1925 vo llständ ig  fortgeschafft w erden .

D iese  E vakuierung muß, sob a ld  e s  nur d ie klim atischen V erhältnisse g e ­
statten, beginnen , w o b e i in jedem  und in allen Bezirken auf N ord-Sachalin, 
die auf d iese  W e ise  v o n  japanischen Truppen freigem acht w erden , unver­
züglich d ie v o lle  S ou verän ität der betreffenden O brigkeiten des B undes der 
Sozialistischen Sovetrepubliken  w ied er  hergestellt w erden wird.

D ie m it der Ü bergabe der V erw altung und B eendigung der O kkupation  
zusam m enh ängend en  E inzelheiten , w erd en  in Ä leksandrovsk zw ischen dem  
B efehlshaber der japanischen O kkupationsarm ee und den Vertretern des 
Bundes der Sozialistischen  Sovetrepubliken verein bart w erden .

Ärtikel 4.
Die H ohen vertragschließenden P arteien erklären beiderseitig , daß g eg en ­

w ärtig  w ed er  ein Vertrag oder A bkom m en über ein militärisches Bündnis 
noch irgendein  anderes G eheim abkom m en, das se iten s einer von  ihnen mit 
einer b elieb igen  dritten Partei abgesch lossen  ist, und w elches eine 
V erletzung oder B edrohung der Souveränität, der Territorialrechte oder der 
Staatssicherheit der anderen vertragschließenden Partei bedeuten könnte, 
besteht.

Ärtikel 5.
Das vorliegen d e P rotokoll so ll g leichzeitig  m it der Ratifizierung der am  

heutigen T a g e  Unterzeichneten K onvention über die G rundlagen der g eg en ­
seitigen B ezieh un gen  zw ischen dem  B unde der Sozia listischen  Sovetrepu­
bliken und Japan als ratifiziert gelten .

Zu Urkund dessen  haben die betreffenden B evollm ächtigten das g eg en ­
w ärtige in z w e i Exem plaren, in englischer Sprache, ausgefertigte Protokoll 
unterzeichnet und m it ihren S iegeln  versehen .

S o  geschehen zu  P ek ing am  zw a n zig sten  Januar ein  tausend  neun hun­
dert fün fun dzw anzig .

(Unterschriften.)

P r o t o k o l l  (B)
Die H ohen vertragschließenden P arteien e in igten  sich über die unten fo l­

genden G rundsätze für K onzessionsverträge, die im Laufe v o n  fünf M o ­
naten, gerechnet vom  T a g e  der im Ärtikel 3 d es am  heutigen T a g e  v o n  
den B evollm ächtigten  d es B undes der Sozia listischen Sovetrepubliken und 
Japans U nterzeichneten P rotokolls (Ä) v orgeseh en en  vo llständ igen  E v a ­
kuierung N ord-Sachalins durch die japanischen Truppen abzuschließen sind .

1. D ie  Regierung d es B undes der Sozialistischen Sovetrepubliken erklärt 
ihr E inverständnis zur G ew ährung einer K onzession  an, von  der japanischen  
Regierung em pfohlene japanische K onzerne zur A usbeute von  5 0 °/o der
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Fläche eines jeden N aphtafeldes auf N ord-Sachalin , die im  M em orandum , 
das am 29. A ugust 1924 dem  Vertreter des B undes der Sozia listischen  S o -  
vetiepu b lik en  v o n  dem  Vertreter Japans v o rg e leg t w orden  ist, erw ähnt 
sind. Z w ecks Bestim m ung der Fläche, d ie japanischen K onzernen zu  einer 
solchen A usbeute in Pacht verg eb en  w erden  soll, muß jed es der b e -  
zeichneten N aphthafelder in schachbrettartige Quadrate, in der Größe von  15 
bis 40 Desjatinen jedes, e in gete ilt w erd en , w o b e i den Japanern eine g e ­
w isse  A nzahl d ieser Q uadrate zu  überlassen ist, die 5 0 %  der Gesamtfläche 
ausm achen; hierbei w ird  festgestellt, daß die Q uadrate, d ie auf d iese  W eise  
den Japanern in Pacht vergeb en  w erden , grundsätzlich nicht aneinander  
grenzende sein  so llen , jedoch m üssen  sie  alle die Bohrlöcher, in denen die 
Japaner g eg en w ä rtig  B ohrungen vornehm en oder Arbeiten ausführen, in 
sich schließen. Hinsichtlich der übrigbleibenden, nicht in Pacht vergebenen  
im gleichen M em orandum  erw ähnten P arzellen  m it Naphthafeldern ist v er­
einbart w orden , daß, im Falle d ie R egierung des B undes der Sozialistischen  
Sovetrepubliken  beschließen sollte, derartige P arzellen  im ganzen  oder te il­
w e ise  einer ausländischen K on zession  anzubieten , den japanischen K on­
zernen gleiche M öglichkeiten hinsichtlich d ieser K onzession  gew ährt w erden  
sollen .

2. D ie R egierung des B undes der Sozialistischen  Sovetrep ubliken  wird  
den  v o n  der Japanischen Regierung em pfohlenen japanischen K onzernen  
für d ie Dauer v o n  fünf b is zu zehn  Jahren gestatten , an der O stküste von  
N ord-Sachalin  auf einer Fläche von  1000 Q uadratwerst, die für d ie  Dauer 
e in es Jahres vom  T age des A bschlusses der K onzessionsverträge auszu­
sondern ist, Schürfungen nach N aphthafeldern vorzunehm en und, fa lls  als 
E rgebnis solcher japanischen Schürfungen Naphthafelder entdeckt w erden  
sollten , den Japanern eine K onzession  zur A u sb eu te  v o n  5 0 %  der Fläche 
der auf d iese  W eise  festgeste llten  N aphthafelder gew ähren .

3. D ie R egierung d es B undes der Sozialistischen Sovetrepubliken  erklärt 
ihr E inverständnis, den v o n  der Japanischen Regierung em pfohlenen japa­
nischen K onzernen eine K onzession  zur A usbeute  v o n  Steinkohlen lagern  
an der W estkü ste  v o n  N ord-Sachalin  auf einer bestim m ten, in den Kon­
zession sverträgen  noch näher festzu stellend en  Fläche, zu gew ähren . Die 
R egierung d es B undes der Sozia listischen  Sovetrepubliken  erklärt w eiter  
ihr E inverständnis d iesen  japanisdien  K onzernen eine K onzession  zur A us­
beute von , im Bezirke Doue, b e legen en  Steinkoh len lagern z ü  gew ähren  
und zw a r  auf einer bestim m ten  in den K onzessionsverträgen  näher festzu ­
ste llenden  Fläche. Hinsichtlich K ohlenlager außerhalb der bestim m ten Fläche, 
die in den vorhergehend en  beiden Paragraphen angeführt sind, w ird  gleich­
fa lls bestim m t, daß, im Falle d ie Regierung des B undes der Sozialistischen  
Sovetrepubliken  beschließen so llte , d iese  Fläche einer ausländischen K on­
zessio n  anzubieten, den japanischen K onzernen gleiche M öglichkeiten hin­
sichtlich dieser K onzession  gew ährt w erd en  sollen .

4. D ie Dauer der in den vorhergehenden P aragraphen erw ähnten K on­
zession en  zur A u sb eu te  v o n  Naphthafeldern und Steinkoh len lagern wird 
auf 40 —50 Jahre bem essen .

5. A ls B ezah lu ng  für die bezeichneten K onzessionen  w erden  die japa-
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nisd ien  K onzessionäre der Regierung d es B undes der Sozia listischen S o v e t-  
republiken alljährlich für die K ohlenlager an 5 bis 8 %  der B rutto-F örd e-  
rung und für die N aphthafelder v o n  5 bis zu  1 5 °/0 der B rutto-Ä usbeute
gew ähren; es w ird  ins Ä uge gefaßt, daß im Falle des A uftretens v o n
N aphthafontänen die Z ahlung bis auf 4 5 ° /0 der B rutto-Ä u sbeute  erhöht 
w erden kann.

Der P rozen tsa tz  der auf d iese W e ise  als Z ahlung zu leistenden  A usbeute  
wird endgü ltig  in den K onzessionsverträgen  festg ese tz t  w erden , w o b e i er 
sich entsprechend der Skala der jährlichen A usbeute, nach einer in den  
bezeichneten V erträgen festzu setzend en  M ethode, auch ändern kann.

6. Den bezeichneten japanischen K onzernen w ird g esta ttet w erden , Hölzer, 
deren sie  für die Z w ecke ihrer U nternehm ungen bedürfen, zu schlagen und
verschiedene, zur Erleichterung der V erbindungen und des Transportes von
M aterialien und E rzeugn issen , d ienende S tationen  anzulegen. D ie hier­
mit verbundenen E inzelheiten  w erd en  in den K onzessionsverträgen  ausbe­
dungen w erd en .

7. A ngesichts der oben  erw ähnten Pachtzahlung und in E rw ägung der 
ungünstigen B edingungen , in denen sich die Unternehm ungen infolge der  
geographischen L a g e  und anderer allgem einer U m stände in den betreffen­
den Bezirken befinden, ist vereinbart, daß eine zollfreie  E in - und Ausfuhr 
aller, für d iese  U nternehm ungen n otw en d igen  oder in letzteren  g ew o n n e­
nen G egenstände, M aterialien oder E rzeugn isse  g esta ttet w erd en  w ird und 
daß die U nternehm ungen einer solchen B esteuerung oder Beschränkungen, 
die tatsächlich e in e  ertragfäh ige A usbeute derselben unm öglich machen 
würde, nicht unterw orfen sein  w erden .

8. Die R egierung des B undes der Sozialistischen Sovetrepubliken wird  
den bezeichneten Unternehm ungen jeglicher Art vernünftigen Schutz und 
Erleichterungen gew ähren .

9. D ie sich auf d ie vorhergehenden Artikel beziehenden  E inzelheiten  
w erden in den K onzessionsverträgen  vereinbart w erden .

Das vorliegen d e Protokoll so ll gleichzeitig, mit der Ratifizierung der am  
heutigen T a g e  Unterzeichneten K onvention über die G rundlagen der g eg en ­
seitigen B ezieh un gen  zw ischen  dem  Bunde der Sozialistischen Sovetrep u­
bliken und Japan, als ratifiziert gelten .

Zu Urkund d essen  haben die betreffenden B evollm ächtigten das g eg en ­
wärtige, in z w e i  E xem plaren, in englischer Sprache ausgefertigte Protokoll 
unterzeichnet und m it ihren S iegeln  versehen .

So geschehen zu P ek ing am zw a n zig sten  Januar des Jahres eintausend  
neunhundert fün fun dzw anzig .

(Unterschriften.)

(Veröffentlicht in der G es.-Sam m l. des B undes der SSR.
Nr. 46, Abt. 1, am  10. A ugust 1925, Art. 342.
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4. Verfügung des Rates der Volkskommissare der RSFSR.
In E rw eiterung des Dekrets des R ates der V olkskom m issare vom  4. M ärz  

1920 „über d ie  Ä n gelegen h eiten  Nichtvolljähriger, d ie H andlungen öffent­
lich-gefährlicher Natur beschuldigt w erd en “ (G esetzsam m lung 1920, Nr. 13, 
Ärt. 83) und m it der Äbsicht der O rganisierung eines p lanm äßigen K am pfes 
g eg en  die R echtsverletzungen der N ichtvolljährigen und der H erstellung einer 
Ü bereinstim m ung in der T ätigk eit der an diesem  K am pf interessierten V er­
w altu n gsb eh örd en , v erfü gt der Rat der V olkskom m issare:

F olgenden  G esetzesen tw urf über e in e Zentralkom m ission in A n gelegen ­
heiten  Nicht volljähriger zu  b estä tigen :

G esetz über eine Zentralkommission in Ängelegenheiten  
Nichtvolljähriger.

1. D ie Z entralkom m ission in Ä n gelegen heiten  N ichtvolljähriger ist dem  
V olkskom m issariat für V olksbildung der RSFSR angesch lossen .

2. D ie Z entralkom m ission in Ä n gelegen heiten  Nichtvolljähriger b esteh t 
aus Vertretern der V olkskom m issariate für V olksbildung, für Innere Ä n ge­
legen h eiten , für G esundheitspflege und für Justiz, und aus je einem  Stell­
vertreter für d iese . Der V orsitzend e der Z entralkom m ission in Ä n g eleg en ­
heiten  N ichtvolljähriger is t  der Vertreter des V olkskom m issariats für V olks­
bildung. Ä ls M itglieder m it beratender Stim m e nehm en an den  Sitzungen  
der Z entralkom m ission in Ä n gelegen heiten  N ichtvolljähriger je  ein Vertreter 
des Allrussischen Z entralrates der G ew erkschaftsverbände, d es Z entralver­
b a n d es der russischen kom m unistischen Jugendverbände, der Frauenabtei­
lung d es Z entralkom itees der R ussischen K om m unistischen P artei der B ol- 
scheviki und des Z entralkom itees der bäuerlichen G enossenschaften für 
geg en se itig e  Hilfe, teil.

D ie M itg lied er der Z entralkom m ission erhalten  e in e  Vergütung, jedes 
entsprechend dem  E tat seiner V erw altu ngsbehörde.

3. Die Z entralkom m ission in  Ä n gelegen heiten  N ichtvolljähriger hat einen  
K onsu ltanten -B erich terstatter und einen Sekretär. D ie technische Arbeit in 
der Z entralkom m ission w ird vom  Apparat der H auptverw altung für soz ia le  
E rziehung und B ildung des V olkskom m issariats für V olksbildung ausgeführt 
D as G ehalt der M itarbeiter der Z entralkom m ission in Ä n gelegen heiten  Nicht­
volljähriger w ird in den E tat des V olkskom m issariats für V olksbildung m it­
e ingesch lossen.

4. D ie Z entralkom m ission in Ä n gelegen heiten  Nichtvolljähriger bildet das 
höchste, die T ätigkeit der örtlichen K om m issionen in Ä n gelegen heiten  Nicht­
volljähriger lenkende, kontrollierende und überw achende Organ.

Zum Bereiche ihrer Z uständigkeit gehören:
a) d ie F estsetzun g  einer richtigen und einheitlichen A n w endu ng der sich 

auf den K am pf g eg en  die Rechtsverletzungen se iten s N ichtvolljähriger b e­
ziehenden  G esetze;

b) die A usarbeitung und Durchführung durch entsprechende O rgane der zum  
Kam pf g eg en  die R echtsverletzungen N ichtvolljähriger bestim m ten M aßnahm en;
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c) d ie L eitung in  der T ätigkeit der örtlichen K om m issionen in An­
gelegen heiten  N ichtvolljähriger, die Aufsicht über ihr richtiges Funktionieren  
und die Nachprüfung ihrer Arbeit;

d) die A b gab e v o n  Erklärungen über Fragen, die in örtlichen K om m issio­
nen aufgew orfen  sind und im  Z usam m enhang m it der A nw endung v o n  
Dekreten und Instruktionen, die die Rechtsverletzungen Nichtvolljähriger b e ­
treffen, stehen;

e) d ie Prüfung, im  Ä u fsich tsw ege , v o n  A n gelegen h eiten , die durch die  
örtlichen K om m issionen in A n gelegen h eiten  Nichtvolljähriger entschieden  
w orden sin d , m it A usnahm e der A n g elegen h eiten , die den G erichtsorganen  
übergeben sind.

5. D ie Z entralkom m ission in  A n gelegen heiten  Nichtvolljähriger berichtet, 
nach F eststellung v o n  M ängeln  der O rganisation oder einer falschen Ge­
schäftsführung in den A n sta lten , in  denen nichtvolljährige R echtsverletzer  
untergebracht sind, hierüber den betreffenden V erw altungsorganen.

6. D ie Z entralkom m ission leg t den V olkskom m issariaten , deren Vertreter  
zu ihren M itgliedern gehören, jährlich einen Tätigkeitsbericht vor.

7. Dem  V olkskom m issariat für V olksbildung w ird es anheim gestellt, nach 
Übereinkunft m it dem  V olkskom m issariat für Justiz, dem  Volkskom m issariat 
für G esundheitspflege und dem  V olkskom m issariat für innere A ngelegenheiten  
eine Instruktion, betreffend die Durchführung d ieses G esetzes , zu erlassen.

M o s k a u  (Kreml), den 22. M ai 1925.

(Veröffentlicht in den „Izvestija“ Nr. 132 vom  13. Juni 1925.)

5. Über Handlungsagenten.
(Verfügung des Z entral-V ollzugsausschusses und des R ates der V olks­

kom m issare d es B undes der SSR.)

Der Z entral-V ollzugsausschuß und der Rat der V olkskom m issare des B undes 
der SSR. verfü gen :

1. Unter H andlungsagenten w erd en  P ersonen verstanden, die, ohne in den  
Diensten e in es H and els- oder Industrieunternehm ens zu steh en , dem selben  
Abschlüsse v o n  H andelsgeschäften  verm itteln oder in  dessen  Nam en Ge­
schäftsabschlüsse tätigen .

H andlungsagenten können physische und juristische Personen sein.
2. Der H andlungsagent ist b e fu g t, G eschäfte im Nam en des von  ihm be­

dienten Unternehm ens nur in dem  Falle abzusch ließen, w en n  er dazu eine  
allgem eine oder e ine Spezia lvollm acht in schriftlicher Form besitzt.

3. Der H andlungsagent ist befugt, die dem  v o n  ihm bedienten Unter­
nehm en zukom m enden Z ahlungen en tgegen zu nehm en , d ieselben auch zu  
stunden, aber nur bei V orhandensein einer ihn dazu besonders erm ächtigen­
den schriftlichen Vollmacht.
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4. Der H andlungsagent g ilt als bevollm ächtigt zur Ä bgabe und E ntgegen­
nahm e von  Erklärungen über A blieferung und Übernahm e v o n  W aren , über 
M ängel der W aren , so w ie  auch aller übrigen Erklärungen, d ie sich auf die 
Erfüllung des G eschäftsabschlusses b ez ieh en , ohne daß hierüber in der ihm  
erteilten a llgem einen oder Spezia lvollm acht besonders B ezu g  genom m en zu 
sein  braucht (Art. 2).

5. D ie Vergütung des H andlungsagenten  für se in e  dem  Unternehm en g e ­
le istete  V erm ittlung v o n  G eschäftsabschlüssen oder für in dessen  N am en g e ­
tätig te  G eschäfte w ird  auf Grund getroffener Vereinbarung zw ischen  ihm 
und dem  v o n  ihm bedienten  Unternehm en bestim m t, gew öhnlich  w ird ein 
g ew isser  P rozen tsa tz  v o n  dem  B etrage e in es jeden abgesch lossen en  Ge­
schäfts fe stg esetz t.

A n m e r k u n g :  Der V olkskom m issar für B innenhandel d es B undes der 
SSR. w ird  erm ächtigt, auf Grundlage des Art. 9 d ieser V erfügung die Höhe 
dieser V ergütung der H andelsagenten  für staatliche Unternehm en fest­
zusetzen .

6. Der H and lu ngsagent ist befugt, als solcher für m ehrere Unternehm en als 
Verm ittler tätig  zu  sein, so w ie  auch für e ig en e  Rechnung G eschäftsabschlüsse  
zu  tätigen , solche aber nur m it G enehm igung der v o n  ihm bedienten Unter­
nehm en.

7. Der H andlungsagent unterliegt a ls selbständiger Geschäftsherr in bezug  
auf E ntnahm e eines H andelspatentes, auf Führung v o n  Handelsbüchern usw. 
den entsprechenden R egeln über H andelsunternehm en.

8. D ie Verträge der staatlichen H an d els- und Industrieunternehm en mit 
den H andlungsagenten m üssen bei V erm eidung der Nichtigkeit in schriftlicher 
Form abgesch lossen  w e id en .

9. Das V olkskom m issariat für B innenhandel des B undes der SSR. wird 
erm ächtigt, im E invernehm en m it dem  O bersten V olksw irtschaftsrat des 
B undes der SSR. Instruktionen betreffend die A n w endu ng d ieser  Verfügung  
herauszugeben.

(Veröffentlicht in den „Izvestija“ Nr. 261 v o m  15. N ovem ber 1925.)

III. Rechtsprechung.
M itgeteilt v o n  Ä . v . B o  ch m a n n.

1. O b e r s t e r  Ge r i ch t s ho f  (Zivi lrecht) .

Über die Haftung der Unternehmungen bei Ver­
stümmelung.

Auf der im P rivatbesitz  befindlichen Dam pfm ühle in N iżn e-S ibrjaevsk , 
G ouvernem ent T am bov, w urde im M ärz vorigen  Jahres der zur A usbesserung  
des M ühlensteines hinberufene S trokov  v o n  dem  Ste in e  zerquetscht und 
starb nach ein igen  T agen .
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S trokovs W itw e , d ie mit fünf m inderjährigen Kindern nachgeblieben w ar, 
erhob beim  T am bover G ouvernem entsgericht K lage in H öhe v o n  3000 Rubel 
g egen  die M ühlenbesitzer Rybnikov, Sitn ikova, N em tinov und Naöinkin, s o ­
w ie  auch g eg en  die Pächter M inin und das Invaliden-Ä rtel „International“, 
die die, der S itn ik ova  und dem  Naöinkin gehörigen T eile  gepachtet hatten.

Vor Gericht erw ies es sich, daß nach dem  Vertrage des Rgbnikov m it dem  
Ärtel er, R gbnikov, säm tliche Ä usbesserungsarbeiten  und die gesam ten  H us-  
gaben für die M ühle übernom m en hatte. Hierauf w urde noch durch Z eugen­
aussagen  und das Gutachten bei einer E xpertise festgestellt, daß der Unglücks­
fall in fo lge  m angelhafter Herrichtung der zum  H eben und Hufrechterhalten  
des S te in es  d ienenden Vorrichtung passiert war.

Unter Berücksichtigung d ieses V ertrages und der T atsache, daß zur Z eit 
des Unglücksfalles Naöinkin, S itn ik ov , N em tin ov , Rybnikov und M inin aus 
der Ätühle E innahm en b ezo g en  haben , erkannte das G ouvernem entsgericht 
alle B eklagten , m it Ä usnahm e des Ärtels, für den Unglücksfall verantwortlich  
und verurteilte s ie  bei solidarischer H aftung zur Zahlung v o n  1999,20 Rubel 
an die S trokova  für den U nterhalt ihrer K inder, unter A bw eisung ihrer 
K lageforderung w e g en  persönlichen Unterhalts, da vor  Gericht ihre Arbeits­
unfähigkeit nicht festg este llt  w orden  w ar. D ie Z ahlungen w urden auf m onat­
liche Raten bei m onatlicher V orauszahlung v o n  3,40 Rubel für jedes m inder­
jährige Kind fe stg esetz t.

Der O berste Gerichtshof, an den die Sache auf die B eschw erden der Sitni­
kova und des Naöinkin hin gelan gt w a r , stellte fe s t , daß das Tam bover  
G ouvernem entsgericht d ie K assationskläger irrig a ls B ek lagte  anerkannt 
hatte , w e il dem  S in ne d es A bschnittes XIII d es Z iv ilk od ex  nach als ver­
antwortlich für d ie Z ufügung des Schadens d iejenigen P ersonen anzusehen  
sind , d ie  tatsächlich das U nternehm en leiten  und e s ausnützen  — im g e ­
gebenen Falle a lso  nicht d ie B esitzer  —  die K assationskläger Sitn ikova und 
Naöinkin, sondern die Pächter. Außerdem  hat das T am bover G ouvernem ents­
gericht d ie Forderungen des Art. 183 des Z ivilprozeßkodex nicht erfüllt, w eil 
es nicht bestim m t h atte , in w elchem  A nteile  das Urteil jeden einzelnen der 
Beklagten betrifft. D as Z ivilkassationskollegium  des O bersten G erichtshofes 
beschloß, d as Urteil des T am bover G ouvernem entsgerichts bezüglich des 
T eiles, w elcher sich auf d ie F eststellung der B eklagten  se lb st so w ie  auch 
auf die H öhe ihrer H aftung b e z o g , aufzuheben und die Sache zur neuen  
Durchsicht, in anderer B esetzu ng, zu überw eisen.

G egen d iese  Entscheidung erhob der V orsitzende d es O bersten Gerichts­
hofes P rotest und vom  Plenum  w urde fo lgender Beschluß gefaßt:

„In E rw ägun g d essen , daß im vorliegen den  Falle die Verhältnisse der 
Parteien zueinander nach Art. 404 d es Z iv ilk od ex  beurteilt w erden  m üssen  
(Personen und U nternehm ungen, deren T ätigkeit m it einer erhöhten Gefahr 
verbunden is t ,  haften  für den Schaden , fa lls sie  nicht b ew e isen , daß der 
Schaden zu fo lg e  unüberwindlicher G ew alt oder V orsatzes oder grober Fahr­
lässigkeit se iten s des G eschädigten se lbst entstanden ist), und daß der A b­
schnitt XIII des Z iv ilk od ex  die Verantwortlichkeit für den  Schaden nicht 
durch die Schuld begründet, w e sw eg e n  der P rivatbesitzer, als „die erhöhte  
G efahrenquelle“, v o n  der solidarischen H aftung nicht befreit w erd en  kann
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auch w enn d iese  Quelle g eg en  Zahlung oder unentgeltlich auf Grund eines 
Pacht- oder anderen V ertrages in N utzung g eg eb en  w a r , —  w ird  die Ent­
scheidung des Z iv ilkassationskolleg ium s aufgehoben  und die Sache an das 
Z ivilkassationskollegium  zur neuen Durchsidit, in anderer B ese tzu n g , über­
w iesen .

(Veröffentlicht in der „Izvestija“ Nr. 131 vom  12. Juni 1925.)

2. O b e r s t e r  G e r i c h t s h o f  ( S t r a f r e c h t ) .

Freispruch weißgardistisdier Soldaten für Tötung eines 
Rotgardisten.

Die Perm er K assationsgerich tstagung des Uraler G ebietsgerichts in der 
Ä bteilung für Strafsachen erkannte m it Urteil vom  25. Febr. 1925 für schuldig:

1. P a v el K ondrat'eviö g e sta k o v , 29 Jahre a lt , Bürger d es Uraler Ge­
b ietes , B ezirk Perm , Kreis Leninsk, Dorf Sofrona, verheiratet, m angel­
haft d es L esens und Schreibens kundig, keiner P artei angehörig , unter 
einer mittleren V erm ögenslage, unbestraft, und

2. Vasilij D em ididoviö g e s te r o v , 27 Jahre a lt, B ürger desselben  Dorfes 
S ofron a , verh eiratet, Ä n alp hab et, keiner P artei angeh örig , von  mitt­
lerer V erm ögenslage, unbestraft,

dafür, daß sie  am  12. Januar 1919 im Dorf Sofrona zusam m en m it dem  heute 
schon verstorbenen  Jakob P ig o le v , b ew a ffn et (Sestak ov  m it e inem  Säbel,
d ie  beiden anderen m it G ew ehren) und mit der Äbsicht, die W eißgardisten
bei B estrafung der K om m unisten zu unterstü tzen , in e in e H ütte des Dorfes 
Sofrona gekom m en w aren , w o  der vor  den W eiß gard isten , d ie erst unlängst
das Dorf Sofrona b ese tz t ha tten , geflüchtete Instruktor der allgem einen
m ilitärischen L ehrabteilung, der K om m unist Fade) P ig o lev  sich versteckt 
hielt, den Fadej P ig o lev  aus der H ütte heraus hinter das Dorf führten und 
ihn dort tö teten , w o b e i Fadej P ig o le v  zuerst v o n  P a v el g e sta k o v  m it dessen  
Säbel bearbeitet, danach v o n  Jakob P ig o le v  mit dessen  G ew ehr erschossen  
w orden  w ar; W asilij g e ster o v  dafür, daß er, obgleich nicht unm ittelbar an 
dem  M orde b eteilig t, w ährend d es M ordes aber W ache gesta n d en , um den 
beiden anderen die M öglichkeit zu geben , ihre T at un gestört zur Äusführung 
zu bringen, d. h. für ein im Ärt. 64 des S trafkodex v o rg eseh en es Verbrechen, 
und verurteilte:

den P a v el g e sta k o v  nach Art. 64 d es Strafkodex zum  T ode durch 
E rschießen, ohne K onfiskation se in es V erm ögens, w e g e n  seiner Ge­
ringfügigkeit und unter Berücksichtigung des U m standes, daß der Ver­
urteilte eine Fam ilie besitzt,

den Vasilij g e ster o v  nach Ärt. 64 des Strafkod ex  zu fünfjähriger 
Freiheitsentziehung m it strenger Isolierung, aber ohne Verlust der 
Rechte. Jedoch in Anbetracht d essen , daß der Verurteilte Änalphabet 
ist und se in es m angelnden V erständnisses w eg en , is t  der Ärt. 28 des
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S trafkod ex  in R n w endu ng zu bringen, und ist d ie  S trafe  b is auf z w ei 
Jahre F reiheitsentziehung m it strenger Isolierung, ohne Verlust der 
Rechte und ohne K onfiskation des V erm ögens, herabzusetzen .

In den K assationsbeschw erden bitten die Verurteilten, unter H inw eis auf 
ihre Ä bstam m ung aus dem  w erktätigen B auernstände, auf ihr m angelndes  
V erständnis, auf die Verjährung d es verübten Verbrechens, so w ie  auch darauf, 
daß se it Verübung des Verbrechens mehr als fünf Jahre verstrichen sind, im 
Laufe w elcher Z eit sie  ein redliches w erk tätiges Leben geführt haben , erstens 
gem äß der Änm erkung 2 zu  Art. 33 d es Strafkodex um Ersetzung der T o d es­
strafe durch Erschießen durch eine andere und zw eiten s um H erabsetzung  
der Strafe.

D as Strafkassationskollegium  d es O bersten G erichtshofes fä llte  in  der 
Sitzung am  25. M ärz 1925, in der B esetzu ng mit dem  Vorsitzenden, G enossen  
Kronberg, und den M itgliedern, G enossen N em cov  und K ozlov, in der v o r ­
liegenden  Sache fo lg en d es Urteil:

In der vorliegen den  Sache ist das Verbrechen v o n  j§estakov zu A nfang  
des Jahres 1919, d. h. v o r  m ehr als sechs Jahren verübt worden, w e sw eg e n  
nadi Änm erkung 2 zu Art. 33 des Strafkod ex  in b ezu g  auf ihn die höchste  
M aßnahm e zum  Schutze der G esellschaft —  der T od durch Erschießen — 
nicht a n g ew a n d t w erd en  kann; überhaupt entspricht die zum  Schutze der 
Gesellschaft auferlegte M aßnahm e bezüglich § e sta k o v  und S estero v  ihrer 
Schw ere nach offensichtlich n id it der verübten T at und ist insofern auch 
nicht zw eckentsprechend, da d as Verbrechen v o n  ihnen vor  sechs Jahren aus 
M angel an richtigem V erständnis verübt, s ie  sich die ganzen  darauffolgenden  
Jahre n id it verb orgen  g eh a lten  und ein redliches w erk tätiges L eben geführt 
haben, daher w ird das Urteil in der vorliegen den  Sache gem äß Art. 416 
und 417 des StrafprozeB kodex als ein auf Grund falscher A nw endung des 
G esetzes gefä lltes und ungerechtes aufgehoben .

W eiterh in  w ird  in Berücksichtigung d essen , daß se it Verübung des Ver­
brechens durch g e sta k o v  und g e ster o v  mehr als sechs Jahre v ergan gen  
sind, daß das Verbrechen v o n  ihnen gerade w ährend der schärfsten P eriode  
des B ürgerkrieges, nicht aus K lassenfeindschaft, sondern aus M angel an Ver­
ständnis verübt, daß sie  nur blinde Vollstrecker des W illens bew ußter Ver­
räter an der A rbeiter- und Bauernsache g e w e se n , daß sie  in der ganzen  
darauf fo lgen d en  Z eit keine Verbrechen verübt, sondern ein redliches w erk­
tätiges L eben  geführt h a b en , — der m angelhaft le s e n s -  und schreibens­
kundige g e sta k o v  hat die g an ze  Z eit bis 1924 als Zim m erm ann und Rohr­
leger gearb eitet und der A nalphabet S esterov  hat sich m it Ackerbau b e ­
schäftigt, w e sw e g e n  sie  augenblicklich keine Gefahr für die Gesellschaft bilden  
und das Inhaftbehalten  durch nichts gerechtfertigt, im G egenteil unzw eck­
m äßig is t ,  d ie Sache, ohne sie  dem Gericht zur neuen Durchsicht zu über­
w eisen , gem äß Art. 4 a  des StrafprozeB kodex bei sofortiger H aftentlassung  
der S esta k o v  und S estero v  n iedergesch lagen .

(Veröffentlicht in der „W ochenschrift für S o v etju stiz“ Nr. 18 vom  10. M ai 1925.)

Zeitschrift f. Osteurop. Redit. Heft 2/3. M ai 1926. 4
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IV. Literatur.
V on F r . S c h ö n d o r f .

M e r s m a n n - S o e s t ,  O.  und W o h l ,  P. ,  D i e  D e u  t s di  -  R u s s i s  ch e n
V e r t r ä g e  v o m  12.  O k t o b e r  1 9 2 5 .  Berlin. Franz V ahlen, 1926.
XVI und 372 Seiten .

D ie Schrift erscheint als l .B a n d  einer Sam m lung „D ie neuen inter­
nationalen  V erträge d es D eutschen Reichs“ (H erausgeber: Jul. M agnus, 
Berlin). S ie  w ill ein brauchbares Handbuch für die B edürfnisse der W irt­
schaft se in  und erreicht auch ihren Z w eck durch H eranziehung eines aus­
g ieb igen  M aterials. Der knappen, übersichtlichen D arstellung der deutsdr- 
russischen R echts- und H andelsbeziehungen  se it 1918 (S. 1— 18) und einer 
„E inführung“ in die Verträge. (S. 19— 48) fo lg t der K om m entar (S. 49 bis 
245). Ihm schließt sich ein  K apitel über die w irtschaftliche B edeutung der 
V erträge an, das auch ein e Statistik  über den b ish erigen  H andelsverkehr  
m it Sovetrußland  enthält (S. 246—271). Im Ä nhang sind abgedruckt: 
Der N otenw echsel anläßlich der V erträge  v o m  12. O ktober und d ie  T exte  
der b isherigen  V erträge zw ischen  dem  Deutschen Reich und Sovetrußland  
so w ie  eine R eihe e tw a s willkürlich ausgesuchter G esetze  der U nion d. SSR. 
.Allerlei V erzeichnisse (der deutsch -rassischen  gem ischten G esellschaften, der 
T rusts, der K onsulate, ja so g a r  der für Inserate g ee ig n eten  russischen  
Blätter) erg ä n zen  den Inhalt d es Buches, d essen  S chw ergew icht auf der 
wirtschaftlichen S e ite  lieg t. W a s die juristischen Ausführungen betrifft, So 
fußen sie  nicht bloß auf der am tlichen Denkschrift, sondern versuchen, tiefer  
einzudringen . Auch d ie  L iteratur w ird genügend verw ertet, durch AnP 
führung der S o v e tg e se tz e  an den  entsprechenden Stellen  des T ex tes  kom ­
m en die Verf. den In teressen  d e s  mit dem  G egenstände noch nicht ver­
trauten L esers en tgegen . D ie E rläuterungen w e isen  allerdings manche 
M ängel und Lücken auf, deren V orhandensein  übrigens die V erfasser selbst 
im  V orw ort zu geb en  und durch d ie  K ürze der zur V erfügung stehenden  
Z eit erklären. So w ird  die E rbrechtsgrenze v o n  1 0 0 0 0  Rbl. als geltendes  
Recht d argestellt (S. 4 6 ,5 7  u. a., auf S . 227 w ird  erst v o n  einem  Entwurf 
über A ufhebung der H öchstgrenze gesprochen), w äh ren d  d as unbesdiTänkte 
Erbrecht bereits vom  1. Jahuar d. J. ab auf A nordnung d es R ates der V olks­
kom m issare der U nion w ied er  h ergeste llt w urde (s. „ Izv estija “ vom
5. Januar und das G esetz vom  12. Februar d. J. für RSFSR.). Auch sonst 
w erd en , nam entlich bei Z itaten , nicht im m er d ie  inzw ischen  vorgenom m enen  
Ä nderungen der G esetzgeb un g beachtet, so  w ird  auf S. 97 der Begriff 
„W erk tätiger“ aus den Art. 64, 65 der V erfassung der RSFSR. v o n  1918 er­
läutert, o b w o h l letz tere  1925 durch e in e  neue ersetzt w urde, deren Art. 69 
den B egriff e tw a s  anders auffaßt. Beim  N iederlassungsabkom m en wird 
unterlassen , darauf h in zu w eisen , daß trotz  dem  A bkom m en eine Ver­
schickung nach Sibirien im  V erw a ltu n g sw eg e  auch Deutschen gegenüber  
m öglich ist (auf S . 77 ist nur v o n  „A u sw eisu n g “ die R ede). Bei Art. 4 des 
deutschen E in fü hrungsgesetzes z u  den V erträgen verm ißt m an eine Er­
läuterung zu  A bs. 1 S a tz  2 („Dies — deutsches Recht für E m igranten-N ach- 
lä sse  — g ilt nicht für G egenstände, die sich im  G ebiete e in es anderen S taates  
befinden und nach den G esetzen  d ie se s S taates b eson deren  Vorschriften 
un terliegen“ ). Zu bedauern ist auch d ie  U nterlassung jeder Kritik an dem 
v o n  der russischen H andelsvertretung aufgestellten  (auf S. 319 ff. ab- 
gedru'ckten) M uster e ines K on sign ation svertrages. Es fehlt auch auf S. 67 ff. 
eine Erläuterung zu  Art. 4 Satz  2  des R a p a llo -V e r tr a g e s: es w ä re  aus­
zuführen, daß P o len  und Finnland nicht zu  den hier gem einten  Staaten  g e ­
hören und dem nach d ie  se iten s der S ovetu n ion  an P o len  und Finnland ein­
geräum ten V orrechte auch' unter die M eistb egü nstigun gsk lau sel d es R apallo-
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V ertrages fallen. In der Ä e istb eg ü n stig u n g sfra g e  begehen  die Verf. nod i 
den Fehler (ebenda) P ersien , A fghanistan und die M ongo lei hinsichtlich der 
Durdifuhrfreiheit nicht unter die M eistbegünstigungsk lausel d es R ap allo -  
Vertrages fallen zu lassen. S ie  begründen d iese  Ansicht dam it, daß die  
V erträge der U. d . SSR. m it d iesen  Ländern bereits vor  dem R ap allo -  
Vertrag bestanden  und daß d iese  S taaten  außerhalb der V ölkerrechts-  
gemeinscfaaft stehen . Der erste U m stand spricht aber grade für d ie D u rd i-  
fuhrfreiheit zugunsten Deutschlands, d a s zw e ite  Argum ent ist irrig, denn  
die beiden L änder m üssen g eg en w ä rtig  nicht m ehr als außerhalb der 
V ölkerrechtsgem einschaft stehend  an geseh en  w erd en  ( v g l . L i s z t - F l e i s c h -  
m a n n ,  Völkerrecht, S . 5 , 7) .  Z w eife llo s  falsch ist die B ezeichnung der  
H andelsvertretung als „Diplom atische S te lle“ (S. 108): in Art. 2 des W irt­
schaftsabkom m ens ist zw ar g esa g t, daß' d ie  H andelsvertretung der Botschaft 
der U. d . SSR. „angeg lied ert“ sei. Doch bringt letzterer Ausdruck gem äß  
dem Schlußprotokoll lediglich die T atsache des Vorhandenseins der in Art. 4 
bis 5 näher bezeichneten E xterritorialitätsrechtes für bestim m te P erson en  
und Räum e zum  Ausdruck (so  richtig die Denkschrift). Nichts berechtigt zu  
der B ehauptung: „So w e it  nichts B eson d eres vereinbart, kom m en ihr alle 
diplom atischen Vorrechte zu“ (ebenda). A b g eseh en  davon , daß „dip lom a­
tische V orrechte“ nur physischen P erson en  zustehen  können, trägt die 
H andelsvertretung doch nicht dip lom atischen Charakter, s ie  vertritt auch 
nicht die sou verän e S ta a tsg ew a lt von  SSSR . Bedenklich' sind die A u s­
führungen auf S. 152 über das „K onzessionäreigentum “ , w ie  auch die Auf­
fassung des K o n zessio n sv ertra g es als e in es gem ischten V ertrages, der ein  
pachtvertragliches m it einem  w erkvertragliehen Element- verb inde (S. 153) —  
man w ird  dem  W e se n  des K o n zessio n sv ertra g es nicht gerecht, w en n  man 
ihn in die typischen V ertragsform en d es bürgerlichen Rechts h ineinzw ängt, 
er bildet ein Sonderrecht. Im übrigen kann in der reinen H andelskonzession  
vom  w erkvertraglichen E lem ent kaum  g esp ro ch en ,w erd en  und das H eran­
ziehen des pachtvertraglichen E lem ents ist nur im stande, den ohned ies  
schwer faßbaren Unterschied zw ischen  K onzession  und Pacht vo llend s zu  
verw ischen.

A lles in allem  w ird das Buch, obschon es sehr verb esserun gsfäh ig  
ist, doch dem  deutschen Praktiker v ielfad i nützlich! sein  können und ist 
von den bisher erschienenen A usgab en  d es deutsch-russischen V ertrags­
w erkes noch die beste .

C l e i n o w ,  G.,  D i e  D e u t s c h - R u s s i s c h e n  R e c h t s -  u n d  W i r t ­
s c h a f t s v e r t r ä g e  (Deutsche W irtsch aftsgesetze  Bd. 5). Berlin. R ei-  
mar H obbing, 1926. XI und 358 Seiten.

C leinow s Buch w ill „vor  allem  für den deutschen K aufm ann“ ein Nach­
schlagew erk sein . V on einer K om m entierung des V ertragsw erkes w ird  a b ­
gesehen, w e il dafür angeblich noch die V oraussetzu ngen  fehlen , nämlich die  
Erfahrung und eine entsprechende Literatur. L etzterer H inw eis ist un­
verständlich — so ll denn ein K om m entar bloß ein e Zusam m enstellung der 
vorhandenen Literatur bieten  und nicht vielm ehr selbständig  den Gehalt e ines 
G esetzes zu  ergründen suchen? D er Standpunkt des Verf. ist jedenfalls zu  
bedauern, denn se in e  A rbeit verliert dadurch für den Juristen v iel an W ert. 
Auch die A n lage  des gan zen  W erk es ist keine glückliche: Nach einer „A ll­
gem einen Einführung in das V ertragsw erk“ fo lg t in  einem  2. T eil d a s am t­
liche M aterial (T exte  und amtliche E rläuterungen), dem  sich dann gesond ert 
(3. Teil, S. 225— 341) die e igen en  E rläuterungen des V erfassers „im  H in­
blick auf die beson d eren  V erhältn isse in der U. d. SSR .“ anschließen. Z w eck­
m äßiger w ä re  es g e w esen , d iesen  T eil m it dem  2. zu  einem  einheitlichen  
Ganzen zu  verb inden. D ieser  3. T eil ist übrigens von  selbständigem , 
wenn auch nicht juristischem  W ert, aus jeder S e ite  spricht der g e w ieg te  
Politiker, der auch die heutige  V erw altungspraxis Sovetrußlands gut kennt
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(vgl. S. 315). M anche treffende B em erkungen finden sich übrigens auch in 
den anderen T eilen, so  w en n  es auf S . 23  heißt: „D ie Z eit für d ie  neuen  
V erträge ist so  kurz bem essen , daß. w ir  sie  gerad ezu  als eine B e w ä h r u n g s­
frist' ansprechen dürfen — B ew ährungsfrist in doppelter H insicht: b ezüglid i 
des V ertragstextes und bezüglich  der beiden W irtsch aftssystem e, die sid i 
hier unter einen V ertrag g este llt  haben .“ S o  auch die Charakterisierung  
des V ertragsw erkes a ls W erk zeu g es des W ettb ew erb s, „ so g a r  noch m ehr: 
sie  (die V erträge) bedeuten  die so rg fä ltig  abgesteck te  Hrena für den Kampf 
zw eier  m ächtiger, w en n  aud i im  Äugenblick recht diskreditierter R inger“ 
(S. 24), vg l. noch S . 28 (zu Ärt. 8 des N iederlassungsabkom m ens), S . 33 
(Äusblicke). D ie E instellung des V erfassers zu  SovetruBIand ersieht man 
aus fo lgen den  W orten  (S. 231): „D ie D inge in der S ovetu n io n  sind im  
Fluß, aber die Richtung des Strom s lieg t klar vor  jedem , der den M ut hat zu  
sehen . D ie U fer festig en  sich auf allen G ebieten des Rechts und der B e ­
h ördenorgan isation  und in  der W irtschaft. E iner n euen  so z ia len  Schiditung  
sind d ie  W e g e  geeb net, auf denen sich die reichen K räfte der in der S o v e t­
union vere in ig ten  V ölker noch in ungeahnter W e ise  entw ickeln w erden . 
D as so llte  g e n ü g en .“

Daß m an an ein W erk  v o n  der Ärt d es vorliegen d en  keine Ansprüche 
in b ezug  auf w issenschaftliche Äkribie stellen  darf, lie g t auf der Hand. 
Im m erhin hätte m an gew ünscht, daß m anche Fehler verm ieden  w orden  
w ären . In einer Ärbeit, die sid i mit internationalen V erträgen  befaßt, dürfte  
es  nicht Vorkom m en, daß das H aager Abkommen über den Zivilprozeß vom
17. Juli 1905 zw eim a l (S. 35 und 73) als „G enfer“ A bkom m en bezeichnet 
w ird . Auch daß in dem  sehr spärlichen L iteraturverzeichnis das BGB. von  
F isd ier -H en le  nach der 11. A uflage v o n  1921 und nicht nach der 12. von  
1923 angeführt w ird , m utet sonderbar an. E benso  die m ehrfache Er­
w ähnung (S. 286 f.) des S ta a tsa n g eh ö r ig k eitsg ese tzes v o n  1924 als e ines  
„E ntw urfes“ . Irreführend ist die B ehauptung (S. 303), d ie der P re sse  an­
geblich v o n  am tlicher S e ite  m itgeteilte  Zusicherung der S o vetreg ieru n g , 
daß Deutsche nicht m ehr im  V erw a ltu n g sw eg e  verschickt w erd en  sollen , 
geh ö re  zu  den „V ereinbarungen“ (des N iederlassungsabkom m ens). Dies 
ist eben nicht der Fall. Nicht richtig ist auch' die A n gab e (S. 252), es gebe  
e in e  A bteilung der H andelsvertretung (der Verf. spricht so g a r  v o n  „H andels­
vertretu ngen“ ) in Breslau. U n genau  ist der Ausdruck (S. 294), S ta a ts­
k o n zession en  w erd en  durch d as H auptkonzessionskom itee  v e r g e b e n  — 
form al en tsteh t eine K onzession  erst durch ein  D ekret d es R ates der V olks­
kom m issare.

D ie erw äh nten  M ängel w erd en  trotzdem  den P olitiker und W irtschaftler  
nicht hindern, d a s  W erk  C leinow s m it N utzen für sich zu  lesen . Nur der 
Jurist w ird  leider m it leeren  H änden ausgehen .

G l a n z ,  R. ,  D e u t s c h - R u s s i s c h e s  V e r t r a g s w e r k  v o m  12.  O k ­
t o b e r  1 9 2  5. (H erausg. v o m  D eutsch-R ussischen Verein zur P flege  
und Förderung der g eg en se itig en  H andelsbeziehungen .) Berlin. R. v. 
D eckers V erlag , 1926. 259 Seiten .

D as Buch ist „für den praktischen Gebrauch' der am deutsch-russischen  
Handel bete ilig ten  K reise“ bestim m t. E s enthält im  l .T e i l  einen einleitenden  
A ufsatz v o n  E xz. v . K oerner (S. 11— 22), ■ d essen  Ansicht m an nur zu­
stim m en kann, daß das V ertragsw erk  eine w esen tlich e  V erb esseru ng der 
Grundlagen für unsere B ezieh un gen  zu  der S o v etu n ion  und für die Ent­
w icklung des wirtschaftlichen V erkehrs m it ihr geschaffen habe. Der 2. Teil 
bringt den T ex t der einzelnen A bkom m en mit Erläuterungen, der 3. Teil 
enthält statistische A ngaben , manche G esetze, ein V erzeichnis der erteilten  
K onzessionen  und andere A ngaben. Den Kern bildet a lso  der rund 180 Sel­
ten  betragen de 2. T eil. D ie  darin enthaltenen E rläuterungen sind haupt­
sächlich der deutschen Denkschrift (die der V erfasser  als „Ä m tlicherK om m en-
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tar“ bezeichnet) entnom m en. D aneben finden sich aber auch selb stän d ige  
knappe Ä usführungen, d ie  sich nicht 'auf b loße W ied erg a b e  d es Inhaltes v e r ­
schiedener S o v e tg e se tz e  beschränken, sondern auch praktische W ink e für 
A bschlüsse v o n  V erträgen, für d ie G eschäftsform en im Äerkehr m it Ruß­
land usw . geben . D iese  Erläuterungen erscheinen hauptsächlich beim  W irt­
schafts- und beim  N iederlassungsabkom m en, sie  fehlen so  gut w ie  gänzlich  
bei den juristisch bedeutsam en Abkom m en über Rechtshilfe, Nachlässe, 
Schiedsgerichte und beim  K onsularvertrag. Nicht ganz richtig ist d ie B ehaup­
tung zu § 4 des NachlaBabkom m ens, daß auch für die O rtsbehörde, die die  
Nachlaßregelung übernim m t, die G esetze  des H eim atstaates des Erb­
lassers m aßgebend seien . D ies ist nur richtig, so  w e it  e s  sich um das m ate­
rielle Erbrecht handelt, d a gegen  sind die form alen Vorschriften für die 
NachlaBregelung (von denen in § 4  d ie  R ede ist) im m er die inländischen, 
der H inw eis d es  V erfassers auf §§  14 und 16 des NachlaBabkom m ens geht  
fehl — ersterer behandelt d ie  Form frage, letzterer den Gerichtsstand für 
K lagen, beide kom m en für die N achlaßregelung nicht in Betracht. Beim  
M achlaßabkommen ist puch die falsche Ä usdrucksw eise zu bem ängeln, deren  
sich der V erfasser für die. R egel locu s regit actum  bedient (S. 196): d ie  
V erfügung v o n  T od es w e g e n  könne nach den G esetzen  des Ortes errichtet 
w erden , in dem  der E rblasser l e b e  —  dies m uß so  verstanden w erden , als 
ob für die Form  die lex  dom icilii m aßgebend w äre, w a s  natürlich nicht der 
Sinn der P aröm ie I. r. a. ist. Im 3. T eil verm ißt m an das Dekret vom  
50. iffi.a il923 betr. die Ü bertragung v o n  K onzessionen . Son st kann den  
Ä usführungen des Verf. be igestim m t w erden . Gut ist die H ervorhebung des 
V erhältn isses zw ischen  Inländerbehandlung und M eistb egü nstigun g auf
S. 42 /43 , w ie  auch der H inw eis (S. 38) auf m ögliche E ntstehung von  
Schw ierigkeiten  aus der S ovetp o litik  in der Sprachenfrage.

D as Buch ist jedenfalls zur ersten  Einführung in die M aterie  geeignet.

D e r  S t a a t ,  d a s  R e c h t  u n d  d i e  W i r t s c h a f t  d e s  B o l s c h e w i s m u s .  
D arstellung und W ertu ng  seiner ge istigen  Grundlagen. V erfaßt von  
B o g o lep off, Brutzkus u. a. H erausg. im A uftrag der Internationalen  
V ereinigung für R echts- und W irtschaftsphilosophie v o n  Fr. v . W ieser, 
L. W en g er , P . Klein. Berlin, W alther Rothschild, 1925. 350 Seiten .

D as groß  an g e leg te , aus 18 B eiträgen  versd iiedener Autoren bestehende  
W erk so llte  jeder, der für den B olschew ism us In teresse  hat, lesen . Dem  
Juristen erm öglicht es tieferes E rfassen  des W e se n s und der Eigentüm lich­
keit des Sovetrechts. Und zw ar sind für ihn nicht nur die A bschnitte „Der  
b olschew istisd ie  S ta a t“ und „D as Recht des B olschew ism us“ von  B e ­
deutung, sondern audr die z w e i anderen: „W erd en  und W e se n  des B o lsd ie -  
w ism u s“ und „D ie W irtschaft des B olschew ism us“. Denn zum  vollen  V er­
ständn isse des S o v e tred its  gehört auch ein E indringen in die bolsche­
w istische W eltanschauung und W irtschaft. D ie G renzen d es Buches sind also  
mit Recht w e it  g ezo g en . E tw a s knapp ist d a gegen  die Behandlung der b e ­
rührten F ragen im einzelnen und zum  T eile  e in se itig  ist d ie auf dem  T itel­
blatt versprochene „ W ertu n g“ der Grundlagen des B olschew ism us aus­
gefallen . Hier ist nam entlid i die M itw irkung aus G elehrtenkreisen S o v e t -  
rußlands zu  verm issen , w a s  die H erausgeber im V orw ort se lbst bedauernd  
einsehen. Durch d iese  W eig eru n g  d es  „offiziellen  Rußlands“ , an dem  
W erke rriitzuarbeiten, sind so w o h l Darstellung, als W ertung vielfach e in ­
seitig  geraten  — m an wajr im  w esentlichen  auf die w issenschaftlichen  
Kräfte der E m igrantenkreise a n g ew iesen , die natü rlid ierw eise  m ehr zur  
negativen  Beurteilung des B olschew ism us neigen , das G egengew icht der  
positiven  E instellung durch A nhänger des B olschew ism us blieb gänzlich aus.

Neben den im  A uslände lebenden R ussen sind nur w e n ig e  deutsche G e­
lehrte vertreten . V on ihren B eiträgen ist besonders der A ufsatz „Die  
m odernen Diktaturen“  v o n  V / i  e s  e r  (nunmehr auch in das inzw ischen  e r -
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schienene neue W erk  des Verf. „D as G esetz der M acht“ aufgenom m en) 
hervorzuheben . V on der k lassischen Diktatur und dem  Cäsarentum  a u s­
gehend  charakterisiert er d ie  neueren Ärten der Diktatur. W enn  auch 
m anche Ansichten W ieser s  W iderspruch erregen  m üssen  (M ussolini und 
Prim o di R ivera so llen  doch am  Ende die Idee der D em okratie verwirklichen  
w ollen ! Bism arck handelte beim  preußischen M ilitärkonflikt w ie  ein n a tio ­
naler D iktator!), so  ist doch der kleine B eitrag  eine soz io log isch  w ertv o lle  
Studie, die freilich über den B olschew ism us se lb st w en ig  auszu sagen  w eiß.:

V on den von  russischen A utoren gelieferten  B eiträgen  über S taat und 
Recht sind die A u fsätze v o n  T im  a s  c h e w  über die V erfassung u n d B r u t z -  
k u s  über die A gra rg ese tzg eb u n g  g eg en w ä rtig  v o n  den v o n  denselben  Ver­
fassern  in den „Q uellen und Studien“ d es O steuropainstituts erschienenen  
W erken („G rundzüge d es Sovetrussischen  S ta a te s“ und „A grarentw icklung  
und A grarrevolu tion  in Rußland“ ) zum  T eile  überholt. Immerhin behält 
nam entlich die ausgezeichn ete  Sk izze  v o n  Brutzkus auch w eiter  ihren 
se lbstän d igen  W ert; der Kritik des V erfassers am Ä grarkodex kann nur 
zugestim m t w erd en . Im G egensatz zu d ieser  stren g  objektiven  A rbeit steht 
der B eitrag II j i n s  „Der B olschew ism us und die K rise d es m odernenRechtsi- 
b ew u ß tse in s“ , der tro tz  m anchen originellen  G edankengängen in seiner  
Kritik d es B olschew ism us öfters über das Z iel hinausschießt. M it Ä usr  
Sprüchen w ie :  „D as p o sitiv e  Recht w ird  durch W illkürnorm  ersetz t;W illk ü r­
norm  verpflichtet den G esetzgeb er se lb st zu gar nichts; der B olschew ism us  
arbeitet im m erfort an der Z ersetzun g d es R ech tsb ew ußtseins“ usw . w ira  
man der neuen R echtsentw icklung in Rußland doch nicht gered it. Auch er­
scheint der A usgangspunkt d es Verf. nicht üb erzeugend , w on ach  die heutige  
K rise des R echtsbew ußtseins in Rußland (und anderw ärts) mit dem  Säkulari- 
sieru ngsp rozeß  der gan zen  g e istig en  Kultur, dem  Erschlaffen des relig iösen  
G eistes zu verb inden sei.

Aus der Fülle d es G ebotenen se i noch auf fo lgen d e, den Juristen in erster  
L inie in teressierend e B eiträge  h in g ew iesen : „Der Föderalism us in S o v e t-  
rußland“ v o n  B o g o l e p o v ,  „D ie R ech ts- una S taatsp h ilosop h ie  des  
bolschew istischen K om m unism us“ von  S. H e s s e n ,  „Die R echtsideologie  
des russischen Ä g ra rw esen s und die russische A grarrevolu tion“ v o n  C. 
Z a i t z e f f ,  „V on M arx bis Lenin (Aus der Geschichte der russischen Intel­
lig en z )“ v o n  I s  g o  j e  w .
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I. Gesetzgebung.

Sdiliditungs" und Schiedsgerichtsabkommen
zwischen Polen, Estland. Finnland und Lettland.

(Unterzeichnet in H elsingfors am 17. Januar 1925.)

Die Republiken P o l e n ,  E s t l a n d ,
F i n n l a n d  und L e t t l a n d ,  

entschlossen , die zw ischen  ihnen bestehend en  freundschaftlichen B eziehungen  
zu fördern und in ihrem g eg en se itig en  Verkehr den G rundsatz der friedlichen  
Erledigung der internationalen Streitfragen in w e itestem  U m fange anzu­
w enden , haben beschlossen, ein Schlichtungs- und Schiedsgerichtsabkom m en  
abzuschlieBen. Zu diesem  Z w ecke w urden fo lg en d e  B evollm ächtigte ernannt. 
(Folgen die Nam en.)

Ärt. 1. D ie  H ohen vertragschließenden Parteien sind , gele ite t v o n  dem  
W unsche, in ihren g eg en se itig en  B eziehungen die w esentlichen Grundsätze  
des V ölkerbundpaktes anzu w en d en , die in dem  am 2. Oktober 1924 ange­
nom m enen Genfer P rotokoll aufgestellt s in d , entschlossen , die in ihm vor­
gesehenen M aßnahm en zur friedlichen E rledigung der Konflikte, die zw ischen  
ihnen entstehen könnten, zu benutzen.

Ärt. 2. D ie H ohen vertragschließenden P arteien verpflichtea sich, alle  
Streitfragen, die zw ischen  ihnen entstehen  könnten und die auf diplom atischem  
W eg e in angem essener  Z eit nicht erledigt w erden , einem  Schlichtungs- oder  
Schiedsgerichtsverfahren zu  unterw erfen. D iese  Verpflichtung soll sich aber 
nicht auf Fragen erstrecken, d ie  ihrer juristischen Ärt nach nur der inneren  
G esetzgebung d es betreffenden L andes unterliegen und nicht auf Streit­
fragen, w elche den territorialen Stand der H ohen vertragschließenden Par­
teien betreffen.

Jede in der oben erw ähnten W e ise  zu regeln de Streitfrage wird einem  
Schlichtungsverfahren unterw orfen , w en n  nicht d ie streitenden Parteien  
darin Übereinkom m en, sie  dem  Schiedsgericht unm ittelbar zu unterbreiten.

Falls der, v o n  der nach Ärt. 6 des vorliegen den  Ä bkom m ens e in gesetzten  
Schlichtungskom m ission, ausgearb eitete  Bericht nicht v o n  allen streitenden  
Parteien angenom m en w ird , so  soll die Streitfrage auf Erfordern einer der 
Parteien dem  Schiedsgericht unterbreitet w erden.
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Ärt. 3. W enn es sid i um eine Streitfrage handelt, d ie gem äß der inländi­
schen G esetzgebung einer der H ohen vertragschließenden P arteien  den Ge­
richten einschließlich der V erw altungsgerichte unterliegt, so  kann die beklagte  
Partei dagegen  W iderspruch erheben, daß die S treitfrage dem  Schiedsgericht 
oder e inem  Schlichtungsverfahren unterw orfen w erde, b evor  ein endgü ltiges  
Urteil durch die zu stän d ige  Gerichtsbehörde g e fä llt  w orden  ist.

Ärt. 4. Für den Fall, daß ein Schiedsgerichtsverfahren in einem  früheren  
A bkom m en v o rg eseh en  ist, an dem  nur die Signatarm ächte des g eg en ­
w ärtigen  V ertrages bete ilig t w aren, w ird  vereinbart, daß die S taaten , unter 
d e n e n  ein K onflikt ausgebrochen is t ,  e ine jegliche S treitfrage, auf die das 
frühere A bkom m en A n w endu ng finden könnte, einer Schlichtungskom m ission  
oder einem  Schiedsgericht entsprechend dem  vorliegen den  A bkom m en zu 
unterbreiten haben.

Ärt. 5. E s  versteh t sich v o n  se lb st, daß d ie  Verpflichtungen, die das 
g eg en w ä rtig e  A bkom m en den H ohen vertragschließenden Parteien auferlegt, 
keinesfalls ihr Recht beseitigt, in gegen se itig em  Ü bereinkom m en ein e Streit­
frage, die zw ischen ihnen aufkom m en könnte, dem  ständigen  internationalen  
G erichtshof zu unterbreiten.

Ärt. 6. D ie H ohen vertragschließenden Parteien w erd en  binnen drei M o­
naten nach N iederlegung der letzten  Ratifizierung des g eg en w ä rtig en  A b ­
kom m ens eine stän d ige  Schlichtungskom m ission errichten, die aus v ier  M it­
g lied ern , v o n  denen je e ines v o n  jedem  Staate  ernannt w ird , und einem  
V orsitzend en  b esteh t, der m it allgem einer Ü bereinstim m ung aus der Reihe 
der A ngeh örigen  e in es dritten S taates bestim m t wird. Ä langels Überein­
stim m ung zw ischen  den P arteien  w ird der V orsitzende auf Gesuch eines 
der Staaten  vom  V orsitzenden d es stän d igen  internationalen Gerichtshofes 
ernannt.

D iejen ige P artei, die e in e Streitfrage dem  Schlichtungsverfahren unter­
breiten w ill,  w ird  sich an den V orsitzend en  der stän d igen  K om m ission  
w en d en . D erselbe w ird  so fort d ie  gegnerische Partei oder d ie gegnerischen  
P arteien d a v o n  in K enntnis se tz e n , und die streitenden  P arteien auf­
fordern, d ie  Zahl der v o n  ihnen ernannten M itglieder ad  hoc  zu  er­
gänzen , und zw a r  durch je ein  M itg lied  für jede streitende Partei; diese  
letzteren M itglieder m üssen  aus A ngehörigen  e in es dritten S taates gew ählt 
und in einer Frist, d ie se it dem  T age der A ufforderung sechs W ochen  nicht 
übersteigt, ernannt w erden . Für den F all, daß die E rnennung in der vor­
geschriebenen Z eit nicht erfolgt, w erd en  die E rgänzungsm itglieder durch den 
V orsitzend en  bestim m t.

D ie ständigen , v o n  den streitenden P arteien  ernannten M itglieder, ebenso  
w ie  die E rgänzungsm itglieder w erd en  unverzüglich v o m  V orsitzenden ein­
berufen und ste llen  zusam m en mit ihm  die Schlichtungskom m ission zur 
R egelung der Streitfrage dar, d ie dem  Schlichtungsverfahren unterw orfen ist.

Ärt. 7. Jede Schlichtungskom m ission entscheidet über ihre Z uständigkeit 
nach M aßgabe der vorhergehenden  Artikel.

W en n  einer der S ta a ten , zw ischen denen  ein  K onflikt ausgebrochen ist, 
diesen Konflikt dem  Schlichtungsverfahren unterbreitet und die G egenpartei 
m it der B ehauptung, d ie Z uständigkeit d es stän d igen  internationalen Ge­
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richtshofes se i im g eg eb en en  Falle für d ie Parteien obligatorisch, diesem  die 
Streitfrage unterbreitet, so  w ird  das Verfahren a u sgesetzt, b is der Gerichts­
hof über se in e  Z uständigkeit entschieden hat.

D as auf d iese  W e ise  v o n  einem  der Staaten  an den Gerichtshof ge lan gte  
Gesuch hat die E instellung der im Ärt. 6 vorgeseh en en  M aßnahm en zur Folge, 
bis die Z uständigkeit des G erichtshofes von  ihm festgestellt ist.

Ärt. 8. D ie M itglieder der stän d igen  K om m ission w erd en  auf drei Jahre 
ernannt. Nur im Falle einer Ü bereinstim m ung zw ischen den H ohen vertrag­
schließenden P arteien  können sie  w ährend  ihrer M onatsfrist abberufen w er­
den. Im T odesfä lle  oder im Falle der Zurüdeziehung eines der M itglieder  
muß es für die noch ausstehende Z eit se in es M andats ersetzt w erden , und 
zwar m öglichst binnen z w e i M onaten , in jedem  Falle, sobald  eine Streitfrage  
der K om m ission unterbreitet wird.

Ärt. 9. Für den Fall-, daß nach B een d igun g des M andats e ines der M it­
glieder der stän d igen  K om m ission kein Nachfolger bestim m t ist, gilt das  
M andat als auf drei Jahre verlängert. D agegen  enden auf V erlangen einer  
Partei d ie B efu gn isse  des Präsidenten nach Äblauf se in es Avandats in jedem  
Falle. D asjen ige  M itg lied , dessen  M andat w ährend eines Verfahrens ab­
läuft, nim m t w eiter  b is zum  Schlüsse des V erfahrens an der Prüfung der 
Streitfrage teil, ungeachtet d essen , daß sein  N achfolger schon bestim m t ist

Rrt. 10. B innen einer Frist v o n  15 T agen  se it dem  T a g e , an dem  einer 
der vertragschließenden Staaten  der K om m ission e in e Streitfrage vorg eleg t  
hat, kann jede P artei d as v o n  ihr ernannte stän dige A litglied für den be­
vorstehenden Streit durch ein e auf dem  betreffenden G ebiet sachverständige  
Person ersetzen .

D iejen ige Partei, d ie v o n  diesem  Recht Gebrauch machen w ill, w ird sofort 
die G egenpartei davon  in K enntnis se tzen ; in diesem  Falle kann die letztere  
im Laufe v o n  15 T agen  se it der Benachrichtigung v o n  dem selben Rechte 
Gebrauch machen.

Ärt. 11. D ie K om m ission tritt an dem  Orte zusam m en, den die V ertrags­
parteien gem einschaftlich bezeichnen, m angels Ü bereinstim m ung am S itze  
des V ölkerbundes.

Falls die K om m ission e s für notw en d ig  erachtet, ist es ihr g esta ttet, an 
einem anderen Orte zusam m enzutreten.

Ärt. 12. D ie streitenden P arteien w erd en  der K om m ission alle nötigen  
Äuskünfte zur V erfügung stellen  und ihr auf jede W e ise  die Erfüllung ihrer 
Ä ufgabe erleichtern.

Die K om m ission kann beim  G eneralsekretär des V ölkerbundes nötigen­
falls die U nterstützung d es G eneralsekretariats für ihre Ärbeiten erfordern.

Ärt. 13. D as Verfahren vor  der K om m ission ist das streitige.
M angels einer einstim m ig gefaßten  en tg eg en g ese tz ten  Entscheidung w e r ­

den die Vorschriften der T itel III und IV des H aager Rbkom m ens vom
18. O ktober 1907 zw ecks friedlicher R egelung der internationalen Konflikte 
im P rozeßverfahren vor  der K om m ission angew an d t.

Die V erhandlungen sind nur öffentlich, w en n  e s die K om m ission im E in­
vernehm en m it den P arteien bestim m t.
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flrt. 14. D ie E ntscheidungen der K om m ission w erd en  mit Stim m enm ehr­
heit gefällt. Jedes M itglied  verfügt über eine Stim m e, bei Stim m engleichheit 
entscheidet die des P räsidenten . E ntscheidungen der K om m ission über die 
Grundlage d es Streitfalles können nur in A n w esen h eit aller M itglieder g e ­
fällt w erden .

Ärt. 15. D ie K om m ission w ird über die ihr v o rg eleg te  S treitfrage einen  
Bericht erstatten . Der Bericht soll den Entw urf einer R egelung der Streit­
frage enthalten , fa lls e s  d ie  U m stände g esta tten  und w en n  m indestens drei 
K om m issionsm itglieder, w o b e i der P räsident als M itg lied  gerechnet ist, sich 
auf einen  solchen E ntw urf ein igen.

Die begründete  M einung der in der M inderheit geb liebenen  M itglieder  
w ird in dem  Bericht festg eleg t.

Ärt. 16. D ie K om m ission muß ihre A rbeiten binnen sechs M onaten  seit 
dem  T a g e  des ersten  Zusam m entritts beenden; die streitenden Parteien  
können jedoch d iese  Frist verlängern.

Der Zeitraum , w äh rend d essen  laut Ärt. 7 die Arbeiten der K om m issionen  
unterbrochen sind, w ird  in die oben  erw ähnte Frist nicht inbegriffen.

Ärt. 17. Der Bericht der K om m ission w ird durch den Präsidenten unter­
zeichnet und so fort zur K enntnis der streitend en  P arteien  und des General­
sekretärs d es V ölkerbundes gebracht.

Ärt. 18. D iejenigen Parteien, deren Streitfrage der K om m ission vorgelegt 
w urde, w erd en  in einem  annehm baren Zeitraum  sich g eg en se itig  eb enso  w ie  
auch den V orsitzenden der stän d igen  K om m ission benachrichtigen, ob sie 
die F eststellun gen  d es Berichts und die in ihm enthaltenen V orschläge an­
nehm en.

D ie  streitenden P arteien  können übereinstim m end darüber entscheiden, ob 
der Bericht der K om m ission unm ittelbar veröffentlicht w erd en  so ll. M angels  
ein es Ü bereinkom m ens kann die K om m ission, w en n  besondere Gründe vor­
liegen , die Veröffentlichung des Berichtes vornehm en.

Ärt. 19. W en n  gem äß den Vorschriften des Ärt. 2 eine Streitfrage dem  
Schiedsgerichtsverfahren unterbreitet w ird, so  w ird das Schiedsgericht durch 
ein Ü bereinkom m en der P arteien errichtet.

M an gels einer E inigung gilt fo lgen d es:
Jede Partei ernennt z w e i Schiedsrichter, v o n  denen einer aus der M it­

g liederliste  des stän d igen  Schiedsgerichts, unter Ausschluß der e igenen  Staats­
angehörigen , entnom m en w erd en  muß. D ie so  ernannten M itglieder wählen  
den  V orsitzenden des Schiedsgerichts. B ei Stim m engleichheit w ird die W ahl 
des V orsitzenden  dem  V orsitzenden des stän digen  internationalen Gerichts­
h o fe s  übertragen.

Ärt. 20. W en n  zw ischen  den streitenden Parteien ein Schiedsgerichts­
verfahren stattfinden so ll , so  schließen s ie  binnen höchstens drei M onaten  
ein Sonderabkom m en über den G egenstand des Streites und die E inzelheiten  
des Verfahrens. M a n g e ls  en tg eg en g ese tz ter  Vereinbarung gelten  in allen, 
das Schiedsgerichtsverfahren betreffenden Fragen, die in der H aager K on­
vention  vom  18. O ktober 1907 über die friedliche B eilegu n g  internationaler  
Konflikte fe stg esetz ten  B estim m ungen einschließlich der ÄrL 53 und 54, sow ie  
unter Beachtung des Ärt. 83 d ieser K onvention.
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Ärt. 21. D as Urteil des Schiedsgerichts ist bindend. W en n  es aber fest­
stellen  so llte , daß die Entscheidung einer Gerichtsbehörde oder einer anderen  
von  einer der H ohen vertragschließenden P arteien  abh ängigen  Ste lle  sich 
vollständ ig  oder te ilw e ise  im G egensatz zu dem  internationalen Recht b e­
findet, und w en n  nach der V erfassung d ieser P artei die B ese itigu n g  der 
F olgen  der betreffenden Entscheidung auf dem  V erw a ltu n g sw eg e  nicht oder  
nur unvollkom m en zu lä ssig  ist, so  wird der geschädigten P artei auf andere  
W eise  eine b illige  G enugtuung erw iesen .

Ärt. 22. D ie P arteien  w erd en  sich w äh rend  des Verfahrens vor  der 
Schlichtungskom m ission oder dem  Schiedsgericht jeder M aßnahm e enthalten , 
d e e in e nachteilige Rückwirkung auf die Ännahm e der K om m issionsvor­
schläge oder auf die U rteilvo llz iehu ng haben könnte.

Ärt. 23. Jede P artei entschädigt die M itglieder der K om m ission ebenso  
w ie  die v o n  ihr ernannten oder m angels Ernennung vom  Vorsitzenden laut 
Ärt. 6 bestim m ten Schiedsrichter. D ie E ntschädigung des V orsitzenden erfolgt 
durch die streitenden P arteien  zu  gleichen T eilen .

D ie P arteien sollen  versud ien , sich darüber zu verständigen, daß die E nt­
schädigungen nach den gleichen G rundsätzen fe stg ese tz t  w erden .

Jede P artei trägt die K osten  des v o n  ihr e in gele ite ten  Verfahrens; d ie ­
jenigen K osten , die v o n  der K om m ission oder vom  Schiedsgericht a ls g e ­
m einsam e bezeichnet w erden , fa llen  den P arteien zu gleichen Ä nteilen  zur Last.

Ärt. 24. D ie  B estim m ungen d ieses A bkom m ens finden A nw endung, auch 
w enn  die vorkom m enden  Streitfragen ihren Ursprung in Tatsachen haben, 
die vor  seinem  A bschlüsse liegen .

Ärt. 25. E s versteh t sich v o n  se lb st, daß das vorliegen d e Abkom m en  
keinerlei V eränderungen in den  Verpflichtungen der Signatarm ächte m it sich 
bringt, die auf dem  Protokoll für die friedliche B eilegung der internationalen  
Streitigkeiten  beruhen, das am 2. Okt. 1924 in Genf angenom m en w orden  ist.

Ärt. 26. Jede Streitfrage über die A uslegung d ieses Abkom m ens unter­
liegt der E ntscheidung des stän d igen  internationalen Gerichtshofes.

Ärt. 27. D as g eg en w ä rtig e  Abkom m en soll ratifiziert und die Ratifikations­
urkunden so llen  sob ald  als m ögiich in Helsinki (Helsingfors) niedergelegt 
werden. E s tritt unm ittelbar nach der N iederlegung der Ratifikationsurkunden  
in Kraft und g ilt für drei Jahre se it dem  T a g e  der N iederlegung durdi alle 
Signatarm ächte. W ird  das Abkom m en nicht m indestens sechs M onate vor  
Ablauf der Frist gekündigt, so  b leibt e s  für w e itere  drei Jahre in Kraft und 
wird auf d ieselbe W e ise  fortlaufend jedesm al auf drei Jahre erneuert, es sei 
denn, daß es sechs M on ate  vor  A blauf der vorhergehenden  dreijährigen  
Periode gekündigt wird.

T rotz der K ündigung durch eine der H ohen vertragschließenden Parteien  
bleibt das Abkom m en für d ie anderen P arteien , die nicht gekündigt haben, 
in Kraft.

Zu Urkunde d essen  haben d ie  betreffenden B evollm ächtigten das vor­
liegende A bkom m en unterzeidinet und m it ihren S iegeln  versehen .

Ä usgefertigt in H elsinki (H elsingfors) in v ier  O riginalexem plaren am  
17. Januar 1925. (Folgen Unterschriften.)
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Schlußprotokoll 
zum Schlichtungs- und Schiedsgerichisabkommen.

D ie vom  Präsidenten der Republik E stland und dem  P räsidenten der 
Republik Finnland ernannten B evollm ächtigten  b estä tig en , indem  sie das 
Schlichtungs- und Schiedsgerichtsabkom m en zw ischen  Estland, Finnland, L ett­
land und P o len  unterzeidm en, durch d ieses Protokoll, daß die durch E stland  
und Finnland übernom m enen Verpflichtungen laut dem  genann ten  A bkom m en  
nichts an den D eklarationen ändern, durch w elche d iese  S taaten  in voller  
Rechtskraft und ohn e beson deres A bkom m en die Gerichtsbarkeit d es ständi­
gen  in ternationalen G erichtshofes gem äß Art. 36 § 2 d es S tatu ts d es Gerichts­
h ofes als obligatorisch anerkannt haben.

Ä u sgefertig t in Helsinki (H elsingfors) in vier O riginalexem plaren am 
17. Januar 1925. (Folgen Unterschriften.)

Nach Durchsicht und Prüfung des genannten  A bkom m ens haben w ir es 
g eb illig t und b illigen  eine jegliche der hierin enthaltenen B estim m ungen; 
w ir erk lären , daß e s  angenom m en, ratifiziert und b estä tig t ist und ver­
sprechen, e s  unverbrüchlich innezuhalten.

W a r s c h a u ,  d e n l .  Septem ber 1925.
(Folgen Unterschriften.)

(Veröffentlicht im „Dziennik U s ta w “ Nr. 122 vom  11. D ezem ber 1925.)

II Rechtsprechung.
M itgeteilt v o n  R echtsanw alt Dr. S a n d a u e r ,  Lem berg.

Den deutschen Staatsbürgern s t e h t  das nach Art. 101 der polnischen  
V erfassung den polnischen Staatsbürgern zustehend e freie W ahlrecht des 
A ufenthaltsortes in P o len  n ic h t  zu .

Urteil des O bersten V erw altu ngsgerich tshofes vom  10. N ovem ber 1924 
G. ZI. 270/24.

Der O berste  V erw altungsgerichtshof hat die K lage ab gew iesen .

G r ü n d e :
Der K läger M ., geboren am  7. M ärz 1890, hat am 6. Septem ber 1920 

beim  M agistrat der S ia d t G. die Erklärung abgegeben , daß er zugunsten  
D eutschlands optiere. M it Zuschrift vom  28. Septem ber 1923 hat ihn der 
P räsid en t der S tad t G. auf Grund einer V erordnung des W o jew o d en  von  
P om ereilen  vom  8. April 1922 betreffend die G enehm igung des Aufenthaltes 
im F estungsrayon  für A usländer aufgefordert, die Stadt G. als F estungs­
rayon zu verlassen , da sein  w eiterer A ufenthalt als O ptant im F estungs­
rayon der S tadt G. als unerw ünscht an geseh en  w erd e.



Rechtsprechung. 247

G egen diesen B escheid  hat M . die K lage beim  w ojew odschaftlichen  V er­
w altungsgericht in T. mit dem  Ä ntrage auf Äufhebung d ieses B escheides 
e ingereid it.

D as w ojew od schaftlid ie  V erw altungsgericht hat m it E ntscheidung vom
14. N ovem ber 1923 die K lage ab gew iesen , indem  es festste llte , daß der 
K läger in fo lg e  der O ption ein Husländer gew ord en  sei, dem  mit P o lize i­
verordnung der Ä ufenthalt im Bereiche des F estungsragons verb oten  w erden  
konnte.

G egen d iese  E ntscheidung hat der Kläger, w ie  er behauptet, die R evi­
sion e in g eleg t m it dem  Ä ntrage auf R ufhebung der angefochtenen E n t­
scheidung. Der beklagte  P räsident der Stadt G. hat keine G egenäußerung  
eingereicht. Der O berste V erw altungsgerichtshof hat das e in geleg te  Rechts­
m ittel a ls B erufung g eg en  die Entscheidung des w ojew odschaftlichen G e­
richtes angesehen , w elche jedoch aus nachstehenden Gründen nicht berück­
sichtigt w urde.

Im vorliegen den  Falle handelt e s  sich um eine O ption zugunsten Deutsch­
lands, w ie  sie  im  Art. 91 des Versailler F riedensvertrages P os. 199 und 200 des 
D ziennik U staw  v o m  Jahre 1920 v o rg eseh en  ist, und hat e ine solche Option den  
Verlust der polnischen Staatsbürgerschaft zur F olge, w a s  der O berste Ver­
w altungsgerichtshof bereits früher im Urteil vom  15. M ai 1924 G. ZI. 1950/23 
ausgesprochen hat, indem  er erkannte, daß der M angel der Rnerkennung 
des K lägers als deutschen Staatsbürgers durch das Deutsche Reich keines­
w e g s  den V erlust der polnischen Staatsbürgerschaft verhindern könne.

Im Bereiche der Republik P olen  stehen den A usländern auf Grund der 
Art. 95, A b sa tz  2  und Art. 101 der V erfassung der Republik P o len  vom  
17. M ärz 1921, unter der V oraussetzung, daß die G esetze e tw a s anderes nicht 
bestim m en, d ieselb en  Rechte w ie  den polnischen Staatsbürgern hinsichtlich 
der F reizügigkeit zu , jedoch unter der B edingung, daß die G egenseitigkeit 
durch den S taat, dem  der betreffende Ausländer angehört, gew ahrt wird.

Der K läger ist in fo lge  der für Deutschland ab gegeb en en  Optionserklärung  
gem äß Art.- 91 des Versailler F riedensvertrages als deutscher Staatsbürger  
anzusehen . D a K läger nicht nachgew iesen  hat, ja sogar  nicht behauptet 
hat, daß im V erhältn isse  beider Staaten  in der oben angeführten Richtung die 
G egenseitigkeit besteht, konnte das O berste V erw altungsgericht nicht er­
kennen, daß dem  K läger das im Art. 101 der polnischen V erfassung v o r­
g eseh en e  Recht der freien W a h l des Ä ufenthaltortes in  P o len  zustehe,
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Rechtsprechung.
Der im d e u t s c h e n  T e i l e  O b e r s c h le s i e n s  b e l e g e n e  B ahnhof, a u f  

w e lc h e m  e in  p o l n i s c h e s  Z o l la m t  t ä t i g  i s t ,  w i r d  für die m it der Ver­
zo llun g  verbundenen  H andlungen so w ie  auch fü r  d i e  b e g a n g e n e n  Z o l l ­
ü b e r t r e t u n g e n  a l s  i m  G e b i e t e  d e r  R e p u b l i k  P o l e n  b e l e g e n  
a n g e s e h e n .

(Entscheidung des fünften Senates [für die ehem als preußischen G ebiets­
teile] des O bersten Gerichtes vom  17. D ezem ber 1924 K 384/24.)

Ä u s  d e n  G r ü n d e n :
Ä uf Grund der Artikel 413, 4 2 8 2 der in Genf am 15. M ai 1922 abge­

sch lossenen  deutsch-polnischen K onvention betreffend O berschlesien findet 
auf dem  im deutschen G ebiete b e legen en  B ahnhof B rynnek auch die pol­
nische Z o llrev ision  hinsichtlich der aus Deutschland nach P olen  auf diesem  
W e g e  eingeführten W aren  statt und ist auf dem  B ahnhof in Brgnnek ein 
polnisches Z ollam t tätig , bei dem säm tliche nach den polnischen Z ollgesetzen  
b ei der Einführung der W aren  über die Grenze und bei deren V erzollung  
vorzu nehm enden  H andlungen zu bew irken  sind . R us diesem  Grunde ist 
rüdesichtlich d ieser H andlungen der B ahn hof in B rgnnek als in P olen be­
legen  und die dort b egan g en en  Z ollübertretungen als in P olen  begangen  
anzusehen . R echtsanw alt Dr. S  a n d a u e r ,  Lem berg.

Ä n m e r k u n g :  D ie Entscheidung entspricht dem  deutsch-polnischen A b­
kom m en über d iese  G renzübergangsbahnhöfe mit beiderseitiger Z o ll- oder Paß- 
abfertigu n g  und über d ie  Rechte und Pflichten der B eam ten im privilegierten  
D urchgangs- und E isenbahnübergangsverkehre vom  15. M ai 1922. (RGBl. II, 
S. 5 7 3 ff.) Nach Art. 1 d ieses A bkom m ens übt jeder S ta a t se in e  Hoheitsrechte  
auch im Bereiche der D ienststellen  aus, die dort v o n  dem  anderen vertrags­
schließenden S ta a te  errichtet w erden , so  daß a lso  an sich der Bereich der 
polnischen Z ollstelle in Brgnnek zum  deuschen H oheitsbereiche gehört. Äuf 
der anderen S eite  aber sind für die Ein- und Ausfuhr v o n  G egenständen  
und für den Personenverkehr nach Art. 3 auch die Z ollvorschriften des an­
deren S ta a tes m aßgebend, und die polnische Z ollbehörde is t  befugt, Zu­
w iderhand lungen  g eg en  d ie se  Vorschriften nach den polnischen Strafbe­
stim m ungen abzuurteilen, o b w oh l sie  streng genom m en im G ebiete des 
D eutschen Reiches b egan gen  w orden  sind . Nach Art. 6  d es A bkom m ens 
können so g a r  die Z ollbeam ten  des einen T eiles, die auf dem  G ebiete des 
anderen T eiles tätig  sind, nach den G esetzen ihres S ta a tes dort P ersonen  
festnehm en und Z w an g  g eg en  P erson en  ausüben , so w e it  d ies zur Durch­
führung ihrer B efugn isse  erforderlich ist.

OLGR. W a r s c h a u e r ,  Breslau.
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Grundzüge des Verfassungsrechtes des Königreichs 
der Serben, Kroaten und Slovenen.

V on P rofessor  Dr. G r e g o r  K r e k ,  Ljubljana (Laibadi).

(Schluß.)

§ 5. B. Die verw altende Gewalt.
Die Verwaltungsgewalt übt der König durch die verantwortlichen 

Minister nach den Bestimmungen der Verfassung aus (Art. 47). 
Ein Unterschied zwischen Wirtschafts- und Hoheitsverwaltung wird 
nicht gemacht. Auf Verwaltungsakte kann die Nationalversammlung, 
abgesehen von gewissen Ausnahmen (z. B. Budget) unmittelbar nicht 
Einfluß nehmen; es stehen ihr nur das Äufsichtsrecht und das Recht 
zu gewissen politischen und strafrechtlichen Maßnahmen gegen die 
verantwortlichen Minister zu.

Gemäß Art. 94 kann die Verwaltungsgewalt die für die Anwen­
dung der Gesetze erforderlichen Verordnungen erlassen, doch dürfen 
diese (administrativen) Verordnungen weder mit der Verfassung, noch 
mit dem Gesetz, dessen Anwendung sie dienen sollen und worauf 
sie sich bei der Kundmachung ausdrüddich berufen müssen, noch 
(was nicht expressis verbis gesagt, aber wohl selbstverständlich ist) 
überhaupt mit einem Gesetz in Widerspruch stehen. Die Vollzugs­
gewalt kann also grundsätzlich auch praeter legem neues Recht nicht 
schaffen. Diese streng auszulegende Norm wird in der Praxis 
leider zu wenig beachtet. Von dem besonderen Rechte der Ver­
waltung, Angelegenheiten durch (Rechts-)Verordnungen mit Gesetzes­
kraft auf Grund für jeden Einzelfall besonders zu erteilender ge­
setzlicher Ermächtigung zu erlassen, w ar schon oben (§ 4 unt. II, 7, b) 
die Rede. Einen Gerichtshof, dem das Recht zustünde, die Gesetz­
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mäßigkeit der Verordnung in allgemein verbindlicher W eise zu 
prüfen, sieht die Verfassung nicht vor. Insbesondere ist auch das 
dem Staatsrat als oberstem Verwaltungsgericht hinsichtlich der Ver­
ordnungen der Selbstverwaltung (Ärt. 103, Abs. 5, Z. 3 Verf.) zu­
stehende Prüfungsrecht kein abstraktes, sondern betrifft wie jenes 
der ordentlichen und der übrigen Verwaltungs-Gerichte nur die An­
wendung im konkreten Fall (Art. 68 SelbstVerwG.), ein die Rechts­
sicherheit gefährdender Zustand, über den andere moderne Ver­
fassungen durch Schaffung eines (Verfassungs-) Gerichtshofes hinaus­
gekommen sind. Das einzige wirksame Mittel, gesetzwidrige Ver­
ordnungen ein für allemal unschädlich zu machen, ist die Außer­
kraftsetzung solcher Verordnungen durch Resolution der National­
versammlung (Art. 94, Abs. 4). Im konkreten Fall sind jedoch die 
Gerichte ohne Zweifel befugt und verpflichtet, die Vorfrage der 
Gesetzmäßigkeit der von ihnen anzuwendenden Verordnung zu 
stellen, wenngleich es auch diesbezüglich an einer ausdrüddichen 
Bestimmung der Verfassung fehlt, und diese Ansicht nur aus 
Art. 109, Abs. 1 abgeleitet werden kann, wonach die Gerichte nach 
den Gesetzen zu urteilen, gesetzwidrige Verordnungen also nicht 
anzuwenden haben.

Neben diesen, der Regelung abstrakter Tatbestände dienenden 
normativen Verwaltungsakten, die von der Verfassung „uredbe“ 
(Verordnungen) genannt werden, betätigt sich die Verwaltung in 
Verwaltungsakten im engeren Sinne, wodurch Anordnungen (Ver­
fügungen, Entscheidungen) im einzelnen Falle getroffen werden. 
Eine Stetigkeit in der Bezeichnung dieser beiden Gruppen von 
Verwaltungsakten und ihrer verschiedenen Unterarten läßt sich aus 
der bisherigen Praxis der Regierungen nicht entnehmen. Im all­
gemeinen sind für normative Verwaltungsakte neben der erwähnten 
Bezeichnung die Ausdrücke „Pravilnik“ (Vorschrift, Ordnung, Regu­
lativ), „Pravila“ (Reglement, Richtlinien, Satzungen), „Resenje“ (Be­
schluß, Entschließung; namentlich, aber durchaus nicht immer für 
Akte des Ministerrats), „Objava", „O bznana“ (Bekanntmachung, 
Kundmachung), ja sogar „Odluka“ (Entscheidung) im Gebrauch. Die 
individuellen Verwaltungsakte werden vielfach „N aredba“, „Nare- 
djenje“ (Anordnung, Verfügung), aber auch „Resenje“, „Odluka“ 
usw. benannt. Daneben gibt es „Upute“ (Dienstanweisungen) und 
„Raspisi“ (Erlässe), die namentlich für die Unterbehörden bestimmt 
sind. W ie kunterbunt und willkürlich die Nomenklatur ist, mag
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daraus entnommen w erden, daß die unterschiedlichen Prüfungs­
ordnungen bald Pravila, bald Pravilnik, bald ReSenje, Odluka oder 
Naredba heißen.

Der wichtigsten individuellen Verwaltungsakte, die der König 
selbst (immer unter Verantwortung der betreffenden Minister) vor­
nimmt, ist schon oben (§ 4, I, 1) gedacht worden. Sie sind vor­
wiegend diplomatischen (Abschluß zwischenstaatlicher Verträge, Ent­
sendung und Empfang der Gesandten, Kriegserklärung und Friedens­
schluß) und militärischen Charakters (Formierung der bewaffneten 
Macht, militärischer Oberbefehl, Verleihung militärischer Grade). 
Auch die Ernennung der Beamten (einschließlich der Richter) ist der 
unmittelbaren Mitwirkung des Königs unterworfen, und zw ar in 
viel weiterem Umfang, als es in anderen Monarchien üblich ist. 
Obzwar Art. 90, Abs. 4, das Ernennungsrecht bezüglich der „niederen“ 
staatlichen Beamten den Ministern einräumt, bestimmt doch Art. 49, 
Abs. 1, ganz allgemein, daß der König die „Staatsbeamten“ ernennt. 
In der Tat werden nach Art. 26, Abs. 1 und Art. 52 ZivBG. sämt­
liche Beamte auf die Stellen der Hauptgruppen vom König selbst 
ernannt. Den Ministern ist nur die Ernennung der übrigen Staats­
bediensteten (Unterbeamten und Diener) und der Beamten in den 
Vorbereitungs- und Hilfsgruppen überlassen. Hiernach muß z. B. die 
Ernennung eines Grundbuchführers, Polizeiagenten, einer Staats­
spitalshebamme oder -Schwester, einer staatlichen Telephonistin vom 
König selbst gezeichnet sein. Die Schaffung neuer Dienststellen ist 
nicht Sache der Verwaltung, sondern ist der Gesetzgebung (Finanz­
gesetz) Vorbehalten (Art. 51 ZivBG).

B e h ö rd e n o rg a n is a t io n .  Die gesamte staatliche Verwaltung 
wird grundsätzlich von den in Beograd vereinigten Zentralbehörden 
geleitet, ist also durchaus zentralistisch. Sie wird insofern von 
modernen Grundsätzen beherrscht, als ihr das Ministerialsystem, das 
hierarchische, das Real- und das Prinzip vollständiger Aufteilung 
aller Verwaltungsgeschäfte unter bestimmte Zentralbehörden zu­
grunde liegt1). Außerdem ist ein gewisser Raum auch der Selbst-

ß D iese  G rundsätze haben aber selbstverständlich zahlreidie Ausnahm en. 
Z. B. w eicht das m onokratische System  bei den Gerichtsbehörden und den  
Organen der S elbstverw altung  dem  K ollegia lprinzip , das Realprinzip bei 
den M itte l- und Unterbehörden der a llgem einen  V erw altung dem gem isch­
ten (territorialen) S ystem ; das Prinzip der vo llständ igen  A ufteilung w ird  
durch die K om petenzen der H auptkontrolle durchbrochen usw .
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Verwaltung freigegeben, deren lokale Organisation sich an jene der 
Staatsbehörden anschließt.

Die Vollzugsorgane sind, wie überhaupt alle Staatsbediensteten, 
der Verfassung und den Gesetzen untertan (Art. 89 ZivBG.) und 
haben dem allgemeinen Interesse zu dienen (Art. 107, Abs. 1, Verf.). 
Sie müssen den im Rahmen der Gesetze erteilten W eisungen ihrer 
Vorgesetzten nachkommen. Hält das Organ den ihm erteilten Auf­
trag für gesetzwidrig, so kann es dagegen seine Erinnerungen Vor­
bringen und, falls es sich nicht um eine dringliche Sache handelt, 
mit der Ausführung des Auftrags innehalten. Den neuerlichen, 
schriftlich erteilten Auftrag hat es aber ohne Verzug zu vollziehen, 
es sei denn, daß darin eine nach dem Strafgesetze strafbare Hand­
lung läge (Art. 90 ZivBG.). Für in Ausübung seines Dienstes ver­
übte strafbare Handlungen ist daher der Staatsbedienstete immer 
verantwortlich (Art. 99 ZivBG., vgl. auch Art. 5 MinVerG.). Im 
übrigen wurde die Haftpflicht der Vollzugsorgane nach Art. 18 Verf. 
schon oben (§ 3, B, I, 3) berührt. Die angezogene Vorschrift ist 
wegen ihrer Unbestimmtheit und Unklarheit als durchaus mißglückt 
zu bezeichnen, zumal sie, indem sie sich nicht auf erst zu erlassende 
gesetzliche Normen beruft, den Anschein erweckt, als wollte sie die 
Verantwortlichkeit der staatlichen und Selbstverwaltungsorgane end­
gültig regeln. Tatsächlich ist dies mit Geltung für den ganzen 
Staat nur hinsichtlich der disziplinären Verantwortung der Staats­
beamten (mit Ausschluß der Richter und einiger anderer aus­
genommener Beamtengruppen) durch das ZivBG. geschehen. Im 
übrigen ist man auf die Bestimmung der Verfassung und die parti­
kuläre Gesetzgebung angewiesen. Hinsichtlich der zivilrechtlichen 
Haftpflicht schweigen aber auch die partikulären bürgerlichen Gesetze. 
Soviel ist sicher, daß Ersatzansprüche für Schäden, die von staat­
lichen oder Selbstverwaltungs-O rganen durch nicht gehörige Aus­
übung ihres Dienstes zugefügt werden, nur gegen den Staat erhoben 
werden können, und daß die Organe dem Staate haften. Ober das 
Ausmaß des Verschuldens, wofür gehaftet wird, über die Zuständig­
keit zur Entscheidung über die Rückgriffsansprüche des Staates 
(wohl auch die ordentlichen Gerichte ?) enthält die Verfassung 
keine Bestimmung. Es wird nur im 4. Abs. des Art. 18 gesagt, 
daß die Schadenersatzklage (welche?) in neun M onaten verjährt. 
Der Kommissionsentwurf des schuldrechtlichen Teils des ABGB. 
(§ 1341) versucht die Zweifel zu lösen. Über die richterliche
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Haftung enthält die Verfassung eine besondere (gleichfalls un­
befriedigende) Bestimmung (Art. 112, Abs. 1), worüber noch im § 6 
unter I.

1. D ie M in is te r . An der Spitze der einzelnen Zweige der 
Verwaltung und der Beamtenhierarchie stehen die Minister, doch 
ist die Betrauung mit der Leitung eines Ressorts nicht unumgängliches 
Attribut, da die Verfassung auch Minister ohne Portefeuille vorsieht 
(Art. 90, Abs. 2). Die Minister werden vom König ernannt (Art. 90, 
Abs. 1). Sie können (und sind in der Regel), müssen jedoch nicht 
Parlamentarier sein, da die Verfassung für sie überhaupt keine 
Erfordernisse aufstellt. Immerhin üben sie, die obersten Stellen der 
einzelnen Zweige des Staatsdienstes einnehmend, ein Staatsamt aus, 
müssen daher wohl die Staatsbürgerschaft nach Maßgabe des Art. 19 
besitzen. Vor Dienstantritt legen die Minister (in die Hände des 
Königs) einen Eid auf die Verfassung ab und schwören dem König 
Treue (Art. 90, Abs. 5). In ihrer Gesamtheit bilden die Minister 
den Ministerrat, der unmittelbar dem König untersteht, und dessen 
Präsident gleichfalls vom König ernannt w ird (Art. 90, Abs. 1). Die 
Zahl der Ministerien ist weder durch die Verfassung, noch durch 
ein Gesetz vorgeschrieben. Tatsächlich bestehen heute 17 Ministerien, 
und zw ar für nachstehende Verwaltungszweige: Auswärtige An­
gelegenheiten, Krieg und Marine, Justiz, Unterricht, Kultus, Innere 
Angelegenheiten, Finanzen, Verkehr, Landwirtschaft und Gewässer, 
Öffentliche Bauten, Handel und Industrie, Post und Telegraph, 
Sozialpolitik, Agrarreform, Forst- und Bergwesen, Volksgesundheit 
und Vereinheitlichung der Gesetze. Mehrere Anläufe zu einer Herab­
setzung und Zusammenlegung dieser allzu zahlreichen Zentralstellen 
haben bisher nicht zum Ziele geführt. Die Aufteilung der Ver- 
waltungsgesdhäfte unter die einzelnen Ressorts erfolgte hinsichtlich 
nahezu sämtlicher Ministerien durch vorwiegend im Jahre 1919 er­
lassene, später zum Teil abgeänderte Verordnungen, die auf dem 
von der Verfassung vorgesehenen W ege (Art. 130) Gesetzeskraft 
erlangten, indem sie dem Gesetzgebungsausschuß rechtzeitig vor­
gelegt, von diesem aber nicht fristgemäß der Beschlußfassung unter­
zogen w orden waren.

Die Rechte und Pflichten des Ministers sind weder in der Ver­
fassung, noch sonst näher bestimmt. Ein Gesetz über die Zentral­
verwaltung, dem diese Bestimmung obläge, ist bisher nicht erlassen. 
Jedenfalls steht dem Minister das Recht zu, Durchführungsverord-
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nungen zu den in sein Ressort fallenden Gesetzen zu erlassen 
(Ärt. 94, .fibs. 1). Ob ihm auch das wichtige Rechtsverordnungsrecht 
im Sinne des zweiten Absatzes dieses Artikels zustehe, wird wohl 
von dem Inhalte der gesetzlichen Ermächtigung abhängen, die 
möglicherweise ausschließlich dem Gesamtkabinett (Ministerrat) erteilt 
wird. Selbstverständlich hat der Minister die Gesetzesvorlagen seines 
Fachgebietes vorzubereiten und auszuarbeiten, den unterstehenden 
Behörden Dienstanweisungen zu erteilen, ihre Amtsführung zu be­
aufsichtigen und konkrete Angelegenheiten in der Regel als oberste 
verwaltungsbehördliche Instanz zu entscheiden. Erw ähnenswert ist 
aber, daß dem Justizministerium in Ansehung der Vereinheitlichung 
der Gesetze nicht nur auf dem Gebiete der Rechtspflege, sondern 
auch anderer Verwaltungszweige besondere Pflichten auferlegt 
sind, die es mit sich brachten, daß der Ständige Gesetzgebungsrat 
(vgl. ZOR. 1925, Seite 326, Fußnote 1) diesem Ministerium an­
gegliedert ward.

Die Minister sind dem König und der Nationalversammlung ver­
antwortlich (Art. 91, Abs. 1). Nähere Bestimmungen hierüber enthält 
neben der Verfassung das Gesetz über die Ministerverantwortlichkeit 
vom 20. Juni 1922, AZ. 150, XXV. Die Minister sind bei Verwaltung 
ihrer Geschäfte selbständig und haften politisch nicht nur für sich, 
sondern auch für alle ihre Untergebenen. Überdies haben sie bei 
allen Akten der königlichen Gewalt bei sonstiger Ungültigkeit und 
Unvollziehbarkeit dieser Akte mitzuwirken. Die Verantwortlichkeit 
der Minister gegenüber König und Nationalversammlung beschränkt 
sich nicht auf die gegengezeichneten, sondern erstreckt sich auch 
auf die nicht kontrasignierten, sowie auf die mündlichen Akte der 
königlichen Gewalt, ja überhaupt auf das gesamte Verhalten des 
Königs in politischer Beziehung (Art. 54). Je nach dem Charakter 
des Aktes ist die Verantwortung eine parlamentarische oder auch 
eine gerichtliche. Eine unmittelbare zivilrechtliche Haftung besteht 
nicht: für Schäden, die der M inister durch gesetzwidrige Ausübung 
seines Amtes zufügt, haftet der Staat (Art. 91, Abs. 2). Dem Staate 
ist jedoch durch Art. 4 MinVerG. der Rückgriff gegen den schuld­
tragenden Minister gesichert. Die parlamentarische Verantwortlich­
keit für entgegen den Staatsinteressen geführte Verwaltung und 
Politik umfaßt nicht nur die Haftung für die Rechtmäßigkeit, sondern 
auch jene für die Zweckmäßigkeit der Handlungen. Sie äußert sich 
darin, daß der Minister über der Nationalversammlung überwiesene
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Beschwerden und Petitionen und von Abgeordneten gestellte An­
fragen und Interpellationen Rede und Antwort stehen muß. Sie hat 
allenfalls zur Folge, daß die Nationalversammlung durch Verweige­
rung des Budgets, Ablehnung von seitens der Regierung als Vital 
questions bezeichneten Gesetzesvorlagen oder durch ausdrückliche 
Entziehung des Vertrauens den Monarchen vor die W ahl stellt, die 
Minister zu entlassen oder die Nationalversammlung aufzulösen. 
Im übrigen besteht die Verantwortlichkeit nur für rechts- (verfassungs- 
und gesetz-) widrige Handlungen, nicht auch für im Rahmen der 
Gesetze erfolgte Gefährdung des Staatswohls (Art. 91, Abs. 2, 
Art. 93, Abs. 2, Verf., Art. 1, Abs. 2 und Art. 3, Abs. 2 MinVerG.), 
womit aber auch schon gesagt ist, daß sie andererseits keineswegs 
nur eine Verantwortlichkeit nach dem allgemeinen Strafgesetz ist. 
Sie hat nebenbei auch insofern staatsrechtlichen Charakter, als für 
die Rechtsprechung ein besonderes Gericht, der S ta a ts g e r ic h ts h o f ,  
ausschließlich zuständig ist. Das Recht der Anklage des Ministers1) 
v/egen in Ausübung seiner Dienstpflicht begangener Verletzung eines 
Staatsgesetzes steht dem König und der Nationalversammlung 
während der Dauer des Amtes und noch innerhalb fünf Jahren 
nach Rücktritt des Ministers zu (Art. 91 und 92, Abs. 1).

Der bezügliche Antrag muß schriftlich gestellt werden und die 
Anklagepunkte enthalten (Art. 92, Abs. 2). Erhebt der König die 
(vom Ministerpräsidenten gegenzuzeichnende, Art. 7 MinVerG.) An­
klage, so steht der Nationalversammlung, wenn der Minister Ab­
geordneter ist, keineswegs das Recht zu, über die Auslieferung zu 
entscheiden; es hat vielmehr ihr Präsident, nachdem ihm die Anklage 
zugestellt worden, ohne weiteres die Präsidien des Staatsrates und 
des Kassationsgerichtshofes einzuladen, die Zusammensetzung des 
Staatsgerichtshofes in die W ege zu leiten. Geht der Anstoß von Mit­
gliedern der Nationalversammlung aus, so bedarf der in der National­
versammlung eingebrachte Anklage- (richtiger: Verfolgungs-)Antrag 
der Unterschrift von mindestens 50 Abgeordneten (Art. 8 MinVerG.). 
Er ist in bestimmter kurzer Frist auf die Tagesordnung zu setzen 
und kommt, nachdem dem Minister Gelegenheit zur mündlichen oder 
schriftlichen Verteidigung gegeben worden ist, in der Form zur 
Annahme oder Ablehnung, daß der nach durchgeführter Debatte 
zu stellende Antrag auf einfachen Übergang zur Tagesordnung in 
geheimer Abstimmung mit einfacher Stimmenmehrheit abgelehnt

i) N u r  des M in isters, nicht e tw a  auch, w ie  in Frankreich und ein igen  
anderen R epubliken, anderer S taatsbeam ten , z. B. der U nterstaatssekretäre  
(vgl. Art. 41, Ä bs. 2, mit Art. 18, A bs. 1 u. 2 Verf.).
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bzw. angenommen wird. (Art. 10, 11 MinVerG.). Die Annahme des 
Verfolgungsantrags hat zur Folge, daß zugleich die Vorerhebungen 
einem in geheimer Abstimmung nach dem Verhältnisgrundsatz ge­
wählten, zwölfgliedrigen parlamentarischen Untersuchungsausschuß 
übertragen und davon der König verständigt wird, der, falls es 
sich um einen aktiven Minister handelt, diesen vorläufig von seiner 
Dienstleistung entbindet (Art. 12 MinVerG.). Dieser Ausschuß, der im 
allgemeinen alle Rechte und Pflichten eines Untersuchungsrichters 
hat (Art. 13, Abs. 3) und insbesonders auch die Verhaftung des 
Ministers der hierüber mit Zweidrittel - M ehrheit endgültig be­
schließenden Nationalversammlung beantragen kann (Art. 15), 
berichtet der Nationalversammlung innerhalb der von ihr be­
stimmten Frist (Art. 14), worauf in der Vollversammlung zu­
nächst über die Eröffnung der Debatte und sodann über die 
einzelnen Änklagepunkte des Verfolgungsantrags geheim (vgl. oben 
Seite 69, Anmerkung 1) abgestimmt und darüber Beschluß ge­
faßt w ird, ob die Anklage statthabe. Ergibt sich für die Zu­
lässigkeit der Anklage eine Mehrheit von zwei Dritteln der
Stimmen der anwesenden Abgeordneten (Art. 92, Abs. 3 Verf.), so 
wird die Sache an den Untersuchungsausschuß zur Erhebung der 
Anklage zurückgeleitet (Art. 17, 18 MinVerG.). Damit ist auch im 
Falle der parlamentarischen Initiative die Tätigkeit der National­
versammlung abgeschlossen, und es beginnt das Gerichtsverfahren, 
das, m ag die Anklage vom König oder von der Nationalversamm­
lung erhoben sein, sich in den Hauptphasen folgendermaßen ge­
staltet: Zunächst erfolgt die Bildung des Staatsgerichtshofes in der 
W eise, daß nach erhaltener Verständigung durch den Präsidenten 
der Nationalversammlung sowohl der Kassationsgerichtshof (bis zur 
Errichtung des in der Verfassung vorgesehenen, dem ganzen Reiche 
gemeinsamen in Zagreb der Kassationsgerichtshof in Beograd), als 
auch der Staatsrat (s. § 6, II, 1 und 3 dieses Aufsatzes) in Voll­
sitzungen je sechs ihrer Mitglieder mittels Loses zu Mitgliedern und 
je zwei zu Ersatzmitgliedern des Staatsgerichtshofes bestimmen, an 
dessen Spitze der Präsident des Kassationsgerichtshofes als Präsident 
tritt (Art. 93, Abs. 1 Verf., Art. 21 MinVerG.). Als Ankläger fungiert 
im Falle der Anklage durch den König ein vom Staatsgerichtshof 
bestimmtes Mitglied des Kassationsgerichtshofes, im Falle der An­
klage durch die Nationalversammlung der Berichterstatter des Unter­
suchungsausschusses (Art. 26 MinVerG.). Den Untersuchungsrichter 
bestimmt der Staatsgerichtshof aus der Reihe der nicht in den Staats­
gerichtshof berufenen Mitglieder des Kassationsgerichtshofes (Art. 27 
leg. eit). Für das Verfahren selbst gelten im großen und ganzen die 
Vorschriften der Strafprozeßordnung (bis zur Vereinheitlichung der 
Gesetzgebung: der im ehemaligen Königreich Serbien geltenden StPO.). 
Es ist auch seiner W esenheit nach keineswegs ein staatsrechtliches 
(wie etwa das nach dem deutschen Gesetz über den Staatsgerichts­
hof vom 9. Juli 1921), sondern ein strafrechtliches. Es hat nicht
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etwa nur die Feststellung der Schuld oder Unschuld, auch nicht 
die unmittelbare Entziehung des Amtes zum Gegenstände; auch 
unterliegt die Verfolgung der Verjährung (Art. 92, Abs. 1 Verf., 
Art. 2 MinVerG.). Die Verhandlung, deren Anordnung in der Amts­
zeitung kundzumachen ist (Art. 30, Abs. 1 MinVerG.), ist mündlich 
und ausnahmslos öffentlich (Art. 32 1. c.) mit obligatorischer Ver­
teidigung (Art. 25). Die „nach Überzeugung und Sachkenntnis“ 
(Art. 34 leg. dt.) zu fällende Entscheidung, gegen die ein Rechtsmittel 
ausgeschlossen ist (Art. 35), erfolgt mit Stimmenmehrheit (Art. 33) 
und w ird sofort dem Ministerpräsidenten behufs Vollzuges und der 
Nationalversammlung zur Kenntnisnahme mitgeteilt (Art. 35). Für 
im allgemeinen Strafgesetz und seinen Nebengesetzen enthaltene 
strafbare Handlungen sind die in diesen Gesetzen vorgesehenen 
Strafen maßgebend, für sonstige Rechtsverletzungen die Strafe der 
Haft in der Dauer von zwei bis fünf Jahren. Die Verurteilung hat 
den Verlust der Fähigkeit zu öffentlichen Ämtern für die Dauer von 
fünf Jahren zur Folge (Art. 3). Amnestie ist nur mit Zustimmung 
der Nationalversammlung und immer erst nach Fällung des Urteils 
zulässig (Art. 50, Abs. 2 Verf.), Abolition also ausgeschlossen. Nach 
Art. 36 MinVerG. ist auch die Begnadigung an die Zustimmung der 
Nationalversammlung (sinngemäß wohl auch an die vorausgehende 
Urteilsfällung) gebunden. Das ganze Verfahren ist von Jo v a n o v ic  
(304) mit Recht als für seinen Zweck völlig unzureichend bezeichnet 
worden. Es stellt sich mit seiner Umständlichkeit und den viel­
fachen Gelegenheiten zu Verschleppungen, namentlich aber mit der 
in der Nationalversammlung erforderlichen Zweidrittel - Mehrheit 
eher als eine Einrichtung zum Schutze der Minister vor Haftungs­
folgen, denn als Maßregel zum Schutze der Verfassung und der 
Gesetze gegen ministerielle Gewaltmißbräuche dar und gibt den 
Ministern überdies insofern eine Stellung außerhalb der Gesetze, als 
es das dem Bürger grundsätzlich gegen jeden Staatsbeamten ein­
geräumte Recht der unmittelbaren Strafklage bei den ordentlichen 
Gerichten (Art. 18, Abs. 1 Verf.) gegenüber den Ministern aus­
schließt 1).

i) Hinsichtlich der Z uständ igkeit für den zivilrechtlichen Rückgriffsanspruch 
des S ta a tes g eg en  die M inister kann Z w eifel herrschen. Art. 1, Ä bs. 2 und  
Rrt. 4  M inVerG ., die sed es  m ateriae, enthalten  hierüber nichts. Ä us der 
Stellu ng  der A usnahm ebestim m ung des Art. 18, Abs. 2 Verf. vor _ dem  im 
dritten A b satz  geregelten  Schadenersatzrecht ließe sich die Z uständigkeit der 
ordentlichen Gerichte ableiten. J o v a n o v i c ,  303, scheint kein B edenken  zu  
tragen g eg en  die A nnahm e, daß der über die Strafe erkennende S ta a ts­
gerichtshof zugleid i über a llfällige Rückgriffs-Ersatzansprüche erkenne. W e l-  
d ies Gericht ist aber für d iesen Ansprudr zu stä n d ig , w en n  er unabhängig  
von  einer A nklage geltend  gem acht w erden so ll?  Hier bestehen  unseres 
W issen s nur die Sonderbestim m ungen der Art. 73, 83 und 86 HKontG., w o ­
nach die H auptkontrolie als Rechnungsgericht erster Instanz über Schaden­
ersatzansprüche g eg en  R echnungsleger und anw eisen d e B eam te erkennt, in 
zw eiter  Instanz aber der K assationsgerid itsh of. In diesem  besonderen  Falle
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Obwohl an der Spitze der Beamtenhierarchie stehend, sind die 
Minister nicht nur in der eben erwähnten Hinsicht, sondern über­
haupt grundsätzlich vom Beamtenrecht ausgenommen. Nach Art. 1, 
Abs. 2 ZivBG. ist dieses Gesetz auf Minister nur hinsichtlich einiger, 
die Bezüge betreffender Bestimmungen anw endbar (vgl. Art. 27, 46, 
247 und das 9. Hauptstück über die Ruhegehalte).

Dieselbe Ausnahmestellung kommt nach Art. 1, Abs. 2 ZivBG. 
auch den U n te r s ta a t s s e k r e tä r e n  zu. Unterstaatssekretariate wer­
den bei den einzelnen Ministerien nach Bedarf (in der Praxis wohl 
auch ohne solchen) für einen bestimmten Teil der Geschäfte des be­
treffenden Verwaltungszweiges errichtet (Art. 90, Abs. 3 Verf.1)- 
Abgesehen von der für sie (Art. 90, Abs. 3) ebenso wie für die 
Minister (Art. 73, Abs. 4) geltenden Bestimmung, daß sie, dafern 
sie dem Parlament entnommen werden, ihr M andat nicht verliere^ 
wird die Stellung dieser Beamten von der Verfassung nicht näher 
geregelt. Es kann aber wohl kein Zweifel sein, daß sie nicht 
selbständig, sondern dem betreffenden Minister unterstellt, daher 
unter seiner Verantwortung tätig sind, w as immerhin dadurch zum 
Ausdruck kommt, daß ihr Amt dem Ministerium angegliedert ist

greift aber hinsichtlich der M inister zunächst d a sR e d it  der N ationalversam m ­
lung e in , d ie Staatsdhlußrechnung und dam it auch auBeretatliche Ä usgaben  
zu genehm igen  (Art. 113, A bs. 2 Verf.).

i) D ie B ezeid m un g stam m t w o h l aus der österreichischen provisorischen  
V erfassung vom  14. M ärz 1919, StGB!. 180, der zu fo lge  d ie M inister den  
T itel „Staatssekretäre“ führten, denen  daher folgerichtig „U nterstaatssekretäre“ 
b eig eg eb en  w urden (Art. 14). D as B u n d esverfassu n gsgesetz  vom  1. Okt. 1920, 
das die B ezeichnung „M inisterien“ w ied er  herstellte (Art. 69), nennt die 
diesen b e igegeb en en  Gehilfen entsprechend nicht mehr U nterstaatssekretäre, 
sondern Staatssekretäre (Art. 78, Abs. 2 u. 3). In unserer V erfassung besteht 
die U nstim m igkeit, daß bei den „M inisterien“ „U nterstaatssekretariate“ er­
richtet w erden . D ieselb e U nklarheit, w ie  sie  hinsichtlich d es V erhältnisses 
der U nterstaatssekretäre zu den Staatssekretären nach der österreichischen  
provisorischen V erfassung herrschte und die im W esen  durch die B undes­
verfassun g  behoben  w u rd e, besteht auch nach unserer V erfassung hinsicht­
lich des V erhältn isses zw ischen  den M inistern und den U nterstaatssekretären  
(siehe T ext). O bw ohl grundsätzlich keine S taatsbeam ten stelle  ohne Gesetz 
errichtet w erd en  darf (s. Fußnote auf S. 48), hat die V erw altung, das Schw eigen  
der V erfassung darüber, w er  den Bedarf festzu ste llen  habe, und die im m er­
hin exem te Stellung der U nterstaatssekretäre sich zu N utze m achend, das 
Recht der Schaffung solcher S tellen  an sich g ezo g en  und macht davon, 
w eniger  zur Deckung sachlicher B edürfnisse als zur B efried igung persönlicher 
Ansprüche politischer Parteigänger, e in en  allzu reichlichen Gebrauch.
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arg. „bei den Ministerien“ desÄrt. 90, Abs. 3), und daß sie nicht den 
Ministereid ablegen, also vom Ressortminister in Eid genommen werden. 
Mangels näherer Bestimmungen ist das Verhältnis zwischen Minister 
und Unterstaatssekretär noch völlig ungeklärt. Soviel ist aber sicher, 
daß die Vorschriften über die Gegenzeichnung und die Minister­
verantwortlichkeit auf Unterstaatssekretäre keine Anwendung finden. 
Im übrigen sind die Unterstaatssekretäre den Ministern vielfach gleich­
gehalten, so insbesondere auch nach der NVGeschO. hinsichtlich 
ihres Verhältnisses zum Parlament. J o v a n o v ic  (362) kennzeichnet 
ihre Stellung als die von administrativen und parlamentarischen 
Gehilfen des Ministers und ist dadurch veranlaßt, den Unterschied 
zwischen ihnen und dem außerdem bestehenden Amte der Minister­
gehilfen dahin festzustellen, daß der Unterstaatssekretär gleich dem 
Minister ein nicht ständiges politisches Organ mit nicht ausschließlich 
administrativen, sondern auch parlamentarischen Funktionen dar­
stelle.

Die Verbindung zwischen den einzelnen Ministerien (den in 
ihnen zentralisierten Verwaltungszweigen) stellt der Ministerrat dar, 
dessen Mitglieder die Minister sind und dessen Präsidenten der 
König ernennt (Art. 90, Abs. 1). Seine Rechte und Pflichten können 
mangels eines Gesetzes über die Zentralverwaltung derzeit nur zum 
Teil aus Einzelbestimmungen verschiedener Gesetze entnommen 
werden. Nach serbischer, auch im neuen Reiche geltender Auffassung 
ist Vorsitzender des (in diesem Falle gewöhnlich Kronrat genannten) 
AUnisterrats der König und nur in dessen Vertretung der Minister­
präsident. Ressortfragen werden üblicherweise in engeren Minister­
komitees in Verhandlung genommen. Der Ministerrat ist grund­
sätzlich ein beratender, nicht ein beschließender Körper; er stellt 
auch nicht ein den Ministern übergeordnetes, sich zwischen den 
König und die Minister stellendes Organ dar. Nichtsdestoweniger 
pflegen die Minister über wichtige, namentlich politisch bedeutsame 
Fragen ihres Geschäftszweiges die Meinung des Ministerrats einzu­
holen, in dem der Meinungsaustausch dann wohl auf einen (wenn 
auch nicht formellen) Beschluß hinausläuft. Auch Gesetzentwürfe 
und wichtige Verordnungen und Verwaltungsmaßregeln, die in 
mehrere Ressorts eingreifen, legt der Minister regelmäßig dem 
Ministerrat vor. Insbesondere aber tritt der Ministerrat als be­
schließender und entscheidender Faktor dann auf, wenn ein Gesetz 
namentlich ihn (und nicht einen Minister) im Sinne des Art. 94, Abs. 2
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ermächtigt, Normen im Verordnungsweg mit Gesetzeskraft zu er­
lassen, oder wenn ein Gesetz in Ansehung eines ministeriellen Aktes 
den vorgängigen Beschluß des Ministerrates fordert. Außerdem 
bedürfen nach verschiedenen Sondergesetzen eines Beschlusses des 
Ministerrats auch einzelne Verwaltungsgeschäfte (im engeren Sinn) 
(z.B. nach Art. 101, 154,157,245 ZivBG., nach Art. 88 SelbstVerwG., 
nach Art. 13 AllgVerwG.). Ein Verantwortlichkeitsmonopol wird dem 
Kabinett nicht eingeräumt. Es ließe sich aber ein Verantwortlichkeits­
monopol der einzelnen Minister aus Art. 54 Verf. unschwer ab­
leiten, da der einzelne Minister für die königlichen Akte füglich 
nur dann für verantwortlich erklärt werden kann, wenn er darauf 
bestehen darf, daß er seine Verantwortlichkeit au ssc h lie ß lic h  trage, 
und daß dem Parlamente nicht verantwortlidie Personen das Staats­
oberhaupt nicht beraten. Die Übung scheint sich jedoch an diesen 
Grundsatz parlamentarischer Regierung nicht zu halten. Ein Recht 
des Premiers, von seinen Kollegen zu fordern, daß sie sich mit dem 
Monarchen nur mit seinem W issen in Verbindung setzen, besteht 
jedenfalls nicht. Immerhin verleiht der Umstand, daß einzelne 
Minister die Meinung des Ministerpräsidenten nicht selten mit Um­
gehung des Ministerrats einholen, dem Premier tatsächlich eine 
bevorzugte, in der Verfassung nicht anerkannte Machtstellung, die 
er hauptsächlich seinem persönlichen Ansehen zu danken hat.

2. D ie  M it te l-  u n d  U n te rb e h ö rd e n  d e r s ta a t l ic h e n  V e r­
w a ltu n g . Zur Zeit der Errichtung des Staates stand man einer 
vielgestaltigen Organisation der Verwaltungsbehörden in den einzelnen, 
den Staat bildenden Provinzen gegenüber. Im allgemeinen entsprach 
jedem der sechs Rechtsgebiete eine von der Einrichtung aller übrigen 
verschiedene Organisation. Mit Rücksicht auf den die Verfassung­
gebende Versammlung leitenden Einheitsgedanken und die in seiner 
Verfolgung nachhaltig angestrebte Zentralisierung auch der Verwal­
tung konnte es dabei nicht bleiben. Obwohl von der Opposition 
zahlreiche Lösungen mehr oder weniger föderalistischen, autono- 
mistischen oder dezentralistischen, Charakters vorgeschlagen 'wurden 
und werden, behauptete sich das Prinzip der Verwaltung und Leitung 
von einer Stelle aus, dem die letzten Reste der den einzelnen neuen 
Provinzen von früher her zustehenden Machtvollkommenheiten der 
Selbstverwaltung geopfert wurden, ohne daß ihnen oder den an 
hre Stelle tretenden neuen Verwaltungseinheiten auch nur das ihnen
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verfassungsmäßig gewährleistete Selbstverwaltungsrecht bisher tat­
sächlich eingeräumt worden wäre. Im allgemeinen sollte für die 
staatliche Verwaltung der Grundsatz der Dekonzentration, für die erst 
zu verwirklichende Selbstverwaltung das Prinzip der administrativen 
Dezentralisation und Äutoadministration gelten. Doch ist der letztere 
Grundsatz weder in der Verfassung, noch in den betreffenden Gesetzen 
auch nur annähernd durchgeführt worden.

a) A llg e m e in e  s ta a t l ic h e  V e rw a ltu n g . Nach der Verfassung 
wird die Verwaltung im allgemeinen nach Gebieten (oblasti), Kreisen 
(okruzi), Bezirken (srezi) und Gemeinden (opśtine) ausgeübt (Art. 95, 
Abs. 1). Die Aufteilung des Reichsterritoriums in „Gebiete“ (Gaue, 
Departements) hatte nach den natürlichen, sozialen und wirtschaft­
lichen Verhältnissen zu erfolgen, wobei das Bestreben nach möglichster 
Schwächung der Gebiete und dementsprechender Loslösung von den 
alten historischen und sprachlichen Grenzen (soweit letztere überhaupt 
vorhanden waren) namentlich in der Vorschrift seinen Ausdruck 
fand, daß kein Gebiet mehr als 800000 Einwohner in sich vereinen 
dürfe (Art. 95, Abs. 2). Diese Aufteilung erfolgte nicht durch Gesetz, 
sondern durch königliche Verordnung vom 26. April 1922, AZ. 9 2 1). 
Hiernach ist das gesamte Staatsgebiet in 33 „Gebiete“ zerlegt. Da­
von entfallen auf das ehemalige Königreich Serbien (unter Aufnahme 
einiger Vojvodiner und Montenegriner Grenz-Bezirke und -Kreise) 17, 
auf Bosnien und Herzegovina 6, auf Kroatien und Slavonien 4, auf

1) Über die Ä ufteilung d es Reiches in G ebiete und über d ie G ebietseinrich­
tungen (Ärt. 95, 96), über die Ü bertragung der b isherigen L andeskom petenzen  
an die Ä in ister ien  und G ebietsver waltun gen  (Rrt. 134) hatte die Regierung  
binnen v ier  M onaten G esetzvorlagen  zu unterbreiten, hinsichtlich welcher  
in nicht m ißzuverstehender Befürchtung d es parlam entarischen M ißlingens 
die G esetzw erdung uni jeden P reis, ev . nach dem  abgekürzten Verfahren  
des Art. 133, allenfalls sogar  im W e g e  einer königlichen Verordnung (w ie  
sie tatsächlich erlassen  w urde) angeordnet w ar (Ärt. 135, Ä bs. 1). Für diesen  
letzteren Fall w aren  für K roatien und S lavon ien , für M ontenegro , B osn ien  
und H erzegovina  g e w isse  B eschränkungen der V erordnungsgew alt zugunsten  
dieser P rov in zen  schon in der V erfassung vo rg eseh en  (Rrt. 135, Ä bs. 1 und 2). 
Nur B osn ien  und H erzegovina  w a r  das B estehen in seinen  alten G renzen  
von  der V erfassung in jedem  Falle, a lso  auch gegenüber einer in G esetzes­
form ergehenden  Rufteilung, gew ä h r le iste t (Art. 135, Ä bs. 3), der V erordnungs­
gew alt gegen über aber außerdem  das W eiterb esteh en  der b isherigen K reise 
als „G ebiete“ verbürgt (eines der K om pensationsobjekte für d ie M ithilfe der 
M oslim s bei der Abstim m ung über die Verfassung.).
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Slovenien und Dalmatien je 2 Gebiete und auf M ontenegro und die 
Vojvodina je 1 Gebiet, wobei sich die Gebiete im großen und 
ganzen innerhalb der alten Provinzialgrenzen halten. Die Zusammen­
legung zweier oder mehrerer Gebiete ist unter dem Verfassungs­
vorbehalt des Art. 95, Abs. 2 (s. oben) in die ausschließliche 
Kompetenz der Gebietsversammlung (s. unter 4, a, a) gegeben. 
Ausnahmebestimmungen gelten diesfalls für Bosnien und Herze­
govina.

Die einzelnen Mittel- und Unterbehörden der allgemeinen Ver­
waltung und ihren W irkungskreis bestimmt in großen Umrissen die 
Verfassung, im einzelnen das Gesetz über die allgemeine Ver­
waltung vom 26. April 1922, AZ. 92. Hiernach läßt sich die 
Organisation der staatlichen Lokalverwaltung in den Grundzügen 
andeuten wie folgt:

«) G e b ie te . An der Spitze jedes Gebietes steht der vom König 
über Vorschlag des Innenministers und unter Zustimmung des 
Ministerrats ernannte (Art. 13 AllgVerwG.) Obergespan (Veliki źupan), 
der die Geschäfte der Staatsverwaltung des Gebietes nach Anordnung 
und unter Aufsicht der zuständigen Minister durch staatliche Organe 
führt (Art. 95, Abs. 4 Verf., Art. 2 AllgVerwG.). Hierher gehören 
alle in den Geschäftskreis der einzelnen Ministerien fallenden 
Angelegenheiten mit Ausschluß derjenigen, die in das auswärtige, 
das Kriegs- und Marine-, das Justiz-, Finanz-, Verkehrs-, Post- 
und Telegraphenministerium und das Älinisterium für Vereinheit­
lichung der Gesetze ressortieren, und mit Ausschluß der Geschäfte 
der Domänenverwaltung (Art. 1, Abs. 1 AllgVerwG.). Im Obergespan 
vereinigt sich demnach die überwiegende Mehrzahl der ministe­
riellen Ressorts. Er ist sämtlichen, in Frage kommenden Ministern 
unterstellt und „politischer Repräsentant der Regierung“ (Art. 7 1. c.). 
Als Oberhaupt der gesamten allgemeinen Verwaltung im Gebiet 
(Art. 98, Abs. 4 Verf.) sind ihm deren sämtliche Ämter und Organe 
unterstellt. In seine Zuständigkeit gehören alle Geschäfte der all­
gemeinen Verwaltung, die der Zuständigkeit der Bezirksverwaltungs­
behörden entzogen und nicht der Zuständigkeit der Minister Vor­
behalten sind (Art. 10, 11 1. c.). Zur Besorgung dieser Geschäfte 
ist ihm die nötige Zahl von Rechts- und Fachreferenten zugeteilt. 
Die Mitwirkung des am Sitz des Obergespans einzurichtenden Selbst­
verwaltungskörpers (hierüber unter 4, a) beschränkt sich bezüglich



Grundzüge des Verfassungsrechtes. 263

der allgemeinen Verwaltung auf die Abgabe des vom Obergespan 
in Angelegenheiten lokalen Charakters einzuholenden Gutachtens 
(Art. 12 1. c.). Andererseits kommt dem Obergespan die Aufsicht 
über die Tätigkeit der Selbstverwaltungskörper zu, in deren Aus­
übung er namentlich das Recht hat, in der Verfassung, den Gesetzen 
oder Gebietsverordnungen nicht begründete Entscheidungen der 
Selbstverwaltungsorgane zu hemmen (Art. 101 Verf.).

ß) K re ise . Als ziemlich überflüssiges Organ der allgemeinen 
Verwaltung schiebt sich nach Art. 135, Abs. 4 Verf. bis zur Be­
seitigung dieser Behörde durch Gesetz zwischen den Obergespan und 
die Bezirksbehörde dort, wo er bisher vorhanden war, der mit könig­
lichem Erlaß zu ernennende Kreisobmann (okrużni naćelnik, in den 
[alten] Gespanschaften Untergespan [podżupan]) ein. Er ist grundsätzlich 
nicht selbständig, sondern nur Hilfsorgan des Obergespans im Kreise 
(der alten Gespanschaft) (Art. 15 bis 17 AllgVerwG.). Die am Sitze von 
Gebietsverwaltungen bestehenden Kreisbehörden sind schon durch 
das AllgVerwG. (Art. 25, Abs. 6) aufgehoben worden. Die wichtigste 
Aufgabe der Kreisobmänner (Untergespane) ist die Aufsicht über die 
Bezirksbehörden, die sie namentlich durch mindestens zweimalige 
Bereisung der Bezirke auszuüben haben.

y) B ez irk e . Die unterste Verwaltungseinheit ist der Bezirk, in 
dem im großen und ganzen die dem Obergespan für das Gebiet 
zustehende Kompetenz der Bezirkshauptmann (sreski poglavar) aus­
übt, insoweit sie nicht durch besondere Vorschriften anderen Behörden 
Vorbehalten ist (Art. 18 AllgVerwG.)1). Auch dem (vom Innenminister 
zu ernennenden) Bezirkshauptmann (Art. 21 1. c.) sind nach Bedarf 
Rechts- und Fach- (Sanitäts-, Unterrichts-, Veterinär-, Forst-, tech­
nische, ökonomische und andere) Referenten zugeteilt (Art. 19). In 
größeren Bezirken kann der Innenminister auf Vorschlag des Ober-

h Die B ezirkshauptm änner sind im G ebiet des ehem aligen Serbien su d i 
richterliche H ilfsorgane, indem  sie  dort als U ntersuchungsbehörden bei V er­
brechen und V ergehen und als Richter bei Übertretungen fungieren. Ä nklänge  
daran finden sich auch noch in ganz neuen, für den ganzen  Staat erlassenen  
G esetzen (vgl. z. B. Ärt. 28 und 32 des geltend en  W o h n u n gsgesetzes vom
15. M ai 1925, RZ. 106, XXI, auf deren offensichtlich verfassungsw idriger  
Grundlage der M inister für S ozia lp olitik  (!) O bergespane und B ezirks­
hauptmänner [!] zu V orsitzenden der W ohnungsgerichte zw eiter  b zw . erster  
Instanz ernannte und ernennen konnte). •
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gespans fur vom Sitz der Bezirkshauptmannschaft weit entlegene 
Gegenden Bezirksexposituren (sreske ispostave) errichten, deren Chefs 
unter der unmittelbaren Aufsicht des Obergespans selbständig alle 
sonst zur Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörde gehörigen 
Gesdiäfte zu besorgen haben (Art. 20, Abs. 2),

Alle Organe der erwähnten staatlichen Mittel- und Unterbehörden 
sind ausschließlich staatliche Organe, in Ansehung ihrer dienstlichen 
Tätigkeit nur ihren Vorgesetzten und in keiner W eise den Selbst­
verwaltungskörpern verantwortlich.

Der Durchführung der soeben dargestellten Verwaltungsreorgani­
sation und Überleitung der alten oder unmittelbar nach Beendigung 
des W eltkrieges geschaffenen Provinzialverwaltungseinrichtungen in 
die neue Ordnung (s. Art. 134 Verf.) stellten sich viele Schwierigkeiten 
sachlicher Natur in den W eg, die durch Hemmnisse politischen 
Charakters noch gesteigert w urden, da die 'alten Provinzen der 
ehemals österreichisch-ungarischen Gebiete ihre mehr oder weniger 
selbständige Verwaltung nur ungern der nicht ihr volles Vertrauen 
genießenden Zentralverwaltung abgaben. Die Überleitung ging 
oder geht vielfach nur schrittweise unter stetigen zentrifugalen 
politischen Gegeneinwirkungen vor sich. Regelmäßig traten zu­
nächst an Stelle der in den Provinzialzentren der ehemals österr.- 
ungarischen Gebiete etablierten „Volksbeauftragten“ oder „Volks­
kommissare“ (poverjenici) Kommissäre der betreffenden Ministerien, 
weiterhin (oder auch schon gleich anfänglich) unmittelbare Exposi­
turen der Ministerien als deren dislozierte „Abteilungen“ (odeljenja) 
oder „Sektionen“ (odseci), die aber schließlich gleichfalls abgebaut 
wurden oder werden, indem den größeren, jedenfalls aber wichtigeren 
Teil der Geschäfte die einzelnen Ministerien selbst an sich zogen, 
w ährend der Rest den Obergespanen oder anderen lokalen Behörden 
neuen Typs zugewiesen wurde. In Ansehung des Verwaltungs­
zweiges des Innenministeriums ist die Liquidation so ziemlich über­
all und restlos durchgeführt, in anderen Zweigen der allgemeinen Ver­
waltung geht sie dem Ende entgegen oder ist wenigstens angebahnt1).

x) Über die V erteilung der in das M inisterium  des I n n e r n  resortierenden  
G esdiäfte  e in erseits unter d ieses M inisterium  und andere M inisterien , anderer­
se its unter die O bergespane vg l. nam entlich die B eschlüsse des Ministerrats 
v om  21. Januar und 27. Februar 1925, HZ. 51, XI, Nr. 65 b zw . 66. Im Be­
reich der U n t e r r i c h t s  Verw altung w urden  die O bliegenheiten  der Unter­
richtssektion der früheren P rovinzia lverw altu ngen  unter das Unterrichts-



Grundzüge des Verfassungsrechtes. 2 6 5

b) Äuch die Mittel- und Unterbehörden der s ta a t l ic h e n  S o n d e r ­
v e r w a l tu n g ,  deren Fachgebiete sich uns arg. a contr, aus Art. 1, 
Abs. 1 ÄllgVerwG. als dem W irkungskreis der Obergespane ent­
zogen ergeben haben (s. oben unter a, a), sind zum Teil einer

m inisterium  und die O bergespane mit Entscheid vom  22. Juli 1924, HZ. 178, 
XXXVII, und m it der Ä nordnung vom  2. Februar 1925, HZ. 26, V, Nr. 39 
aufgeteilt. E rw ähn en sw ert is t  d ie Errichtung v o n  Z entral-, G eb ie ts- (bzw . 
K reis-), B ezirk s- und O rtsausschüssen für V olksbildung, deren A ufgabe es  
ist, d ie Schreibkunde zu  verb reiten , schlechte S itten , Verirrungen und V or­
urteile zu  bekäm pfen und überhaupt die M assen  allgem ein  zu heben (Richt­
linien vom  6. Juli 1921, HZ. 172). In ähnlicher W eise  w urde die L iquidation  
der K u l t u s  Sektionen der P rovinzia lverw altu ngen  verfügt (z. B. für B osn ien  
und H erzegov in a  m it Entsch. d. M R. v . 8. D ez. 1923, HZ. 19 aus 1924, für 
den Bereich v o n  Z agreb und Ljubljana m it den B esdil. d. MR. v . 18. Febr. 1925, 
HZ. 61 , XIV, Nr. 92 u. 93). Im R essort des M inisterium s für L a n d w i r t ­
s c h a f t  u n d  G e w ä s s e r  w urden neben  der beim  M inisterium  errichteten 
G eneral-W asserd irektion  zunächst G en eral-W asserinspektorate  in sieben  
Städten d es Reiches m it ihnen unterstellten  hydrotechnischen K reis- (G ebiets-) 
und ev . B ezirksabteilungen organisiert (Verordnungen v . 26. Febr. 1919, HZ. 15 
und v . 8. Juli 1919, HZ. 71), die G eschäfte der lokalen  W asserbehörden  aber 
zum Teil vom  M inisterium  an sich g e zo g e n , zum  Teil den O bergespanen  
übertragen, bei w elch letzteren  sie  in hydrotechnischen Sektionen  und diesen  
unterstellten d islozierten  hydrotechnischen B ezirksabteilungen ihre E rledigung  
finden (Verord. v . 18. Alärz 1924, HZ. 95, XXII). D ie L iquidation der G eneral- 
W asserinspektorate ist v o llzo g en  oder im G ange (Verord. v. 15. Hpril 1924, 
HZ. 95 , XXXII, Anordnung v . 18. A ugust 1924, HZ. 200, XLIV, usw .). M it 
der Vorschrift v o m  8. Juni 1921, HZ. 134, w u rd en  die landwirtschaftlichen  
G ebietsinspektorate organisiert. Den V eterinärdienst so llen  nach dem  äußerst 
unklaren G esetz v . 30. D ez. 1921, HZ. 243, XXIII, K reis- u. V e r w a ltu n g s -(?) 
bzw . Bezirkstierärzte verseh en . D ie Geschäfte des B a u t e n  m inisterium s 
haben nach der Verord. v . 25. Juni 1919, HZ. 66, in  den G ebieten die B au­
direktionen, in den K reisen (?) d ie B ausektionen zu besorgen . D ie B au­
direktionen sin d , so w e it  w ir sehen  kön nen , noch selbständig  und dem  
M inisterium  unm ittelbar unterstellt. D ie gleichfalls dem  M inisterium  un­
mittelbar untergeordneten Sektionen  des M inisterium s für H a n d e l  u n d  
I n d u s t r i e  in Z agreb , S a rajevo , Ljubljana und Split (Verordnungen vom  
17. O ktober 1921, HZ. '247) w urden m it Beschluß des MR. v . 15. Febr. 1924, 
HZ. 78, XV, e in gestellt und ihre Geschäfte unter das M inisterium  und die  
territorial zustän d igen  O bergespane verteilt (vgl. auch Beschl. v. 22. M ai 1924, 
HZ. 130, XXVIII). D ie Ü berleitung scheint noch nicht v ö llig  durchgeführt zu  
sein, doch sind die in L iquidation befindlichen Sektionen  nunmehr den an 
deren S itze  am tenden O bergespanen unterstellt (Hnordn. v . 22. Hpril 1924, 
HZ. 95, XXII). Der laut G esetz v . 19. Hpril 1922, HZ. 190, XXVIII, zu  er­
richtenden autonom en Staatsansta lt für Industrie- und G ew erbeförderung  
sollen entsprechende G ebietsanstalten in den H auptstädten und Industrie-
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Reorganisation unterworfen worden. Die ehemaligen Volks­
kommissariate sind beseitigt. An ihre Stelle traten auch hier in 
der Regel Ministerialkommissäre und in die Provinzzentren verlegte

Zentren untergeordnet w erden . Im R essort d es M inisterium s für S o z i a l ­
p o l i t i k  bestanden nach B eseitigun g der V olkskom m issare zunächst dem  
M inisterium  unm ittelbar untergeordnete dislozierte A bteilungen in den früher 
genannten v ier  H auptstädten. A udi hier ist jedoch die E instellung dieser  
A bteilungen  und O berleitung der Geschäfte an d as M inisterium  und die Ge- 
b ie tsverw allu n gen  m it B eschlüssen des MR. v . 28. D ez. 1923, AZ. 10, I (für 
Split und Sarajevo) und vom  3. D ez. 1924, AZ. 285, LVIII (für Z agreb und 
Ljubljana) angeordnet w orden . D ie dem selben M inisterium  obliegende  
Ä rbeitsinspektion (Ausnahm en: E isen b ah n - und Bergw erksunternehm ungen) 
w urde m it Verord. v . 21. M ai 1921, AZ. 139 (jetzt G esetz v. 30. D ez. 1921, 
AZ. 69, IX a. 1922) in der W eise  organ isiert, daß dem  beim  Ministerium  
bestehenden  Zentral -  A rbeitsinspektorate G ebiets -  Ä rbeitsinspektorate un­
m ittelbar unterstellt w urden. Für das A u sw an d eru n gsw esen  besteh t im 
Bereiche d es M inisterium s für Sozia lpolitik  ein Zentral -  Ä usw anderungs-  
kom m issariat (-Inspektorat) derzeit noch in Z agreb , das aber mit Beginn  
der A u sw an deru ng aus heim ischen Häfen se in en  S itz  in e inem  d ieser Häfen 
a u fsd ilagen  soll (Vorschrift v . 11. Okt. 1922, AZ. 247). D ie durch Verordnung 
über die O rganisation des M inisterium s für A g r a r r e f o r m  v . 12. Febr. 1920, 
AZ. 3 6 , errichteten Ägrardirektionen bzw . H auptkom m issariate in sieben  
Städten  d es Reiches und die ihnen unterstellten K reisagraräm ter b zw . Bezirks­
kom m issariate w urden durch Beschluß des M inisterrats v. 14. Januar 1925, 
AZ. 26, V, Nr. 37, mit 30. April 1925 au fgelassen ; ihre G eschäfte hat zum  Teil 
das M inisterium  an sich g e zo g e n , zum  T eil w aren  s ie  v o n  den Ober­
gesp an en  und B ezirkshauptm annschaften nach zugleich geregelter  Verteilung 
der O bliegenheiten  m it 1. M ai, in einzelnen G ebieten (Beschluß des M inister­
rats v. 7. April 1925, AZ. 83, XVII, Nr, 106) m it 1. N ovem ber 1925 zu über­
nehm en. Bei den O bergespanen, denen  die A n g elegen h eiten  der Agrarreform  
übertragen w urden, besteh t e in e A bteilung für Agrarreform , bei den Bezirks­
hauptm annschaften w erd en , w o  erforderlich, beson dere Agrarreferenten für 
den betreffenden Bezirk oder für m ehrere Bezirke bestellt, oder e s  übernimmt 
einer der B eam ten  neben anderen auch die Ägrarreform sachen (Anordnung 
vom  21. M ärz 1925, AZ. 82, XVI, Nr. 102; für Z agreb vg l. noch besonders 
Anordnung v o m  18. M ärz 1925, AZ. 82, XVI, Nr. 103). D ie lokale  F o r s t -  
u n d  B e r g  V e r w a l t u n g  w u rd e durch die V erordnungen v . 27. Juni 1921, 
AZ. 164 und 168, derart organisiert, daß der beim  M inisterium  für Forst- 
und B ergw esen  bestehend en  G eneral-Forstdirektion und G eneral-B ergdirektion  
Forstdirektionen (12) und diesen  w ied er  F orstverw altungen  b zw . die Berg­
direktionen in Z agreb , Ljubljana, Sarajevo und Split nebst den Direktionen  
der e in ze lnen  B ergw erke, H ochöfen, Salinen usw . unterstellt w urden (hierzu 
Anordnung v . 24. Januar 1922, AZ. 26 [betr. die Forstdirektionen und Forst­
v erw altu n gen  im G ebiete v o n  Ljubljana und Skoplje] und v . 31. Januar 1922, 
AZ. 28 [betr. Sarajevo]). D ie Ü berleitung in d ie a llgem ein e V erw altung ist
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Abteilungen der einzelnen Ministerien (Delegationen). Für die Auf­
lösung und Überleitung der Geschäfte ist es aber hier zum Unter­
schiede von der allgemeinen Verwaltung bezeichnend, daß die 
weniger wichtigen Angelegenheiten nicht den Obergespanen und den 
ihnen unterstellten Behörden, sondern besonderen lokalen Ver­
waltungsbehörden übertragen w urden1).

hier nur in S io v en ien  und auch da nur te ilw e ise  im Z uge. Es w urde mit 
Anordnung v . 16. D ezem ber 1924, ÄZ. 298, LX, die Übertragung der A g en ­
den der politischen Forstverw altung zw eiter  Instanz auf die G eb iets- 
Forstreferenten der M ariborer (Äarburger) und Ljubljanaer G ebietsbehörde  
verfügt, und der Forstdirektion in Ljubljana nur die Fortführung der Ge­
schäfte der F orstdom änenverw altung aufgetragen . D ie bisherigen Chefs der 
politischen F orstverw altungen  verb lieben  als Bezirks -  Forstreferenten mit 
ihrem bisherigen W irkungskreis an ihren A m tssitzen . Audi das D ienst­
verhältnis der G eb iets- und B ezirk s-F orstreferenten  zum  O bergespan bzw . 
zu den Bezirkshauptm ännern (geregelt durch Beschluß des ehem aligen  
P rov in zia lreg ieru n gs-P räsid iu m s v o m  16. D ez 1919) blieb unverändert. Im 
Bereiche des M inisterium s für V o  1 k s g  e s  u n d h e  i t  ist e s  nach b ew eg ten  
Irrfahrten auf Grund des G esetzes vom  25. N ov. 1921, ÄZ. 284, XII, zu den  
B eschlüssen vom  3. Januar und 29. Februar 1924, ÄZ. 15, III, b zw . 85, XVIII 
(vgl. schon vordem  das gesetztechnisch v ö llig  m ißglückte G esetz vom  25. N ov. 
1922, AZ. 5, I) gekom m en , w onach  jetzt als A ufsichtsorgane über S an itäts­
einrichtungen und -p erso n a l Inspektoren des M inisterium s (die ehem aligen  
S an itätssek tionen) mit dem  Sitz in zeh n  Städ ten  des Reiches w irken, die  
dem  M inister unm ittelbar unterstellt sind, ebenso w ie  die staatlichen Kranken­
anstalten , B äder, sozia lh ggien ischen  Institute und die A nstalten  zur Er­
forschung und Bekäm pfung ansteckender Krankheiten, denen gegenüber der 
Inspektor nur D urchgangs- und Begutachtungsbehörde ist. D aneben b e ­
stehen aber G eb iets- und B ezirk s-S an itätsverw altu ngen , deren Chefs San itäts­
referenten des O bergesp ans bzw . d es B ezirkshauptm anns sind. D ie  ehe­
m aligen K re is-S an itä tsverw altu n gen  außerhalb des S itzes einer G ebiets­
behörde w urden sistiert. Endlich ist neben dem  H a u p t-S an itä tsra t a ls der 
zentralen , beim  M inisterium  bestehenden fachlichen Beratungskörperschaft 
die Errichtung v o n  Sanitätsräten  bei den G eb ietsverw altungen vorgeseh en  
V erordnung v . 14. M ai 1919, ÄZ. 49, und v . 14. D ezem ber 1920, ÄZ. 287, 
G esetz v . 25. N ovem ber 1921, ÄZ. 290, XIII).

W ie  m an aus diesem  oberflächlichen Überblick sieht: nävxu qel. In der 
W irrnis von  sich gegen se itig  aufhebenden, abändernden und nicht selten  
w idersprechenden G esetzen und Verordnungen bedürfte m an der Son der­
fachleute als L otsen, um nicht Schiffbruch zu leiden. D ie vorstehenden  Ä n -  
führungen gelten  daher s. e. e. o . Insbesondere entzieht sich derzeit vielfach  
der Beurteilung des Berichterstatters d ie Frage, w ie  w e it der Abbau der  
alten V erw altungsbehörden in den einzelnen P rovinzen  t a t s ä c h l ic h  durch­
geführt ist.

ß  D ie dem  M inisterium  des Ä u ß e r e n  unterstellten diplom atischen V er-
Zeitsdirift f. Osteurop. Recht. Heft 2/3. iVlai 1926 . 6
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3, Das S ta a ts b e a m te n re c h t  ist im W esen durch das Gesetz 
über die Beamten und übrigen Staatsbediensteten des Zivildienstes 
vom 31. Juli 1923, ÄZ. 199 (ZivGB.) und die im Anschluß daran 
herausgegebene Verordnung über die Kategorisierung und Gruppie­
rung der Zivilstaatsbediensteten vom 31. Oktober 1923, AZ. 251, 
XII (ZivBV.) geregelt. Das Gesetz sollte namentlich das wirtschaft­
liche Niveau der Staatsbediensteten heben und damit die Gefahren 
einer Demoralisierung bannen; es sollte insbesondere ein mit Un­
abhängigkeitssinn und zu diesem Zwecke mit Ständigkeit aus­
gestattetes Beamtentum gewährleisten. Dabei legte es die Aufnahme 
in den Staatsdienst in die Hände der Regierung, nahm dieser aber 
das Recht, einmal ernannte Beamte selbst aus dem Staatsdienste zu

tretungen (außerordentliche G esandte und bevollm ächtigte M in ister, dip lo­
m atische Ä genten, G eschäftsträger) und K onsulate (G eneralkonsuln, Konsuln, 
H onorarkonsuln u sw .), von  denen die Verordnung über die Organisation  
des genann ten  M inisterium s vom  5. M ai 1919, ÄZ. 42, handelt, können hier 
außer Betracht b leiben . Für die Ä r m e e Verwaltung gelten  nam entlich die 
B estim m ungen  des G esetzes über die O rganisation des H eeres und der 
M arine vom  9. Ä ugust 1923, HZ. 203, X. V on den dem  M inisterium nächst- 
stehenden  zu den nächstniederen V erw altungseinheiten  fortschreitend, unter­
scheiden w ir Ä rm ee- und D iv ision sgeb ie te , M ilitärkreise und M ilitärbezirke. 
A lle näheren , nicht schon durch das erw ähnte G esetz getroffenen B estim ­
m ungen sind der königlichen V erordn un gsgew alt Vorbehalten (Art. 41 und 
Art. 3 , A bs. 2 des G esetzes, v g l. Art. 119 Verf.). D ie L iquidation der aus 
den  ehem aligen  V olksbeauftragten  für J u s t i z  hervorgegan gen en  b eson d e­
ren A bteilungen des Justizm inisterium s in den P rovinzialzentren w urde mit 
der M aßgabe angeordnet, daß die G eschäfte im W esen  zum  Teil vom  
M inisterium  übernom m en, zum  T eil den Präsid ien der Oberlandesgerichte 
b zw . son stiger K ollegialgerichte zw eiter  Instanz so w ie  den O berstaatsanw alt­
schaften zu g ew iesen  w urden  (so z. B. m it Verordnung vom  3. M ärz 1924, 
HZ. 57, VIII [für Ljubljana], vom  18. D ezem ber 1923, ÄZ. 10, I aus 1924 [für 
Sarajevo], vom  10. N ovem ber 1924, ÄZ. 268, LIV [für Zagreb], Doch ist die 
Liquidation u. W . bisher nur in Ljubljana (mit 15. Juli 1924) beendet (Ver­
ordnung vom  10. Juni 1924, ÄZ. 178, XXXVII). Im F i n a n z  ressort zeigen  
sich vorerst nur die ersten V orboten der Vereinheitlichung der V erw altung und 
der A uflösung der m ehr oder w en iger  se lbständigen , aus den V olkskom m issaren  
auf dem  W e g e  über die M inisterialkom m issäre entstandenen, dem  Ministerium  
unm ittelbar unterstellten D elegationen des F inanzm inisterium s (Verordnungen 
vom  26. Febr. 1919, ÄZ. 15 und 23 , Art. 3 2 a  des prov. B udgetges. vom  
21. Ä ugust 1920, ÄZ. 135, Verordnung vom  20. N ov. 1920, AZ. 286). Über 
die K reis- und B ezirk s-F in an zverw altu n gen  vg l. Vorschrift vom  15. Juni 1922, 
ÄZ. 141. Nach dem  vom  Ljubljanaer D elegaten  Dr. Karl S a v n i k  heraus­
g eg eb en en  E ntw urf e in es G esetzes über die O rganisation der F inanzverw al­
tung in den G ebieten und Bezirken (Ljubljana, 1925, serbisch) so llen  die 
D elegationen  den G eb ie ts- mit den ihnen unterstellten B ezirks -  Finanz­
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entlassen. Obwohl es in vielen Einzelheiten soziale Einsicht und 
Verständnis für die Bedürfnisse des Staates nicht verkennen läßt 
und auch gesetztechnisch die sonst übliche Stufe legislativer Schöp­
fungen überragt, muß es in seiner Gänze und namentlich in Hin­
blick auf die Ärt seiner praktischen Handhabung leider als ein Ver­
such mit untauglichen Mitteln bezeichnet werden.

Das Gesetz unterscheidet drei Hauptgattungen von Staatsbediensteten: 
Beamte (einovnici), Unterbeamte (zvanicnici) und Diener (sluzitelji) 
(Ärt. 5, Abs. 1). im folgenden soll hauptsächlich von den Beamten, 
und auch von diesen nur soweit die Rede sein, als es für diesen 
Aufsatz unentbehrlich scheint.

Die Möglichkeit, eine Staatsdienststelle überhaupt zu erlangen, ist 
geknüpft an die Staatsbürgerschaft, bei naturalisierten Staatsbürgern 
fremder Nationalität überdies an einen mindestens zehnjährigen 
W ohnsitz im Königreich (Ärt. 19 Verf., Ärt. 2, Abs. 1 und 2 ZivBG.). 
Es können aber Ausländer immerhin als (nicht ständige, nicht pensions­
fähige) Vertragsbeamte mit vertraglich festgesetzten Bezügen angestellt

direktionen w eich en , denen d ie  B esorgung der a llgem einen  G eschäfte der 
Finanz Verwaltung zuzufallen hätte, som it m it A usnahm e der A gen d en , die 
dem M inister oder g e w isse n  Fachorganen (Staatsm onopolverw altu ng, General­
direktionen für Rechtsvertretung d es S ta a te s , für Z ö lle , für den Kataster, 
technische F inanzkontrolle usw .) Vorbehalten sind. Der beim  V e r k e h r s ­
m inisterium bestehend en  Generaldirektion der E isenbahnen sind fünf G ebiets­
direktionen (in Niä, N o v i S ad  [dzt B eograd, Subotica], Zagreb, Sarajevo und 
Ljubljana) untergeordnet (Verordn, vom  21. M ai 1921, AZ. 126, und M inEntsch. 
vom  8. D ezem ber 1923, Z. 20910/23). Eine dem  Eisenbahnrat beim  Verkehrs­
ministerium ähnliche Funktion als a lle  w ichtigen, darunter auch die P ersonal­
fragen begutachtende Körperschaft hat der der einzelnen G ebietsdirektion an­
gegliederte E isenbahnausschuß. Im Bereiche des P o s t -  u n d  T e l e g r a p h e n ­
m inisteriums bestehen  G eb ie ts-P o st- und T elegraphendirektionen und, ihnen  
unterstellt, P o s t-  und T elegrap h en - (T elephon-) Stationen (Verordnung vom  
27. Juni 1921, AZ. 156), erstere, dem  M inisterium  unm ittelbar untergeordnet, 
in acht Städten  des Reiches (Vorschrift vom  30. Januar 1924, AZ. 54, VII). 
E rw ähnensw ert erscheint, daß die in den ehem als österreichisch-ungarischen  
G ebieten eingerichtete P ostsp ark asse nunm ehr für das g a n ze  Reich m it dem  
Sitz in B eograd  für den S p a r-, Scheck-, V irem ent- und W ertpapierverkehr  
so w ie  allfällige and ere, erst zu bestim m ende B ankgeschäfte in der W eise  
organisiert ist, daß die ehem aligen Postsparkassen(Scheck)äm ter in Sarajevo, 
Ljubljana und Z agreb vorerst als „Postscheckäm ter“, nunmehr als „Filialen 
der P o stsp a rk a sse“ unm ittelbar der „G eneraldirektion der P ostsp ark asse“ in 
B eograd unterstellt w urden , w o se lb st jetzt ebenfalls der P ostsp ark assen­
verkehr eingerichtet ist (Verordnung vom  26. Juni 1921, AZ. 191, III, Vor­
schrift vom  20. N ov. 1922, AZ. 268, XXXVII, und vom  9. M ärz 1925, AZ. 61, 
XII, Nr. 81). E inzahlungen und A uszahlungen im Scheckverkehr übernehm en  
jetzt alle P oststationen  d es  Reiches.
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und ausnahmsweise sogar als wirkliche Staatsbeamte überVorschlag des 
Ministers und nach Genehmigung des Staatsrates durch Beschluß des 
Ministerrats in den Staatsdienst auf genommen werden, letzteres unter 
der Voraussetzung, daß sie sich durch ihre Tätigkeit besonders aus­
gezeichnet haben, und unter der auflösenden Bedingung, daß sie 
innerhalb einer bestimmten Frist sämtliche vom Gesetz aufgestellten 
Erfordernisse erfüllen (Ärt. 2, Äbs. 3 und 4). Ausgeschlossen vom 
Erwerb einer Staatsdienststelle sind u. a. Personen, die das 18. Lebens­
jahr noch nicht vollendet haben, die nicht voll geschäftsfähig sind 
(namentlich Entmündigte, Kridatare), ferner wegen Verbrechens oder 
einer anderen, den Verlust der bürgerlichen Ehre nach sich ziehenden 
strafbaren Handlung verurteilte Personen solange diese Straffolge 
w ährt, sowie wegen gewisser anderer strafbarer Handlungen Ver­
urteilte, weiters Personen, die sich öffentlich zu der bestehenden Staats­
form widerstreitenden Grundsätzen oder zur Idee widerrechtlicher 
Änderung der staatlichen Ordnung bekennen (ispoljava) (Ärt. 4). Ist 
mit letzterer Bestimmung doch wohl nur die öffentliche P ro p a ­
g a n d a  für republikanische bzw. kommunistische Ideen getroffen, so 
ist nach Ärt. 18 des Gesetzes über den Schutz der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung im Staate vom 2. Äugust 1921 schon die 
bloße Z u g e h ö r ig k e i t  zur kommunistischen Partei ein Hindernis, 
eine Staatsanstellung zu erlangen. Über das Äufnahmegesuch 
(Ärt. 12 ZivBG.) in den (anfänglich regelmäßig vorbereitenden) Dienst 
entscheidet der zuständige Minister, der dieses Recht auf seine 
untergeordneten Organe übertragen kann (Ärt. 15, Ärt. 1).

Die Beamtenschaft zerfällt in drei Kategorien, von denen die erste 
durch Prüfungen erhärtete Fakultätsbildung oder eine dieser ent­
sprechende Bildung, die zweite ebensolche volle Mittelschulbildung, 
die dritte den erfolgreichen Besuch von vier Klassen einer Mittel­
oder niederen Fachschule voraussetzen (Ärt. 6). Jede dieser Kate­
gorien weist wieder eine Änzahl Gruppen auf, die aufsteigend zu­
nächst Vorbereitungs-, dann Hilfs- und endlich Hauptgruppen sind1).

1) S o  gehören  z. B. schon nach dem  G esetz  (Ärt. 11) in d ie erste Gruppe 
der ersten K ategorie die P räsidenten der ständigen  Gerichte des Reiches 
(K assationsgerichtshof, S taatsrat, H auptkontrolle), in die zw eite  Gruppe dieser  
K ategorie d ie M itglieder der genannten Gerichte und die ordentlichen P ro­
fesso ren  der U niversität mit m indestens 20 jähriger G esam tdienstzeit, nach 
der Z ivB V . aber auch b e isp ie lsw e ise  die P räsidenten der O berlandes- 
(R ppellations-)G erich te, 5 0 ° /0 der O bergesp ane, d ie M inistergeh ilfen , die 
außerordentlichen G esandten und bevollm ächtigten  M inister, in die erste 
Gruppe der z w e ite n  K ategorie die Direktoren der großen Strafanstalten , die 
Grundbuchsdirektoren, in die erste Gruppe der dritten K ategorie die W ache­
kom m andanten in den Strafanstalten , d ie Grundbuchsführer, d ie  Kinder­
gärtnerinnen m it m indestens zehn  Dienstjahren usw . D ie für das ganze  
Reich im großen und ganzen  einheitlich durchgeführte V erteilung der B e­
am tenstellen  unter die drei K ategorien hatte v ie le  U nbilligkeiten  und Ein­
griffe in w oh lerw orb en e Rechte zur F o lg e , da sie  im W e se n  nach den im 
ehem aligen  Königreich Serbien  geforderten V orbildungsbedingungen erfolgte, 
die sich bei m anchen D ienststellen m angels einer ausreichenden Ä nzahl ent­
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Für das Äufsteigen aus einer niederen in eine höhere Gruppe ist 
regelmäßig (ausgenommen die vier höchsten Gruppen der ersten 
Kategorie) eine gewisse Anzahl von Dienstjahren erforderlich. Ein 
Recht auf die Vorrückung in eine höhere Gruppe besteht jedoch 
auch bei Erfüllung dieser Bedingung nicht, wohl aber in gewissem 
Sinn ein Anspruch auf erhöhte Bezüge, wobei die Erhöhung je nach 
drei Jahren selbsttätig vor sich geht, es sei denn, daß ein beson­
deres Hindernis obwaltet (z. B. Disziplinarerkenntnis). Auf die 
Stellen in den Hauptgruppen sämtlicher Kategorien ernennt die 
Beamten der König, in den übrigen Gruppen steht das Ernennungs­
recht dem Minister zu mit Devolutionsbefugnis (Art. 26, 52).

Die Ständigkeit des Staatsdienstes äußert sich darin, daß der 
Beamte nur infolge Straf- oder Disziplinarerkenntnisses entlassen, 
abgesehen von gewissen, erschöpfend aufgezählten Fällen auch nicht 
in den Ruhestand versetzt oder zur Disposition gestellt werden kann 
(Art. 165, 141, 126); sie zeigt sich dagegen grundsätzlich nicht in 
der Unversetzbarkeit, ausgenommen die Beamten, die noch nicht 
zwei Jahre am bisherigen Dienstort gedient haben, und diejenigen 
Beamten, denen die Unversetzbarkeit durch besonderes Gesetz ge­
währleistet ist (z. B. Richter und Universitätsprofessoren). Gewissen 
Beamten (z. B. den Obergespanen und Bezirkshauptmännern) kommt 
nicht einmal die Ständigkeit und beschränkte Unversetzbarkeit zu 
(Art. 71). Der Beamte zur Disposition (na raspolożenju), d. i. ein 
ständiger Beamter, dessen Behörde aufgelassen wurde, verbleibt im 
Beamtenstand, bekleidet aber keine Diensstelle. Er hat die Pflicht, 
sich in einem anderen, verwandten Zweig verwenden zu lassen, 
andererseits einen Anspruch auf seine bisherigen Bezüge und auf 
die erste, innerhalb eines Jahres freiwerdende Stelle seines Ranges. 
W ird keine Stelle frei, so wird er, je nachdem er pensionsfähig ist 
oder nicht, in den Ruhestand versetzt oder entlassen. Auch Be­
dienstete, die zu Abgeordneten der Nationalversammlung gewählt 
sind, werden regelmäßig zur Disposition gestellt, beziehen aber 
während der Dauer des M andats nur die entsprechenden Ruhe­
genüsse (Art. 126, 133, Abs. 1, Z. 2 und Abs. 2, Art. 141, Abs. 3, 
Z. 2). Die Versetzung in den Ruhestand kann, eine mindestens 
zehnjährige Dienstleistung vorausgesetzt, über Ansuchen bei er­
reichtem Anspruch auf volle Pension, ohne solchen nach vollendetem 
60. Lebensjahr erfolgen, sie m u ß  stattfinden bei Vollendung des 
65. Lebensjahres, bei geistiger und körperlicher Dienstunfähigkeit, 
im Falle einer ein Jahr überschreitenden Führung im Krankenstand, bei

sprechend qualifizierter B ew erb er m it einer m inderen Vorbildung b egnü gen  
mußten, als sie  nadi den in den ehem als österreichisch-ungarischen G ebieten  
bestehend en  Vorschriften erforderlich w ar. D ie dam it verbundene Zurück­
setzu n g  der B eam ten d ieser G ebiete und andere Härten (z. B. in der Ver­
teilung nach Gruppen) w urden durch N achtragsverordnungen oder im E in zel-  
fali erlassen e  V erfügungen zum  T eil gutgem acht bzw . gem ildert.
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Entmündigung, ferner in dem oben erwähnten Falle der Stellung zur 
Disposition und im Falle näher bestimmter wiederholter Disqualifi­
kation, dann bei Verurteilung zu mehr als einjähriger Kerkerstrafe 
(hier nach Anhörung des Disziplinargerichtes), endlich bei auf Ver­
setzung in den Ruhestand lautender Verurteilung durch das Diszi­
plinargericht. Durdi die Versetzung in den Ruhestand verliert der
Beamte nicht seine Beamteneigenschaft, er hat auch dann noch
gewisse Beamten-Rechte und -Pflichten und untersteht auch weiter­
hin der Disziplinargerichtsbarkeit (Ärt. 141 mit 133, Art. 165, 166, 
217 bis 220). Die Dienstentlassung erfolgt bei Amts verzieht vor
erreichter voller Pensionsfähigkeit, im übrigen bei Beamten mit 
weniger als 10 Dienstjahren aus denselben Gründen, aus denen 
sonst die Versetzung in den Ruhestand stattfindet, endlich aus einer 
Reihe anderer Gründe, die auch für pensionsfähige Beamte gelten, 
insbesondere aus dem Grunde der disziplinären Verurteilung zur 
Strafe der Dienstentlassung (Art. 134, 141 i. f., 165, 95 usw.).

Zu den Hauptpflichten der Beamten zählen die Pflicht gesetz­
mäßiger, gewissenhafter und unparteiischer Amtsführung im öffent­
lichen Interesse (Art. 89), die Pflicht achtungwürdigen Verhaltens 
in und außer dem Amt (Art. 92) und die besondere Treuepflicht, 
darunter namentlich auch die Pflicht zur W ahrung des Dienst­
geheimnisses, von der nur der zuständige Minister entbinden kann 
(Art. 91).

Ober die Stellung der Beamten gegenüber dem Dienstbefehl
siehe oben Seite 252. Es besteht im allgemeinen nur ein formel­
les Prüfungsrecht betreffs der Vorfrage, ob der Dienstbefehl 
von der zuständigen Behörde und in vorgeschriebener Form er­
gangen ist.

Das widitigste Recht des Beamten, sein Anspruch auf die ihm gebüh­
renden Bezüge, besteht regelmäßig aus dem Recht auf den Gehalt, 
den nach Kategorien und Dienstortsklassen abgestuften W ohnungs­
beitrag und auf gewisse Zuschläge, namentlich auf die für sämt­
liche Beamte aller Kategorien und Gruppen gleichen Zulagen für 
Frau und Kinder und den nach Kategorien und Gruppen abgestuften 
Teuerungsbeitrag. Der Gehalt im engeren Sinne ist regelmäßig ein 
zweifacher: Grundgehalt, der der betreffenden Kategorie entspricht, 
und Rangstellungsgehalt (polożajna plata), der sich nach der be­
treffenden Gruppe richtet. Die Beamten der ersten drei Gruppen 
der ersten Kategorie beziehen ausschließlich Rangstellungsgehalt1), 
alle übrigen Beamten Grund- und Rangstellungsgehalt. Der Grund­
gehalt erhöht sich selbsttätig alle drei Jahre, der Rangstellungs­

g  D ieser R an gste llun gsgeha lt beträgt z. B. bei den B eam ten der ersten  
Gruppe der ersten  K ategorie (B eispiele sieh e  Fußnote auf S . 270) 48000, bei 
jenen der zw eiten  Gruppe 42000 Dinare (Ärt. 33 ZivBG.), w a s  ungefähr 3700 
bzw . 3200 Reichsmark ausm acht. Hierzu kom m en die im T ex t erw ähnten  
Zulagen.
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gehalt bleibt derselbe, solange der Beamte nicht in eine höhere 
Gruppe aufsteigt, was immer eine Ernennung in diese Gruppe zur 
Voraussetzung hat (Ärt. 28 ff.). Die Bezüge der Beamten genießen, 
ausgenommen den Gehalt, Steuerfreiheit (Art. 127) und können nur 
hinsichtlich eines Drittels (zugunsten staatlicher Forderungen der 
Hälfte) des Gehaltes verpfändet oder gepfändet werden. Der W oh­
nungsbeitrag ist nur für rückständige Mietzinsforderungen pfändbar 
(Ärt. 120). Beamte ohne eigenes Vermögen und die Angehörigen 
der Familie haben Anspruch auf unentgeltliche Behandlung in staat­
lichen Krankenanstalten (Art. 112), auch gewisse Begünstigungen 
in Bädern (z. B. Befreiung von der Kur- und Bädertaxe nach 
Beschluß vom 26. M ärz 1925, AZ. 83, XVII, 111), das Recht auf 
die vollen Bezüge w ährend eines ein jahr nicht übersteigenden 
Krankheitsurlaubes (Art. 111), Fahrpreisermäßigungen u. dgl. m.

Das Recht auf den Ruhegehalt setzt im allgemeinen eine min­
destens zehnjährige anrechenbare Dienstleistung voraus. Die Bezüge 
betragen für die ersten zehn Jahre 50°/0 des Grundruhegehalts 
(d. i. des Äktivgehaltes im engeren Sinn nebst Wohnungsbeitrag), 
für jedes weitere jahr 1 % , so daß der Beamte regelmäßig erst 
nach Zurücklegung von 35 Dienstjahren den vollen Gehalt als 
Ruhegehalt bezieht (Art. 138 bis 140). Der Erziehungsbeitrag ist 
derselbe wie der der aktiven Beamten (Ärt. 143). Der Familien­
ruhegehalt, der nach dem Tode des mindestens fünf Jahre im Dienst 
gewesenen Beamten grundsätzlich der W itwe des Beamten bis zu 
ihrer Wiederverehelichung und den ehelichen Kindern bis zur Groß­
jährigkeit bzw. (den Mädchen) bis zu ihrer Verehelichung zukommt 
(Art. 144,147, 154), beträgt bei nur einem Pensionsberechtigten 50 % . 
bei zweien 6 5 % . bei dreien 7 5 % , bei vier und mehr Pensions­
berechtigten 8 5 %  des Ruhegehaltes, auf welchen der Beamte An­
spruch gehabt hätte (Ärt. 146, 148).

Zum Zwecke der für die Vorrückung in höhere Gehaltsstufen und 
Gruppen wichtigen Feststellung der Diensteignung ist für die Beamten, 
ausgenommen jene der ersten drei Gruppen der ersten Kategorie, 
die Richter und Lehrpersonen, die alljährliche Beurteilung der Dienst­
brauchbarkeit durch besondere, in dem betreffenden Verwaltungs­
zweig aus drei bzw. fünf Mitgliedern zusammengestellte Gebiets­
und Zentralkommissionen vorgesehen. Der Beurteilung durch die 
Gebietskommission liegt ein Bericht des unmittelbaren Ämtsvorstandes 
des Beamten zugrunde, der dem Beamten vorher zur Einsicht und 
allfälligen Äußerung vorgelegt wird. Gegen die Entscheidung der 
Gebietskommission steht dem Amtsvorstand und dem Bediensteten 
die Beschwerde an die betreffende Zentralkommission zu, die außer­
dem die Beamten der Zentralstellen, die Mitglieder der Gebiets­
kommissionen und die diesen Mitgliedern übergeordneten Beamten 
erster Instanz qualifiziert. Der Minister beurteilt in erster und 
letzter Instanz die Mitglieder der Zentralkommissionen und seine
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Sektionsdiefs und entscheidet in zweiter und letzter Instanz über 
Besdiwerden gegen Qualifikationen der Zentralkommission. Nur 
gegen die Note „schlecht“, die der Minister in erster Instanz aus­
spricht, ist die Beschwerde an den Staatsrat zulässig (Art. 72 
bis 87).

Neben den oben erwähnten und anderen Begünstigungen bringt die 
Staatsbeamtenstellung eine Reihe von privilegia odiosa mit sich. Abge­
sehen von den Beschränkungen der W ählbarkeit, wovon schon die Rede 
war, ist die politische Betätigung des Beamten auch dadurch eingeengt, 
daß er im allgemeinen öffentliche Partei- und politische Versamm­
lungen weder einberufen, noch an ihnen als Funktionär teilnehmen 
und daß er politische Parteien und Gruppen weder organisieren, 
noch repräsentieren darf (Art. 95). Selbstverständlich kann er nicht 
Mitglied von Vereinigungen sein, die den Interessen oder Gesetzen 
des Staates widerstreiten; auch darf er nicht an Bewegungen teil­
nehmen, deren Zweck es ist, die dienstliche Tätigkeit zu hindern 
oder einzustellen (Art. 96, Abs. 1 und 2). Der Beamte ist auch in 
seiner Geschäftsfähigkeit in gewissem Sinne eingeschränkt. So darf 
er neben seinem ordentlichen Beruf Nebendienstleistungen nur mit 
Bewilligung des Ministers übernehmen (Art. 94). Durchaus verboten 
und als Disziplinarvergehen strafbar ist erklärt der Betrieb eines 
Gewerbes, eines Handels- oder Industrieunternehmens und die Aus­
übung der Rechtsanwaltschaft (Art. 164, Z. 9). Ohne Bewilligung 
des Ministers darf der Beamte einem ausländischen Vereine nicht 
angehören (Art. 96, Abs. 3); er darf nicht Vertragsteil bei staat­
lichen Lieferungsverträgen sein, noch mitinteressiert an auf Rechnung 
seiner Behörde abgeschlossenen Lieferungsverträgen, weiter nicht 
Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsrats von Erwerbsgesell­
schaften, wenn ihm kraft seines Amtes ihre Beaufsichtigung oder die 
Entscheidung oder Begutachtung von Angelegenheiten obliegt, an 
denen diese Institute interessiert sind, andernfalls nur mit Wissen 
des Ministers (Art. 97).

Als Mittel zur Durchsetzung der Pflichten des Beamten dient neben 
der Dienstinstruktion und Dienstaufsicht namentlich die mit der all­
gemeinen Strafgewalt konkurrierende, diese also nicht ausschließende 
Disziplinargewalt. Disziplinardelikte sind teils disziplinäre Übertretun­
gen (bloße Ordnungswidrigkeiten), teils Disziplinarvergehen, die bei 
qualifizierten (ausgedehnteren, wiederholten oder von erschwerenden 
Umständen begleiteten) Ordnungswidrigkeiten oder bei Verletzung 
der Dienstpflicht, Schädigung des Ansehens des Standes oder 
Gefährdung staatlicher Interessen als gegeben erachtet werden 
(Art. 159 und die nicht erschöpfende Aufzählung im Art. 164). 
Ordnungsstrafen, die der unmittelbare Amtsvorstand verhängt, sind 
die M ahnung und Geldstrafe, die hier 10%  des M onatsgehalts 
nicht übersteigen darf. Gegen die Verhängung ist die Beschwerde 
an den Vorstand der nächst höheren Behörde zulässig, dessen Aus­
spruch vollstreckbar ist (Art. 160 bis 163). Disziplinarstrafen sind
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der Verweis, die Gehaltminderung bis zu 2 0 %  des M onatsgehalts 
längstens auf die Dauer eines Jahres, die Versetzung in den Ruhe­
stand ohne Minderung des Ruhegehalts oder mit Minderung, endlich 
die Entlassung aus dem Dienste. Die Verurteilung zu einer der 
beiden erstgenannten Strafen zieht die Hemmung der Vorrückung 
in eine höhere Gehaltstufe oder Gruppe für die Dauer mindestens 
eines Jahres und höchstens von drei Jahren nach sich (Art. 165). 
Bedienstete des Ruhestandes sind disziplinär verantwortlich für 
während ihrer aktiven Dienstleistung begangene Disziplinarvergehen, 
für im Ruhestand verschuldete schwere Beeinträchtigung des Ansehens 
des Standes und für Verbrechen und entehrende Handlungen, die 
der Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte unterliegen (Art. 217). 
Disziplinarstrafen sind der schriftliche Verweis, die Minderung der 
Ruhebezüge bis zu 2 0 %  für die Dauer von höchstens 10 Jahren, 
endlich der Verlust des Rechtes auf den Ruhegehalt (Art. 218). 
Disziplinarstrafen können nur vom zuständigen Disziplinargericht 
auf Grund eines Disziplinarverfahrens ausgesprochen werden (Art, 166). 
Die Disziplinargerichtsbarkeit üben in erster Instanz die Verwaltungs­
gerichte aus, in zweiter (für die Beamten der ersten fünf Gruppen 
der ersten Kategorie in erster und letzter) Instanz der Staatsrat 
(Art. 167, 169). Das Disziplinarverfahren, das für Richter und 
sonstige Zivilstaatsbedienstete, die durch besonderes Gesetz der 
Disziplinargewalt anderer Organe unterstellt sind, nur insofern maß­
gebend ist, als nicht auch dafür besondere Vorschriften bestehen 
(Art. 170), ähnelt im allgemeinen dem ordentlichen Strafverfahren. 
Unter den Abweichungen wäre zu erwähnen, daß den aus fünf 
Mitgliedern zusammengesetzten Disziplinarsenaten des Verwaltungs­
gerichtes auch zwei, dem Range nach höhere, in Ausübung ihrer 
disziplinarrichterlichen Tätigkeit unabhängige (Art. 174) Kollegen des 
Beschuldigten angehören, die nach Vorschrift der Verordnung vom 
23. August 1924, AZ. 207, XLV, bestimmt werden (Art. 171). Der 
Ämtsvorstand des Beschuldigten bei der Gebietsbehörde entsendet 
den Klageanwalt aus der Reihe der Staatsbediensteten des betreffen­
den Verwaltungszweiges, die Juristen und am Sitz des Disziplinar­
gerichtes bedienstet sein müssen (Art. 176). Bestellt der Beschuldigte 
nicht selbst einen Verteidiger aus der Mitte der am Sitz des 
Disziplinargerichtes angestellten Staatsbediensteten oder der Rechts­
anwälte, so wird ihm ein solcher für die Verhandlung vom Gericht 
bestellt (Art. 177). Die Hauptabschnitte des regelmäßigen Verfahrens 
sind: die Vorerhebungen durch den unmittelbaren Amtsvorstand 
(Art. 180), der Beschluß des Disziplinargerichtes über die Einleitung 
des Disziplinarverfahrens, ferner nach Durchführung der allfälligen 
Voruntersuchung die Anordnung der Verhandlung mit Bekanntgabe 
der an der Verhandlung mitwirkenden Richter, endlich die mündliche, 
unmittelbare, beschränkt (für Staatsbedienstete) öffentliche Verhand­
lung, die mit dem nach freier Überzeugung zu fällenden und münd­
lich kundzumachenden Erkenntnisse schließt (Art. 180, 181, 187, 189
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bis 192). Gegen das Erkenntnis steht dem Klageanwalt und dem 
Beschuldigten das Recht der Beschwerde an den Staatsrat zu, der, 
falls nicht Verfahrensmängel die W iederholung der Verhandlung 
vor dem Erstgericht notwendig machen, regelmäßig die nach den 
Grundsätzen des erstgerichtlichen Verfahrens durchzuführende Ver­
handlung anordnet (Art. 197). Die W iederaufnahme des Verfahrens 
ist bei neu hervorgekommenen Tatsadien und Beweisen auf Antrag 
des Klageanwaltes und des verurteilten Bediensteten und seiner 
gesetzlichen Erben selbst nach verbüßter Strafe gestattet (Art. 202, 
203). Bei Einleitung des Disziplinarverfahrens kann die vorläufige 
Suspension vom Dienste, allenfalls unter Herabsetzung des Gehaltes 
bis zur Hälfte, ausgesprochen w erden, wogegen Beschwerderecht 
beider Teile ohne auf schiebende W irkung (Art. 208 bis 213.)

Unter den Übergangsbestimmungen des ZivBG. riefen mehrere 
die besondere Entrüstung der Beamtenschaft hervor, so namentlich 
die Anordnung, wonach mit Kundmachung des Gesetzes sämtliche 
Staatsbedienstete mit Ausnahme der Mitglieder des Staatsrates, der 
Richter und Lehrer zur Disposition gestellt wurden, und es den bei 
den Ministerien zusammengestellten Kommissionen, somit der Re­
gierung freigestellt war, innerhalb einer gewissen Frist ihre Über­
nahme und Verteilung auf Kategorien und Gruppen usw. oder ihre 
Versetzung in den Ruhestand, allenfalls Entlassung aus dem Dienste 
unter Zusicherung zwei- oder dreimonatigen Gehalts als Abfertigung 
ohne Beschwerderecht des nicht übernommenen Bediensteten zu 
verfügen (Art. 224 bis 243). Desgleichen wurde in Widerspruch mit 
dem allerdings unklaren Schlußsatz des Art. 136 Verf. in wohlerworbene 
Rechte eingegriffen durch die Bestimmung, wonach sämtlichen, seiner­
zeit zur Disposition gestellten Staatsbediensteten die Ständigkeit erst 
nach Ablauf von drei Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes (mithin 
am 1. September 1926) zukommt (Art. 234 mit Art. 252).

4. Die S e lb s tv e r w a l tu n g  u n d  ih re  O rg a n e . Für Angelegen­
heiten örtlichen Charakters der Gebiete, Bezirke und Gemeinden 
sieht die Verfassung die Gebiets-, Bezirks- und Gemeinde-Selbst­
verwaltung vor, eingerichtet nach dem W ahlprinzip, wobei sie die 
Regelung der Verwaltung und Selbstverwaltung der Städte einem 
besonderen, noch nidit erlassenen Gesetze vorbehält (Art. 96, Abs. 1 
und 2). Es bestehen also in den Kreisen, w o solche noch erhalten 
sind, nur Staatsbehörden, in den Gemeinden nur Selbstverwaltung, 
in den übrigen territorialen Einheiten Staats- und Selbstverwaltung 
nebeneinander. Das einschlägige Gesetz über die Gebiets- und 
Bezirks-Selbstverwaltung vom 26. April 1922, AZ. 92 (SelbstVerwG.) 
schreibt zw ar unter Punkt 2 der Übergangsbestimmungen die Durch­
führung der W ahlen in die Gebietsversammlungen binnen drei 
Monaten nach Inkrafttreten, gerechnet vom 26. April 1922 (Punkt 1
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der Übergangsbestimmungen in Verbindung mit Ärt. 9 der könig- 
Verordnung über die Aufteilung des Reiches in Gebiete und Art. 30 
ÄllgVerwG., beide vom selben Datum, AZ. 92), und unter Punkt 11 die 
Durchführung der W ahlen in die Bezirksversammlungen binnen fünf 
Monaten nach Abwicklung der W ahlen in die Gebietsversammlungen 
v o r . . Trotzdem ist die gesamte neu organisierte Selbstverwaltung 
(mit Ausschluß also der Gemeindeverwaltung, wo sie früher be­
standen hatte und weiter bestehen blieb) bis heute in keinem Teile 
des Reiches in Tätigkeit getreten. Die folgenden Ausführungen be­
treffen also Zukunftsmusik.

a) In den Wirkungskreis der G e b ie ts - S e lb s tv e rw a l tu n g ,  der 
nach Art. 1 SelbstVerwG. die Eigenschaft einer öffentlich- und 
privatrechtlichen juristischen Person zukommt, gehören die Gebiets­
finanzen (Festsetzung des Gebietsbudgets und Verfügung über die 
auf Grund der Gesetze den Gebieten zur Deckung der Gebiets­
auslagen überwiesenen Gebietsabgaben), Bauvorschriften und öffent­
liche Arbeiten im Gebiet (lokale Eisenbahnen, Kanäle, Brücken, 
Straßen, Automobil- und Flugzeugverbindungen, Wildbachregulierung, 
HochwassersicherungeiTusw.), weiters Förderung der wirtschaftlichen 
Interessen des Gebiets (namentlich des Ackerbaus, der Viehzucht, 
des W einbaues, des Forstwesens, der Fluß- und Seefischerei, der 
Jagd, landwirtschaftliche Meliorationen), die Gewerbe-, Industrie- 
und Genossenschaftsförderung im Gebiet, die Verwaltung des Gebiets­
vermögens und der Gebietsunternehmungen, die Sorge für die 
Volksgesundheit und für alle den Gesundheitszustand der Gebiets­
bewohner fördernden Einrichtungen, die soziale Fürsorge und 
humanitären Einrichtungen im Gebiet, die Mitwirkung bei der Hebung 
der Kultur und des Fachbildungswesens, bei der Förderung des 
Meerfischfangs, die Errichtung und Erhaltung von Spar- und Kredit­
instituten, von wechselseitigen Hilfs- und Versicherungsanstalten, die 
Sorge für die Verpflegung der Bevölkerung bei Mißernten und 
Elementarunfallen, die Sammlung und Sichtung der statistischen Daten 
für Zwecke der Gebietsselbstverwaltung, die Abgabe von über 
Verlangen der Regierung zu erstattenden Gutachten, namentlich über 
Gesetzesvorlagen, die das Gebiet betreffen, schließlich noch andere, 
der Gebietsselbstverwaltung allenfalls durch Gesetz übertragene 
Geschäfte (Art. 96, Abs. 3 Verf., Art. 2 SelbstVerwG.). Die Gebiets- 
Selbstverwaltungen wie auch die übrigen Selbstverwaltungseänheiten 
haben ihr eigenes Jahresbudget; ihr Haushalt steht unter Aufsicht
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des Finanzministeriums und des Obersten Rechnungshofes (der Haupt­
kontrolle) (Ärt. 97 Verf.).

Behufs Bewältigung der erwähnten, sehr weitgehenden Aufgaben, 
wofür im Falle der Unzulänglichkeit eigener Hilfsquellen auf Verlangen 
und nach Beschluß der Nationalversammlung der Staat, falls er die 
Durchführung nicht selbst übernimmt, die nötigen Mittel beizustellen 
hat (Ärt. 96, Abs. 4 Verf.), verfügt die Gebiets-Selbstverwaltung 
über zwei O rgane: die Gebietsversämmlung und den Gebietsausschuß 
(Ärt. 98, Abs. 1 Verf., Ärt. 5 SelbstVerwG.).

«) Die G e b i e t s v e r s ä m m l u n g  w ird in allgemeiner, gleicher, 
direkter und geheimer W ahl auf vier Jahre gewählt (Ärt. 4 Ges.). 
Für das aktive und passive Wahlrecht gelten im allgemeinen die 
für die W ahlen in die Nationalversammlung maßgebenden Be­
stimmungen, doch ist die W ählbarkeit insbesondere an einen 
mindestens dreijährigen W ohnsitz im Gebiet gebunden und die 
Mitgliedschaft der Gebietsversammlung mit der Mitgliedschaft an 
der Nationalversammlung unvereinbar (Ärt. 6, Abs. 1). Auch das 
W ahlverfahren ist im großen und ganzen dem bei den W ahlen in 
die Nationalversammlung zu beobachtenden Verfahren nachgebildet. 
Insbesondere gelten auch hier die dort maßgebenden Prinzipien. 
Es ist in den Ärt. 4 bis 52 des SelbstVerwG. geregelt. Unter den 
vielen Einzelheiten w äre zu erwähnen, daß hier die Bezirke und 
Städte mit einer 5000 übersteigenden Einwohnerzahl als W ahl­
einheiten gelten. In W ahleinheiten mit einer 10000 übersteigenden' 
Einwohnerschaft kommt auf je 10000 und den 5000 übersteigenden 
Überschuß je ein Abgeordneter (Ärt. 4). Auch die Gebietsversamm­
lung wird wenigstens zur ordentlichen, am 5. November jedes Jahres 
beginnenden Tagung durch königlichen Erlaß (ukaz) einberufen, zur 
außerordentlichen aber durch den Obergespan, der dies aus eigenem 
Antrieb tun k a n n ,  auf Verlangen des Gebietsausschusses (s. unter ß) 
oder eines Drittels der Mitglieder der Gebietsversammlung aber tun 
muß.  Der Obergespan eröffnet und schließt die Gebietsversammlung 
im Namen des Königs (Ärt. 53). Die Auflösung (zulässig nur im Falle 
der Nichterledigung des Haushaltsplans innerhalb zweier Tagungen, 
Ärt. 69, Abs. 2) erfolgt durch königl. Erlaß. Unverantwortlichkeit 
und Unverletzlichkeit sind den Gebietsabgeordneten nicht gewähr­
leistet. Die Gebietsversammlung schreibt sich ihre Geschäftsordnung 
im Rahmen des SelbstverwG. selbst vor (Ärt. 62) und wählt ihr 
Präsidium für die ganze Geschäftsperiode (Ärt. 54).
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Die Tätigkeit der Gebietsversammlung als beschließenden und 
beaufsichtigenden Organs der Gebiets-Selbstverwaltung (Art. 63) er­
streckt sich innerhalb der allgemeinen sachlichen Zuständigkeit der 
letzteren namentlich auf die Herausgabe von Gebietsverordnungen 
(Art. 64), auf die Erledigung des Gebietsbudgets und andere finan­
zielle Angelegenheiten des Gebiets (namentlich Genehmigung von 
Anleihen und sonstigen wichtigen vermögensrechtlichen Verträgen 
[Art. 69ff.]), auf die Leitung und Beaufsichtigung der Gebietseinrich­
tungen, auf die Errichtung von Gebietsbeamtenstellen und die 
Herausgabe diesbezüglicher Besoldungsvorschriften (Art. 82) sowie 
auf die Ernennung der Selbstverwaltungsbeamten (Art. 63). Der 
Obergespan berichtet der Gebietsversammlung alljährlich über die 
staatliche Verwaltung des Gebiets, wobei der Gebietsversammlung 
jedoch nicht das Recht zusteht, darüber zu verhandeln oder Be­
schlüsse zu fassen (Art. 129). Denn der Obergespan ist der Regie­
rung, nicht der Gebietsversammlung verantwortlich. Es steht im 
Gegenteil der durch ihn vertretenen staatlichen Verwaltungsbehörde 
das Äufsichtsrecht über die Gebarung der Selbstverwaltungsbehörden 
zu. Dementsprechend ist der Obergespan insbesondere befugt, den 
Vollzug jedes in der Verfassung, den Gesetzen oder Gebietsverord­
nungen keine Stütze findenden Beschlusses der Selbstverwaltungs­
organe nach den Vorschriften der Art. 122 und 123 zu hemmen 
(Art. 121). W enn der Staatsrat über die dagegen erhobene Beschwerde 
innerhalb eines M onats nicht entscheidet, wird der Beschluß voll­
streckbar (Art. 122). Dasselbe Recht steht dem Obergespan auch 
hinsichtlich der Beschlüsse des Gebietsausschusses zu (Art. 123). 
Außerdem kann die Aufsichtsbehörde im Falle der Vernachlässigung 
der von den Selbstverwaltungsbehörden kraft Gesetzes zu führenden 
Geschäfte diese auf Rechnung der Verwaltungseinheit besorgen.

Innerhalb des Wirkungskreises der Gebietsversammlung erweckt 
das Hauptinteresse die Verordnungsgewalt und das Maß der damit 
verbundenen Autonomie. Es macht sich auch hier der Einheits­
gedanke geltend, der dieNormengebung gleich der sonstigen Beschluß­
fassung selbst innerhalb der sachlichen Kompetenz der Gebiets- 
Selbstverwaltung unter die Kontrolle der staatlichen Verwaltung und 
letzten Endes eines staatlichen Gerichtshofes stellt. Nach Art. 99 
Verf. besteht nicht nur das Recht und die Pflicht des Obergespans, 
die Gebietsverordnungen (in der AZ. oder dem allfälligen Gebiets­
amtsblatt, Art. 66, Abs. 4 SelbstVerwG.) kundzumachen, sondern
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auch ein auf schiebendes Vetorecht des Obergespans. Er kann, wenn 
er findet, daß eine Gebietsverordnung nicht auf der Verfassung oder 
den Gesetzen fußt (somit nicht auch, wenn sie seiner Ansicht nach 
nicht zweckentsprechend ist), mit der Kundmachung innehalten, in 
welchem Falle er die Verordnung mit seinem Gutachten dem Staats­
rate vorzulegen hat, unter gleichzeitiger Berichterstattung an den 
zuständigen Minister. Trifft der Staatsrat innerhalb zweier Monate 
keine Entscheidung, so gilt die Verordnung als bestätigt. Erklärt 
er die Bedenken des Obergespans innerhalb dieser Frist für gerecht­
fertigt, so wird die Verordnung nicht kundgemacht (Art. 66, Abs. 1 
bis 3). Aber auch nach der Kundmachung haben die Gerichte ein­
schließlich des Staatsrates und der Verwaltungsgerichte das ihnen 
auch sonst gegenüberVerordnungen zustehende uneingesdhränkteRecht, 
die Gesetzmäßigkeit der Gebietsverordnungen in jedem einzelnen Fall 
zu prüfen (Art. 68). Die vacatio beträgt, falls die Verordnung nicht 
eine längere Frist vorschreibt, fünfzehn Tage, gerechnet vom mit­
zuzählenden Tage der Kundmachung (Art. 67). Inhaltlich beziehen 
sich die Gebietsverordnungen auf alle der Gebietsversammlung 
überwiesenen Angelegenheiten, namentlich auch auf die innere 
Organisation und Geschäftsführung der Selbstverwaltungsbehörden, 
die Institute und Unternehmungen der Selbstverwaltung, die Ver­
wendung der Gebietseinkünfte, auf die besondere Ausführung der 
Gesetze in Hinblick auf ihre Anwendung in dem betreffenden 
Gebiet (Art. 64, Abs. 1 bis 3). Das Recht der Beantragung von 
Gebietsverordnungen steht dem Gebietsausschuß und den Mitgliedern 
der Gebietsversammlung zu (Art. 65).

W ie der Staatsvoranschlag in Form eines Gesetzes, so wird das 
Gebietsbudget in Form einer Gebietsverordnung beschlossen. Es wird 
vom Gebietsausschuß unterbreitet. Findet es innerhalb zweier Monate 
vom Tage des Zusammentritts der Gebietsversammlung nicht seine 
Erledigung, so wird die Gültigkeit des Budgets des Vorjahres auf 
ein weiteres Jahr verlängert. Kommt es auch im folgenden Jahr 
nicht zur Beschlußfassung, so erfolgt die Auflösung der Gebiets­
versammlung mittels königlichen Erlasses und die Ausschreibung 
der Neuwahlen, die innerhalb zweier M onate durchzuführen sind 
(Art. 69). Die ordentlichen Einnahmen setzen sich namentlich 
aus den Einkünften der Gebiets-Güter, -Einrichtungen, -Institute 
und -Unternehmungen, aus den selbständigen Gebiets-Steuern und 
anderen -Abgaben, aus den Gebietszuschlägen auf die Staatssteuern
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zusammen, die außerordentlichen Einnahmen, abgesehen von 
Veräußerungen von Gebietsgut, aus Anleihen, Staatsaushilfen, 
Schenkungen, Vermächtnissen u. ä. (Art. 73). Die in den Haushalts­
plan einzusetzenden Ausgaben sind aus Art. 72 zu entnehmen. 
Das Gebietsbudget unterliegt im allgemeinen der Genehmigung des 
Finanzministers, der namentlich befugt ist, im Voranschlag nicht 
oder nicht zulänglich vorgesehene, durch Gesetz verpflichtend an­
geordnete Ausgaben einzufügen und die Genehmigung von selb­
ständigen Gebietssteuern und Taxen (Art. 74) sowie von, 50°/0 der 
Gesamtsteuer übersteigenden Steuerzuschlägen, von,  10 Millionen 
Dinare überschreitenden Anleihen und von Veräußerungen den W ert 
einer Million Dinare übersteigenden Gebietsguts innerhalb M onats­
frist zu versagen (Art. 76, Abs. 1). Soweit die Entscheidung des 
Finanzministers dessen Kompetenz überschreitet, steht dem Gebiets­
ausschuß die Beschwerde an den Staatsrat zu, der seine Entsdreidung 
innerhalb Monatsfrist zu fällen hat, widrigenfalls das von der Gebiets­
versammlung beschlossene Budget zu Recht besteht. Ällfällige 
durch den Finanzminister rechtskräftig angeordnete Änderungen hat 
der Gebietsausschuß vorzunehmen und den richtiggestellten Vor­
anschlag neuerdings dem Finanzminister zur Genehmigung vor­
zulegen, der auch hier binnen Monatsfrist zu entscheiden hat 
(Art. 77). Die Eröffnung von Nachtragskrediten und die Aufnahme 
von zu deren Deckung erforderlichen Anleihen bis zur Höhe einer 
Million Dinare gehören in die Kompetenz des Gebietsausschusses, 
bedürfen aber ebenfalls der vorgängigen Genehmigung des Finanz­
ministers (Art. 81). Die Schlußrechnung überprüft und genehmigt 
die Hauptkontrolle, nicht die Gebietsversammlung, der nur die 
bereits genehmigte Schlußrechnung zur Kenntnisnahme mitgeteilt 
wird (Art. 80).

ß) Der G e b i e t s a u s s c h u ß  besteht aus mindestens fünf und 
höchstens acht von der Gebietsversammlung für die Dauer ihrer 
Funktionsperiode gewählten, für ihre Tätigkeit entlohnten Mitgliedern. 
Staats- und Selbstverwaltungsbeamte können nicht gewählt werden 
(Art. 89, 90). Der Gebietsausschuß, der ständig versammelt bleibt, 
wählt einen Vorsitzenden und verteilt unter seine Mitglieder die 
Selbstverwaltungsgeschäfte nach Verwaltungszweigen. Er faßt nur 
in Sachen allgemeinen Charakters und in wichtigeren Ressortfragen 
Beschluß (mit absoluter Stimmenmehrheit), ansonsten entscheidet 
jedes Äusschußmitglied als Chef seines Ressorts (Art. 91). Der Ge­
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bietsausschuß ist das Vollzugsorgan der Gebiets-Selbstverwaltung 
und hat in dieser Eigenschaft alle Beschlüsse der Gebietsversamm­
lung durchzuführen, die Administration zu leiten und alle Gebiets­
einrichtungen und -organe zu beaufsichtigen. Er überprüft und ge­
nehmigt endgültig insbesondere auch die Gemeindebudgets, gibt 
seine Zustimmung zu Gemeindezuschlägen in der Höhe von 50 bis 
300 °/o der direkten Steuern (darüber der Finanzminister) usw. 
(Art. 93). Er vertritt das „Gebiet“ (die Gebiets-Selbstverwaltung) 
vor Gericht und den Verwaltungsbehörden und schließt alle Rechts- 
gesdiäfte in seinem Namen ab, vorbehaltlich allenfalls vorgeschriebe­
ner Ermächtigung oder Genehmigung durch die Gebietsversammlung 
(Art. 95); er verfaßt die Budgetvorlage, stellt das Budget nach den 
W eisungen des Finanzministers richtig oder beschwert sich da­
gegen usw. (siehe oben unter a). Behufs Anwendung der Gebiets­
verordnungen gibt der Gebietsausschuß Dienstanweisungen und Er­
lässe heraus. Er kann, wenn die Gebietsversammlung nicht tagt, in 
dringenden Fällen auch selbst durch den Obergespan kundzumachende 
provisorische Verordnungen (mit Ausnahme des Budgets) erlassen, 
bezüglich welcher dem Obergespan die gleichen Rechte wie hin- 
sichtlich der Gebietsverordnungen zustehen (Art. 66), und die außer­
dem der nachträglichen Genehmigung durch die Gebietsversammlung 
bedürfen (Art. 94). Eine wichtige Aufgabe des Gebietsausschusses 
besteht darin, das Bindeglied zwischen der staatlichen und der Selbst­
verwaltungs-Adm inistration zu bilden. Ihm obliegt namentlich die 
Pflicht, von der Regierung abverlangte Gutachten über Gesetzes­
vorschläge und andere, das Gebiet betreffende Angelegenheiten ab­
zugeben, den Obergespan über die Geschäftsführung der Gebiets- 
Selbstverwaltung auf dem laufenden zu erhalten, für den Vollzug 
der dieser durch Gesetz übertragenen Geschäfte der Staatsverwal­
tung zu sorgen und überhaupt bei allen Angelegenheiten mit­
zuwirken, bei denen die Zusammenarbeit der staatlichen Ad­
ministration und der Selbstverwaltung vom Gesetz vorgesehen ist 
(Art. 97, 98).

Infolge dieser Zwitterstellung ist der Gebietsausschuß sowohl der 
Gebietsversammlung als auch den staatlichen Behörden, namentlich 
dem Obergespan für seine Amtsführung haftbar. Zunächst besteht 
ein noch binnen drei Jahren nach Beendigung der Dienstleistung 
ausübbares Anklagerecht der Gebietsversammlung sowohl gegen­
über dem Gebietsausschuß als solchem, als auch gegenüber den
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einzelnen Äusschußmitgliedern wegen Nichtvollzugs der Verordnungen, 
Beschlüsse und anderer Entscheidungen der Gebietsversammlung, 
wegen Verletzung der Gesetze, wegen des dem Gebiet verursachten 
Schadens und wegen nach dem allgemeinen Strafgesetzbuch straf­
barer Handlungen. Die Erhebung der Anklage setzt die Zustimmung 
der Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mitglieder der Gebiets­
versammlung voraus. Handelt es sich um den Nichtvollzug der Gebiets­
verordnungen u. dgl. oder um Verletzung der Gesetze und Schaden- 
zufügung, so entscheidet das zuständige Verwaltungsgericht, über 
nach dem StrGB. strafbare Handlungen das zuständige ordentliche 
Gericht. Im Falle der Verurteilung durch das Verwaltungsgericht 
kann der Spruch auf Verlust des Amtes, in schwereren Fällen auch 
auf Verlust der Fähigkeit zur Ausübung eines öffentlichen Dienstes 
überhaupt längstens auf die Dauer von fünf Jahren und auf Schaden­
ersatz lauten, in letzterer Beziehung jedoch nur auf die Feststellung 
der Verantwortlichkeit (dem Grunde nach), während über die Höhe 
des Ersatzes das ordentliche Gericht zu entscheiden hat. Eine parla­
mentarische Haftung ähnlich jener der Minister besteht nicht (Art. 100). 
W ohl aber ist auch ein Anklagerecht des Obergespans vorgesehen, 
und zw ar wegen Nichtvollführung der dem Gebietsausschuß kraft 
Gesetzes obliegenden s t a a t l i c h e n  Geschäfte oder Verweigerung 
der Mitarbeit daran (Art. 97, 98; s. oben). In diesem Falle ist aus- 
schließlich das Verwaltungsgericht zuständig, dessen Strafgewalt hier 
auf die Verhängung einer Geldstrafe bis zum Höchstbetrage von 
2000 Dinaren eingeschränkt ist (Art. 99). Abgesehen von dieser 
Doppelhaftung besteht noch die Verantwortlichkeit jedes Ausschuß­
mitgliedes als anweisenden Organs für die Ausgaben seines Ressorts 
gegenüber der Hauptkontrolle und überdies das allgemeine Anklage- 
recht jedes Bürgers gegenüber den Ausschußmitgliedern wegen in 
Ausübung des Dienstes verübter strafbarer Handlungen vor den 
ordentlichen Gerichten nach Art. 18, Abs. 1 Verf. Ähnlich wie bei 
Schadenzufügungen durch Staatsbeamte (siehe oben Seite 252) steht 
dem Bürger wegen des ihm von Ausschußmitgliedern durch nicht 
entsprechende Ausübung des Dienstes zuge ügten Schadens ein Er­
satzanspruch nicht gegenüber dem schuldtragenden Ausschußmit­
glied, sondern nur gegenüber der Gebiets-Selbstverwaltung zu, 
welch letzterer im Falle der Verurteilung das Rückgriffsrecht 
gesichert ist (Art. 18, Abs. 3 Verf.). Über alle diese Klagen hat 
wohl gleichfalls das ordentliche Gericht zu entscheiden, wenngleich 
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Art. 18 cxprcssis verbis lediglidi den primären Ersatzanspruch da­
hin verweist1).

b) Auch die B e z i r k s - S e l b s t v e r w a l t u n g e n  werden als juristische 
Personen des öffentlichen und privaten Rechts bezeichnet (Art. 101). 
Ihr sachlicher W irkungskreis erstreckt sich im allgemeinen auf die­
selben Gegenstände wie jener der Gebiets-Selbstverwaltung; doch 
sind einige dieser Angelegenheiten ausdrücklich (vgl. aber Art. 102, 
Ziff. 9) nicht angeführt (z. B. die Mitwirkung bei der Förderung des 
Bildungs- und Fachschulwesens und der Seefischerei, die Sammlung 
statistischen Materials) (Art. 102). Auch die Organisation der Bezirks- 
Selbstverwaltung, ihrer Behörden und Organe usw. ist im W esen 
nach dem Vorbilde der Gebiets-Selbstverwaltung geformt, und es 
gelten im großen und ganzen dieselben Vorschriften. So sind ins­
besondere auch hier zwei Organe vorgesehen: die Bezirksversamm­
lung und der Bezirksausschuß.

a) Hinsichtlich der B e z i r k s v e r s a m m l u n g  fallen namentlich nach­
stehende Abweichungen von den für die Gebietsversammlung er­
lassenen Bestimmungen ins Auge: Es gibt hier nur e i n e  W ahl­
einheit: den Bezirk, auch nur e i n e  Liste, und es entfällt auf je 
1500 Einwohner ein Mitglied der Bezirksversammlung (Art. 104, Abs. 3). 
Der für die W ählbarkeit geforderte mindestens zweijährige W ohn­
sitz muß sich hier naturgemäß in einer der Gemeinden des betreffen­
den Bezirks befinden (Art. 106, Abs. 1). Die W ahlen in die Be­
zirksversammlung schreibt der Obergespan aus (Art. 108, Abs. 1), 
der die Bezirksversammlung auch einberuft, und zw ar zur ordent­
lichen Tagung mindestens zweimal jährlich, im Frühjahr und im 
Herbst (Art. 111, Abs. 1). Die ordentliche Tagung w ährt höchstens 15, 
die allfällige außerordentliche höchstens fünf Tage (Art. 111, Abs. 3 
und 5). An den Sitzungen nimmt der Bezirkshauptmann teil, dem 
auch sonst in Ansehung der Bezirksversammlung im allgemeinen

1) J o v a n o v i c ,  400, m eint (w oh l in A n a log ie  zum  Falle der K lage der 
GV., Art. 100, A bs. 5 SelbstV erw G .): ü b er  den G r u n d  des Anspruches hätte  
das V erw altungsgericht, über die H ö h e  das ordentliche Gericht zu ent­
scheiden. A b g eseh en  davon , daß d ie  Ansicht e in e unm ittelbare S tü tze  weder  
in  der V erfassung, noch im Selb stverw G . zu haben scheint (Art. 100, Abs, 5 
is t  e in e  A usnahm ebestim m ung, die an a loge  A nw endung kaum  zuläßt), ver­
ursacht d ieser  V organg W eiterungen  d es V erfahrens, d ie  b esser  zu ver­
m eiden w ären . D ie Ansicht läßt französische A uffassung durchblidcen, w o ­
nach über V erw altungsakte ordentlidre Gerichte nicht entscheiden sollen , und 
ließe sich v o n  diesem  Standpunkt aus vielleicht rechtfertigen.
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alle Rechte und Pflichten zustehen, die dem Obergespan gegenüber 
der Gebietsversammlung zukommen (Ärt. 113). Das Bezirksbudget 
genehmigt der Obergespan, wobei er dieselben Rechte hat, wie der 
Finanzminister bezüglich des Gebietsbudgets (Ärt. 117). Ein Ver­
ordnungsrecht mit bindender W irkung für Bürger und Behörden, 
wie es die Gebietsversammlung ausübt, steht der Bezirksversamm­
lung nicht zu. Sie kann nur innerhalb der Grenzen der Gesetze 
(und wohl auch der Gebietsverordnungen?) interne Dienstvorschriften 
erlassen (Ärt. 115), die lediglich die Selbstverwaltung des betreffen­
den Bezirks binden. Sie müssen sich innerhalb der sachlichen Zu­
ständigkeit der Bezirks-Selbstverwaltung bewegen, können sich also 
z. B. nicht auf das Unterrichtswesen beziehen.

ß) Der B e z i r k s a u s s c h u ß  besteht nur aus vier gewählten Mit­
gliedern und dem Vorsitzenden, den nicht der Bezirksausschuß selbst 
wählt, sondern als welcher der Vorsitzende der Bezirksversammlung 
tungiert (Ärt. 118, 119, Äbs. 1). Der Bezirksausschuß ist nicht mono­
kratisch, sondern ausschließlich kollegial organisiert. Zur Beschluß­
fähigkeit genügen drei Mitglieder (Ärt. 119, Äbs. 2). Der Bezirks­
ausschuß ist das Vollzugsorgan der Bezirks-Selbstverwaltung; er 
kann Dienstanweisungen für die Durchführung der Bezirksvorschriften 
erlassen; er tritt nur nach Bedarf über Einladung des Vorsitzenden 
zusammen (Ärt. 119, Äbs. 3 und Ärt. 120). Ein Änklagerecht gegen­
über dem Bezirksausschuß steht weder der Bezirksversammlung nodi 
dem Bezirkshauptmann zu.

Aus der vorstehenden Darstellung dürfte sich ergeben, daß es sich 
bei der Selbstverwaltung im Sinne des SelbstVerwG. im Grunde um 
eine selbstverwaltungsmäßig organisierte Staatsverwaltung handelt. 
Mit dem überwiegenden Teil ihrer Pflichten stehen die Selbst­
verwaltungskörper im Dienste des Staates, indem sie zum Teil 
dessen Obliegenheiten für ihr Territorium übernehmen. Sie wurzeln 
mit unzähligen Fasern im staatlichen Organismus und leben weniger 
ihr eigenes, als das Leben des Staates. Daher die zahlreichen Be­
stimmungen, die auf das Bedürfnis des Staates Hinweisen, die Tätig­
keit der Selbstverwaltungskörper seinen Interessen unterzuordnen 
(weitgehendes Äufsichts-, Genehmigungs- und Veto-Recht der staat­
lichen Organe, Äuflösungs- und Änklagerecht usw.).

W ie erw ähnt, sind die bisher besprochenen Selbstverwaltungs­
körper derzeit noch nascituri. Man wird namentlich bei der starken 
finanziellen Belastung, die sie der Bevölkerung zumuten, zweifeln
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können, ob sie, wenn einmal ins Leben gerufen, sich bewähren 
werden. Das Beispiel der Nationalversammlung würde eher für eine 
ungünstige Prognose sprechen.

c) Bezüglich der G e m e i n d e - S e l b s t v e r w a l t u n g  steht ein im gan­
zen Staate geltendes Gesetz noch aus. W o Gemeinden als Selbst­
verwaltungskörper bestehen, gelten die Vorkriegsgesetze der ehe­
maligen Rechtsgebiete. Durch die Reichsgesetzgebung sind bisher 
die W ahlen in die Gemeindevertretungen, und zw ar für die einzel­
nen Rechtsgebiete besonders geregelt. Äuch hinsichtlich der Selbst­
verwaltung der Städte ist die Verheißung einheitlicher gesetzlicher 
Regelung (Ärt. 96, Äbs. 2 Verf.) bisher nicht verwirklicht.

§ 6. C, Die richterliche Gewalt.
I. A l l g e m e i n e s .  W as die Verfassung über die richterliche Ge­

w alt bringt, ist ziemlich dürftig. Sie läßt die Festlegung wichtiger, 
in den Verfassungsurkunden gemeiniglich enthaltener Grundsätze ver­
missen, z. B. der Grundsätze der Mündlichkeit, Unmittelbarkeit und 
Öffentlichkeit des Verfahrens, ferner der Änklagemaxime, des Prinzips 
der Laienmitwirkung (Geschworene, Schöffen, Laienrichter), des 
Grundsatzes der Unverrückbarkeit der Richter innerhalb der Kollegien 
und anderer, zum Teil noch zu erwähnender programmatischer Be­
stimmungen.

Die Gerichtsbarkeit wird von Gerichten ausgeübt, deren Urteile 
und Beschlüsse im Namen des Königs auf Grund der Gesetze er­
lassen und vollstreckt werden (Art. 48)h- Die G e r i c h t e  (wohl die

h Nach der dieser B estim m ung im S tän d igen  G esetzgebungsrat zuteil g e ­
w ordenen  Ä uslegung m üßten nicht nur d ie  U rteile, sondern auch die Be­
schlüsse sämtlicher Gerichte im Nam en des K önigs v e r k ü n d e t  werden. 
Da m an dies denn doch für zu  w eitg eh en d  erachtete, versuchte m an, sich 
um d iese  B estim m ung w en ig sten s te ilw e ise  herum zudrücken (vgl. hierüber 
K r e k , O rganizacija sodisö po najnovejäem  zakonskem  naörtu [Gerichts­
organ isation  nach dem  neuesten  G esetzentw urf, slov.J, Ljubljana 1924, S. 16, 
Hnm. 10). H ierzu w ar bei richtiger Deutung des Art. 48 kein A n laß , da 
schon der Z usatz, w onach Urteile und B eschlüsse im  N am en des Königs 
auch „ v o l l s t r e c k t “ w erden , deutlich zu erkennen gibt, daß e s  sich nicht 
um d ie  Spruch f o r  m e l ,  sondern um die m a  t e r i e  11 rechtliche F olge der 
alten , heute  allerdings inhaltlosen G erichtshoheit des K önigs handelt. Trotz 
Art. 48 Verf. kann das G erich tsverfassungsgesetz  ohne w e iteres bestim m en, 
daß n u r  die Urteile im Nam en des K ön igs zu  v e r k ü n d e n  sind. Bei
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Richter!) sind u n a b h ä n g i g  und unterstehen bei der R e c h t ­
s p r e c h u n g  (statt richtig: bei Besorgung aller richterlichen Geschäfte 
mit Einschluß der durch Senate und Kommissionen zu erledigenden 
Justizverwaltungssachen) keinerlei Gewalt, sondern urteilen nach den 
Gesetzen (Art. 109, Abs. I )1). Die Unabhängigkeit soll durch die 
althergebrachte, auch hier aufgenommene Anordnung gefestigt wer-

zutreffender A uslegung steh t Art. 48 u. E. auch einer (w ünschensw erten) 
Anordnung nicht en tg e g en , w onach  (allenfalls aufrecht erhaltene) nicht­
staatliche Gerichte sich d ieser Form el nicht zu bedienen hätten.

ß  A us der B estim m ung, daß die Gerichte „nach den G esetzen urteilen“, 
hat m an m angels einer ausdrücklichen B estim m ung über das m aterielle  
r i c h t e r l i c h e  P r ü f u n g s r e c h t  in F esthaltung einer hergebrachten  
Deutung der in der ehem aligen  serbischen V erfassung enthaltenen gleich­
lautenden B estim m ung arg. a contr, ab gele itet, daß die Richter an die V er­
fassung nicht gebunden se ien  und daß sie  d e s h a l b  jedes G esetz a n ­
zuw enden  hätten, m ag e s  auch der V erfassung w idersprechen (so z. B. hin­
sichtlich der der V erfassung nachfolgenden G esetze  J o v a n o v i ć ,  7 2 ff.). 
A usgehend v o n  d ieser Ansicht muß m an natürlidi eine Reihe v o n  Ausnahm en  
gelten  la ssen , hinsichtlich w elcher der Richter der V erfassung dennoch unter­
w orfen  is t  (z. B. hinsichtlich jener B estim m ungen , die sich gerade auf die  
Gerichte und d ie  Richter se lb st beziehen  oder m it denen die V erfassung  
G esetze exp ressis verb is außer Kraft se tzt [Art. 142, A bs. 1] u. ä.). D as Er­
geb n is, w onach der Richter d ie  V erfassungsm äßigkeit der G esetze nicht zu  
prüfen habe, ist vom  Standpunkt der V erfassung, die darüber schw eigt, auch 
einen hierzu berufenen b eson deren  Gerichtshof nicht vo rsieh t, w o h l richtig, 
jedoch nicht aus dem  Grunde, w e il der Richter nach der V erfassung nur an 
die G esetze, d a h e r  nicht an d ie V erfassung (man merkt den Zirkelschluß) 
gebunden is t ,  sondern u. E. desh alb , w e il d ie A blehnung der A nw endung  
eines G esetzes w e g e n  d essen  V erfassu ngsw id rigkeit m angels einer das  
richterliche Prüfungsrecht ausdrücklich festsetzen d en  Norm just g eg en  die 
Bestim m ung der V erfassung verstößt, die dem  Richter schlech tw eg nach den  
G e s e t z e n  zu  urteilen befiehlt und ihm a lso  d ie  A n w endu ng  jedw eder  
sich äußerlich einw andfrei als form elles G esetz darstellenden Norm  zur 
Pflicht macht. Sob ald  der G esetzgeber ein G esetz  erläßt, tut er d ies als  
nach der V erfassung hierzu berufener Faktor und gibt schon dam it in autori­
tativer W e ise  se in e  verfassun gsm äßige K om petenz zu erkennen. Der G esetz­
geber sagt: W a s hier in der Form e in es G esetzes kundgem acht w ird , i s t  
G esetz. D ie se  v o n  der verfassungsm äßig zustän digen  Ste lle  au sgeh en de, 
einen B estand teil des G esetzes bildende Erklärung des G esetzgeb ers kann  
der an d ie  G esetze , d. i. an d ie , g e w isse n  Form en entsprechenden E n u n -  
ziationen d es G esetzgeb ers gebun dene Richter naturgem äß einer Prüfung  
nicht unterziehen. Gerade hierm it w ird  aber, w en n  es noch e in es B ew e ises  
bedürfte, klar, daß den Richter auch die V erfassung verpflichtet. Ist es doch  
überhaupt erst und nur die Verfassung, d ie dem  Richter die Rechtschöpfung  
aus den G esetzen  befiehlt und aus w elcher daher die d iesem  B efeh l e n t-
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den, wonach Gerichte und Gerichtskompetenzen nur durch Gesetz 
bestimmt werden können (Art. 109, Abs. 2). Der Grundsatz dauern­
der und ausnahmslos durchgreifender Festlegung der Gerichtsorgani­
sation findet seine Bestärkung u. a. in der weiteren Bestimmung 
daß die Errichtung von Ausnahmegerichten und außerordentlichen 
Untersuchungskommissionen unter allen Umständen unstatthaft ist 
Art. 109, Abs. 2), sowie in der Norm, daß niemand seinem ordent­
lichen Richter entzogen werden darf oder, wie sich die Verfassung 
(Art. 6) nicht ganz klar, weil scheinbar nur auf Strafsachen Bezug 
nehmend, ausdrückt, daß „ein unzuständiges Gericht über niemand 
urteilen darf“. Es braucht kaum hervorgehoben zu w erden, daß 
die ersterwähnte Bestimmung der Errichtung von Sondergerichten 
nicht im W ege steht, von denen die Verfassung selbst die s t a a t ­
l i c h e n  Scheriatsgerichte für Familien- und Erbrechtssachen der 
Moslims (Art. 109, Abs. 3)1) und die Militärgerichte (Art. 120; vgl. 
Seite 298, Anmerkung 1) erwähnt. Auch Kriegs- und Standgerichte

sprechende Pflicht nur bei bindender W irkung der V erfassung abgeleitet 
w erden  kann. (S iehe P i t a m i c  s  t ie f schürfende Untersuchungen im SlovPr. 
1922, Iff.  D agegen  hält S ą g a d i n  [Ärchiv 1922, B d .22, 313] d ie Frage de 
leg e  lata  für schw ebend. B eachtensw ert insbesondere die e in e  Sonder­
m einung vertretenden A usführungen T a s i ć s  im Ärchiv 1924, Bd. 26, 401 ff. 
m it L iteraturangaben.) Nach der derzeit jedenfalls herrschenden M einung  
steht dem  Richter auch in  Jugoslavien  nur das Recht z u , die G esetze  auf 
ihre form ellen Erfordernisse zu prüfen. A us der B estim m ung, daß d ie  Ge­
richte „nach den G esetzen  urteilen“, w ird anderseits zutreffend abgeleitet, 
daß sie  die V erfa ssu n g s- und G esetzm äßigkeit der V e r o r d n u n g e n  unter­
suchen dürfen und m ü ssen , d. h. in Hinblick auf Art. 94, nicht nur die 
f o r m e l l e n  V oraussetzu ngen  ihrer G ültigkeit (insbesondere ihrer H eraus­
g abe behufs Durchführung e in es G esetzes bzw . auf Grund besonderer g e ­
setzlicher Erm ächtigung, A bs. 1 und 2 zit. Art.), sondern  auch den Umstand, 
daß sie  der V erfassung und den G esetzen  i n h a l t l i c h  nicht w idersprechen  
A bs. 3  zit. Art.).

x) Solche Gerichte b estehen  derzeit nur in B osn ien  und H erzegovina  für 
die streitige  und außerstreitige Gerichtsbarkeit in  Sachen d es F am ilien- und 
zum  Teil des Erbrechts der M oslim s, eingerichtet auf Grund der Verordnung 
über die O rganisation und den W irkungskreis der Scheriatsgerichte vom  
29. A ugust 1883, Sam m lung der G esetze  und V erordnungen für B osn ien  und 
H erzegovina  135, und des G esetzes vom  17. Febr. 1913, Sam m lung 26. (Ein 
E ntw urf e in es neuen  [Reichs-] G esetzes über die Scheriatsgerichte lie g t dem  
Justizm inisterium  vor). D ie Scheriatsgerichte, und zw a r  die m onokratisch  
organisierten B ezirk s-S ch eriatsgerich te  als erste  Instanz und das in  einem  
aus drei Scheriatsoberrichtern und einem  M itglied  d es O bersten Gerichts­
hofes (cum v o to  consu ltativo) zu sam m en gesetzten  K ollegium  entscheidende
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wird man, sofern sie auf gesetzlicher Grundlage eingesetzt werden, 
als nach der Verfassung zulässig erklären müssen.

Obschon die Verfassung an der Trennung der Gewalten grund­
sätzlich festhält (vgl. Einleitung zu unserm § 4) und die Unabhängig­
keit der Gerichte gewährleistet, spricht sie das Dogma, wonach die 
Rechtspflege in allen Instanzen von der Verwaltung getrennt ist, 
ebensowenig aus als das Prinzip der Staatlichkeit aller Gerichte. 
Wie hinsichtlich anderer einschlägiger Leitsätze ist das Schweigen 
wohl auch hier auf vorkonstitutionelle Verhältnisse zurückzuführen, 
die diesen Leitsätzen entgegenstehen, und auf den Umstand, daß 
man auch pro futuro an diese Verhältnisse nicht rühren wollte oder 
konnte. Tatsächlich bestehen noch immer nichtstaatliche Gerichte, 
die, so sehr dies auch zu wünschen wäre, bei dem Konservatismus 
und dem Einfluß der interessierten Kreise nicht leicht zu beseitigen 
sein werden. Hierher gehören namentlich die in nahezu sämtlichen 
Rechtsgebieten tätigen Gemeindegerichte und die geistlichen Ehe­
gerichte, letztere in den ehemaligen Gebieten von Serbien, Montenegro, 
Kroatien und Slavonien und in Bosnien und Herzegovina nach wie 
vor ausschließlich zuständig für die betreffenden Konfessionen (aus­
genommen die Moslims [auch nur scheinbar], die Protestanten und 
Juden). Diese gewiß nicht unabhängigen und keineswegs nur den 
Gesetzen (des Reiches) unterworfenen, mit der Verwaltung in mehr 
oder minder inniger Beziehung stehenden Gerichte sollten u. E. 
schon ob dieser ihrer Eigenschaften als mit den Verfassungsgrund­
sätzen nicht vereinbar bei der künftigen einheitlichen Gerichtsorgani-

O berste Scheriatsgericht in Sarajevo als zw e ite  und letz te  Instanz, sind den  
betreffenden ordentlichen Gerichten angegliedert. O bw ohl als staatliche Ge­
richte bezeichnet und m it staatlich ernannten Richtern b ese tz t , sind die 
Scheriatsgerichte ihrem W esen  nach schon deshalb  geistliche G erichte, w e il  
sie ausschließlich nach k on fessionellem  Recht entscheiden. Hinsichtlich der 
A ndersgläubigen B osn ien s und der H erzegovina gehört die Rechtsprechung 
in E heangelegenh eiten  mit Ausschluß des Güterrechts vor die geistlichen Ge­
richte der e inzelnen  K onfessionen  (§ 1 bosn. ZPO). Auch sie  w en d en  ihr 
kon fessionelles Recht an. A us dem  reichen Schrifttum über Sdieriatsrecht 
im a llgem ein en  v g l. aus letzter Z eit nam entlich E i s n e r ,  Archiv 1921 (Bd. 18), 
81 ff.; d e r s e l b e  ib. 1922 (Bd. 22), 145ff. und 230ff., über die Einrichtung 
und Z uständigkeit der Scheriatsgerichte B u ś a t l i ć ,  Archiv 1924 (Bd. 24), 
l lö f f . ;  grundlegend E i c h l e r ,  Justizw esen  B osn ien s u. d. H erzegovina, 1889. 
Son stige, zum  T eil in deutscher Sprache erschienene Literatur bei Z o  b k o  v , 
Archiv 1924 (Bd. 25), 4 9 ff.
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sation ausgeschaltet w erden1), ganz abgesehen davon, daß sie alle, 
besonders aber die geistlichen Gerichte, bei der Zähigkeit, mit der 
sie verteidigt w erden, überhaupt ein ernstes Hindernis der Ver­
einheitlichung nicht nur der formellen, sondern auch der materiellen 
Zivilgesetzgebung bilden.

Infolge der Nichtaufnahme des Grundsatzes der Trennung der 
Rechtsprechung von der Verwaltung entbehrt in der Verfassung nicht 
nur der Gedanke, daß die Verwaltung in die Rechtsprechung ein­
zugreifen nicht befugt ist, sondern auch sein Widerspiel deutlicher 
Prägung, nämlich die Regel, daß sich die Gerichte eine verwaltende 
Tätigkeit nicht anmaßen dürfen. Nichtsdestoweniger wird man doch 
wohl auch hier in Hinblick auf die in den Art. 45 bis 48 zweifellos 
rezipierte Dreiteilung der Gewalten zugeben müssen, daß die ordent­
lichen Gerichte Verwaltungsakte nicht auf ihre Zweckmäßigkeit prüfen, 
noch weniger als nichtig erklären dürfen, w as nicht ausschließt, daß 
sie im  e i n z e l n e n  F a l l  deren Gesetzmäßigkeit untersuchen und 
die Anwendung gesetzwidriger Verordnungen versagen können. Für 
die Rechtskontrolle der Verwaltung bestehen besondere Verwaltungs­
gerichte (s. später unter II, 3). Über Kompetenzkonflikte zwischen 
Exekutive und Gerichten und zwischen Verwaltungs- und ordentlichen 
Gerichten entscheidet der Kassationsgerichtshof (unten unter II, 1).

1) Dem  E rgebnis der e ingehenden  U ntersuchungen in T o  m a c s  aufschluß­
reichem Buch: U stav  i bracno p ravo  (V erfassung und Eherecht, kroatisch), 
Z agreb 1925, w onach  die geistlichen Gerichte m it Inkrafttreten der V erfassung  
ohne w eiteres ihre Z uständ igkeit eingebüßt h ä tten , kann u. E. nicht bei­
gepflichtet w erden . D iese  Ansicht verkennt den Charakter der bezüglichen  
V erfassu ngsgrun dsätze, d ie , so la n g e  die für ihre Durchführung unentbehr­
lichen G esetze feh len , nur als A n w eisu n gen  an den G esetzgeb er gew ertet 
w erd en  kön n en , entsprechende Jurisdiktionsnorm en zu schaffen. Sicherlich 
ist der durch die konkurrierende K om petenz verschiedener geistlicher und 
und der ordentlichen Gerichte hervorgerufene, v o n  T o  m a c  m it Recht ge ­
brandm arkte chaotische Rechtszustand (man denke nur an M ischehen) zu 
bedauern. Allein er w ürde bei Durchdringen der A u ffassu n g , wonach es 
nach der V erfassung den staatlichen B ehörden , nam entlich den Gerichten, 
freistän de, Aussprüchen der geistlichen G eridite die A nerkennung zu  ver­
sa g e n , nur noch unerträglicher, und e s  hätte  die hierdurch erst recht 
g este ig erte  Rechtsunsicherheit ein W irrsal zur F o lg e , aus dem  der Ver­
fasser  se lb st einen theoretisch und praktisch auch nur ein igerm aßen annehm ­
baren A u sw eg  nicht anzugeben  verm ag (siehe nam entlich S. 114f.). Vom  
ausschließlich k o n fession ellen , daher g leichfalls e in seitigen  Standpunkt be­
handelt d ie Frage der Z uständigkeit neu esten s S 1 a  d o v  i ć in seinem  
Ż enidbeno pravo (Eherecht, kroatisch), Z agreb 1925, S. 136ff.
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Äuch über die Trennung der richterlichen von der gesetzgebenden 
Gewalt enthält die Verfassung eine ausdrückliche Bestimmung nicht. 
Soweit diese Grundregel die gesetzliche Kraft der Präjudize aus­
schließt, bedurfte sie kaum mehr der Erw ähnung, da heutzutage 
wohl niemand geneigt ist, Richtersprüchen allgemein bindende W ir­
kung beizulegen. Um so wichtiger ist dagegen die Kehrseite des 
Dogmas, die uns zeigt, daß parlamentarische Untersuchungsausschüsse 
sich mit bei Gerichten sdiwebenden Prozessen nicht befassen, noch 
weniger solche an sich ziehen dürfen, und daß namentlich auch der 
Petitionsausschuß der richterlichen Entscheidung vorzugreifen nicht 
befugt ist. Hier wird man aber u. E. schon mit der allgemeinen 
Bestimmung des Ärt. 6 sein Auslangen finden.

In richtiger W ertung der Unabhängigkeit der Richter einerseits 
und der Abhängigkeit der übrigen Beamten von den Weisungen 
ihrer Vorgesetzten andererseits macht die Verfassung einen Unter­
schied namentlich hinsichtlich der zivilrechtlichen Haftung für den in 
Ausübung des Dienstes verursachten Schaden. W ährend nach Art. 18, 
Abs. 3 für Schadenzufügungen der unter Dienstbefehl handelnden 
Beamten unmittelbar nur der Staat haftet, dem ein Rückgriffsrecht 
gegen den schuldtragenden Beamten zusteht, ist der unabhängige 
Richter den Parteien selbst unmittelbar verantwortlich, allerdings mit 
dem Vorbehalt, daß zur Klageführung die Genehmigung des zu­
ständigen Obergerichts oder (hinsichtlich der Älitglieder der höheren 
Gerichte) des Kassationsgerichtshofes erforderlich ist (Art. 112, Abs. 1). 
Bezüglich der Mitglieder des Staatsrats und der Verwaltungsgerichte 
ist diese Ermächtigung von der Vollversammlung des Staatsrats zu er­
teilen (Art. 13 StRatG.). Dieser sicherlich bedenkliche Vorbehalt gilt 
allgemein, also auch für die strafgerichtliche Verfolgung wegen in 
Ausübung des Dienstes begangener strafbarer Handlungen1).

h Die unklare W endu ng „Sudija ne m oże biti tużen za  svoj sudski rad . . . “ 
w ird v o n  Ż o l g e r ,  a. a. O., 211, m it „Ein Richter kann . . . w eg en  seiner  
richterlichen T ätigkeit nicht u n t e r  A n k l a g e  g e s t e l l t  w erd en “ über­
setzt und dam it offenbar nur auf die strafrechtliche V erfolgung b ezogen . 
Allein die E ntstehung d ieser Bestim m ung aus der serbischen V erfassung  
und dem  in Serbien  ge ltend en  R id itergesetz  g ib t u. E. der A uslegung recht, 
die dieser A nordnung se iten s der R edaktoren des künftigen Richter- und 
des künftigen G erich tsverfassungsgesetzes zu te il gew o rd en  ist. Danach handelt 
es sich hier so w o h l um die stra f- als auch um die zivilrechtliche H aftung. 
Die letztere  so ll nach dem  R ich tergesetz-E n tw u rf vorsätzlich oder durch 
grobe Fahrlässigkeit verursachten Schaden voraussetzen . Ob, w a n n  und in ­
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Im Zusammenhang mit der Unabhängigkeit sichert die Verfassung 
den Richtern auch die S t ä n d i g k e i t .  Ein Richter kann grund­
sätzlich wider seinen Willen aus keinem wie immer gearteten Grunde 
aus dem Amte entlassen, seiner Amtspflichten enthoben oder in den 
Ruhestand versetzt werden, es sei denn auf Grund des Urteils eines 
ordentlichen Gerichts oder eines Diziplinarerkenntnisses des Kassations- 
geriditshofes bzw. einer die Versetzung in den Ruhestand wegen 
körperlicher oder geistiger Dienstunfähigkeit aussprechenden Ent­
scheidung dieses Gerichtshofes (Art 112, Abs. 1 und 4). Von einer 
vorläufigen Dienstenthebung (während der Dauer des Straf- oder 
Disziplinarverfahrens) spricht die Verfassung nicht; eine solche ist 
aber — doch wohl im Rahmen der Verfassung — von den unter­
schiedlichen Entwürfen eines Reichs - Richtergesetzes vorgesehen. 
Außerdem findet die Ständigkeit eine Schranke nur noch in der 
schon von der Verfassung bestimmten Altersgrenze, die von den 
Richtern im allgemeinen (einschließlich der Richter der Verwaltungs­
gerichte, Art. 12 StRatG.) mit der Vollendung des 65., von den Präsi­
denten des Kassationsgerichtshofes (derzeit noch sämtlicher ordent­
lichen Höchstgerichte), der Obergerichte (in der durch die Entwürfe 
der einheitlichen Gerichtsverfassung und der Prozeßgesetze über­
holten Ausdrucksweise der Verfassung „Appellafionsgerichte“ ge­
nannt) und der Verwaltungsgerichte (Art. 12 StRatG.), sowie von den 
Mitgliedern des Staatsrats (unter II, 3) mit Vollendung des 70. Lebens­

w ie w e it  neben dem  Richter auch der S ta a t gek la g t w erd en  könne, das sind  
F ragen , d ie  in der V erfassung nicht g e lö s t , aber auch in den erw ähnten  
Entw ürfen nicht oder nur lückenhaft beantw ortet w erd en , daher jedenfalls 
Z w eifeln  unterliegen . M it Rücksicht darauf, daß die V erfassung im Art. 18 
die B estim m ungen über d ie zivilrechtliche H aftung der öffentlichen Beam ten  
(Abs. 3) dem  die leg es  sp ec ia les  für M in ister, R i c h t e r  und Sold aten  be­
treffenden H in w eis (Abs. 2) f o l g e n  läßt, so  daß sich d ieser  H inw eis nur 
auf die vorau sgeh en d e Erörterung der Strafhaftung (Abs. 1) zu  beziehen  
scheint, ließe sich v ielleicht schließen, daß der S taat den Parteien , w en n  auch 
nicht a u s s c h l i e ß l i c h  prim är, so  doch neben  dem  Richter f a k u l t a t i v  
primär für Syndikatschäden verantw ortlich sei. W äre d ieser Schluß richtig, 
so  stän de dem  S ta a te  a llenfalls das Rückgriffsrecht g e g en  den Richter zu, 
Im übrigen lieg t aber die g an ze  M aterie (Grad und U m fang der Haftung. 
Z uständigkeit, Streitgenossenschaft, Verjährung usw .) ga n z  im  unklaren und 
bedarf einer e in geh en d en , b isher auch in den  betreffenden G esetzentw ürfen  
nicht einm al versuchten R egelung. H ierzu und über e in e R eihe v o n  de 
leg e  lata  und ferenda entstehenden Fragen sieh e  K r e k ,  bez. W ., bes. 
S. 141 f., Anm . 116.
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jahres erreicht wird und die die Versetzung in den Ruhestand 
ohne Richterspruch zur Folge hat (Art. 112, Abs. 4, u. Art. 103, Abs. 4). 
Abgesehen von diesen Abweichungen läßt die Verfassung nach ihrem 
W ortlaut keinerlei heute noch gültige Ausnahmen z u 1), namentlich 
auch nicht die in nahezu allen Verfassungsurkunden vorgesehene 
und im Interesse der Rechtsprechung und des Dienstes kaum ent­
behrliche Ausnahme der durch Veränderungen der Gerichtsverfassung 
gebotenen Versetzung in den Ruhestand oder auf einen anderen 
Dienstposten3). Bedauerlicherweise schweigt die Verfassung ander­
seits auch über den die Unabhängigkeit und Ständigkeit in hohem 
Maße sichernden Grundsatz der festen Geschäftsverteilung, dem zu­
folge dem Richter eine ihm nach auf bestimmte Zeit festgelegtem 
Geschäftsplan zufallende Sache durch Verfügung der Justizverwaltung 
nur im Falle seiner Behinderung abgenommen werden kan n :!).

Die Ständigkeit der Richter äußert sich auch in ihrer U n v e r ­
s e t z b a r k e i t .  Richter können ohne ihre Einwilligung und ohne 
Genehmigung des Kassationsgerichtshofes nicht einmal zeitweilig auf 
einen anderen besoldeten oder unbesoldeten Dienstposten versetzt 
und ohne ihre Einwilligung nicht auf eine andere Richterstelle ge­
schoben werden (Art 112, Abs. 2 und 3). Obzwar hier die Ausnahme 
der auf Grund eines Disziplinarerkenntnisses erfolgenden Versetzung 
nicht gemacht w ird, kann wohl nicht bezweifelt werden, daß sie, 
wenn sie vom Richtergesetz als zulässig erklärt werden sollte, an­

x) D ie im Ärt. 137, Ä bs. 1, dem  Justizm inister eingeräum te M öglichkeit, in 
den G ebieten  außerhalb des ehem aligen  Königreichs Serbien  die Ständigkeit 
einzelner Richter im E invernehm en mit beson deren  O berrichter-K om m issionen  
aufzuheben , is t  am  28. Juni 1922 erloschen.

-) L etztere w ird  n ichtsd estow eniger (u. E . mit Recht) vom  E ntw urf e ines  
G erich tsverfassun gsgesetzes für die Z eit e in es Jahres nach Inkrafttreten d ieses  
G esetzes innerhalb der G renzen unausweichlicher N otw en d igkeit unter der 
V oraussetzung der G enehm igung d es K assationsgerich tshofes für zu lässig  
erklärt ( K r e k ,  25 und insb es. 120 ff., Anm . 103, und S. 2 2 7 ff„ Anm . 186).

3) A udi d iese  Lücke erscheint durch die le tzten  E ntw ürfe e ines GerVerfG. 
(K om m issionsentw urf aus dem  Jahre 1922: §§ 9, 20 bis 23, 37 bis 39 und 55) 
in e in er das Prinzip scharf zum  Ausdruck bringenden, dabei die praktischen  
B edürfnisse des D ienstes k e in esw eg s außer acht lassend en  W eise  ausgefüllt. 
D ie grundsätzlich unabänderliche G eschäftsverteilung hätte bei den Gerichten 
erster und zw eiter  Instanz alljährlich, beim  O bersten Gerichtshöfe jed es  
z w eite  Jahr zu erfolgen . N äheres in m e i n e r  Schrift S . 22, 39, N ote  28, 29, 
S. 37 ff., 165 ff. und an den bei den oben  zitierten  P aragraphen b ezogen en  
Stellen  d ieser Schrift.
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zuerkennen wäre. Äuch sonst sieht die Verfassung Abweichungen 
von diesem Grundsatz nicht vor; sie werden aber, soll die Dienst­
verteilung in jedem M oment den Zwecken entsprechen, durch ein 
Gesetz vorgesehen werden müssen, und zw ar hinsichtlich einer ge­
wissen Gruppe von richterlichen Beamten, die, im übrigen aus­
gestattet mit allen Vorrechten und Garantien des Richterstandes, nur 
vom Privilegium der Unversetzbarkeit auszunehmen wären. (Hierzu 
m e i n e  Gerichtsorganisation, namentlich S. 227, Änm. 186).

Ober die Anwendbarkeit der besprochenen, die Richter betreffen­
den Rechtssätze auf Laienriditer, Schöffen und Gesdiworene enthält 
die Verfassung keine Bestimmung, wie sie überhaupt über diese 
Organe der Reditspflege und ebenso über die Staatsanwaltschaft und 
daher auch über deren Verhältnis zum Richtertum völliges Still­
schweigen beobachtet. M an konnte sich offenbar audi hier nicht 
entschließen, der künftigen einheitlichen Gerichtsverfassung vorzu­
greifen, zumal da diese Organe dem justizorganismus einzelner 
Rechtsgebiete fremd sind und es keineswegs sicher war, daß sie in 
der künftigen Reichsjustizverfassung eine Stelle finden würden. Ist 
es dodr beispielsweise selbst heute, nach Fertigstellung des Ent­
wurfs des Gerichtsverfassungsgesetzes und der Strafprozeßordnung, 
noch immer fraglich, ob das vorläufig der Regelung durch Sonder­
gesetz vorbehaltene Institut der Geschworenengerichte allgemein Ein­
gang finden werde.

Hinsichtlich der Ernennung der Richter hat die Verfassung ein 
auf bestimmte höhere Richter besdiränktes Selbstwahlrecht festgelegt. 
W ährend nämlich nach der Verfassung lege non distinguente die 
Richter im allgemeinen als Staatsbeamte schlechtweg vom König er­
nannt werden können (Art. 49, Abs. 1), erfolgt die Bestellung der 
Richter des Kassationsgerichtshofes (unten II, 1) und der Obergerichte 
sowie der Präsidenten der Gerichte erster Instanz zw ar auch (über 
Vorschlag des Justizministeriums) durch königlichen Erlaß, jedoch 
aus der Zahl der Kandidaten, die der durch Gesetz näher zu be­
stimmende W ahlkörper namhaft macht (Art. 111). Das Reichs- 
Richtergesetz, worauf hier angespielt wird, ist auch in seinem letz­
ten, der Öffentlichkeit zugänglich gemachten Entwurf, und gerade in 
diesem, in hohem Maße sachlich und technisch verfehlt, durchgreifender 
Leitgedanken entbehrend, lückenhaft, daher unbefriedigend1). Soviel

ß B e leg e  in m e i n e r  G erichtsorganisation p assim , z. B. S. 113 ff., N ote  97,
S. 123, N ote 104, S . 137, N ote 113, S. 139, N ote  114.



Grundzüge des Verfassungsrechtes. 295

scheint jetzt wohl sicher, daß die W ahl der genannten Richter in 
den Plenarsenaten der Obergerichte und des Kassationsgerichtshofes 
vorzunehmen und daß hierbei die doppelte Anzahl von Kandidaten 
für die zu besetzenden Stellen vorzuschlagen sein w ird1). Vorläufig 
erfolgt die Besetzung der Präsidenten- und Richterstellen nach den 
in den einzelnen Rechtsgebieten darüber bestehenden Vorschriften 
(Art. 137, Abs. 2 Verf.). Ober die Bestellung der Richter der sonsti­
gen Höchstgerichte siehe unten betr. Ortes.

Inwieweit die Rechtspflege, namentlich die Strafjustiz, mit Grund­
rechten des Bürgers in Berührung kommt und in diese Rechte ein­
zugreifen befugt ist, haben wir in unserem § 3 unter B II und IV 3 
in Verbindung mit den Art. 5, 7 bis 11, 13, 20, 138 erörtert. Von 
Amnestie und Begnadigung w ar im § 4 unter I, 1 die Rede. Als 
hierher gehörig sei aus Art. 13, Abs. 3 noch nachgetragen, daß über 
alle durch die Presse begangenen strafbaren Handlungen die o r d e n t -  
l i t i hen Gerichte zu entscheiden haben, womit nach der herrschen­
den Ansicht die Laienmitwirkung und damit die z. B. in Slovenien 
und Dalmatien bis dahin nach Art. VI, lit. A EG. z. StPO, für durch 
den Inhalt einer Druckschrift verübte Verbrechen und Vergehen be­
gründete Schwurgerichtsbarkeit ausgeschlossen werden wollte.

Bei der Darstellung der Hauptzüge der künftigen einheitlichen 
Gerichtsorganisation berücksichtigt die Verfassung nicht so sehr den 
Unterbau, als vielmehr den Giebelabschluß: vor allem sollten alle 
Höchstgerichte dem Gesamtreich gemeinsam sein. Sie folgt damit 
dem altbewährten Gedanken, daß die R e ch t s einheit, durch ein­
heitliche oberste Gerichte gewahrt, die Verwirklichung der von der 
Verfassung überall in den Vordergrund gestellten R e i ch s einheit zu 
fördern geeignet sei. Zu den Reichsgerichten zählen insbesondere

ß E inzelne E ntw ürfe des Richter- und des G erid itsverfassungsgesetzes  
sahen auch eine W ahl der übrigen Richter vor. D ie letzten  R egierungs­
entw ürfe kehrten hinsichtlich ihrer w ieder zur alten bürokratischen M axim e  
zurück, w o b e i s ie  es nicht einm al für nötig  erachteten , vorzu sehen , daß die 
Gerichte dem  Justizm inisterium  B esetzu ngsvorsch läge erstatten. K ennzeich­
nend für die rückschrittliche T endenz der le tzten  E ntw ürfe ist e s , daß sie  
hinsichtlich der Präsidenten der Obergerichte und des K assationsgerichtshofes, 
die v o n  der V erfassung im Ärt. 111 nicht ausdrücklich erw ähnt w erd en , ein  
W ahlrecht ausschließen, w o zu  sie  durch den W ortlaut d ieses A rtikels, ganz  
abgesehen  davon , daß die Präsidenten denn doch auch „Richter“ sind, ke in es­
w e g s  gezw u n g en  w aren . Denn unius positio  non est alterius exclusio  (K r e  k , 
S. 137f., Änm . 113a u. S . 263, Bem . 2 zu §  52).
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der Kassationsgerichtshof, der Staatsgerichtshof, der S taatsrat und 
die sog. Hauptkontrolle. Neben ihnen besteht noch eine Reihe von 
dem ganzen Reiche gemeinsamen obersten Gerichtsstellen, so das 
Oberste Ärbeiterversidierungsgeridit, der als oberster Wahlgerichts­
hof waltende Staatsausschuß, der als oberstes Wahlprüfungsgericht 
fungierende Verifikationsausschuß der Nationalversammlung, der in 
gewissen Fragen des gewerblichen Urheberrechts die oberste Instanz 
bildende Kassationsausschuß der Verwaltung des Industrie-Eigentums­
schutzes usw. Dieser und anderer allen Rechtsgebieten gemein­
samer oberster Gerichtsstellen ist, soweit sie in der Verfassung 
erwähnt werden oder doch staatsrechtliches Interesse erwecken, 
schon an gehöriger Stelle gedacht worden. Hier sei noch auf die 
obengenannten, von der Verfassung nicht nur vorgesehenen, son­
dern teilweise auch hinsichtlich ihrer Aufgaben und Einrichtung 
näher erörterten wichtigsten Gerichte des Reiches mit ein paar 
W orten eingegangen.

II. Unter die G e r i c h t e  d e s  R e i c h e s  wird von der Verfassung 
eingereiht

I. der K a s s a t i o n s g e r i c h t s h o f ,  der seinen Sitz in Zagreb 
(Agram) haben soll (Art. 110, Abs. 1). In den letzten Entwürfen des 
Gerichtsverfassungsgesetzes und der beiden Prozeßordnungen ist er 
als oberstes, in Straf- und Zivilsachen allenfalls in der Sache selbst 
erkennendes, daher in den genannten Entwürfen (mit Ausnahme 
jenes der Strafprozeßordnung) zutreffender „Oberster Gerichtshof“ 
benanntes Höchstgericht gedacht. Er ist jedoch bis heute noch nicht 
errichtet. Abgesehen von sonstigen Schwierigkeiten mannigfacher 
Art ist namentlich die Verschiedenheit der Zivil- und Strafgesetz­
gebung in den einzelnen Teilen des Staates ein vor der Vereinheit­
lichung wenigstens der wichtigsten Gesetze kaum übersteigliches 
Hindernis seines Inslebentretens. Um die Einheitlichkeit der obersten 
Stellen der Zivil- und Strafjustiz schon vorweg wenigstens äußerlich 
zu betonen, haben nach der Verfassung (Art. 137, Abs. 4) die in den 
einzelnen Rechtsgebieten diesfalls bestehenden obersten Gerichte vor­
läufig als Abteilungen des künftigen Kassationsgerichtshofes zu gel­
ten. Es sind dies der Kassationsgerichtshof in Beograd (für das ehe­
malige Königreich Serbien und die ihm einverleibten Gebiete), ferner 
die Septemviraltafel in Zagreb, welche die oberste Rechtsprechung 
für das ehemalige Kroatien und Slavonien (in der jetzt als Abteilung A
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bezeidineten Sektion) und zufolge Verordnung vom 28. Nov. 1919, 
RZ.  155 (jetzt Gesetz vom 30. Januar 1922, AZ. 142, XX1I1), seit 
15. Januar 1920 auch für Slovenian und Dalmatien (in der Abteilung B) 
ausübt, dann der Oberste Gerichtshof in Sarajevo (für das Redits- 
gebiet von Bosnien und Herzegovina), das Obergericht (Veliki Sud) 
in Podgorica (für das ehemalige Königreich Montenegro), endlich 
die in Novi Sad (Neusatz) bestehende Abteilung B des Kassations­
gerichtshofes in Beograd (für die ehemals zu Ungarn gehörigen 
Gebiete des B anat, der Baćka und Baranja). Die Einrichtung und 
der W irkungskreis des künftigen Kassationsgerichtshofes sind in den 
Entwürfen eines Gerichtsverfassungsgesetzes näher bestimmt1). Be­
züglich der dem Kassationsgerichtshof zugedachten Aufgaben ist 
jedoch schon in der Verfassung die wichtige Bestimmung enthalten, 
daß ihm auch die Entscheidung über die Kompetenzkonflikte zwischen 
den zivilen und militärischen Verwaltungsbehörden einerseits und den 
Gerichtsbehörden andererseits und zwischen den ordentlichen und 
den Verwaltungs-Gerichten zusteht (Art. 110, Abs. 2). Diese Bestim­
mung, die diesem Gerichtshof eine merkwürdige Superiorität gegen­
über dem höchsten Verwaltungsgericht, dem Staatsrat, einräumt und 
die auch nach Einrichtung des Kassationsgerichtshofes für das ganze 
Reich mindestens dann versagen wird, wenn er selbst in dem Kom­
petenzkonflikt verfangen ist, erweist sich namentlich derzeit, wo noch 
sechs Höchstgerichte bestehen, als unzulänglich. Denn welches Höchst­
gericht sollte Zuständigkeitsstreitigkeiten schlichten, wenn die am 
Befugnisstreit beteiligten Behörden und Gerichte in Rechtsgebieten 
liegen, die verschiedenen Höchstgerichten unterstellt sind? Die er­
wähnte Fiktion des Art. 137, Abs. 4 hilft da nicht. Auch hier macht 
sich der Mangel eines besonderen Verfassungsgerichtshofes fühlbar, 
dem neben der Kausalgerichtsbarkeit in gewissen Streitigkeiten des 
öffentlichen Rechts und neben seiner wichtigsten Tätigkeit als Ver- 
ordnungs- und Gesetzprüfungsgericht auch die Entscheidung über die 
im Art. 110, Abs. 2 genannten Kompetenzkonflikte hätte übertragen 
werden können, der auch den kostspieligen Staatsausschuß (s. § 4 
unter II, d) entbehrlich gemacht und die Aufgaben des Staatsgerichts­
hofes (s. § 5 unter 1) hätte übernehmen können.

Sonstige dem Kassationsgerichtshof von der Verfassung zugeteilte, 
außerhalb seiner ordentlichen Zuständigkeit liegende Funktionen sind

h Hierüber eingehend K r e k ,  S . 151— 240.
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zum Teil schon an anderen Stellen dieses Aufsatzes erwähnt worden. 
Sie ergeben sich u. a. aus den Art. 93, Abs. 1, Art. 112, Abs. 1 u. 4, 
Art. 118, Abs. 6. Als Besonderheit mag hier noch angeführt werden, 
daß der Kassationsgerichtshof Urteile des (zweitinstanzlichen) Militär­
obergerichts in Beograd in letzter Instanz überprüft (Art. 120, Abs. 4 )1).

2. Bezüglich des S t a a t s g e r i c h t s h o f e s  kann auf die Aus­
führungen im § 5 unter 1 verwiesen werden.

3. Als oberster Verwaltungsgerichtshof für das ganze Reich (aber 
nicht n u r  als Gericht) wirkt der S t a a t s r a t  (Art. 103), benannt 
und eingerichtet nach dem Muster des französischen Conseil d’Etat. 
In erster Instanz entscheiden die „Verwaltungsgerichte“ (Art. 102). 
Die Zusammensetzung und Zuständigkeit des Staatsrates ist in den 
Hauptzügen durch die Verfassung bestimmt (Art. 103), das Nähere

0  D ie O rganisation  der M i l i t ä r g e r i c h t e  ist schon jetzt für das ganze  
Reich vorläufig geregelt, indem  durch königlichen Erlaß v . 19. H ug. 1919, ÄZ. 91, 
angeordnet w u rd e, daß neben  einer Reihe anderer M ilitärgesetze  des ehe­
m aligen K önigreid is Serbien e in stw eilen  auch das G esetz über die Organi­
sation  der M ilitärgerichte vom  27. Jan. 1901 (MilGOG.) mit den E rgänzungen  
Und A bänderungen vom  20. M ärz 1909 und vom  30. Januar 1922, ÄZ. 66, VIII, 
bis zur H erausgabe e ines neuen G esetzes im G esam tgebiete des K önigreichs 
G eltung hat. (G leid ies w urde m it dem selben  Erlaß u. a. auch hinsichtlich 
des serbischen M ilitärstrafgesetzes vom  31. Januar 1901 und der serbi­
schen M ilitär-S trafprozeß ord nun g vom  15. Februar 1901 sam t Nachträgen  
und A bänderungen, so w ie  des serbischen G esetzes über die M ilitär-D isziplinar­
gerichte vom  12. Januar 1899 verfügt.) Nach §  3 MilGOG. b estehen  außer 
den  im T ex t genannten  Gerichten zw eiter  und dritter Instanz a ls Gerichte 
erster Instanz die M ilitär-D iv ision sgerich te  und ein M ilitärgericht für Offi­
z iere in B eograd . A llgem eine B estim m ungen über die M ilitärgerichtsbarkeit 
enthält aber auch die V erfassung. S ie  stellt im Art. 120, A bs. 1 die Norm  
a u f, daß die M ilitärgerichte unabhängig  sind und bei der Rechtsprechung 
keiner w ie  im m er gearteten  G ew alt unterstehen, sondern nach den G esetzen  
urteilen. S tändigkeit verbürgt jedoch die V erfassung nur den Richtern des 
M ilitärobergerichts, w ährend sie  hinsichtlich der Richter der M ilitärgerichte 
erster Instanz auf ein beson deres G esetz v e rw e ist  (Art. 120, A bs. 2). Hierzu 
ist zu bem erken , daß nach dem MilGOG. (§§ 9 bis 14) die Gerichte erster 
Instanz aus einem  stän digen  Richter (berufsm äßigen Gerichtsoffizier) und 
z w e i nicht stän d igen  Laienrichtern (anderen Offizieren) und ihren E rsatz­
m ännern, und daß das M ilitärobergericht aus z w e i stän digen  Richtern und 
drei nicht stän digen  Laienrichtern und ihren E rsatzm ännern zusam m engesetzt 
sind, so  daß hinsichtlich des letzteren  Gerichts eine U nstim m igkeit zw ischen  
dem  MilGOG. und der V erfassung besteht. Z ufolge der dem  Art. 112, 
Abs. 1 Verf. entsprechenden Anordnung des Abs. 3 des Art. 120 können auch 
die Richter der M ilitärgerichte w e g e n  ihrer richterlichen T ätigkeit nicht g e -
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hierüber und über das Verfahren vor dem Staatsrat sowie über Ein­
richtung, Zuständigkeit und Verfahren der Verwaltungsgerichte im Ge­
setz über den Staatsrat und die Verwaltungsgerichte vom 17. Mai 1922, 
ÄZ. 111 (StRatG.) und in der Verordnung über die Geschäftsordnung 
dieser Gerichtsbehörden vom 5. September 1922, ÄZ. 196 (StRatV.) 
enthalten. Hiernach bestellt der König die Mitglieder des Staats­
rates, deren Zahl durch das StRatG. (Art. 1) mit 30 festgesetzt ist 
auf unmittelbaren Vorschlag des Ministerpräsidenten in der Weise, 
daß er die eine Hälfte aus der ihm von der Nationalversammlung 
vorgeschlagenen doppelten Anzahl von Anwärtern selbst ernennt, 
die andere Hälfte aber von der Nationalversammlung aus der von 
ihm namhaft gemachten Doppelzahl der Kandidaten wählen läßt 
(Art. 103, Abs. 1 Verf., Art. 2, Abs. 1 StRatG.). Den Präsidenten und 
Vizepräsidenten ernennt der König aut Vorschlag des Minister­
präsidenten aus der Zahl der Staatsräte (Art. 2, Abs. 1 StRatG.). Die 
Eignung zum Mitglied des Staatsrates haben nur solche „höhere 
Beamte oder öffentlich wirkende Personen (javni radnici), die die 
Fakultätsbildung und mindestens zehn Jahre Staatsdienst oder öffent­
liche Tätigkeit aufzuweisen haben1)“. Wenigstens zwei Dritteile der

klagt w erden , ohne daß hierzu die G enehm igung erteilt w ird, und zw ar hin­
sichtlich der erstinstanzlichen Militärrichter durch das M ilitärobergericht, hin­
sichtlich der Richter d ieses Gerichts durch den z iv ilen  K assationsgerichtshof. 
M ilitäroberrichter können überdies nur mit ihrer E inw illigung oder — ab­
w eichend v o n  den z iv ilen  Richtern — im Falle ihres Vorrückens versetzt  
w erd en , w ährend betreffs der erstinstanzlichen Richter auch in dieser B e­
ziehung auf die Bestim m ungen des G esetzes v erw iesen  w ird. A b geseh en  
hiervon enthält d ie V erfassung noch eine ungeschickt form ulierte Bestim m ung  
bezüglich der Z uständ igkeit der M ilitärgerichte: Über durch Z ivilpersonen  
im Verein mit M ilitärpersonen verübte Straftaten können die M ilitärgerichte 
nur zu K riegszeiten  urteilen; son st sind (für d ie  Z ivilpersonen) die Z ivil­
gerichte zustän dig  (Art. 121).

>) B eam te m it vo llw ertig er  Fakultätsbildung gehören nach dem  ZivBG. 
(Art. 6) in die erste B eam tenkategorie. Da für d ie Staatsräte , so w e it  sie  
aus der Beam tenlaufbahn hervorgehen, außer der Fakultätsbildung und zeh n­
jährigem  S taatsd ien st eine höhere Stellung gefordert w ird , nimmt J o v a -  
n o v i c ,  4 0 4 f., an , daß d iese  K andidaten zum  m indesten  einer der ersten  
sechs H auptgruppen angehören m üssen, in denen die Ernennung dem  K önig  
Vorbehalten ist. Für die übrigen K andidaten , die so g . öffentlichen Arbeiter, 
würde nach J o v a n o v i c ,  ib ., m it Rücksicht auf den W ortlaut keinerlei 
Schulbildung als erforderlich anzusehen se in . D ie absichtlich w örtliche und 
deshalb un eb en e Ü bersetzung des in mehrfacher Richtung unglücklichen und 
unklaren T ex tes  läßt erkennen, daß eine solche Annahm e immerhin m öglich

Zeitsdirift f. Osteurop. Recht. Heft 2/3. M ai 1926. 8
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Staatsräte müssen das Diplom (d. i. die staatliche Endprüfung) einer 
Rechtsfakultät besitzen (Art. 103, Abs. 2 Verf., Art. 11, Abs. 1 StRatG.). 
Wie die Richter überhaupt, können auch die Staatsräte ohne ihre 
Zustimmung nur auf Grund gerichtlichen Urteils (nach dem W ortlaut 
aber n i ch t auch auf Grund eines Disziplinarerkenntnisses) ihrer 
Stelle enthoben, in andere Zweige des Staatsdienstes oder in den 
Ruhestand versetzt werden. Die Ausnahmen (Erreichung der hier 
mit dem vollendeten 70. Lebensjahre festgesetzten Altersgrenze und 
Dienstunfähigkeit infolge Kränkelt) finden auch hier statt (Art. 103, 
Abs. 4 Verf., Art. 12 StRatG.).

Beim Staatsrat ist die Trennung der Gewalten nicht durchgeführt. 
Als oberstes V erw altungsg e r i  d i t  entscheidet er grundsätzlich über 
alle (konkreten) Streitigkeiten verwaltungsrechtlicher Natur in letzter, 
über Beschwerden gegen königliche Erlässe und ministerielle Ent­
scheidungen (auch abgesehen von Fällen, in denen ein konkretes 
Interesse in Frage kommt) in erster und letzter Instanz (Art. 103, 
Abs. 5, Ziff. 1 Verf., Art. 17 StRatG.). In letzterer Hinsicht handelt es 
sidi also allenfalls um die abstrakte Überprüfung der Gesetzmäßigkeit 
der erwähnten Akte (cassation du decret dans l’interet de la loi). 
In den zuerst erwähnten Verwaltungsstreitigkeiten kann es sich er­
geben, daß eine Sache zwei Verwaltungs- und dann noch zwei 
Gerichtsinstanzen durchläuft, ehe sie zum Abschluß kommt (z. B. 
1. Bezirkshauptmann, 2. Obergespan, 3. Verwaltungsgericht, 4. Staats­
rat, Art. 18 mit Art. 37 StRatG.). Dies war, sollte eine Einheitlichkeit der 
Judikatur erzielt werden, nicht gut zu vermeiden. Als Konfliktsgerichts­
hof steht dem Staatsrat die Entscheidung über Kompetenzstreitigkeiten 
zwischen den staatlichen Verwaltungsbehörden untereinander, den 
Selbstverwaltungsbehörden untereinander und zwischen den staat­
lichen und den Selbstverwaltungs-Behörden zu (Art. 103, Abs. 5, 
Ziff. 4 Verf., Art. 46 StRatG.). Im übrigen aber erledigt er als 
O r g a n  der obersten Staatsverw altung jene Akte verwaltungsrecht­
licher Natur, die zufolge besonderer gesetzlicher Anordnung seiner

ist. Uns scheint sich jedoch das Erfordernis der Fakultätsbildung aus sprach­
lichen und logischen  Gründen auf b e id e  Gruppen v o n  A nw ärtern, som it auch 
auf die „öffentlichen A rbeiter“ zu  erstrecken. D ie A lternative des Relativ­
sa tzes  bez ieh t s id i nur auf die Dauer der B etä tigu ng  (im S taa tsd ien st o d e r  
als „öffentlicher A rbeiter“). D erselben Ansicht neuestens auch C a v a l i e r i  
in seinem  K om m entar zum  G esetz , Z agreb 1925, zu Art. 11, leider ohne  
Begründung.
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Genehmigung bedürfen, und übt nach den Bestimmungen des Ge­
setzes die Äufsichtsgewalt über die Selbstverwaltung aus (Art. 103, 
Abs. 5, Ziff. 2 und 3). Endlich ist ihm durch die Verfassung (Ziff. 5 
loc. cit.) auch die Entscheidung anderer Fragen übertragen, die durch 
Gesetz seiner Zuständigkeit überwiesen werden. So kommt dem 
Staatsrat namentlich die allgemeine Disziplinargeriditsbarkeit (ab­
gesehen also von jener über Richter und andere, besonderen Diszi­
plinarbehörden unterstehende Staatsbedienstete) zu, und zw ar hin­
sichtlich der höchsten fünf Gruppen der ersten Beamtenkategorie in 
erster und letzter Instanz, hinsichtlich der übrigen Staatsbediensteten 
in zweiter und letzter Instanz über Beschwerden gegen Erkenntnisse 
der Verwaltungsgerichte (Art. 169 ZivBG.). Über Disziplinardelikte 
seiner Mitglieder und der Richter der Verwaltungsgerichte entscheidet 
er in voller Versammlung (Art. 14 StRatG.).

Der Staatsrat faßt seine Beschlüsse regelmäßig in „Abteilungen“ 
(derzeit sechs an der Zahl, Art. 6 StRatV.), die aus je fünf Mit­
gliedern zusammengesetzt sind. Die Verteilung der Räte unter die 
Abteilungen erfolgt alljährlich in der Vollversammlung durch das Los. 
Vorsitzende sind neben dem Präsidenten und Vizepräsidenten die 
vier rangältesten Räte. Auch sie werden der Abteilung, in der sie 
den Vorsitz zu führen haben, durch das Los zugeteilt. Die Geschäfts­
verteilung unter die Abteilungen und allfällige Abänderungen w äh­
rend des Jahres müssen in der Amtszeitung kundgemacht werden 
(Art. 3 StRatG., Einzelheiten in Art. 5 bis 12 StRatV.). Es liegt auf 
der Hand, daß die zur Gewährleistung voller Objektivität keineswegs 
erforderliche selbsttätige Verteilung der Richter unter die Abteilungen, 
deren Geschäfte zum Teil rein sachlich, zum Teil territorial bestimmt 
sind, in beiden Fällen unzweckmäßig und unökonomisch ist, in dem 
einen Falle mit Rücksicht auf die Mannigfaltigkeit der dem Staats­
rat obliegenden Aufgaben und die naturgemäß mehr oder weniger 
spezialisierte Fachbefähigung der einzelnen Mitglieder und Vorsitzen­
den, im anderen Falle im Hinblick auf die Verschiedenheit der zur 
Zeit vielfach noch in Betracht kommenden partikulären Gesetze. Zur 
Aufrechterhaltung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung faßt der 
Staatsrat in durch seinen Präsidenten dahin verwiesenen Fällen 
Beschluß in voller Versammlung, bestehend aus mindestens zwei 
Dritteilen aller Mitglieder, und zw ar mit die einzelnen Ab­
teilungen bindender Wirkung. Plenarbeschlüsse sind u. a. auch 
erforderlich für die im Art. 103, Abs. 5 , Ziff. 2 und 5 Verf. (siehe
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oben) bezeichneten Entscheidungen (Ärt. 4 StRatG., Ärt. 13 bis 17 
StRatV.).

Die dem Staatsrat unterstellten, bereits erwähnten „Verwaltungs­
gerichte“ (Ärt. 102 Verf.) entscheiden über Streitigkeiten verwaltungs­
rechtlicher N atur1) in erster Instanz. Doch sind auch sie nicht aus­
schließlich Gerichte, sondern nebstbei in den vom Gesetz vorgesehe­
nen Fällen Organe der Verwaltung (z. B. zufolge zahlreicher Be­
stimmungen des Selbstverwaltungsgesetzes). Nach Ärt. 6, Äbs. 1 
StRatG. sind die Verwaltungsgerichte unbeschadet einer anderweiti­
gen, vom Justizminister nach Anhörung des Ministerrats erlassenen 
Verfügung am Sitze der Äppellations(Ober-)geridite zu errichten und 
haben dieselbe örtliche Zuständigkeit wie diese. Es wich aber schon 
das genannte Gesetz selbst von der Regel ab, indem es im Ärt. 48 
bis zur Erlassung eines Reichs - Gerichtsverfassungsgesetzes und 
Regelung der örtlichen Zuständigkeit der „Appellationsgerichte“ die 
Errichtung von sechs, zum Teil nicht am Sitze eines Gerichtshofes 
zweiter Instanz befindlidien Verwaltungsgerichten anordnete, und zwar 
in Beograd für Serbien und die Vojvodina, in Zagreb für Kroatien- 
Slavonien mit dem rechten Murland, in Celje (Cilli) für Slovenien 
mit dem linken Murland, in Sarajevo für Bosnien und Herzegovina, 
in Skoplje für Südserbien und in Dubrovnik (Ragusa) für Dalmatien 
und Montenegro. Die Richter der Verwaltungsgerichte werden auf 
unmittelbaren Vorschlag des Justizministers aus der vom Staatsrat 
gewählten doppelten Anzahl von Kandidaten vom König ernannt, 
der Präsident abgesondert auf Grund eines besonderen Ämbo- 
vorschlags des Staatsrats (Ärt. 7 StRatG.). Die Kandidaten müssen 
das Diplom über die ordnungsmäßig absolvierte Rechtsfakultät be­
sitzen und mindestens acht (der Präsident mindestens zehn) Jahre 
bei Gericht oder der Verwaltung oder als Rechtsanwälte tätig ge­
wesen sein (Ärt. 11, Abs. 2 StRatG.). Die Verwaltungsgerichte ent­
scheiden regelmäßig in Abteilungen von drei Richtern, von denen 
einer den Vorsitz führt (Ärt. 8 StRatG.). Im übrigen gelten im großen 
und ganzen dieselben Bestimmungen wie für den Staatsrat.

Hinsichtlich des V e rw a ltu n g sg e ric h ts -V e rfa h re n s  sei hervor­
gehoben: Klagegrund ist die unrichtige Anwendung der materiell-

’) Über den B egriff des „Ädm inistrativstreites" besteh t eine die Fälle des 
freien E rm essens betreffende U nstim m igkeit zw ischen den D efinitionen des 
Ärt. 15, Ä bs. 1 StRatG. und des Ärt. 154, Ä bs. 5  V erf., d ie aber im W esen  
durch Ärt. 19, Ziff. 3  und Ärt. 34, Ä bs. 2 StRatG. ausgeglichen w ird.



Grundzüge des Verfassungsrechtes. 303

rechtlichen Gesetze und Verordnungen und der Verfahrensnormen 
durch die Verwaltungsbehörde (Ärt. 23 StRatG.). Ausgeschlossen ist 
die Klage insbesondere in Sachen, in denen die Verwaltungsbehörden 
durch positiven Rechtssatz ermächtigt sind, ihre Entscheidung nach 
freiem Ermessen zu treffen, desgleichen in Sachen und Verwaltungs­
maßnahmen, die zur Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte ge­
hören (Ärt. 19, Ziff. 1, 3 und 4, Ärt. 34, Äbs. 2 StRatG.). W enn die 
Klage nicht wegen Unzulässigkeit oder mangels gewisser formeller 
Voraussetzungen sofort zurückgewiesen wird (Ärt. 24 und 19 leg. cit.), 
und wenn ihr nicht wegen Äktenwidrigkeit oder Mangelhaftigkeit der 
Feststellungen oder des Verwaltungsverfahrens sofort stattzugeben 
und der Verwaltungsakt unter Anordnung der Erlassung eines neuen 
Aktes als nichtig zu erklären ist (Ärt. 26), kommt es, dafern die 
Parteien nicht etwa darauf verzichtet haben (Ärt. 27), in aller Regel 
zu einer mündlichen, öffentlichen Verhandlung, zu welcher beide 
Streitteile (der den Verwaltungsakt bekämpfende Teil als Kläger, die 
Verwaltungsbehörde als Beklagte) und durch die mögliche Aufhebung 
des Verwaltungsaktes allenfalls in ihren Interessen bedrohte dritte 
Personen zu laden sind (Ärt. 28 und 29 StRatG.). Der Ausschluß 
der Öffentlichkeit findet aus Gründen der öffentlichen Sittlichkeit und 
Ordnung oder wegen Erörterung von Gegenständen des Privat- und 
Familienlebens statt (Ärt. 30). Ädvokatenzwang besteht nicht (Ärt. 31). 
Das in der Regel auf Grund der Feststellungen der Verwaltungs­
behörde und des Vorbringens der Parteien ergehende Urteil (Ärt. 25) 
weist entweder die Klage ab (unter Verurteilung des Klägers zur 
Zahlung der Prozeßkosten, Ärt. 35) oder gibt ihr statt, letzteres 
unter Aufhebung des in Beschwerde gezogenen Verwaltungsaktes 
(Ärt. 34, Äbs. 1) und allfälliger Anordnung seiner gesetzentsprechen­
den Erneuerung durch die Verwaltungsbehörde (Ärt. 43). Die Klage 
hat regelmäßig keine aufschiebende W irkung, doch kann die Ver­
waltungsbehörde die Vollstreckung des Verwaltungsaktes auf An­
suchen des Klägers unter Umständen aufschieben (Ärt. 36). Gegen 
das Urteil steht dem Kläger und der geklagten Behörde die binnen 
15 Tagen nach Zustellung einzubringende, im Ärt. 37 wohl ver­
sehentlich als „Klage“ bezeichnete Beschwerde an den Staatsrat zu 
(vgl. Ärt. 17, Abs. 1 und Ärt. 3 8 ff.).

Das Verfahren vor dem Staatsrat unterscheidet sich von jenem 
vor den Verwaltungsgerichten namentlich dadurch, daß es nicht nur 
als Verfahren letzter Instanz über Beschwerden, sondern auch als sol-
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dies erster und letzter Instanz über Klagen (gegen Erlässe und 
ministerielle Entscheidungen, Art. 17, Abs. 2) schriftlich, nicht öffent­
lich, ohne unmittelbare Mitwirkung der Parteien vor sich geht (Art. 41 
StRatG., Art. 50 StRatV., vgl. aber Art. 28 StRatG.), wobei in letzterer 
Beziehung nur hinsichtlich der Klagen im Sinne des Art. 17, Abs. 2 
insofern eine Ausnahme gemacht wird, als der zuständige Minister 
mit seinen, falls er es wünscht, auch mündlichen Ausführungen ge­
hört werden muß (Art. 52 StRatV.). Das Nähere über das Verfahren 
vor dem Staatsrat siehe namentlich in Art. 39, 40, 42 bis 46 StRatG. 
und Art. 51 bis 55 StRatV.

4. Der sog. H a u p t k o n t r o l l e  kommt neben ihren umfang­
reicheren rein administrativen Funktionen die Eigenschaft eines 
obersten Rechnungsgerichtshofes zu (Art. 118, Abs. 1 Verf.). Zu­
sammensetzung, W irkungskreis und Verfahren sind zum Teil durch 
die Verfassung, namentlich Art. 118, zum Teil durch das gesetz­
technisch äußerst mangelhafte Gesetz über die Hauptkontrolle vom 
30. Mai 1922, AZ. 125 (HKontG.), zum Teil durch das mit kgl. Er­
laß vom 30. Dezember 1919, AZ. 21, im großen und ganzen auf 
das Gesamtreich ausgedehnte serbische Gesetz über die staatliche 
Rechnungsführung vom 6. M ärz 1910, nunmehr kundgemacht als 
Reichsgesetz vom 22. Mai 1922, AZ. 148 (StRechnG.), eingehend und 
doch nicht ausreichend geregelt. Der Präsident und die Mitglieder 
(11 an der Zahl, Art. 4, Abs. 1 HKontG.) genießen wie die Staats­
räte Ständigkeit (Art. 118, Abs. 4 Verf., Art. 6 HKontG.). Sie werden 
von der Nationalversammlung aus der vom Staatsrat auf gestellten, 
die doppelte Anzahl von Kandidaten für die zu besetzenden Stellen 
enthaltenden Liste gewählt und sohin auf Vorschlag des Minister­
präsidenten vom König ernannt (Art. 118, Abs. 2 Verf., Art. 16, 
Abs. 2 und Art. 5, Abs. 3 HKontG.). Der Präsident und die Hälfte 
der Mitglieder müssen „Juristen“ 1), die übrigen gewesene Finanz­
minister (allenfalls auch ohne jede Fakultätsbildung, arg. Art. 17,

ß M it Recht w e is t  S  a v  n i k in seiner ein geh en den  kritischen Studie über 
das HKontG. (S lovP r. 1923, 141 ff., 180ö-t 221 ff.) auf die anscheinend nach­
lä ss ig e  T extierung des G esetzes h in , w o n a d i für den P räsidenten  und die 
M itglieder der H auptkontrolle nur die „Juristen“ -E ig en sch a ft, für die Vor­
stän de der adm inistrativen und der R echnungsabteilung der „beendete B e­
such einer R echtsfakultät“ (Ärt. 10, A bs. 1, Ziff. 1), für die Sekretäre der Ge­
richtsabteilung aber „das D iplom  über die abso lv ierte  R echtsfakultät“, also  
die Endprüfung (Art. 11, A bs. 3) gefordert w ird. Eher schiene gerad e die 
um gekehrte R eihenfo lge am  P la tze  zu sein. Noch w ahrscheinlicher ist es
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Äbs. 1 ZivBG.) sein oder mindestens zehn Jahre einen durch kgl. 
Erlaß zu besetzenden Posten im Finanzdienste bekleidet haben 
(Art. 118, Abs. 3 Verf., Art. 5, Abs. 2 HKontG.).

Aufgabe der ausschließlich kollegial entscheidenden (Art. 34 HKontG.) 
Hauptkontrolle ist die Überprüfung, Richtigstellung und „Liquidierung“ 
(Decharge) der Rechnungen der staatlichen Verwaltung, die Fest­
stellung ihrer Richtigkeit und der allfälligen Haftung für Mißbrauche 
und Schadenersatz, sowie die Beaufsichtigung der Durchführung des 
Staatshaushaltsplanes und der Rechnungen der Selbstverwaltungs­
behörden, gewisser Stiftungen und Körperschaften (Art. 118, Abs. 7 
Verf., Art. 1, 2, 25, 26 HKontG.). Die Aufsicht über die Durch­
führung des Budgets übt die Hauptkontrolle einerseits gelegentlich 
des Vollzugs der einzelnen Ausgaben präventiv durch die sog. Orts­
kontrollen, andrerseits hinsichtlich des Budgets als Ganzen detektiv 
nach Abschluß des Rechnungsjahres. In ersterer Hinsicht macht ihr 
schon die Verfassung (Art. 118, Äbs. 7) zur Pflicht, darüber zu 
wachen, daß die vom Budget vorgesehenen Ausgaben nicht über­
schritten, und daß Beträge aus einer Budgetpartie nicht in eine 
andere übertragen werden (vgl. auch Art. 71 StRechnG.); in letzterer 
Beziehung soll die Hauptkontrolle die parlamentarische Rechnungs­
kontrolle vorbereiten, indem sie die Rechnungen sämtlicher staat­
lichen Verwaltungszweige abschließt, die nötigen Belege und Aus­
künfte sammelt und die ihr von der Regierung übermittelte Schluß­
rechnung mit dem ganzen Material und mit ihren Bemerkungen 
spätestens binnen Jahresfrist nach Ablauf jedes Rechnungsjahres der 
Nationalversammlung unterbreitet (Art. 118, Äbs. 7 und 8 Verf., 
Art. 152 StRechnG.; vgl. unseren § 4 unter II, 7, c). Die Tätigkeit 
der Hauptkontrolle bezieht sich sowohl auf die Bestätigung der 
Rechnungsmäßigkeit als auch auf die Beurteilung der Gesetzmäßig­
keit der Einnahmen und Ausgaben (Art. 26, Ziff. 13 HKontG.). Da­
gegen steht die Prüfung der Zweckmäßigkeit nicht der Hauptkontrolle, 
sondern nur der Nationalversammlung zu. Um so bedenklicher ist 
die Bestimmung der Ziff. 11 des genannten Artikels, wonach der 
Hauptkontrolle die Überwachung und Überprüfung der Einhebung 
der öffentlichen Abgaben überwiesen ist, die, wie S a v n i k (a, a. O.,
S. 195) treffend hervorhebt, des Maßstabes der Opportunität nicht

freilich, daß d iese  verdrehte Form ulierung einem  groben V ersehen zu zu -  
schreiben ist, so  daß anzunehm en w äre, e s  habe das G esetz in a l l e n  Fällen  
die m it Erfolg zurückgelegten Rechtsstudien fordern w ollen .
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entraten kann, soll sie nicht der wirtschaftlichen Kraft des Bürgers 
und damit dem Staate selbst zum Schaden gereichen. Unter den 
der Hauptkontrolle in überreichem M aße zugemuteten Obliegenheiten 
wäre neben der noch kurz zu besprechenden Tätigkeit ihrer Gerichts­
abteilung zu erw ähnen, daß diese Behörde über die allfällige Er­
stattung einer (bei den ordentlichen Gerichten zu überreichenden) 
Strafanzeige gegen die nach dem Gesetz über die Hauptkontrolle 
verantwortlichen Personen und ihre Teilnehmer wegen mißbräuch­
licher Verwaltung des ihnen anvertrauten Gutes zu entscheiden, auch 
im Namen des Staates die Klage wegen durch Erlässe und ministerielle 
Entscheidungen erfolgter Verletzung eines Gesetzes zum Nutzen Einzel­
ner (wohl zum Schaden des S taates!) im Sinne des Art. 21, Abs.3 StRatG. 
beim Staatsrate zu erheben hat (Art. 26, Ziff. 2 [unklar] u. 3 HKontG.). 
Gegen ministerielle Entscheidungen über den Anspruch auf Ruhe­
gehalt und dessen Höhe steht, wenn damit materielle Interessen des 
Staates verletzt werden, der Hauptkontrolle das Recht der Beschwerde 
an den Staatsrat zu (Art. 95 HKontG.). Dies hat häufig die für den 
Anspruchsberechtigten unerträgliche praktische Folge, daß die Ent­
scheidung von manchen Ministerien in einzelnen Fällen überhaupt 
nicht gefällt wird, ehe die Hauptkontrolle hierzu ihren Segen erteilt, 
den der gewöhnlich mittellose Ruhegehaltswerber bei der beispiel­
losen Überlastung dieser Behörde mit einer Unmenge verschiedenst­
artiger Geschäfte naturgemäß oft monatelang vergeblich herbeisehnt.

Die gesamten dienstlichen Aufgaben der Hauptkontrolle sind in drei 
Abteilungen, der administrativen, der Rechnungs- und der Gerichts- 
Abteilung zu bewältigen (Art. 20 HKontG.). Der ordentliche Senat, 
neben dem das Plenum mit ganz unökonomischer Arbeitszuteilung 
besteht (Art. 35 bis 37 HKontG.), setzt sich aus drei Mitgliedern ein­
schließlich des Vorsitzenden zusammen (Art. 38). In einem solchen 
Senat (Gerichtsabteilung) entscheidet die Hauptkontrolle u. a. über 
ihre eigene Klage (Art. 77) als Rechnungsgericht über den Ersatz 
des Schadens, den Rechnungsleger, Verwalter, anweisende Organe 
und Rechnungsbeamte verursacht haben (Art. 26, Ziff. 1, Art. 76)- 
Über die Voraussetzungen dieses Schadenersatzes (Art des Ver­
schuldens) und seines Umfangs (auch entgangener Gewinn?!) schweigt 
das Gesetz. Es greift also wohl das allgemeine bürgerliche Recht 
ein, wobei dann erst die Frage entsteht, ob das serbische oder das 
Recht des betreffenden Rechtsgebietes? Das bezügliche Verfahren 
ist schriftlich, nichtöffentlich und richtet sich im übrigen, soweit das



Grundzüge des Verfassungsrechtes. 307

Gesetz (Art. 73 ff.) nicht Besonderes anordnet, nach den Vorschriften 
der (serbischen) Zivilprozeßordnung (Art. 96, Abs. 1). Hierbei k a n n  
die Erledigung präjudizieller Rechtsfragen, die bei einem ordentlichen 
Gericht oder einem Verwaltungsgericht in Verhandlung stehen, ab­
gewartet werden (Art. 75). Zeugen werden durch das zuständige 
(ordentliche) Gericht vernommen (Art. 81, Abs. 1). Bemerkenswert 
erscheint es, daß gegen die betreffenden Urteile der Hauptkontrolle 
dem Geklagten und dem Vorstand der Gerichtsabteilung (Art. 90) 
die Beschwerde an den Kassationsgerichtshof zusteht, und zw ar aus 
dem Grunde der Verletzung einer materiellen oder formellen Ge­
setzesvorschrift unter Ausschluß der Anfechtung der rechnungsmäßigen 
Feststellungen der Hauptkontrolle (Art. 118, Abs. 6 Verf., Art. 82, 83,86), 
und daß hinwider die Hauptkontrolle das Recht hat, gegenüber der 
aufhebenden Entscheidung des Kassationsgerichtshofes ihre Gegen­
ausführungen der Vollversammlung dieses Gerichtshofes zur Ent­
scheidung vorzulegen (Art. 85 und 87, Abs. 2). Die Disziplinar- 
gerichtsbarkeit steht der Hauptkontrolle nach dem HKontG. (Art. 120) 
nicht nur hinsichtlich der ihr unterstellten Beamten und Diener, son­
dern auch hinsichtlich anderer Staatsbeamter (Verwalter, anweisen­
der Beamter usw.) zu , die der Hauptkontrolle nach dem Gesetz 
verantwortlich sind; hinsichtlich dieser allerdings nur mit der nach 
dem (alten serbischen) Gesetz über die Beamten und übrigen Be­
diensteten des Zivilstaatsdienstes sonst dem Amtsvorstande ein­
geräumten, sich im W esen mit jener nach dem (Reichs-)ZivBG. (Art. 160 
und 161; siehe oben § 5 unter 3) deckenden Strafgewalt1).

1) E s scheint uns zw eife lh a ft, ob d ie B estim m ung bezüglich der einer 
anderen D iszip linarstrafgew alt unterstehenden Staatsbeam ten  angesichts des 
(Reichs-)ZivBG . noch aufrecht bestehe. F este A nhaltspunkte für die V er­
neinung scheinen nicht vorhanden zu sein. D ie Art. 166, 167 und 170 d ieses  
G esetzes können nicht herangezogen  w erd en . Z ugunsten der unveränderten  
G eltung ließe sich Vorbringen, daß hier d ie lex  posterior generalis einer 
prior sp ec ia lis  gegen übersteh e. A llein  die den Art. 106 und 136 Verf. ent­
sprechende Absicht des G esetzgebers, das gesam te Beam tenrecht, namentlich 
auch das Disziplinarrecht v o n  Grund auf neu zu reg e ln , ließe dennoch die 
Annahm e zu , daß die mit dem  G eiste d es neuen Disziplinarrechts nicht gut 
vereinbarliche B estim m ung m it dem  Inkrafttreten des ZivBG. ihre W irksam ­
keit e ingebüßt habe.
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II. Gesetzgebung.

Das P reß gesetz1).
M itgeteilt v o n  M . g k e r l j  und G. K r e k ,  Ljubljana.

I. Hauptstück:
A llg e m e in e  B es tim m u n g en .

Ärt. 1. D ie P resse  ist frei. D ie Freiheit der P resse  besteh t in der unbe­
hinderten Äußerung der G edanken in Z eitu ngen  oder anderen Drucksachen 
od er  in Bildern, Z eichnungen oder anderen auf m echanischem  oder chemischem  
W e g e  h erg este llten , der V ervielfältigung dienenden G egenständen , die für 
die Öffentlichkeit bestim m t sin d , oder in auf solche Ärt verv ielfä ltig ten  und 
verbreiteten  G egenständen  innerhalb der G renzen , die durch die V erfassung  
und durch die S ta a tsg ese tz e  fe stg ese tz t sind.

Ärt. 2. E s kann keine  V orbeugungsm aßregel getroffen  w erd en , die das 
Erscheinen, den Verkauf und die Verbreitung v o n  Schriften und Zeitungen  
verhindert, außer in den v o n  der V erfassung vorg eseh en en  Fällen.

Ärt. 3. Für den Druck v o n  Z eitungen und Schriften ist eine Ermächtigung 
v o n  irgendw elcher B ehörde nicht n o tw en d ig , noch ist für deren Druck und 
Erscheinen der E rlag einer Sicherheit in Geld im Sinne einer K aution er­
forderlich.

Ärt. 4. Druckereien und B uchhandlungen unterliegen a ls solche hinsicht­
lich ihrer E röffnung den B estim m ungen  des H an d elsgesetzes und des Ge­
w erb eg ese tzes.

S ie  m üssen vor  B eginn  des B etriebes bei der zustän d igen  B ehörde proto­
kolliert sein .

Ärt. 5. Der H erausgeber v o n  Z eitungen und periodischen Schriften ist 
verpflichtet, den B eginn  der H erausgabe dem  S taatsan w alt, w o  aber ein 
solcher nicht b esteh t, der staatlichen politischen B ehörde des Ortes an­
zum elden.

D iese  Ä nm eldung muß enthalten:
1. den N am en der Zeitung oder der periodischen Schrift, die gedruckt 

w erd en  soll,
2. den V o r- und Zunam en des Schriftleiters mit Ä n gabe seiner W o h ­

nung,
3. den N am en der Druckerei, w o  gedruckt w erden  soll.

!) Der serbische T ext des G esetzes w e is t  w idersprechende, unklare und 
nachlässig gefaßte  S tellen  auf. W ir h ielten  uns nicht für b efu g t, Z w eifel­
haftes im W e g e  der Ü bersetzung auszu legen  oder die Ä usdrucksw eise  
präziser zu gesta lten . V on der m öglichst w ortgetreuen  W ied ergab e wurde  
auch einem  besseren  Deutsch zuliebe nur dort abgew ich en , w o  die Gefahr 
einer M ißdeutung der G esetzesw orte  ga n z  au sgesch lossen  schien und zugleich  
die Ü bersetzung durch größere Freiheit an Verständlichkeit g ew in n en  konnte. 
M ängel der angedeuteten  Ärt sind daher auf das G esetz se lb st zurück­
zuführen, in die Ä u gen  fa llende sprachliche Härten und U nebenheiten aber 
der erw äh nten  Vorsicht zuzuschreiben.
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Der S taatsan w alt bzw . die politische Behörde muß der anm eldenden P artei 
e in e  B estätigung über d ie A nm eldung ausstellen . W enn  die zustän d ige B e ­
hörde d iese  B estätigung nicht am selben  T age  ausstellt, kann der H eraus­
geber se lb st ohne sie  m it der H erausgabe der Z eitungen und periodischen  
Schriften beginnen.

Der H erausgeber ist verpflichtet, über jede V eränderung, die nach E in­
reichung der A nm eldung eintritt, sofort eine N achtragsanm eldung einzureichen.

Art. 6. Auf a llen im Art. 1 d ieses G esetzes genannten G egenständen, die 
für die Öffentlichkeit bestim m t sind , m üssen der Druck- oder H erstellu ngs­
ort, der N am e und Zunam e des Druckers oder der Druckerei b z w . des 
Stechers b z w . des M alers und die B ezeichnung ihres A ufenthalts gedruckt, 
eingeschnitten oder e in gesetzt sein . W enn  die Druckerei eine A k tiengesell­
schaft ist, muß der N am e ihres Repräsentanten angegeben  sein, der an S te lle  
der Druckerei zu  Gericht gelad en  w erden soll.

V on d ieser Verpflichtung sind die K andidaten- bzw . W ählerlisten aus­
genom m en, w en n  s ie  nichts anderes enthalten als w a s  durch das G esetz  
vorgeschrieben ist. D esgleichen sind ausgenom m en die kaufm ännischen  
P rotokolle, Form ulare und das Ü brige, w a s  für den kaufm ännischen Betrieb  
erforderlich ist, T odesan zeigen , E inladungen zu versch iedenen Unterhaltungen  
und V ersam m lungen, w en n  sie  nichts anderes enthalten  als die Nam en der E in­
geladenen , den T ag  und Ort der Zusam m enkunft und die N am en der Einberufer.

Art. 7. Der Drucker ist verpflichtet, vor B eginn  der V erbreitung von  jeder 
gedruckten Z eitung  und periodischen Schrift je fünf E xem plare dem  Staats­
anw alt b z w . der staatlichen politischen B ehörde des Ortes zuzu ste llen , von  
denen ein Exem plar zurückzubehalten, e in es der N ationalbibliothek in B eograd, 
eines der U n iversitätsb ib liothek  in Z agreb , e in es der staatlichen L yzea l- 
bibliothek in Ljubljana und e in es der S ta a ts -  oder öffentlichen Bibliothek  
des G ebietes zuzustellen  ist.

Die Verbreitung kann b eg in n en , sob ald  d iese  Exem plare der zuständigen  
B ehörde zu g este llt  sind.

Art. 8. Jede Z eitung und jed e  periodische Schrift, d ie in v o n  vornherein  
bezeichneten m onatlichen oder kürzeren, w en n  auch ungleichen Z eitzw ischen­
räum en erscheint, muß außer der A n gabe d es  Druckers auch die A ngabe des 
Schriftleiters und d es H erausgebers tragen.

Ihr N am e, Z unam e, ihre B eschäftigung und die B ezeichnung des A ufent­
haltes m üssen am  K opfe oder am  Fuße d es B lattes gedruckt sein .

Art. 9. Schriftleiter ist e in e  von  den P erso n en , die tatsächlich den 
redaktionellen Teil der Z eitungen oder der periodischen Schriften leiten . Der 
Schriftleiter ist für d ie durch die P resse  begangenen  strafbaren Handlungen  
nach den  B estim m ungen d ieses G esetzes verantwortlich.

Der N am e des Schriftleiters w ird auf dem  B latte angegeben . Es ist nicht 
gestattet, als Schriftleiter eine P erson anzugeben, die w eder an der B estim ­
m ung der Richtung, in w elcher das B latt g e le ite t w ird , noch an der E nt­
scheidung, ob ein  A ufsatz  veröffentlicht w erd en  soll oder nicht, bete ilig t ist.

Schriftleiter kann jeder volljährige S taatsbürger des Königreichs der Ser­
ben, K roaten und S lo v en en  se in , dem  nicht durch das Gericht d ie bürger­
lichen und politischen Rechte en tzo g en  sind.



310 Jugoslavien.

D er Sdiriftleiter muß am Orte w oh nen , w o  die Zeitungen oder periodischen  
Schriften erscheinen.

Ein B latt oder e in e Schrift kann m ehrere Schriftleiter haben . In diesem  
Falle muß jeder v o n  den Schriftleitern gem äß Ärt. 5  d ieses G esetzes  
für jenen Teil d es B lattes oder der Schrift angem eldet se in , w elchen er 
le ite t .

Pflichten und Verantwortlichkeit e in es jeden solchen Schriftleiters sind in 
betreff jen es T eiles des B lattes oder der Schrift, den er leitet, die nämlichen  
w ie  jene d es Schriftleiters, der das g a n ze  B latt leitet.

Ärt. 10. Schriftleiter v o n  Z eitungen kann ein V olksabgeordneter nicht 
sein, so la n g e  se in  M andat währt.

Ärt. 11. Schriftleiter kann nicht se in :
1. w er  w e g e n  e in es Verbrechens oder V ergehens verurteilt ist, w enn  

d iese  H andlungen aus G ew innsucht oder g egen  die öffentliche Sitt­
lichkeit b eg a n g en  w orden  sind;

2. g eg en  den in einem  Strafverfahren die U ntersuchungshaft angeord­
net ist, so la n g e  d iese  Haft w ährt;

3. an dem  ein auf F reiheitsentziehung lautendes gerichtliches Urteil 
v o llz o g e n  wird, so la n g e  die H aft dauert.

Ärt. 12. Im Falle der Behinderung, A b w esen h e it oder K rankheit kann der 
Schriftleiter se in en  Stellvertreter  hab en , für w elchen  in jeder Hinsicht die  
B estim m ungen d ieses G esetzes gelten .

Ärt. 13. W er  auf einer Drucksache als H erausgeber a n g egeb en  is t ,  wird  
im S inne d ieses G esetzes als E igentüm er d es N am ens der Drucksache an g e­
sehen .

O hne B ew illigung  des H erausgebers b zw . se in es Rechtsnachfolgers kann  
niem and ein e Zeitung oder periodische Schrift m it dem selben  N am en heraus­
zugeben  beginnen oder mit e inem  anderen Nam en, in w elchem  der Mißbrauch 
d ieses N am ens klar zu  erblicken w ä r e , und zw a r  für die Dauer des Er­
scheinens d es B lattes und drei Jahre nach dem  Äufhören d es Erscheinens.

Ist der H erausgeber e in e juristische P erso n , politische P artei oder über­
haupt eine V erein igung m ehrerer P erso n en , so  muß ein e bestim m te Person  
an g eg eb en  w erd en , d ie  sich als ihr R epräsentant zu  m elden hat. D ieser  
Repräsentant muß Staatsbürger des K önigreichs, volljährig und im  G enüsse  
aller bürgerlichen und politischen Rechte sein . Er muß am Orte der Heraus­
ga b e  der Drucksache w oh nen . Für ihn ge lten  alle Vorschriften über die Ver­
antw ortlichkeit des H erausgebers.

Än dem  Inventar der Schriftleitung b esteh t zugun sten  des S ta a tes ein 
stillsch w eigen d es Pfandrecht mit ausschließlichem  V orrang zur Hereinbringung  
v o n  G eldstrafen, Gerichtsgebühren und Strafkosten  und zugun sten  des  
Schadenersatzk lägers. E ine Ü bertragung g ilt nur m it d ieser B elastung.

Ärt. 14. Verbreiter ist diejen ige P erson , w elche Drucksachen an einem  
öffentlichen, dem  Publikum  zugänglichen Orte anschlägt, aufhängt oder hinter- 
läßt oder s ie  ändern P erson en  übergibt, die an ihrer H erstellung nicht be­
te ilig t sind.

Der Verbreiter, der die Verbreitung gew erbem äßig  betreibt, muß sich zu ­
vor  der politischen B ehörde se in es W ohn ortes m elden.
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Die Ä nm eldung hat zu  enthalten: den N am en und Vornam en des Verbreiters, 

die Ä ngabe der G asse und der Nummer des W oh n h au ses, das L ebensalter  
und den Geburtsort. Der Verbreiter muß m indestens 16 Jahre alt sein.

D ie Ä nm eldung unterliegt keinerlei Gebühr.
Nach Einreichung einer solchen Änm eldung bedarf e s  keinerlei B ew illigung  

zur V erbreitung und zum  Verkauf v o n  Drucksachen. D ie politische B e ­
hörde ste llt dem  Einreicher der Änm eldung am  näm lichen T age  eine unent­
geltliche B estätigung über den E m pfang der Änm eldung aus. D iese  B e ­
stätigun g g ilt als L egitim ation zur Verbreitung und zum  Verkauf v o n  Druck­
sachen. P ersonen , die w e g en  e in es aus G ewinnsucht b egangenen  Verbrechens 
oder V ergehens abgestraft s in d , können Verbreiter nicht se in , diejenigen, 
w elche abgestra ft w erden , können Verbreiter nicht bleiben.

D iese  Vorschriften beziehen  sich nicht auf die im Ä bsatz  2 des Ärt. 6 er­
w äh nten  Schriften.

Ärt. 15. Außerordentliche A usgaben  von  Z eitungen w erden als B estand­
te il der ordentlichen A usgabe an geseh en  und unterliegen den nämlichen Vor­
schriften w ie  die ordentlichen A usgaben.

Ärt. 16. In jeder G em einde hat die G em eindebehörde eine Stelle  zu b e­
stim m en, w o  am tliche B ekanntm achungen angeschlagen w erden .

P rivate B ekanntm achungen können an öffentlichen G ebäuden , an dem  
G ottesdienst und Unterricht dienenden G ebäuden und an Denkm älern nicht 
angesch lagen  w erden .

Än privaten G ebäuden und E infriedungen dürfen Bekanntm achungen ohne  
B ew illigung  des E igentüm ers nicht angesch lagen  w erden .

II. Hauptstück:
Ü b er d a s  U rh e b e r- ,  H e ra u sg e b e rre c h t.

Ärt. 17. Der Urheber e in es schriftlichen, in Z eitungen oder periodischen  
und anderen Druckschriften erschienenen A u fsatzes w ird  durch d ieses G esetz  
dem  Drucker und anderen P ersonen gegenüber in der W eise  geschützt, daß 
ihm das ausschließliche Recht zuerkannt is t , seinen  A ufsatz se lb st  zu ver­
vielfä ltigen  und w eiter  zu  verbreiten , so w e it  d iesen  Schutz nicht andere in 
Kraft steh en d e G esetze gew ähren .

D ieses E igentum srecht dauert 25 Jahre nach dem  T ode d es Urhebers zu ­
gunsten seiner Erben.

Der G eschädigte hat das Recht auf Schadenersatz im ordentlichen bürger­
lichen Rechtsstreit.

III. Hauptstück:
A u s l ä n d i s c h e r  Dr uck .

Ärt. 18. Im Ausland gedruckten und überhaupt im Ausland erscheinenden  
Zeitungen und Schriften so w ie  G egenständen , d ie auf m echanischem oder  
chemischem W e g e  h ergestellt und zur V ervielfältigung e in es in einer Zeich­
nung oder in einem  Bilde oder in einem  anderen G egenstände zum  Ausdruck 
gebrachten G edankens bestim m t sind, und den derart vervielfä ltigten  G egen­
ständen steht der E ingang in das Königreich der Serben, K roaten und  
Slo v en en  frei.
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W enn so  gedruckte oder hergeste llte  oder verv ielfä ltig te  G egenstände  
eine strafbare H andlung g egen  den Ärt. 19 d ieses G esetzes enthalten  oder  
g egen  die Interessen des Reiches verstoßen , kann ihnen das M inisterium  des  
Innern den E ingang ins Land verb ieten . D ieses V erbot w ird  in der „Ä m ts- 
ze itu n g “ verlautbart. In gleicher W e ise  kann d ieses V erbot durch E nt­
scheidung d es M inisters des Innern aufgehob en  w erden . D ie Ä ufhebung  
des V erbots ist in der „Ä m tszeitung“ zu  verlautbaren.

IV. Hauptstück:
Verbot .

Ärt. 19. V erboten ist die Verbreitung und der Verkauf v o n  Z eitungen  
und anderen Druckschriften, w en n  sie  enthalten:

1. eine B eleid igung des Herrschers und v o n  M itgliedern d es könig­
lichen H auses,

2. eine B eleid igung v o n  Herrschern e in es frem den S taates,
3. e in e B eleid igung der N ationalversam m lung,
4. e in e unm ittelbare Aufforderung der Bürger zur g ew altsam en  A b­

änderung der V erfassung oder  der G esetze des L andes, und
5. e in e  schw ere V erletzung der öffentlichen Sittlichkeit.

D esgleichen kann das Erscheinen bzw . d ie Verbreitung v o n  Z eitungen  und
Druckschriften verb oten  w erden , w elche Haß g eg en  den S taat als G anzes, 
G laubens- und S tam m eszw iespalt hervorrufen, oder w elche die Bürger m ittelbar  
zur gew a ltsa m en  A bänderung der V erfassung oder der G esetze  des L andes  
auffordern, w en n  anders aus dem  A u fsä tze  offenbar zu  sehen  is t ,  daß eine  
solche Aufforderung der Bürger bezw eck t wird.

Ärt. 20. D as königliche H aus bilden: die K önigin-G em ahlin, d ie lebenden  
Vorfahren und Nachkom m en d es K önigs in gerader Linie m it ihren Ge­
m ahlinnen , die leiblichen Brüder und deren Nachkom m en m it ihren Ge­
m ahlinnen und die Schw estern d es  herrschenden K önigs.

Ärt. 21. D as V erbot der Verbreitung und des Verkaufs der Z eitungen  
und Schriften verfügt in allen Fällen des Ärt. 19 jene B ehörde, der im  
Sinne d es Ärt. 7 d ieses G esetzes d ie fünf gedruckten Pflichtexem plare über­
reicht w erden .

In allen d iesen  Fällen ist d iese  B ehörde verpflichtet, das V erbot durch 
einen  m it Gründen verseh en en  schriftlichen Beschluß auszusprechen, den  
sie  sofort, und zw ar g leichzeitig  der Schriftleitung und dem  zuständigen  Ge­
richt zuzustellen  hat. Nach Erhalt des A ktes ist das Gericht verpflichtet, in 
einem  S en a t v o n  drei Richtern binnen 24 Stunden das V erbot zu  bestätigen  
oder zu vernichten und den Beschluß, w en n  in gesetzlicher Frist keine B e ­
schw erde erhoben w ird , zur Vollstreckung abzufertigen. A ndernfalls w ird  
angenom m en, daß das V erbot aufgehoben ist. Der T ag, an dem  das Gericht 
nicht A m tes handelt, w ird  nicht gezäh lt.

Der VerbotsbeschluB hat die Stellen, derenthalben das V erbot ausgesprochen  
wird, genau  zu bezeichnen und die gesetzlichen Vorschriften, nach denen es 
ausgesprochen wird, anzuführen.

Ärt. 22. G egen den gerichtlichen VerbotsbeschluB kann sich der G eklagte  
beim  Ä ppellationsgericht binnen 24 Stunden nach der M itteilung des Gerichts-
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besch lusses beschw eren , desgleichen der S taatsanw alt b zw . die politische  
B ehörde, jedoch nur in Fällen des P unktes 1 d es Ärt. 19 d ieses G esetzes. 
Die B eschw erde w ird  unm ittelbar bei dem  Gerichte überreicht, w elch es das  
V erbot bestätig t hat, oder bei der P o st g eg en  Rückschein. D as Gericht 
leitet die B eschw erde nach deren Erhalt sam t den Äkten so fort an das  
Äppellationsgericht. D as Ä ppellationsgericht ist verpflichtet, die Entscheidung  
binnen 48 Stunden zu treffen.

Der GerichtsbeschluB, w o m it das V erbot bestätig t w ird , hat keinen  
Einfluß auf die spätere E ntscheidung des Gerichts über das B estehen  oder  
Nichtbestehen einer strafbaren H andlung.

Ärt. 23. Zur Z eit des K rieges und der M obilisierung kann das Erscheinen  
und die V erbreitung aller Z eitungen und anderer Drucksachen verboten  
w erden , w en n  sie  e tw a s enthalten, w a s  die Zensur zu  drucken verb oten  hat.

In d iesem  Falle bedarf e s  keiner Rechtfertigung des V erbotes bei Gericht, 
vielm ehr w ird sofort die Ä n zeige  bei Gericht erstattet und das Strafverfahren  
w eg en  Verübung der strafbaren H andlung eingeleitet.

Ärt. 24. D as V erbot b esteh t in  der B eschlagnahm e der gedruckten E xem ­
plare oder der verv ielfä ltig ten  und zur Verbreitung bestim m ten G egenstände.

Durch den VerbotsbeschluB kann die V ersiegelu ng  des Drucksatzes, der  
P latten  und Steinschnitte verfü gt w erden . Durch vollstreckbaren Gerichts­
beschluß kann dem  Drucker auch das Ä blegen des Drucksatzes und die Zer­
störung der P latten  und Steinschnitte zur Pflicht gem acht w erden.

Äuf T eile , die nicht beanstand et sind und abgeson dert w erden  können, 
w ie  B eilagen  v o n  Z eitungen  oder H efte einer periodischen Schrift oder B ogen  
aus gew öhnlichen  Büchern, b ezieh t sich das V erbot nicht.

D ie B ehörde, die das V erbot durchführt, ist verpflichtet, der interessierten  
Person eine B estätigung über d ie beschlagnahm ten Sachen auszustellen.

Ärt. 25. E s w ird angenom m en, daß das Verbot aufgehoben und die Ver­
breitung d es B lattes gestattet ist:

1. w en n  das Ä ppellationsgericht den Verbotsbeschluß des Gerichts 
erster Instanz vernichtet bzw . w en n  das Ä ppellationsgericht den  
Beschluß des Gerichts erster Instanz, w om it das V erbot vernichtet 
w ord en  ist, b estätig t;

2. w e n n  das Ä ppellationsgericht findet, daß der S taatsan w alt oder die  
politische B ehörde oder das Gericht erster Instanz nicht in den fe s tg e ­
se tzten  Fristen eingeschritten sind oder d iese  nicht e ingehalten  h a b en ;

3. w en n  die zu stän d ige  B ehörde d ie ordentliche K lage (Strafverfolgung) 
bei dem  zuständigen  Gericht erster Instanz nicht binnen acht T agen  
nach M itteilung des B eschlusses des näm lichen Gerichts über die  
B estätigung d es V erbots einbringt. D as Gericht verständigt sofort 
v o n  Äm ts w e g en  m ittels B eschlusses d ie P o st v o n  der Ä ufhebung  
des Verbots.

Der S taatsan w alt b zw . die politische B ehörde hat im Falle der Vernichtung  
des V erbots die E xem plare der Drucksachen und die übrigen gelegentlich  
des V erbots abgenom m enen G egenstände so fort zurückzustellen und un­
beschädigt zu übergeben, und in der „Ä m tszeitu ng“ zu verlautbaren, daß. 
das V erbot aufgehoben  ist.
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V. Hauptstück.
D i e  B e r i c h t i g u n g .

Ärt. 26. Der Schriftleiter einer Z eitung oder periodischen Schrift ist ver­
pflichtet, jede Berichtigung der in seinem  B latte vorgeb rad iten  Tatsachen, 
die ihm eine B ehörde übersendet, anzunehm en und in der Z eitung oder  
Schrift abzudrucken. In gleicher W e ise  ist er verpflichtet, d ie Berichtigung  
einer privaten oder juristischen P erson abzudrucken, deren N am e in Ver­
bindung mit ihrer T ätigkeit oder ihrem Leben in der v o n  ihm geleiteten  
Z eitung oder Schrift erw ähnt is t , se i e s ,  daß die in der Berichtigung an­
geführten abgedruckten Tatsachen als unwahr bezeich net, se i es, daß in ihr 
Tatsachen angeführt w erd en , durch w elche die abgedruckten Tatsachen  
w id erleg t w erden.

Der Berichtiger ist verpflichtet, den H ufsatz, den er berichtigt, die Seite  
und die Spalte so w ie  die Nummer der Z eitung genau anzuführen, in der sich 
der Ä u fsatz  befindet. D ie Berichtigung w ird  dem  Schriftleiter durch die P ost  
g e g en  Rückschein oder durch das zustän d ige Gericht erster Instanz zugestellt. 
D as Gericht ist verpflichtet, d ie Berichtigung dem  Schriftleiter am  selben  
T a g e  zuzusenden .

Ärt. 27. Die Berichtigung muß in der ersten oder zw eiten  fo lgen den  
Num m er oder län gsten s binnen z w e i T a g en , nachdem  sie  der Schriftleiter 
erhalten  hat, ohne alle Z usätze, A bänderungen oder E inschaltungen im T exte  
se lb st und unter der näm lichen Überschrift abgedruckt w erden .

D ie Berichtigung muß in jenem  T eile  der Zeitung abgedruckt w erd en , in 
w elchem  der Ä ufsatz stan d , auf den s ie  sich b ez ieh t, mit gleichen Lettern 
w ie  der Ä ufsatz, der berichtigt w ird . D ie Berichtigung darf nicht unter­
brochen w erd en , w en n  der Ä u fsa tz , auf den sie  sich bez ieh t, nicht unter­
brochen war.

D ie B erichtigung ist unentgeltlich abzudrucken.
Ärt. 28. Der Schriftleiter ist v o n  der Verpflichtung, d ie Berichtigung ab­

zudrucken, in fo lgen d en  Fällen befreit:
1. w en n  die Berichtigung überhaupt nicht oder nicht v o n  jener physi­

schen oder juristischen P erson unterzeichnet is t ,  deren N am e im 
Ä u fsatze  erw ähnt ist;

2. w en n  die v o n  einer B ehörde oder einer P rivatperson eingesandte  
Berichtigung zw eim al größer ist a ls der S a tz  der Sache, die be­
richtigt w ird;

3. w en n  die Berichtigung eine strafbare H andlung enthält oder un­
höflich abgefaßt ist;

4. w enn d ie  Berichtigung in einer ändern Sprache ab gefaß t ist als 
der Ä ufsatz, der berichtigt w ird;

5. w en n  se it dem  T age  der Veröffentlichung des A u fsa tzes sechs 
W ochen  vergan gen  sind.

Ärt. 29. Der Schriftleiter, der ohne Grund ein e im G esetz gegründete  B e­
richtigung nicht annehm en w ill oder der e in e Berichtigung nicht b innen der 
durch d ieses G esetz vorgeschriebenen Frist einschaltet, w ird  an Geld b is zu 
10000 Dinaren bestraft, und e s  ist im Urteil auszusprechen, daß er verpflichtet
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ist, d ie betreffende Berichtigung in der ersten nadi Rechtskraft des Urteils 
erscheinenden Num m er seiner Z eitu ng  oder Schrift einzuschalten.

W en n  es sich um behördliche Berichtigungen han delt, hat die K lage der 
öffentliche A nkläger zu vertreten , andernfalls d ie betreffende P rivatperson  
im W e g e  der Privatklage.

D as Gericht hat in solchen Fällen die Verhandlung längstens binnen drei 
T a g en  anzuordnen.

VI. Hauptstück.
D i e  Z e n s u r .

Ärt. 30. D ie  Zensur w ird nur für die Z eit des K rieges und der M obili­
sierung und nur in A nsehung d essen  eingeführt, w a s  d ieses G esetz vorsieht.

Die Zensur des heim ischen Druckes b esteh t in der Verhinderung des 
Druckes unerlaubter Veröffentlichungen.

D ie Z ensur d es ausländischen Druckes besteht in dem  einfachen V erbot 
des Eintritts v o n  D ruckgegenständen aus feindlichen und anderen Staaten, 
w enn und in so w eit  der M inister des Innern e s  für notw en d ig  erachtet.

D ie M ilitärzensur hinsichtlich des Druckes beginnt vom  Augenblick der 
M obilisierungsanordnung und hört v o n  se lbst auf m it dem  Augenblick der 
Anordnung der allgem einen D em obilisierung.

Art. 31. D ie Zensur w ird  derart ausgeü b t, daß jedes Exem plar der 
Z eitungen oder periodischen Schriften oder überhaupt jede Veröffentlichung 
durch den  Druck, b evor sie  w eiter  gedruckt w ird, in je einem  Exem plar der 
nächsten zustän digen  M ilitär- und politischen B ehörde zuzustellen  ist.

Nur das, w a s die politische b zw . die M ilitärbehörde g esta tte t, kann zum  
Zw ecke der Verbreitung abgedruckt und auch verbreitet w erden .

D er K riegsm inister und der M inister des Innern können eine und d ieselbe  
P erson zur A usübung der Z ensur bestim m en.

Art. 32. A ls unerlaubte Veröffentlichung w ährend der M obilisierung oder  
des K rieges w ird jedes Drucken v o n  Berichten angesehen ,

1. d ie Nachrichten und A ngaben enthalten über die M obilisierung und 
B ew eg u n g  des H eeres; über die O rganisation und Form ation des  
H eeres und d essen  B ew affnung, B ekleidung, Ernährung und Ge­
sundheitszustand; über die Stärke einzelner Arm een und Truppen, 
ihre Z ahl und Z usam m ensetzung und die N am en der K om m andan­
ten, über d ie V erteilung, Stellung und T ätigkeit d es H eeres; über 
das Eintreffen v o n  K riegsm aterial oder über die Anschaffung von  
K riegsbedarf im In - oder A uslände; über den Z ustand v o n  L and - 
und W a sse r w e g e n ; über das W etter  und die Tem peratur und deren  
Einfluß, w en n  sie  auf O perationen und den G esundheitszustand im  
H eere und im  L ande schädlich einw irken;

2. über die Zahl der T oten und V erw un deten , außer w en n  e s aus­
drücklich g esta tte t ist; über den Ort, w o  jem and gefallen  ist, oder  
darüber, welcher E inheit er angehört hat oder an w elcher Krank­
heit er gestorb en  ist; über das A uftreten einer ansteckenden Krank­
heit im H eere oder im L ande; über erfolgreiche W irkung oder  
Schaden, die feindliches Feuer hervorgebracht hat; über Unordnung
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im Heere an der Front oder im H interlande; über U nglücksfälle im 
K riegsgeb iet oder im H interlande, über eine E isenbahnkatastrophe, 
F euersbrunst, E x p lo s io n , über Rüdkzug, N ied erla g e , über den 
Verlust einer Stellung, F estung, v o n  Fahnen, K riegsm aterial, außer 
w enn es ausdrücklich g e sta tte t  ist;

3. über m ilitärisdie O perationen und die politische L a g e , m ag der 
Bericht w ah r sein  oder nicht, w en n  der K riegsm inister oder das 
O berste K om m ando oder der M inister des Äußeren eine solche  
Veröffentlichung verb ieten ;

4. in denen die T ätigkeit der H eeresvorgesetzten  kritisiert oder in 
höhnischem  T one oder überhaupt in einer W e ise  dargestellt wird, 
die das Ä n sehen  und den Ruf der V o rg esetzten  schädigen und das 
Vertrauen in den Geist und die Tüchtigkeit d es H eeres ertöten  
könnte; durch d ie  auf d ie M oral d es H eeres und der öffentlichen 
M einung schädlich e ingew irkt w ird; durch w elche die durch den 
K rieg verursachten Schäden in bösw illiger  W e ise  gedeutet werden  
und in denen die B een digun g des K rieges begehrt w ird;

5. durch w elche am tliche M itteilungen entstellt w erd en  oder w elche  
lügenhafte, u n b estätig te  oder beunruhigende Nachrichten über unser 
oder das H eer e in es V erbündeten und den a llgem einen  Zustand  
im L ande enthalten;

6. durch w elche die öffentliche Ruhe und Ordnung oder überhaupt die 
Interessen des L andes bedroht w erden .

VII. Hauptstück.
D i e  v e r a n t w o r t l i c h e n  P e r s o n e n .

Ärt. 33. Für durch den Druck began gen e strafbare H andlungen sind der 
Verfasser, der Schriftleiter, der H erausgeber, der Drucker und der Verbreiter 
nach den B estim m ungen d ieses G esetzes verantwortlich.

Ärt. 34. Der V erfasser ist in erster Linie als H aupttäter für jeden g e­
druckten Ä ufsatz  verantw ortlich , den er verfaßt (zusam m engestellt) und, sei 
es m it N am en und Z unam en oder nur m it dem  N am en oder nur m it dem  
Z unam en oder mit deren A nfangsbuchstaben, se i es m it seinem  bekannten  
D eck-N am en unterschrieben hat, w en n  der K läger oder der Schriftleiter und 
das Gericht auf Grund d ieser B ezeichnungen und anderer B e w e ise  seine  
Persönlichkeit festste llen  können , oder w en n  der Schriftleiter durch Vor­
w eisu n g  seiner Zustim m ung zur Drucklegung und Fertigung des A ufsatzes  
seine Persönlichkeit als die d es V erfassers festste llen  kann.

Der V erfasser ist auch für einen Ä ufsatz verantw ortlich , den er nicht unter­
schrieben hat, w en n  der Schriftleiter angib t und u n zw eife lh aft festste llt, daß 
die angegeb en e Persönlichkeit der w irkliche V erfasser ist und der Äufsatz  
mit Zustim m ung d es V erfassers gedruckt w orden  ist.

W en n  ein  Ä ufsatz ohne E inw illigung des V erfassers durch den Druck ver­
öffentlicht ist, w ird  der Schriftleiter b zw . der E insender als Verfasser ange­
seh en , auf den auch die Strafe an zuw en den  ist. Der w irkliche Verfasser  
kann in diesem  Falle nicht gestraft werden.
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Ärt. 35. Der Schriftleiter ist für alles verantw ortlich , w a s in der Z eitung  
oder in der periodischen Schrift ohne irgend jem andes Unterschrift oder mit 
unvollständigem  oder D eck -N am en  oder mit den A nfangsbuchstaben des  
Nam ens und Z unam ens einer Persönlichkeit abgedruckt is t ,  w en n  deren  
Identität das Gericht nicht festste llen  kann oder der Schriftleiter nicht auf­
decken w ill, so w ie  er auch dann verantwortlich is t , w en n  der Fertiger  
des A u fsa tzes eine erdachte Persönlichkeit oder falsch bezeichnet ist oder  
w enn  sich der w ah re Fertiger außerhalb des Bereiches unserer B ehörden  
aufhält.

Art. 36. B is zur H auptverhandlung kann der durch die strafbare H and­
lung V erletzte se ine K lage g eg en  den Schriftleiter auf eine andere P erson  
ausdehnen, d ie der wirkliche Schriftleiter is t ,  w en n  er glaubhaft macht, daß  
die auf dem  B latte als Schriftleiter b ezeid m ete  P erson tatsächlich nicht 
Schriftleiter im S inne des Art. 9 d ieses G esetzes ist. W enn das Gericht 
dies nach freier Ü berzeugung festste llt, ist für den A ufsatz der tatsächliche 
Schriftleiter verantw ortlich .

Art. 37. Der H erausgeber b zw . der B esteller ist in sow eit verantwortlich  
als er bei der Veröffentlichung der beanstandeten  Arbeit m itgew irkt oder in­
sofern er die pflichtgem äße A chtsam keit unterlassen hat.

Der H erausgeber ist v o n  der Strafverantw ortlichkeit w eg en  Unterlassung  
der pflichtgem äßen Achtsam keit loszu zäh len , w en n  er bei der ersten Ver­
nehm ung angib t und b ew eist, w er der V erfasser bzw . der Schriftleiter ist.

Art, 38. Der Drucker ist verantw ortlich , w en n  w ed er  der V erfasser noch 
der Schriftleiter noch der H erausgeber bekannt is t ,  oder w en n  er e tw a s  
ohne B ezeichnung seiner Druckerei druckt, d ie B ezeichnung aber gesetzlich  
vorgeschrieben ist.

A ls Drucker w ird der E igentüm er der Druckerei angesehen . W enn den  
Druckereibetrieb ein der B ehörde gem eldeter Geschäftsführer oder Pächter  
le itet, so  ist strafrechtlich nach diesem  G esetz d ieser G eschäftsführer bzw . 
Pächter verantwortlich. Der Eigentüm er der Druckerei haftet nach M aßgabe  
dieses G esetzes solidarisch m it dem  Geschäftsführer bzw . Pächter für alle 
Geldstrafen, K osten und den Schadenersatz.

Art. 39. Der V erbreiter oder V erkäufer ist verantwortlich, w en n  m an nicht 
weiß, w er  der Drucker der Drucksache is t , d ie er verbreitet, oder w en n  an  
der Drucksache nicht ersichtlich is t ,  w er  der V erfasser, Schriftleiter oder  
Herausgeber ist, und die Drucksache eine strafbare H andlung enthält.

Der Verbreiter oder Verkäufer ist verantw ortlich , w en n  er w issentlich  
Drucksachen verbreitet, deren Verbreitung verb oten  ist.

Art. 40. G eldstrafen, Gerichtsgebühren und K osten m üssen die verurteil­
ten P ersonen  bei der Gerichtskasse binnen acht T agen  nach Eintritt der V oll­
streckbarkeit d es U rteils erlegen.

D ie H ereinbringung der G eldstrafe und der Gerichtskosten erfolgt im E x e­
k u tion sw ege nach den bestehend en  Vorschriften.

Den zuerkannten Schadenersatz hat der Verurteilte dem B eschädigten  
längstens b innen 14 T agen  zu le isten , w idrigenfalls die Forderung des B e­
schädigten im E x ek u tion sw ege  nach den  Vorschriften des bürgerlichen g e ­
richtlichen Verfahrens hereingebracht w ird.
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In sow eit d ies a lles v o n  den verurteilten P erson en  nicht hereingebracht 
w erden  könnte, hat die H ereinbringung vom  H erausgeber zu  erfolgen .

Geldstrafen, Gerichtsgebühren und K osten sind, so w e it  s ie  w ed er  v o n  den 
verurteilten P erson en  noch vom  H erausgeber hereingebracht w erd en  können, 
in den Fällen der in den Ärt. 45 und 53 d ieses G esetzes v o rg eseh en en  straf­
baren H andlungen vom  Drucker hereinzubringen.

In betreff des H erausgebers und Druckers hat das G eridit mit besonderem  
Beschluß, der vollstreckbar ist, festzu ste llen , daß der Fall ihrer V erantw ort­
lichkeit im  S in ne d ieses Ärtikels eingetreten  ist.

W en n  die Z ahlung in den  a n g egeb en en  Fristen nicht bew irkt w ird , hat 
das Gericht durch vollstreckbaren Beschluß im  ersten  Falle über B egehren  
d es S ta a tsa n w a lts  b zw . der politischen B ehörde, im zw eiten  aber über B e­
gehren des G eschädigten und nach Änhörung d es S taatsa n w a lts  sofort, 
län g sten s aber binnen acht T agen  nach Erhalt d es B egehrens, auszusprechen, 
daß die w e itere  H erausgabe der Z eitung oder der periodischen Schrift ein­
gestellt w ird.

D iese  E instellung dauert so  la n g e , b is alle in d iesem  Ärtikel v o rgeseh e­
nen Z ahlungen g e le iste t sind.

Ärt. 41. In den  in den Ärt. 45 und 53  d ie se s  G esetzes vorgeseh en en  
Fällen haften der Verfasser, Schriftleiter, H erausgeber, Drucker und Verbreiter 
jeder für sich , nach ihrer subjektiven V erantw ortlichkeit, gem äß den Vor­
schriften des S tra fgesetzb u ch es, ohne Rücksicht auf d ie Ä nordnungen der 
Ärt. 36 b is 41 d ieses G esetzes.

Ärt. 42. Für strafbare H andlungen nach dem  allgem einen S trafgesetz­
buche, die andere P ersonen in fo lge  unm ittelbarer Ä ufreizung durch den  Druck 
begehen , sind die im Ärt. 33 d ieses G esetzes angeführten P erson en  als Teil­
nehm er jede für sich und nach ihrer subjektiven V erantwortlichkeit nach dem  
allgem einen  Strafgesetzbuch veran tw ortlich , so w e it  d iese  H andlungen nicht 
in d iesem  G esetz  vorg eseh en  sind.

Strafbare H andlungen , d ie in diesem  G esetz vorgeseh en  sin d , aber durch 
den Druck b ega n g en  w urden, sind  nach den G esetzen zu  bestrafen , in denen 
sie  vo rg eseh en  sind.

VIII. Hauptstück.
S t r a f b a r e  H a n d l u n g e n .

1. G e g e n  a l l g e m e i n e  I n t e r e s s e n .
Ärt. 43. W er durch den Druck zur V erübung einer nach dem  allgem einen  

oder dem  M ilitär-S tra fgesetzbu ch  strafbaren H andlung aufreizt, die mit 
dem  T ode, m it Zuchthaus oder F estungshaft v o n  länger als fünf Jahren be­
straft wird, ist, w en n  neben der e in getretenen  Gefahr keine nach dem  Straf­
gesetzbuche strafbare F olge  eintritt, für d iese  Ä ufreizung m it Ärrest b is zu 
fünf Jahren zu  bestrafen .

Ärt. 44. W er durch den Druck zur Verübung einer anderen nach den 
näm lichen G esetzen  strafbaren H andlung aufreizt, die mit Zuchthaus oder 
F estungshaft bis zu fünf Jahren oder mit Ärrest oder m it E ntziehung des 
Ä m tes oder m it einer G eldstrafe bestraft w ird, ist, w en n  neben  der eingetrete­
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n en  Gefahr keine nach d iesen  G esetzen strafbare F olge  eintritt, für d iese  
A ufreizung m it A rrest bis zu  drei Jahren zu bestrafen.

Art. 45. W er  durch den  Druck, se i e s  unm ittelbar, se i e s  m ittelbar da­
durch, daß er kom m unistische oder anarchistische P ropaganda treibt, oder  
durch A npreisung der A nw endung v o n  G ew alt die Bürger dazu aufreizt, die  
V erfassung oder L an d esg esetze  mit G ew alt zu ändern, ist m it Arrest b is zu  
fünf Jahren und an Geld b is zu  50000 Dinaren zu bestrafen.

Art. 46. W er durch den Druck offensichtlich erdachte und unw ahre N ach­
richten veröffentlicht oder w er  verfälschte Urkunden veröffentlicht, d ie leicht 
als solche zu  erkennen sind, in der Absicht, dadurch die öffentliche M einung  
zu beunruhigen und auf d iese  W e ise  die Gefahr der B egeh ung e in es nach 
dem  allgem einen  oder M ilitär-Strafgesetzbuch strafbaren Verbrechens oder  
V ergehens hervorzurufen, ist m it Arrest b is zu e inem  Jahre oder an Geld  
bis zu 10000 D inaren zu  bestrafen.

E benso ist derjenige zu  bestrafen , w elcher zur Störung der öffentlichen  
Ordnung und R uhe auffordert, w en n  hieraus eine Gefahr eintreten könnte.

W er zu spekulativen  Z w ecken durch den Druck unw ahre Nachrichten v er ­
breitet, d ie g ee ig n e t sind, auf die B ew eg u n g  der P reise  v o n  L ebensb ed arfs­
g egen stän d en , G eld und staatlichen W ertpapieren  Einfluß zu ü b en , is t  mit 
derselben Strafe zu  bestrafen.

Art. 47. W er  durch den Druck Haß gegen  den S taat als G anzes oder
G laubens- und S ta m m eszw iesp a lt hervorruft, ist m it Arrest v o n  einem
M onat b is zu  einem  Jahre und an Geld bis zu 10000 D inaren zu  bestrafen.

Art. 48. W er durch den Druck zum  Haß oder zur V erachtung g eg en  das
Heer oder das Offizierkorps aufreizt oder w er Z w iesp a lt oder M ißtrauen im 
H eere sä e t oder w er  W ehrpflichtige oder P erson en  des M ilitärstandes von  
der Erfüllung der M ilitärpflicht a b w en d ig  macht, ist m it Arrest b is zu einem  
Jahre und an Geld b is zu  10 000 Dinaren zu bestrafen.

W er w issen tlich  e ine G esellschaftsk lasse g eg en  eine andere aufhetzt oder  
w er vorsätzlich  M ißachtung oder Verhöhnung staatlicher Einrichtungen hervor­
ruft, ist m it A rrest b is  zu  sechs M onaten zu bestrafen.

Art. 49. W er  durch den Drude die öffentliche Sittlichkeit schw er verletzt, 
ist m it Arrest b is zu  e inem  Jahr oder an Geld b is zu 10000 D inaren zu be­
strafen.

U nsittliche Z eitungen, pornographische A ufsätze, G ravüren und Bilder sind  
zu vernichten.

W er durch den Druck A nkündigungen , die sich auf das geschlechtliche  
Leben oder auf die V orbeugung v o n  Geschlechtskrankheiten oder auf deren  
Heilung beziehen , auf solche Art veröffentlicht, daß dadurch die Scham haftig­
keit verletzt oder die öffentliche Sittlichkeit gefährdet w ird; ferner w er  durch 
den Druck M ittel zur Verhinderung der Geburt v o n  Kindern oder M ittel zur 
Fruchtabtreibung ankündigt oder anb ietet oder eine Art oder G elegenheit 
zur Fruchtabtreibung an b iete t, ist m it A rrest bis zu  einem  Jahre und an  
Geld bis zu  10000 D inaren zu  bestrafen .

Art. 50. W er  durch den Druck vorsätzlich  e in e v o n  den anerkannten  
K onfessionen herabsetzt oder beleid igt, w ird m it Arrest b is zu drei M onaten  
bestraft.
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Ärt. 51. W er durch drohendes oder zudringliches B enehm en für sich oder 
für einen anderen v o n  w em  immer Geld oder einen  anderen V orteil erbittet 
oder erzw ingt, auf daß er im Druck e tw a s versch w eig e  oder berichtige oder  
aber e tw a s g eg en  ein e E ntlohnung veröffen tliche, die in keinem  Verhältnis 
zum  G egenw ert steht, ist m it Ärrest b is zu einem  Jahr zu  bestrafen.

V erbleibt die T at beim  Versuch, so  ist s ie  m it Ärrest b is zu  sechs M onaten  
zu bestrafen .

2. G e g e n  d i e  E h r e .
Ärt. 52. V erleum dung im S inne d ieses G esetzes lieg t v o r , w en n  über 

eine oder m ehrere physische P ersonen oder m ehrere juristische Personen  
auf die im Ärt. 1 d ieses G esetzes bezeichnete Ärt e tw a s U nw ahres vor­
gebracht oder verb reitet w ird , w a s  deren E hre, guten N am en , gesellschaft­
liches Ä n sehen  oder w irtschaftlichen Kredit beeinträchtigen kann.

Ä ls Verleum dung w ird auch der Abdruck solcher A ufsätze  oder die Be­
rufung darauf, ferner jede U nterschiebung zum  Z w ecke der Verleum dung  
angesehen , w a n n  im m er aus dem  A ufsatz  se lb st  oder in Verbindung mit 
anderen A ufsätzen desselben  oder e in es ändern V erfassers, in dem selben  
oder in anderen Blättern und Schriften festg este llt  w erd en  kann, daß der 
V erfasser in  K enntnis d es Inhalts dieser Ä ufsätze  d ie  Äbsicht h atte  zu  
sa g e n , e s  l ie g e  e tw a s  v o r , w a s  die Ehre, den guten  N am en , das gese ll­
schaftliche Ä nsehen  oder den wirtschaftlichen Kredit des V erleum deten be­
einträchtigen kann.

Verleum dung lieg t auch dann v or , w en n  der V erleum dete zw ar nicht ge ­
nannt, aber son st deutlich bezeichnet ist.

Ä ls B eleid igung durch den Druck w ird  es a n g eseh en , w en n  jem and auf 
die im Ärt. 1 d ieses G esetzes bezeichnete Ärt im Hinblick auf e in e physische  
oder juristische P erson  ein en  beschim pfenden Ausdruck oder W o rte  oder 
Ausdrücke der M ißachtung oder H erabsetzung gebraucht, ohn e irgendw elche  
T atsachen anzuführen.

V erleum dung, nicht B ele id igung  lieg t aber vor, w en n  die P erson , v o n  der 
im  A ufsatz die R ede ist, mit einem  Ausdruck bezeichnet wird, der voraussetzt, 
daß e in e  T atsache v or lieg t, die ihre Ehre, den guten N am en, das gesellschaft­
liche Ä n sehen  oder den w irtschaftlichen Kredit beeinträchtigen kan n , d iese  
T atsache aber nicht vorlieg t.

Ärt. 53. W er den  K önig oder e in  M itg lied  des königlichen H auses be­
leid igt, w ird m it Ärrest v o n  einem  Jahre b is zu  fünf Jahren bestraft.

W er  ein ausländisches S taatsoberhaupt oder die N ationalversam m lung b e­
leid igt, w ird m it Ä rrest bis zu  einem  Jahre bestraft.

D ie  Veröffentlichung v o n  Karikaturen des K önigs und der M itglieder des 
königlichen H auses w ird  als B eleid igung angesehen .

Für V erleum dung d es K önigs oder e in es M itg lied es des königlichen H auses 
ist die S trafe Ärrest v o n  einem  Jahre b is zu zeh n  Jahren und Geld v o n  20000  
bis zu 200000  Dinaren.

Für V erleum dung e in es ausländischen Staatsoberh aup tes oder der N ational­
versam m lung ist d ie Strafe Ärrest b is zu drei Jahren oder Geld b is zu 
2 0 0 0 0  Dinaren.
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Ärt. 54. W er Gerichte, das Heer, öffentliche Ämter, M itglieder der N ational­
versam m lung, Vertreter v o n  B ehörden oder überhaupt öffentliche B ed ien stete  
so w ie  Bürger, die ständig  oder zeitw e ilig  einen  öffentlichen D ienst verseh en  
oder e in e öffentlidhe Pflicht erfüllen, beleid igt, ist mit Arrest bis zu z w e i Jahren 
zu bestrafen , w en n  sich die B eleid igung auf d iese  ihre E igenschaft bezieht.

Für V erleum dung ist die Strafe Ärrest bis zu drei Jahren und Geld bis zu  
20000 Dinaren.

Ärt. 55. W enn  durch einen  A ufsatz mehrere der bezeichneten Per­
son en  auf solche Ärt verleum det w erd en , daß die P erso n , auf w elche  
gezie lt w ird, un gen ügend bezeichnet is t , w ird angenom m en, daß jeder v o n  
denjenigen verleum det ist, auf w elche sich die Bezeichnung, so w e it  s ie  vor­
handen ist, vo llständ ig  b ez ieh t, und jeder v o n  ihnen hat das Recht, g egen  
den Verleum der K lage zu  erheben. Über a lle  d iese  K lagen hat das Gericht 
e  i n Urteil zu fällen.

W enn  e in e  K lasse physischer oder juristischer P ersonen verleum det w or­
den is t , kann ein e oder können m ehrere P erson en , die dieser K lasse an­
gehören, K lage erheben , doch ist der A n gek lagte  nicht zu bestrafen , w enn  
er, so w e it  die B ew eisführung gesta ttet ist, b ew e ist , daß in betreff irgend­
einer P erson das im A ufsatz  Vorgebrachte zutrifft.

Ärt. 56. W er e in e physische oder juristische P erson beleid igt, ist mit 
Ärrest b is zu  einem  Jahre zu bestrafen.

Für V erleum dung ist er mit Ärrest bis zu drei Jahren und an Geld bis zu  
20000 Dinaren zu bestrafen .

Ärt. 57. W er durch den Drude frem de persönliche (private) und häusliche 
Verhältnisse in d ie Öffentlichkeit bringt und dadurch nach dem Erm essen  
d es Gerichtes jem andes Frieden und Ruhe stört, ist m it Ärrest v o n  einem  
M onat b is zu einem  Jahre und an Geld bis zu 10000 Dinaren zu bestrafen.

Ärt. 58. D ie B eleid igung und die Verleum dung Verstorbener w ird über 
K lage ihrer A ngehörigen  in a u f- und absteigender Linie, des E hegatten  und 
des P flegers bestraft, als se i sie  L ebenden zugefügt, w enn  sie  in der Absicht 
verübt ist, d ie Ehre jener P erson  zu verletzen oder ihr A nsehen zu schädi­
gen. Sind in diesem  Falle mehrere K lagen erhoben, so  is t  über die erste  
K lage Recht zu  sprechen und nur e i n Urteil zu fällen.

In einem  solchen Falle haben die erw ähnten V erw andten , der E hegatte  
und der Pfleger das Recht auf Berichtigung nach Ärt. 26 d ieses G esetzes.

Ärt. 59. W er  durch den Druck die B egeh ung e in es gew öhnlichen Ver­
brechens oder V ergehens verherrlicht, is t ,  nach Ärt und Schw ere der Tat, 
mit Ärrest bis zu sechs M onaten zu bestrafen .

Ärt. 60. W en n  das Gericht festste llt, daß der Verleum der mit besonderem  
Plane darauf a u sg in g , den guten Nam en oder Kredit d es Verleum deten zu  
vernichten, kann es den Verleum der zu Ärrest v o n  sechs M onaten bis zu  
drei Jahren und an Geld bis zu 30000 Dinaren verurteilen.

Ärt. 61. Der B ew e is  der W ahrheit der Tatsachen kann in allen Fällen  
der V erleum dung unternom m en w erd en , außer w en n  sich die Tatsache b e­
zieht 1. auf den K önig und das königliche H aus, frem de Staatsoberhäupter  

und die N ationalversam m lung,
2. auf das Fam ilienleben oder die Sittlichkeit der M itglieder in derFam ilie.
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flrt. 62. Der V erleum dete hat R nsprudi auf m aterielle Entschädigung. 
Den B etrag der E ntschädigung ste llt das Gericht in dem selben Verfahren 
fest. D ie Entschädigung für V erleum dungen kann nicht kleiner sein  a ls die 
w eg en  d ieser T at verh ängte  G eldstrafe, w en n  aber d ie verleum dete Person  
einen öffentlichen D ienst hat, w ird  die E ntschädigung erhöht.

Art. 63. Über B egehren  des K lägers hat das Gericht zu entscheiden, daß 
das gerichtliche Urteil im G anzen oder im Ä u szuge auf K osten  des Verurteil­
ten  im B latte  abzudrucken ist, w orin  der b ean stan d ete  A u fsa tz  veröffentlicht 
w ar. Im F alle  der V erleum dung w ird das Urteil an der Stirn des B lattes, bei 
der B eleid igung aber in jenem  T eile  d es B lattes abgedruckt, in dem  der 
A ufsatz veröffentlicht ist.

Art. 64. W en n  der B eleid igung durch Druck eine H erausforderung oder  
ein ungesetzliches V orgehen v o ra u sgegan gen  ist, oder w en n  die B eleid igungen  
geg en se itig  zugefügt w orden  sind, hat das Gericht ein solches V orgehen als 
m ildernden oder entschuldigenden U m stand anzuseh en , je nach dem  Zu­
sam m entreffen der U m stände, unter denen  die B eleid igungen  begangen  
w o rd en  sind.

3. R e i n e  P r e B d e l i k t e .

Art. 65. W er w ahrheitsw idrig  einen  A ufsatz m it irgend jem andes Unter­
schrift veröffentlicht, ist m it Arrest v o n  sechs M onaten  bis zu drei Jahren 
zu bestrafen, w en n  festg este llt  w ird, daß die unterschriebene P erson  ihn zur 
B eifügung ihrer Unterschrift nicht erm ächtigt hat.

Art. 66. M it Arrest bis zu sechs M onaten  und an Geld bis zu 3000 Di­
naren ist zu bestrafen , w er  durch den Druck veröffentlicht:

1. d ie K lage oder w elche Strafakten im m er, so la n g e  sie  bei der 
m ündlichen V erhandlung nicht verlesen  sind;

2. einen  V erhandlungsbericht über e ine V erleum dung, dafern die Be­
w eisführung über d ie V erleum dung un zu lässig  ist;

3. nicht abgesch lossen e A kten in bürgerlichen R echtsstreitigkeiten ohne 
b eson dere G estattung des Gerichts;

4. eine B eratung oder eine A bstim m ung der Gerichte in S tra f- und 
bürgerlichen Sachen;

5. P rivatbriefe, T elegram m depeschen oder telephonische Gespräche, 
für w elche er nicht die Erm ächtigung des Schreibers oder Sprechers 
besitzt, und die kein  a llgem ein es öffentliches oder geschichtliches 
Interesse haben.

Art. 67. M it A rrest b is zu fünf Jahren und an Geld b is zu  10000 Dinaren 
w ird  bestraft, w er  durch den Druck veröffentlicht:

1. Berichte über Strafverhandlungen w e g en  H ochverrats und L andes­
verrats, w en n  die Öffentlichkeit der Verhandlung ausgesch lossen  war;

2. dienstliche Berichte und M itteilungen über die B ew eg u n g  v o n  M ilitär­
truppen, über die M ilitärausrüstung, über den Stand  v o n  B e­
festigu n gen  und über andere M ittel der m ilitärischen und S ta a ts-  
V erteidigung, mit A usnahm e alles dessen , w a s  im D ien stw eg e  ver­
öffentlicht w ird;

3. Berichte über geheim e S itzungen  der N ationalversam m lung;
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4. dienstlichen vertraulichen Schriftwechsel, w en n  hierdurch nach dem  
E rm essen des Gerichts für die öffentlichen Interessen d es L andes  
ein Schaden entsteht;

5. Ä ufsätze, die die M ilitärzensur verb oten  hat.
Hrt. 68. Der Schriftleiter einer Z eitung oder periodischen Schrift, der ein  

gerichtliches Urteil nicht abdruckt, dessen  Abdruck das Gericht im Ganzen  
oder im A u szug mit seinem  Urteil im Verfahren w e g en  B eleid igung oder  
Verleum dung des K lägers angeordnet hat, ist mit Arrest bis zu einem  Jahr 
und an Geld bis zu  10000 Dinaren zu bestrafen.

W en n  das B latt eine Berichtigung, deren Abdruck das Gericht nach Art. 29 
dieses G esetzes angeordnet hat, nicht in der ersten , sp ätesten s aber in der 
dritten fo lgen d en  Num m er veröffentlicht, so  hat das Gericht d ie E instellung  
des B lattes b is zum  Abdruck der Berichtigung zu  verfügen .

Art. 69. W er  beschlagnahm te Drucksachen des heim ischen oder ausländi­
schen Druckes, deren V erbot veröffentlicht ist, w issentlich  verbreitet oder v er ­
kauft, ist m it Arrest b is zu sechs M onaten zu  bestrafen.

Art. 70. An Geld bis zu  3000 Dinaren oder mit Arrest bis zu drei M onaten  
wird nach den A nordnungen d ieses G esetzes bestraft:

1. der V erfasser, Schriftleiter, H erausgeber, Drucker und Verbreiter, 
die nicht nach den A nordnungen der Art. 4 b is 14 d ieses G esetzes  
verg eh en  oder w ah rh eitsw id rige A nm eldungen einbringen, in sow eit  
sich die betreffende gesetzliche Anordnung auf einen  v o n  ihnen b e z ie h t;

2. eine P erson , die gestattet, daß sie  als Schriftleiter bezeichnet wird, 
obgleich sie  w ed er  an der B estim m ung der Richtung, in welcher  
das B latt ge le ite t w ird, noch an der E ntscheidung, ob ein A ufsatz  
veröffentlicht w erden  soll oder nicht, A nteil hat.

Art. 71. W er bei Verbreitung v o n  Zeitungen den Inhalt v o n  A ufsätzen  
bekanntgibt, m it denen eine Persönlichkeit beleid igt oder verleum det wird, 
m ag der N am e in d iesen  A ufsätzen erw ähnt sein oder nicht, ist mit Arrest 
bis zu  drei M onaten zu bestrafen .

Art. 72. Die v o llstän d ige  oder a u szu g sw e ise , aber w ahrheitsgem äße und  
unparteiische Berichterstattung über öffentliche V erhandlungen der N ational­
versam m lung zieht Strafverantw ortlichkeit nicht nach sich , sofern  sie  w eder  
eine strafbare H andlung g egen  den Herrscher oder ein M itg lied  des k ön ig ­
lichen H auses, noch eine Aufforderung der Bürger zur g ew altsam en  Änderung 
der V erfassung enthält.

D as Blatt, das einen solchen Bericht bringt, ist verpflichtet, d ie Berichtigung 
der verleum deten oder beleid igten  P erson  nach den Vorschriften d ieses Ge­
se tzes  abzudrucken.

IX. Hauptstück.
D a s  V e r f a h r e n .

Art. 73. Über säm tliche strafbaren H andlungen, die en tgegen  den B estim ­
m ungen d ieses G esetzes durch den Druck begangen  w erden, steht die Unter­
suchung und Urteilsfällung den Gerichten erster Instanz — Kreisgerichten, 
G erichtsstühlen — zu. D ie U rteilsfällung erfolgt nach freier Ü berzeugung. Jede 
K lage w ird unmittelbar beim  zustän d igen  Gericht eingebracht.
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Äm  selben T a g e , an dem  das Gericht d ie K lage erhalten h a t, muß d iese  
dem  Untersuchungsrichter zur Ä m tshandlung als dringender G egenstand  
übergeben w erden.

D ie K lage ist dem  Gericht in so  v ielen  A usfertigungen zu  überreichen, als 
A ngek lagte vorhanden sind.

B innen 24 Stunden hat das Gericht den A n gek lagten  die K lage m it allen 
B eilagen in beg laub igter  Abschrift zugleich m it der b eanstand eten  Drucksache 
oder m it einer beg laub igten  Abschrift d es gan zen  A u fsa tzes , w orin  sich die  
beanstandeten  A b sätze  b efin d en , m it dem  A ufträge zu zu ste llen , binnen  
acht T ag en  die A ntw ort auf die K lage einzubringen , w orin  sie  ihre Ver­
te id igu ng vorzubringen und den A ntrag auf Durchführung der B e w e ise  
zu ste llen  haben , deren sie  sich bei ihrer V erteid igung zu bedienen b e­
absichtigen.

D ie A ntw ort kann en tw eder schriftlich oder mündlich zu Protokoll beim  
zustän d igen  Gericht persönlich oder durch ein en  R echtsanw alt eingebracht 
w erden .

W en n  die A ntw ort durch die P o st übersendet w ird , g ilt der T a g  der A uf­
ga b e  zur P o st als T ag  der Überreichung.

A uf B ew eise , w elch e d ie A n gek lagten  nach A blauf jener Frist beantragen, 
hat d as Gericht keine Rücksicht zu  n ehm en , außer w en n  sie  sich auf neue  
T atsachen  b ez ieh en , die der K läger im L aufe des V erfahrens vorgebracht 
hat, oder w en n  der A n gek lagte  durch die B ew eise  d es K lägers veranlaßt 
w orden  ist, se inerseits neue B e w e ise  zu  beantragen.

D as Gericht hat zu entscheiden , ob die Verhandlung b zw . die H aupt­
verhandlung gleich nach der A ntw ort der A n gek lagten  angeordnet oder ob 
vor  der Verhandlung B e w e ise  außerhalb d es  G erichtssprengels durchgeführt 
w erd en  sollen . W en n  das Gericht findet, daß die Verhandlung b zw . die 
H auptverhandlung angeordnet w erden  so ll, hat e s  den K läger aufzufordern, 
binnen drei T agen  d ie  A nklageschrift einzubringen.

D ie Z ustellung der K lage an den Schriftleiter g ilt a ls v o llzo g en , w en n  die 
K lage in seiner R edaktion h interlassen w ird; nim m t die K lage in der Re­
daktion niem and e n tg eg en , so  ist s ie  an d ie Tür des R edaktionsgebäudes  
anzuschlagen, und es w ird die Z ustellung als gültig  bew irkt angesehen .

Art. 74. D ie Berufung auf Z eugen  außerhalb des G erichtssprengels w ird  
insofern  beschränkt, als dem  Gerichte die freie W ürdigung überlassen  bleibt, 
festzu ste llen , ob d iese  B erufung am P la tze  ist oder nur vorgebracht wird, 
um  das Verfahren zu  versch leppen . W en n  der Untersuchungsrichter das  
B egeh ren  d es  A n gek lagten  für nicht angebracht hält, hat er, w ie  auch dann, 
w en n  d ies der Kläger v er la n g t, hierüber sofort die E ntscheidung des Ge­
richts ein zu holen , d ie vollstreckbar ist. Dem  A n gek lagten  ist e s  unbenom ­
m en, Z eu gen  se lb st m itzubringen.

Art. 75. D ie vorbezeichnete  Frist kann nicht erstreckt w erden .
D ie  A nführungen und B e w e ise  des A n gek lagten  g ibt der Untersuchungs­

richter am se lb en  T a g e  dem  A nkläger durch gleichzeitige  Z ustellung ihrer 
Abschrift oder durch M itteilung bei Gericht bekannt. Der A nkläger hat das 
Recht, G eg en b ew eise  vorzubringen . D ie Frist für die V orbringung bestim m t 
der Untersuchungsrichter.
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Ärt. 76. D ie U ntersudiung und die U rteilsfällung h in sid itlid i der durch den  
Druck b egan gen en  strafbaren H andlungen finden unabhängig v o n  früheren  
U rteilen über nach dem  Strafgesetzbuch strafbare H andlungen statt.

Rrt. 77. W en n  über e in e strafbare H andlung, die den G egenstand der 
durch den Druck b egan gen en  Verleum dung b ildet, schon das Strafverfahren  
im  Z u ge ist, hat der Untersuchungsrichter m it der Führung der U ntersuchung  
oder, w en n  d iese  schon b een d et is t , das Gericht m it der U rteilsfällung  
a u szu se tzen , b is  eine vollstreckbare gerichtliche Entscheidung über d iesen  
G egenstand  ergeht. D iese A u ssetzung m it dem  Verfahren unterbricht die  
Verjährung bis zur Vollstreckbarkeit der Entscheidung.

Ärt. 78. Jede K lage hat v o n  W ort zu W ort jene Ausdrücke und Sätze, 
d ie  Zeichnung und die Bilder im  S inne des Art. 1 d ieses G esetzes anzuführen, 
in  denen  sie  den T atbestan d  der strafbaren H andlung erblickt.

Ü ber e in e u n vollständ ige K lage hat der Untersuchungsrichter vorerst den  
K läger zur V ervollstän d igun g oder Berichtigung der K lage aufzufordern.

Entspricht der K läger d ieser Aufforderung nicht, so  hat der Untersuchungs­
richter einen  Beschluß au szu fertigen , durch den er die K lage als nicht ord­
nungsgem äß zurückw eist.

G egen d iesen  Beschluß findet d ie B eschw erde an das Gericht erster In­
stan z binnen drei T agen  statt. Der über die B eschw erde gefä llte  gericht­
liche Beschluß ist vollstreckbar.

Ärt. 79. D ie Untersuchung und Urteilsfällung w ird ein gele ite t:
1. w en n  e s sich um  e in e  private oder juristische P erson handelt, über 

die K lage d ieser P ersonen  oder ihrer gesetzlichen  Vertreter;
2. w en n  e s sich um  den K önig oder um Ä itg lied er  des königlichen  

H auses h a n d elt, über A n zeige  b zw . K lage der zuständigen  B e­
hörde;

3. w en n  es sich um O berhäupter frem der Staaten  oder um diplom ati­
sche V ertreter han delt, über ihre K lage oder über A nordnung des 
M inisters d es Äußeren;

ä. w en n  es sich um die N ationalversam m lung, um Gerichte, das Heer, 
um staatliche Äm ter oder öffentlich-rechtliche K örperschaften h an­
delt, über B egehren des P räsidenten der N ationalversam m lung, des 
Chefs des A m tes unter Zustim m ung der V orgesetzten  Behörde, 
und des R epräsentanten der betreffenden Körperschaft;

5. w en n  e s  sich um P ersonen h a n d e lt, die einen  öffentlichen D ienst  
ausüb en , in so w eit  e s  d iesen  D ienst betrifft, über A n zeige  bzw . 
K lage der zustän d igen  B ehörde oder unm ittelbar über K lage der 
betreffenden P erson en ;

6. w en n  es sich um G eschw orene, Z eugen  oder überhaupt um Bürger 
handelt, die zeitw e ilig  oder stän d ig  einen öffentlichen D ienst ver­
richten, über A n zeige  oder über ihre K lage;

7. in den Fällen v o n  V ergehen, d ie g eg en  die Form vorschriften d ieses  
G esetzes (Art. 5 b is 14) b ega n g en  w urden , hat die zustän d ige B e­
hörde v o n  Am ts w e g e n  die K lage b e i Gericht einzubringen;

8. w en n  es sich um ein ze lne  G esellschaftsstände, K lassen oder V er­
ein igungen handelt, über K lage der R epräsentanten des betreffen-
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den Standes oder der betreffenden K lasse. W enn  die H andlung  
v o n  solcher Art ist, daß sie  d ie öffentliche M einung beunruhigen  
k ön nte, oder w en n  sie  sich auf breitere K reise v o n  G esellschafts­
ständen bezieht, hat d ie politische B ehörde d ie A n zeige  b zw . K lage  
e in zu b rin gen ;

9. w en n  e s  sich um strafbare H andlungen g eg en  allgem ein e Interessen  
nach diesem  G esetz so w ie  um jene des Art. 42 handelt, über K lage  
der öffentlichen Ä nklageorgane.

D ie A n zeige  b zw . K lage w ird persönlich oder durch einen R echtsanw alt 
ein gebracht.

Art. 80. Der Untersuchungsrichter erläßt g eg en  den A ngek lagten  w e g en  
seiner E invernehm ung ein e beson dere  Ladung, die an ihn durch die P o st  
oder durdi das Gericht w ie  im  Art. 73 d ieses G esetzes gele ite t w ird. Die  
L adungen des Untersuchungsrichters haben die durch d as Strafverfahren  
vorgeschriebene Form.

Art. 81. W en n  der A n gek lagte  der L adung n id it entspricht, w ird  an g e­
nom m en, daß er vernom m en se i, und e s  w ird in seiner A b w esen h e it zur 
Urteilsfällung geschritten.

Art. 82. Der A n g ek la g te , der der Untersuchung oder V erhandlung nicht 
b e ig ew o h n t hat, kann auch se lbst se in e  Berufung oder B eschw erde g egen  
gerichtliche E ntscheidungen anm elden , doch muß die Unterschrift auf einem  
solchen Akt v o n  irgendeiner B ehörde beglaub igt sein.

Art. 83. D ie Vernehm ung v o n  Z eu gen , auf w elch e sich der A n gek lagte  
beruft, hat der Untersuchungsrichter binnen ad it T agen  durdizuführen.

D ie näm lidien  Fristen gelten  für die Vernehm ung v o n  Z eugen , auf w elch e  
sich der K läger beruft, um die B e w e ise  der A n gek lagten  zu w id erlegen .

Art. 84. Nach Durchführung der V ernehm ung d es  A ngek lagten  und der 
abfälligen Z eugen  und nach Beischaffung der B e w e ise  d es Verfahrens über­
gibt der Untersuchungsrichter die A kten dem  G erichte, das in einem  Senat 
v o n  drei Richtern besch ließ t, ob die S tellu ng  des A n gek lagten  v o r  Gericht 
sta tth ab e oder nicht.

G egen den Beschluß hat die B eschw erde an das Äppellationsgericht binnen  
drei T agen  statt.

Art. 85. Der Beschluß über die S te llu ng  v o r  Gericht w ird  dem  A n gek lag­
ten  so fort m itgeteilt und dem  K läger behufs A usarbeitung der Anklageschrift 
übergeben , die er b innen acht T agen  dem  Gericht zu  überreichen hat.

Ü ber d iese  A nklage hat das Gericht die V erhandlung, w en n  Z eugen  hierzu  
nicht vorzu laden  sin d , binnen fünf T a g en , so n st aber b innen zeh n  T agen  
anzuordnen.

Art. 86. D as Gericht ist nicht verpflichtet, v o n  Am ts w e g e n  irgendw elche  
B e w e ise  im  Verfahren nach dem  P reß gesetz  zum  V orteil oder Nachteil der 
einen oder der anderen Partei beizuschaffen.

Art. 87. W en n  der A n g ek la g te  bei Gericht bestreitet, daß die beanstand ete  
Drucksache sich auf den K läger b ez ieh t, hat das Gericht, falls der K läger 
hierm it einverstanden  ist , d iesem  einen  Beschluß auszufertigen , der die Er­
klärung d es A n g ek la g ten , daß sich die beanstand ete  Sache nicht auf den
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K läger beziehe, vo llständ ig  zu enthalten hat. Der K läger hat das Recht, den  
Beschluß zu  veröffentlichen.

Ist der K läger dam it nicht einverstanden, so  hat das Gericht das Verfahren  
fortzusetzen  und das Urteil nach L age der Sache zu fällen.

Ärt. 88. In allen F ällen , in denen das Urteil auf Zahlung v o n  Geridhts- 
gebühren, K osten  des Strafverfahrens, Schadenersatz und G eldstrafen g e g en  
den H erausgeber und Drucker (Ärt. 40) zu fällen ist, muß die Ladung zur 
H auptverhandlung so w o h l dem  H erausgeber als auch dem  Drucker e in ­
gehänd igt w erd en , dam it auch sie  sich zur V erteidigung äußern.

D esgleichen w ird ihnen in den im Ärt. 41 d ieses G esetzes vorgeseh en en  
Fällen die Ladung zur H auptverhandlung zugem ittelt.

Ärt. 89. D ie B estim m ungen des ÄU gem einen Strafgesetzbuches über den  
V ersuch und die vollbrachte Tat, über erleichternde, m ildernde (außerordent­
liche M ilderung der Strafe) und erschw erende U m stände, über Rückfall und 
Verjährung gelten  in jeder B eziehung auch für durch den Druck b eg a n g en e  
strafbare H andlungen.

D as Recht auf Erhebung der K lage verjährt in einem  Jahre vom  T age  der  
Drucklegung.

Ärt. 90. G egen den Beschluß und g eg en  das Urteil des unteren Gerichts 
können B eschw erde und Berufung an das höhere zustän dige Gericht binnen  
drei T ag en  nach M itteilung der Entscheidung angem eld et w erden . D ie B e­
rufung oder d ie B eschw erde w ird zugleich m it den Äkten der Sache binnen  
24 Stunden nach Ä blauf der B eschw erd e- oder Berufungsfrist an das höhere  
Gericht gele itet. D as höhere Gericht erled igt d iese  Sache als dringende  
binnen 15 T agen .

Ärt. 91. D ie Vollstreckungsbehörde ist verpflichtet, binnen sieben  T agen  
nach Erhalt des Ä uftrages der G erichtsbehörde die Vollstreckung des Urteils 
und die H ereinbringung jeder G eldstrafe, der Gerichtsgebühr und der 
K osten des Strafverfahrens, so w ie  des zuerkannten Schadenersatzes e in zu­
leiten , d ies binnen derselben Frist nach Äblauf der im  Ärt. 40 d ieses Ge­
se tze s  bestim m ten  Frist.

Der G esd iäd igte  hat das Recht, bei Gericht schon vor  Ä blauf der 14täg igen  
Frist, binnen w elcher der Verurteilte den Schadenersatz zu  zah len  hat, 
Sicherstellung zu  verlangen.

Ärt. 92. B ei der Fällung des Urteils im Strafverfahren w e g en  durch den 
Druck began gen er  strafbarer H andlungen hat das Gericht, so w e it  politische  
strafbare H andlungen in Frage kom m en, m it Rücksicht auf die Natur der 
T at festzu ste llen , ob dem  Verurteilten beim  S trafvo llzug  fo lgen de Erleich­
terungen zugeb illig t w erden:

Der Verurteilte hat die Strafe abgesondert v o n  den Sträflingen, die w eg en  
gem einer strafbarer H andlungen verurteilt s in d , in besseren Räumlichkeiten  
zu verbüßen, kann nicht zur Pflichtarbeit g ezw u n g en  w erden , sondern kann  
sich m it einer Ärbeit beschäftigen, d ie er se lbst w äh lt und die den Verhält­
n issen  der Strafanstalt entspricht, und kann eigen e  Kleidung tragen und 
e ig en e  K ost beziehen.

M it d iesen  Verurteilten ist hinsichtlich der H ausordnung und der D isziplin  
m ilder zu  verfahren als m it den übrigen Verurteilten.
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D iese Verurteilten haben das Recht, täglich w en ig sten s z w e i Stunden an 
der hierfür bestim m ten S te lle  im  Freien zuzubringen.

X. Hauptstück.
D ie V e ra n tw o r t l ic h k e i t  b e h ö rd lic h e r  O rg a n e .

Ärt. 93. Ä lle behördlichen O rgan e, d ie in den a n g egeb en en  Fristen die  
Untersuchung nicht beenden  oder in der Sache die erforderliche Entscheidung  
nicht treffen oder überhaupt nicht nach den Vorschriften d ieses G esetzes  
Vorgehen, sind w e g en  nachlässiger Ä usübung des D ienstes disziplinarisch zu  
bestrafen , w en n  ein so lches V orgehen nicht die Strafverantw ortlichkeit w eg en  
M ißbrauchs der A m tsgew alt nach sich zieht.

XI. Hauptstück.
S c h l u ß b e s t i m m u n g e n .

Ärt. 94. Der M inister für die Vereinheitlichung der G esetze  w ird ermäch­
tig t , im E invernehm en m it dem  M inister für Sozia lp olitik  e in e  Verordnung  
m it G esetzkraft zu erlassen , wodurch die B ezieh u n gen  zw ischen  Journalisten  
und ihren D ienstgebern geregelt w erden .

Ärt. 95. Durch d ie se s G esetz w erd en  alle  besonderen  m ateriellen G esetze  
und Vorschriften über den Drude aufgehob en , die in den ein zelnen  P rovinzen  
d es K önigreichs der Serben, K roaten und S lo v en en  gelten .

D ie  B estim m ungen der a llgem einen  Strafprozeßordnungen b zw . d ie B e­
stim m ungen der besonderen  G esetze  über das P resseverfahren, d ie den Vor­
schriften d ieses G esetzes w idersprechen, gelten  für durch den Drude b eg a n g en e  
strafbare H andlungen nicht.

Ä uf strafbare H andlungen, die vor  Inkrafttreten d ieses G esetzes durch den  
Druck b eg a n g en  w ord en  sind, sind die b isherigen V erfahrens Vorschriften an­
zuw end en .

Ärt. 96. D ieses G esetz  tritt in Kraft, sob ald  e s  der K önig unterschreibt, 
verbindliche W irkung aber erlangt e s  vom  T a g e  der V erkündung in der 
Ä m tszeitung.

W ir beauftragen Unseren M inister für die V erfassu nggebende Versam m ­
lung und die V ereinheitlichung der G esetze, d ieses G esetz zu  verkünden, 
w eiter  alle U nsere M in ister , für dessen  V ollzug zu so rg en , den B ehörden  
aber befeh len  w ir , darnach v o rzu g eh en , und allen und jederm ann, e s  zu  
b efolgen .

B l e d  (Veldes), am 6. Ä u gust 1925.

(Verkündet in der Ä m tszeitung vom  9. Ä ugust 1925, 
Stück 179, B eilage  XXXIX, Nr. 225.)
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III. Rechtsprechung.

Ällgem eine Geldentwertung kann eine Grundlage für 
einen Entschädigungsanspruch nicht bilden, w eil sie nicht 

aus dem Verschulden eines Einzelnen entstanden ist.
(§§ 1295, 1298, 1331, 1332, 1333 Ä B G B )

Entscheidung der Septeraviraltafel, Ä bteilung B , in Zagreb (Ägram) vom  
23. M ärz 1925, Rv 2 01 /25-1 , w om it das Urteil des K reis- als B erufungs­
gerichts in Celje (Cilli) vom  16. Jan. 1925, Be I 123/24-4, abgeändert und das 
Urteil des Bezirksgerichts in Celje vom  10. Oktbr. 1924, C II 55/24-3, w ieder­
hergestellt w urde.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  d e r  S e p t e m v i r a l t a f e l 1):
E s ist durch d ie  Gerichte der unteren Instanzen festg este llt  w o rd en , daß  

der G eklagte den B etrag v o n  150 K ronen, den er im M onat Januar 1914 
dem jetzt schon verstorbenen  M. an Honorar für zahnärztliche Behandlung  
schuldig gew o rd en  w ar, dem  K läger als dem  Erben M .s sam t 5 %  Ver­
zugsz in sen  vom  1. Januar 1914 schon vor der K lageeinreichung gezah lt 
hat, und zw ar in jugoslavischen Kronen. D ie Zahlung der gesetzlichen V er-

^ M it V erordnung vom  28. N ovem ber 1919, ÄZ. 155 (jetzt G esetz vom  
30. Jan. 1922, ÄZ. 142, XXIII) w urde die Z uständigkeit der die oberste Instanz  
für das Rechtsgebiet v o n  K roatien und S lo v en ien  bildenden Septem viral­
ta fel (S to l sedm orice) in Z agreb (Ägram) auf d ie  ehem als österreichischen  
Territorien d es K önigreichs der Serben , K roaten und S loven en  (Slovenien  
und Dalm atien) ausgedehnt und zu  diesem  Z w ecke e in e beson dere Ä b­
teilung (B) bei diesem  Höchstgericht eingerichtet, für w elche alle für den  
ehem aligen  O bersten Gerichts- und K assationshof in W ien  erlassenen , m ittler­
w e ile  nicht abgeänderten  Vorschriften gelten . D iese  Ä bteilung der Septem ­
viraltafel hat ihre T ätigkeit am  15. Januar 1920 begonnen . Das R echtsgebiet 
v o n ..S loven ien  und Dalm atien (vgl. K r e k  in ZOR., I, 324) untersteht dem  
in Österreich zur Z eit des Um sturzes in Geltung g e w esen en  Zivilrecht. 
D ieses hat seither in Jugoslavien nur e in ige w en ig e  Ä bänderungen erfahren. 
Die in E ntscheidungen der Septem viraltafel, Äbt. B , b ezo g en en  S tellen  des  
österreichischen ÄBGB. betreffen dem nach, so w e it  sie  durch die drei ö ster­
reichischen T eilnovellen  aus den Jahren 1914, 1915 und 1916 abgeändert oder 
ergänzt w orden  sind, die neue Fassung.

Obgleich die vorliegen d e E ntscheidung, d ie sichtlich unter dem  Eindruck 
der in Österreich vielfach noch im m er vertretenen N ennw erttheorie steh t, in 
mehrfacher B eziehung zu B edenken  ÄnlaB g ib t, muß v o n  einer Stellung­
nahm e abgesehen  w erd en , w e il der beschränkte Raum eine zu diesem  
Z w eck erforderliche Äufrollung des Ä ufw ertungsproblem s und seiner de leg e  
lata diskutablen L ösungsm öglichkeiten an d ieser S te lle  nicht zuläßt. Über  
den Stand des Schrifttums und der Rechtsprechung der übrigen N achfolge­
staaten  unterrichtet übrigens eingehend W a h l e ,  V alorisationsproblem  in 
der G esetzgebung und Rechtsprechung M itteleuropas, 1924. Äus der ju go­
slavischen Literatur lesen sw ert nam entlich M u d r o v 5 i ć ,  Rastu li novćane  
trażbine kad valuta  pad a?  (Steigen G eldforderungen bei V alutasturz?, kroa­
tisch), 1925. G. K.
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zugsz in sen  von  den geschuldeten 150 ehem aligen  österreichisch -  ungarischen  
Kronen ist nicht G egenstand  des Streites.

Hierbei ist aber nicht zu  übersehen und der k lagenden  P artei darin zu­
zustim m en, daß der G läubiger auch das Recht hat, v o m  säu m igen  Schuldner 
noch eine E ntschädigung zu verlangen , w elch e die gesetzlichen  Z insen über­
ste ig t. D iese  E ntschädigung kann jedoch der G läubiger vor  allem  nur dann 
beanspruchen, w en n  der Schuldner die Z ahlung vorsätzlich  oder aus auf­
fa llender S o rg lo sig k e it verzögert hat. E in lediglich objektiver V erzug recht­
fertigt ein  solches B egehren  nicht. Daß dem  so  is t ,  offenbart schon der 
U m stand, daß die Lehre v o m  V erzug im G esetz keinen se lbstän d igen  P latz  
einnim m t, sondern unter d ie Vorschriften über d ie  E ntschädigung eingereiht 
ist. Hinsichtlich d ieser ste llt aber §  1295 ÄBGB. den allgem ein en  Grundsatz 
auf, daß sie  nur v o n  dem jenigen verlangt w erd en  kann, der den Schaden  
durch sein  Verschulden verursacht hat. D iesen  G rundsatz w iederh olen  g e ­
rade hinsichtlich der V erm ögensbeschäd igungen  noch insb eson d ere  die §§  1331 
und 1332 ÄBGB. Im S inne des § 1298 ÄBGB. muß aber der Schuldner 
se lb st b ew eisen , daß ihn ein  Verschulden an der nicht rechtzeitigen Zahlung 
nicht trifft.

Im vorliegen den  Falle ist zw a r  unbestritten, daß der G eklagte so fort beim  
Äusbruch des W eltk rieges zum  M ilitär eingerückt und schon nach den ersten  
K riegsoperationen in G alizien in russische G efangenschaft geraten  is t , aus 
w elcher er erst im Jahre 1921 zurückkehrte. In d ieser Z eit hat der Schuld­
ner vielleicht wirklich ohne sein  Verschulden seiner Verbindlichkeit nicht 
nachkom m en kön nen , w e il die Verbindung m it dem  H eim atlande größten­
teils unterbrochen oder doch sehr erschw ert w ar. Daß jedoch den G eklagten  
ein  unabw endbares H indernis abgehalten  habe, se in e  Schuld dem  M . w e n ig ­
sten s von  der Z eit an , als er , w ie  er se lb st zu g ib t, am  30. Juni 1914 und 
am 11. Juli 1914 zur Z ahlung gem ahnt w orden  w a r , b is zu  der Z e it, als er 
zum  M ilitär einrückte, zu za h len , hat der G eklagte in erster Instanz nicht 
behauptet. Doch braucht m an sich im vorliegen den  Falle bei der Streit­
erled igung m it der F rage ohn ed ies nicht zu  beschäftigen , ob der Geklagte  
wirklich vorsätzlich  oder aus offenbarer Sorglosigkeit se in e  Verbindlichkeit 
nicht erfüllt h a b e , ehe er zum  M ilitär eingerückt w a r , und ob er wirklich 
durch ein unabw en dbares H indernis abgehalten  w a r , se in e  Schuld in jener  
Zeit, als er sich in K riegsgefangenschaft befand , zu zahlen . D enn der Kläger 
muß zur Rechtfertigung se in es Schadenersatzanspruches w eiter  noch einen  
tatsächlichen Schaden erw eisen .

Lediglich d ie Verm inderung der w irtschaftlichen Kaufkraft des gültigen  
G eldes g ib t dem  G läubiger noch nicht das Recht auf e in e die gesetzlichen  
Z insen  üb ersteigen de E ntschädigung. Daß sich d ies so  verhält, ergeben klar 
die gesetzlichen B estim m ungen der §§  1295 und 1296 ÄBGB., die überhaupt 
und auch hinsichtlich d es Z ahlu ngsverzu ges anordnen, w a n n  eine Entschädi­
gung verlangt w erd en  kann. In beiden B estim m ungen ist aber nur von  
einem  Schaden d ie  R ede, der entstanden  und b ew iesen  ist. Es ist se lb st­
verständlich , daß die d ie gesetzlichen Z insen übersteigen de E ntschädigung, 
sob ald  für ihren Zuspruch alle  B edingungen nach M aßgabe des Verschuldens 
des säum igen Schuldners g egeb en  sind , so w o h l den erlittenen Schaden , als
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au d i den en tgan gen en  Gewinn um faßt. E inen solchen erlittenen Schaden  
oder en tga n g en en  G ew inn hat jedoch der K läger im vorliegen den  Falle beim  
Gericht erster Instanz nicht behau ptet, gesch w eige  erw iesen . Er hat z. B. 
nicht angeführt, daß er se inerzeit oder daß sich sein  Vater zur Zeit, a ls der 
G eklagte  se in e  Schuld hätte begleichen m üssen , für d ie geschuldete Sum m e  
e in en  G egenstand  angeschafft h a b e, der der E ntw ertung nicht unterw orfen  
w ar, und daß er zum  Ä nkauf d ieses G egenstandes ein Darlehen aufgenom m en  
h a b e, das er jetzt in bestim m ter G eldsum m e in G oldw ährung zurückzahlen  
m üsse. Er hat auch nicht z . B. angeführt, daß er einen bestim m ten N utzen  
g e zo g e n  h ätte , wenn der G eklagte geza h lt h ä tte , als se in e  Schuld fä llig  
w urde oder doch bevor  die G eldentw ertung eintrat. Er hat vielm ehr nur 
behauptet, daß der G ek lagte se in e  Schuld in fo lge der M ahnungen schon b e­
gleichen m ußte, b evor  die G eldentw ertung e in setzte; deshalb se i er in Ver­
zu g  geraten  und m üsse daher die F o lgen  seines Verschuldens und den  
daraus en tstan denen  Schaden vertreten , der darin b esteh e , daß er im Z eit­
punkt der Z ahlung, d ie erst am 20. Septem ber 1924 in jetziger Dinarwährung  
erfo lg te , in fo lg e  der D evalv ieru ng nicht die 150 Goldkronen N om inalw ert 
gleicher Zahl erhalten habe, d ie er erhalten h ä tte , w en n  der G eklagte seine  
Verbindlichkeit rechtzeitig, w en ig sten s v o r  K riegsausbruch erfüllt hätte. Der 
K läger k lagt a lso  nicht den tatsächlichen Schaden ein, sondern stützt seinen  
K lageanspruch lediglich auf die T atsache, daß die Krone allgem ein ihre 
Kaufkraft verloren hat, und verlangt in fo lge d ieser D evalvierung Entschädi­
g un g. Indes eine a llgem ein e D evalvierung, die alle G läubiger und Schuldner 
getroffen h a t, kann eine G rundlage für den Entschädigungsanspruch nicht 
bilden; ist sie  doch ein e nur durch den K rieg verursachte Tatsache und 
ohne Verschulden e in es E inzelnen entstanden. D eshalb kann der Gläubiger 
nur d ie  Z ahlung d es nom inalen W ertes dessen  beanspruchen, w a s  seinerzeit 
bedungen w orden  ist, und beim  allfälligen V erzug des Schuldners im Sinne  
des §  1333 ÄBGB. auch noch die gesetzlichen Zinsen. Dafür, daß die Geld­
entw ertung nicht die E inzelnen trifft, kom m en nachstehende E rw ägungen  
und gesetzliche B estim m ungen in Betracht:

D ie Schuld des G eklagten entstand in früheren österreichisch-ungarischen  
Kronen. D er K läger se lb st behauptet nicht, daß zw ischen den P arteien die  
Z ahlung d ieser Schuld in G oldm ünze bedu ngen  w orden  w äre.

Der G eklagte konnte a lso  seinerzeit se in e  Schuld in B anknoten der 
österreichisch-ungarischen Bank tilg en , d ie jederm ann nach ihrem N om inal­
w ert anzunehm en verpflichtet w ar. Ä llein an Stelle  der früheren österreichisch­
ungarischen Kronen sind auf unserem  G ebiete d ie K ronen-D inarnoten  g e ­
treten. M it der Verordnung des V olkskom m issariats für innere A n gelegen ­
heiten  und F inanzen in Ljubljana (Laibach) vom  3. Januar 1919, AB. (Uradni 
list, A m tsblatt für Slovenien ) Nr. 250, w urde nämlich verfügt, daß auf unserem  
G ebiete die auf Kronen der österreichisch-ungarischen Bank lautenden Bank­
noten aller Art abgestem pelt w erden . Infolge der V ollzugsverordnung des  
V olkskom m issariats für innere A n gelegen h eiten  und F inanzen vom  7. Jan. 1919, 
AB. Nr. 251, w urde dann d iese  A bstem pelung auch durchgeführt. Später  
aber verfügte noch die Z entralregierung, daß unsere schon gestem p elten  
Kronen noch mit Stem pelm arken versehen  w erden . Hinsichtlich des d ie s -  

Zeitsdirift f. Osteurop. Recht. Heft 2/3. Mai 1926. 10
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bezüglichen Verfahrens w urde ein R eglem ent vom  18. N ovem ber 1919 heraus­
g eg eb en , das im A m tsb latt für S lo v en ien  am  25. N ovem ber 1919, Nr. 721, 
kundgem acht ist. Im Art. 15 d ieses R eglem ents is t  zugleich bezüglich der 
Schuldenzahlungen noch b estim m t, daß der G läubiger b zw . der Verkäufer, 
angefangen  vom  vierten  T a g e  der A b stem pelu ng, das Recht h a t, zu  ver­
langen, daß ihm die geschuldete Z ahlung nur in abgestem pelten  Kronen g e ­
leistet w erd e. M it der V erordnung des F inanzm inisterium s vom  7. Febr. 1920, 
Nr. 2460, im  A m tsblatt für S lo v en ien  v o m  14. Febr. 1920 unter Nr. 93 kund­
gem acht, w urde endlich verfü gt, daß auf dem  ga n zen  G ebiet d es K önigreichs 
der Serben, K roaten und S lo v en en  d ie  K ronen-B anknoten  der österreichjsch- 
ungarischen B ank aus dem  Verkehr genom m en und m it den K ronen-D inar- 
Banknoten der N ationalbank der Serben , K roaten und S lo v en en  eingetauscht 
w erden . A uf unserem  G ebiete ist a lso  dam it an S te lle  der früheren öster­
reichisch-ungarischen K ronen die K ronen-D inar-B anknote als Zahlungsm ittel 
getreten . D eshalb konnte der G eklagte se in e  Schuld , d ie se in erzeit in 
österreichisch-ungarischen K ronen zahlbar w ar, jetzt zur G änze im  N om inal­
w ert mit der g leichen Zahl K ron en -D in arn oten  begleichen. D as h at aber  
der G eklagte oh n ed ies g e ta n , w e g e n  se in es  V erzu ges aber auch die dem  
Gläubiger im  Sinne d es §  1333 ÄBGB. gebührenden  gesetzlichen  Zinsen  
gezah lt.

Da der K läger a lso  einen  tatsächlichen Schaden nicht erw iesen  h a t, die 
G eldentw ertung an und für sich aber noch kein Recht auf Entschädigung  
gibt, und da der G eklagte der ihn w e g e n  se in es V erzu ges nach § 1 3 3 3  ÄBGB. 
treffenden Verpflichtung ohnehin G enüge getan  hat, is t  der vo r lieg en d e  E nt­
schädigungsanspruch im  G esetz nicht begründet.



Cechoslovakei.

Das Straf- und Strafprozeß recht der Cechoslovakei 
(Der heutige Rechtszustand).

V on Dr. H e i n r i d i  E p p i n g e r ,  Prag.

Ä. D a s  S t r a f r e c h t .
Nach dem  Berichte über das öffentliche Recht der Cechoslow akei (Vgl. 

R. S e h r  a n i l ,  ZOR. I, 11 ff.) kann fo lg en d es als den L esern d ieser Z eit­
schrift bekannt v o ra u sg ese tz t w erd en : Um  den Eintritt e ines E xlexzustandes  
zu verhindern, w a r  der R evolutionsaussdiuB  (närodni v yb or) genötigt, die  
R e z e p t i o n  d e r  b i s h e r i g e n  R e c h t s o r d n u n g  zu  verfügen . D ies 
geschah durch e in es der ersten  G esetze (Nr. 11 in  der S lg . d. Ges. u . Vdgn. 
des Jahres 1918) i), ohne allerdings vorerst die nächstliegende K onsequenz  
der staatlichen U m w älzun g z u  ziehen  und die U m benennung aus „öster­
reichisch", „ungarisch“, „ ö sterr .-u n g .“ und „kaiserlich-königlich“ in „ c e d io -  
slow ak isch“ durchzuführen2).

In der durch die F ried en sverträge v o n  St. Germain; V ersailles und  
Trianon endgü ltig  bestim m ten G estalt um faßt die T schechoslow akei G ebiete, 
die te ils zu  den im österreichischen Reichsrate vertretenen  K önigreichen  
und Ländern (Böhm en; M ähren, Schlesien, die n iederösterr. G ebiete v o n  
W eitra und Feldsberg); te ils  zum  Königreich Ungarn (S low ak ei, K arpathen- 
rußland), te ils endlich zum  K önigreiche Preußen (das so g . Hultschiner L änd - 
chen) gehörten .

Durdi die R ezeption  der b isherigen Rechtsordnung w urde a lso  ö ster ­
reichisches, ungarisches und reichsdeutsches Strafrecht ü b ernom m en3); Zur

1) D er K ürze halber w erd en  im fo lgen d en  die G esetze  durch A ngabe  
einer Bruchzahl zitiert w erd en : der Zähler g ibt d ie Num m er an, unter 
der die Kundm achung in der amtlichen Sam m lung der G esetze und V er­
ordnungen erfo lgte, der N enner bedeutet das Jahr der Kundmachung; 
z .B . „ 1 1 /1 8 “ N r . l l  der „Sam m lung der G esetze  und V erordnungen“, 
Jahrgang 1918.

2) D ies w urde erst im  Juli 1919 (G esetz 449/19) nachgeholt und gleich­
zeitig  Rückwirkung d ieses G esetzes auf den 28. O ktober 1918 (den T ag  
der Selbständigkeitserk lärung) verfügt.

8) S o  hatte die ÖSR. auch in d ieser Hinsicht das Erbe der ö sterr .-u n g . 
M onarchie angetreten , w o  ebenfalls drei S tra fg esetze  ga lten : das öster­
reichische, das ungarische Strafgesetzbuch  und das Strafgesetzbuch  für 
B osnien und die H erzegow ina .
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B eseitigung v o n  Unzuköm m lichkeiten ’J, d ie s id i aus d ieser  B untscheckig- 
keit der Rechtsordnung ergeb en  m ußten, w urde m it G esetz 4 31 /19  v . 2 2 .7 ,  
das so g . U n  i f i k a t i o  n s m i n i  s t  e r i u m errichtet, das d ie A ufgabe hat; 
G esetzgeb un g und V erw altu n gsorgan isa tion  zu  vereinheitlichen , b is an 
Stelle  der übernom m enen R echtsordnungen orig inelle  G esetzesw erk e  mit 
W irksam keit für das G esam tgeb iet der Republik getreten  s in d 2).

Die G eltung deutschen Strafrechts auf dem  B oden  der CSR. gehört nur 
mehr der V ergan gen heit an, da das Hultschiner L änddien, das am  10. Januar 
1920 der Republik e in verleib t w ord en  w ar, am l . Ma i  1920 an die in den 
Ländern der böhm ischen K rone (B öhm en, M ähren, Schlesien) geltende  
österreichische Rechtsordnung an gesch lossen  w urde. D as deutsche Strafredit 
galt a lso  im  Hultschiner Ländchen (in so w eit d ies m it der Ä nderung der 
Sou verän ität vereinbar w ar) nur in der Z eit vom  10. Januar b is l .M a i  1920 
(Vgl. Ges. 76 /20 , R eg. V dg. 152/20, c s .-d eu tsch es  A bkom m en betreffend 'die 
Ü berleitung der R echtsp flege im Hultschiner L ande: 253/21).

I. B ö h m e n ,  M ä h r e n ,  S c h l e s i e n  s a m t  H u l t s c h i n e r  L a n d .

In diesem  G ebiete der Republik g ilt d erzeit das österreichische a llgem eine  
Strafgesetzbuch vom  27. M ai 1852 (RGBl. 117). E s ist eine N euau sgab e des  
„S trafgesetzbu ch es über Verbrechen und schw ere P olizeiüb ertretun gen“ 
vom  3. O ktober 1 8 0 3 8). D as Ä lter d es G esetzes m achte schon in der 
M onarchie tiefe in sch n eid en d e Ä nderungen nötig . Doch ist die zum  all­
gem einen  T eile  ergan gen e  ö s t e r r e i c h i s c h e  N o  v  e 11 e n g e s  e t z g e -  
b u n g  im w esentlichen auf prozessualem  G ebiete von  B edeutung und greift 
nur mit E inzelbestim m ungen in das m aterielle Recht ändernd ein. Das 
E rgebnis läßt sich kurz charakterisieren: Abschaffung der P r ü g e l  -  u n d  
K e t t e n s t r a f e ,  E inschränkung g e w isse r  entehrender F o lgen  strafgericht- 
licher V erurteilungen (G esetz vom  15. N ovem ber 1867, Nr. 131 RGBl.);

1) A ls B eisp iele  derartiger Unzuköm m lichkeiten se ien  fo lg en d e  Stellen  
aus dem  Erlaß d es Justizm inisterium s vom  8. M ai 1920, Z. 15 039 V. Bi. 
N r .23 hier m itgete ilt: „D ie B ew eg u n g  der B evölk erun g im  ganzen  Gebiete 
unserer Republik hat zur F olge, daß  häufig der G e r i c h t s s t a n d  über 
eine P erson , w elche im  G eltun gsgeb iete  des einen v o n  beiden Straf­
g ese tzen , d es österreichischen oder d es ungarischen, e in e strafbare Hand- 
Inug beg a n g en  hat, auf das G ebiet ü b e r t r a g e n  w e r d e n  mu ß ' ,  w o  dias 
andere S tra fg esetz  g i l t . . .

Außerdem  ist e s  häufig n o tw en d ig , d ie  v o n  Gerichten in B öhm en, M ähren  
und Schlesien verh ängten  Strafen in der S lo w a k ei oder Karpathenrußland  
und um gekehrt zu  v o l lz ie h e n .. .“

D iesen  E rw ägu n gen  verdankt das G esetz 2 8 4 /2 0  die E ntstehung, mit 
w elchem  das V erhältnis der Strafe im  G ebiete versch iedenen Rechtes fest­
g e se tz t  und die te ilw e ise  U nifizierung des Strafrechts in A nsehung der 
S trafverhän gun g überhaupt erzielt w urde.

2) D as Justizm inisterium  übergab bereits im M ai d es Jahres 1921 einen
V orentw urf des allgem einen T e ils e in es S trafgesetzbu ch es der Öffentlich­
keit zur Beurteilung.

’) Doch enthält das österreichische a llgem eine Strafgesetzbuch nur m ate­
rielles Strafrecht, w äh rend das S tra fg esetz  des Jahres 1803 auch das Ver­
fahren regelt.
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Einführung der E i n z e l h a f t  und B estellung v o n  Strafvo llzugskom m is­
sionen (G esetz vom  l.Ä p r il  1872, Nr. 43 RGBL); Erleichterungen für die  
B e g n a d i g u n g  Jugendlicher (Verordnung d. J. M . vom  25. N ovem ber 1902  
J. M . V 0B 1. N r .5 1 ); Anrechnung der U n t e r s u c h u n g s h a f t  (G esetz  
vom  2 0 .Juli 1912, Nr. 141 RGBL); T i l g u n g  der Verurteilung (G esetz vom  
21. M ärz 1918, Nr. 108 RGBL).

Huch der b eson d ere  T eil erfuhr durch die österreichische N ovellieru ng  
keine v o n  Grund aus u m gesta lten de Ä nderung oder nam hafte E rgänzungen; 
da an eine G esam trevision  des Strafrechtes gedacht w orden  wlar.

D ie cechoslovak isch e G esetzgeb un g, die (n otw en d igerw eise , um den u n -  
abw eislichen B edürfnissen des täglichen Rechtslebens entsprechen zu kön­
nen) den Charakter einer G elegen h eitsgesetzgeb u n g  trägt, ist nicht dem  
Vorbilde der altösterreichischen sogenan nten  m osaikartigen N ovellieru ngs­
w e ise , w ie  s ie  auf dem  G ebiete d es Z ivilrechtes angew end et w orden  w ar, 
gefo lgt. Der cechoslovak ische G esetzgeb er hat es gar nicht versucht, dem  
alten S tra fg esetze  die neu g ereg elten  M aterien  irgend w ie  einzubauen, 
sondern selb stän d ige  G esetze erlassen , die das alte Recht außer Kraft 
setzen  oder ergänzen.

E ine größere Zahl v o n  B estim m ungen w urde bereits geändert durch die  
(nadi dem  A ntragsteller so  genannte) L e x  O f n e r  (G esetz vom  9 . April 
1910, N r .73 RGBl.): D en geänderten  W ährungsverhältn issen  entsprechend, 
w erd en  die für die strafrechtliche B eurteilung g ew isser  D elikte (m eist V er­
m ögensd elik te  w ie  D iebstah l, Verurtreuung, B etrug, boshafte Sachbeschä­
digung u. ä.) m aßgebenden  B eträge  v o n  neuem  fe stg ese tz t. Der a llgem einen  
G eldentw ertung nach dem  staatlid ien  U m stürze d es Jahres 1918 m ußte da­
durch Rechnung getra g en  w erd en , daß für eine g e w isse  Z eit en tw eder die 
m aßgebenden B eträge h inaufgesetzt oder die S trafsätze  gem indert w u r­
den. Für den ersteren  W e g  entschied sich die deutschösterreichische i), für 
den letzteren  die cecholsovak ische Republik (V erfügung des S tän digen  
A u sschusses der N ationalversam m lung der ĆSR. 4 8 0 /20; G esetz 4 7 1 /21; 
G esetz 2 5 9 /2 3 )2).

Die V e rb rec h en  g e g e n  d e n  S ta a t .
Fast die gesa m te  M aterie  erfuhr e in e N euregelung durch das G esetz  

50/23, das so g en an n te  G e s e t z  z u m  S c h u t z e  d e r  R e p u b l i k .  Fast 
säm tliche e insch lägige P aragraphen des A S tG B .3), die in Betracht kom m en­

1) Indem  die dortige provisorische N ationalversam m lung vom  8. D ezem ber  
1918 bereits ein strafrechtliches „A u fw ertu n g sg ese tz“ erließ.

2) G esetz 2 59 /23  verlängert die G eltung des Art. I des G esetzes 471/21  
bis zum  31. D ezem ber 1925.

Laut Z eitungsm eldungen ist eine neuerliche Verlängerung bis Ende 1928  
geplant.

3) E s w erd en  aufgehoben  die B estim m ungen des a llgem einen S tra fg ese tz ­
buches über H ochverrat (§ § 5 8 —62), M ajestätsbeleid igung (§ 63), S törung  
der öffentlichen Ruhe durch A ufreizung zum  H asse und zur Verachtung 
w ider d ie S ta a tsg ew a lt (§ 65), A usspähung und E inverständn isse  mit dem  
Feinde (§ 6 7 ), unbefugte W erb ung (§ 9 2 ), D eserteurbegünstigung (§ § 2 2 0
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den Ärtikel des österreichischen G esetzes zum  Schutze der R eichsverfas­
sung (G esetz vom  17. D ezem ber 1862, Nr. 8 RGBl.) w ie  auch die kaiserliche  
Verordnung vom  9. Juni 1915, Nr. 156 RGBl, w erd en  ausdrücklich auf^ 
geh ob en , alle m it dem  G esetze  in W iderspruch stehend en  B estim m ungen  
außer Kraft g ese tz t. Dadurch, daß alle  T atb estän d e der aufgehob en en  B e­
stim m ungen nur in den Bereich e in es G esetzes h in ein gezogen  w urden , außer­
dem  eine g an ze  R eihe neuer T atbestän de in  schw er zu  überbietender K asui­
stik geschaffen  und m it S trafen  bedroht erscheint, ergibt sich e in e kaum  über­
sehb are Fülle v o n  E inzeltatbeständen , d ie  zudem  jeder system atischen  Ordnung 
entbehrt. Charakteristisch für d as G esetz  ist außerdem  die H ä r t e :  d ieS trafen  
sind außergew öhnlich  hoch, die A n w endu ng der bed in gten  V erurteilung ein­
geen gt, der V erlust bürgerlicher Ehrenrechte in v ie len  Fällen obligatorische  
F o lg e  der V erurteilung; ferner die D ehnbarkeit aller T atbestän de.

Im I. Hauptstücke („A nschläge auf die R epublik“) findet sich der T a t-  
b esiand  d es H ochverrates (Angriff auf d ie  rechtliche O rganisation des  
S taa tes, a lso  se inen  B estand a ls  E in z e lw e se n )1) n eben  dem  d es L and es­
verrates (A ngriffe auf die äußere Sicherheit und M achtstellung d es S taa­
te s )2), im  II. Hauptstücke („Schädigung der Republik und A ngriffe auf ver­
fassun gsm äßige F aktoren“ ), alle Fälle des diplom atischen L and esverrates  
(als U n treu e3), B ew eisv ern ich tu n g 4) und S ta a tsv er ra t5)) neben  A u ssp ä­
hung 6), m ilitärischem  V e r r a t7) und A ngriffen  g e g en  P e r so n e n 8), deren  
liehen G ew alt erhöhter strafrechtlicher Sch u tz9) zuerkannt w ird. Außerdem

bis 222), A ufreizung zu  F eindseligkeiten  g eg en  N ationalitäten , R elig ion s­
genossen schaften  usw . (§ 302), V erbreitung falscher, beunruhigender Ge­
rüchte (§ 3 0 8 ), Sam m lung zur V ereitlung der gesetzlichen  F o lgen  von  
strafbaren H andlungen (§310).

1) L i s z t :  Lehrbuch, 529.
2) L i s z t ,  a . a . O. ,  533.
3) § 4 ,1  sc . d es S ch u tzgesetzes, m it der Überschrift „V erräterei“, „Ein 

B evollm ächtigter der Republik, der bei V erhandlungen m it einer frem den  
M acht se in e  Pflichten verletzt, o b w o h l er w e iß , daß er hierdurch ein w ich­
tiges In teresse  der Republik sch ä d ig t. .

4) § 4 ,2  „ . . .  w er  Urkunden od er  andere B e w e ise  über die R echtsverhält­
n isse  der Republik zu einem  anderen S ta a te  vernichtet, beiseiteschafft, v er-  
heimücht, verfälscht oder nachmacht, . .

6) § 5  („Verrat e ines S ta a tsg en eim n isses“).
6) § 5  A bs. 2.
7) § 6.
8) D iese  P erson en  sind gem äß § 7: der P räsident der Republik und dessen  

Stellvertreter , der V orsitzen d e  und d ie  M itglieder der R egierung, d ie M it­
glieder beider Kam m ern, der G ouverneur v o n  K arpathenrußland, die M it­
glieder des S taatsgerich tes. (Die K am m erm itglieder jedoch nur w ährend  
der Dauer ihrer M andate.)

9) Für den Fall des M o r d v e r s u c h e s  am Präsidenten der Republik 
und seinem  S tellvertreter  sch lech tw eg; an den anderen in 8 genapn ten  P er­
son en  nur, w en n  sie  sich in „A usübung ihrer R echtsbefugnis“' befanden oder  
der M ordversuch w e g en  ihrer politischen T ätigkeit unternom m en w urde.

Für den Fall der K ö r p e r b e s c h ä d i g u n g  sind nur die V orsitzenden  
der g ese tzg eb en d en  K örper, nicht aber einfache M itglieder durch das 
G esetz  beson d ers geschützt.
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N ötigung verfassun gsm äßiger Faktoren, A nm aßung von  ö ffen tlid i-r ed it-  
lichen B efugnissen . Schließlich E hrenbeleidigung des Präsidenten der R e­
publik od er  se in es Stellvertreters.

Im III. Hauptstücke („B edrohung d es Friedens in der Republik und ihrer 
m ilitärischen Sicherheit“ ) sind  alle H andlungen als strafbar bezeichnet, die  
darauf hinzielen, den Frieden oder die bestehenden  R echts- und V erfas­
su ngszu ständ e zu  s tö r e n 1): a lso  unerlaubte B ew affnung, U nverträglichkeit 
g e g e n  einzelne Gruppen der B evölkerung, Aufreizung zu  G ew alttätigkeiten , 
irredentistische U m triebe, H erabsetzung der Republik, ihrer W ürde und  
ihres A n sehens im  internationalen  Verkehr, Aufforderung ö ffen tlich -red it-  
iid ien  Verpflichtungen nicht nadizukom m en, BUligung strafbarer Hand­
lungen, V erbreitung falscher beunruhigender Gerüchte, Rückkehr von  M it­
gliedern der vorm aligen  Herrscherfam ilien oder U nterstützung d ieser  
Rückkehr, V erleitung zu  M ilitärverbrechen, unerlaubte A nw erbung v o n  S o l­
daten, V eröffentlichung v o n  Nachrichten, die das S taatsin teresse  gefähr­
den , B edrohen  der V erteid igung der Republik (durch W affen - und M uni­
tionsausfuhr und V orkehrungen, d ie andere über den Stand m ilitärischer  
Einrichtungen unterrichten), Gefährden der öffentlichen V erw altung durch 
Ämtsmißbrauch, N ichtbeseitigen oder Errichten unerlaubter D enkm äler2).

Für die schw ersten  der in I. und II. H auptstücken angeführten V er­
brechen w ird  das e igen s g esch a ffen es) S t a a t s g e r i c h t  als zuständig  
zur Durchführung der H auptverhandlung erklärt.

Von ö f f en t l i c h e r  G e w a l t t ä t i g k e i t .
Im §  1 d e s  G esetzes 309/21 („gegen  ,die N ötigung und zum  Schutze der  

V ersam m lungsfreiheit“ ) w ird  das Delikt der N ö t i g u n g  (bisher als so l­
ches dem  österreichischen Strafrecht frem d, das Erpressung v o n  N ötigung  
nicht unterscheidet: § 98 des A llgem einen österreichischen Strafgesetzes)  
a ls  Ü bertretung b z w .1) V ergehen  dem  geltenden  Rechte e in gefü gt. N öti­
gun gsm ittel sind G ew alt und Drohung.

D em  Verbrechen d es  § 78 d es AStG, („gew altsam es H andeln g eg en  g e ­
setzlich anerkannte K örperschaften oder g eg en  V ersam m lungen, die unter  
M itw irkung oder  Aufsicht einer öffentlichen B ehörde gehalten  w erd en “ ) 
w ird in § 4 des G esetzes 309/21 d ie entsprechende Ü b e r t r e t u n g  an  
d ie  S e ite  gestellt.

Vo n M i ß b r a u c h  d e r  A m t s g e w a l t .
W ie die österreichischen G esetze zum  Schutze der persönlichen Freiheit 

und d es H ausrechtes ausdrücklich eine vorsätzliche V erletzung ihrer B e -

1) in  diesem  'Hauptstücke ist ganz b eson ders d ie oben erw ähnte K asuistik  
una System losigkeit zu spüren.

2) Unerlaubt sind alle Denkm äler, die 1. staatsfeindlichen Charakter haben, 
2. einem  M itg lied e der ehem aligen H errscherfam iiien der ö sterr .-u n g a r i-  
schen M onarchie oder Deutschlands errichtet wurden.

3) G esetz 51/23.
'‘j W en n  m it A n w endu ng einer W a ffe  begangen . , .
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Stimmungen als V erbredien  des M ißbraudies der A m tsg ew a lt (§ 101 des  
Allgem einen österreichischen S tra fgesetzes) erklärt hatten, so  bedroht auch 
der § 12 des cs. V erfa ssu n g sg ese tzes 2 9 3 /2 0  über den Schutz der Freiheit 
der P erson  und d e s  H auses so w ie  d es B riefgeh eim n isses (gem äß den  
§§  107, 112 und 116 der es. V erfassungsurkunde) jed e  m it bösem  V o r sa tz e 1) 
in Ausübung des A m tes oder  D ienstes g eg en  die B estim m ungen des Ge­
se tze s  2 9 3 /2 0  über den Schutz der Freiheit der P erso n  oder des H auses  
vorgen om m ene Freiheitsbeschränkung a ls  V erbrechen m it denselben  Stra­
fe n 2) w ie  s ie  § 1 0 1  des österreichischen S tra fg esetze s vorsieh t. Außerdem  ist  
nach § 12 d es  cit. c s . G esetzes auf A m tsverlust zu  :erkennen.

D as G esetz 1 78 /24  über das B estech ungsw esen  und g e g en  d ie  V er­
letzun g  des A m tsgeh eim nisses bezeichnet sich se lb st a ls  nur subsid iär an­
w endbar, w en n  nach den bisherigen gesetzlichen  B estim m ungen keine  
stren gere  B estrafung m öglich  i s t 3).

E s w erd en  V ergeh en  b z w .4) Ü bertretungen der p a ssiv en  und aktiven  
Bestechung, b eg a n g en  durch öffentliche F unktionäre5), norm iert. E ine mit 
hohen G eldstrafen zu ahndende Ü bertretung b eg eh t der öffentliche Funk­
tionär, der sich die K enntnis v o n  dem  Inhalte v o n  Akten oder Verhand­
lungen verschafft, d ie nach dem  G esetze  geheim  oder ausdrücklich als v e r -  
traulich erklärt w ord en  sind, w en n  „durch se in e  H andlung ein öffentliches 
oder  ein  ern stes und berechtigtes P riva tin teresse  gefährdet w u rd e“ 6).) 
Versuch ist strafbar. Der zur B estechung bestim m te V erm ö g en sv erte il  
verfällt zugunsten  des S taates.

E s w urde bereits erw ähnt, daß g e w isse  Fälle des Äm tsm ißbrauches (zu 
Z w ecken der G efährdung der öffentlichen V erw altung) auch nach dem  Ge­
se tz  zum  Schutze der Republik (§°25) bestraft w erd en  können.

M ü n z v e r b r e d i e n .
D as g e lten d e Recht zum  Schutze des G eldes und der geld vertreten den  

W ertzeichen  ist durchaus ein W erk  der e s . S tra fg esetzg eb u n g . An die

1) S o n st Ü bertretung. E benso  bildet die w iderrechtliche amtliche B e­
schlagnahm e oder  E röffnung v o n  B riefen oder  von  anderen unter S ieg e l 
gehalten en  Schriften eine Ü bertretung; doch nicht nach § 1 2  d es G esetzes  
2 9 3 /2 0  (w eil hier vom  Schutz des B riefgeh eim nisses nicht gesprochen  w ird), 
sondern nach den § § 2  und 3 des G esetzes im Schutze des B rief- und 
Schriftengeheim nisses vom  6. April 1870, Nr. 42 RGBl.

2) Schw erer Kerker v o n  1— 5 Jahren, bei b eson d ers erschw erenden Um ­
ständen bis zu  10 Jahren.

3) A u fgeh oben  w erd en  § 104 letzter S atz  (G eschenkannahm e in Ä m ts- 
sachen), § 1 0 5 , 2. A bs., letzter  S atz  (V erleitung zum  M ißbrauch der A m ts­
gew alt), § 3 1 1  (Übertretung der V erleitung zum  M ißbrauch u. a.).

4) Ü bertretung, w en n  der angebotene , versprochene oder gew ä h rte  b ezw . 
verlangte  V orteil nur unbedeutend ist und kein  richtiges öffentliches 
In teresse  durch die B estechung gefährdet w ird.

5j O rgane und B ed ien stete  des S ta a tes, L andes, G aues, B ezirkes, der 
Gem einde oder einer anderen öffentlich-rechtlichen K orporation, v o n  ö ffen t­
lichen U nternehm ungen, A nstalten  und Fonds.

6) § 5  A bs. 1 d es G esetzes 178/24.
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Ste lle  d es X I .1) und X II.2) H auptstückes des A llgem einen österreichischen  
Strafrechts treten  fo lg en d e  es. G e se tz e 3) sam t den zu g eh örigen  Durchfüh­
rungsverordnungen.

I. D as G esetz 2 6 9 /19  betreffend die Fälschung v o n  Geld und W e rt­
p a p ieren 4).

E s um faßt sechs V erbrechenstatbestände und ein V ergehen.
I. D ie V erbrechen sind:
F a l s c h m ü n z e r e i  (§ 1 „. . . w er  Geld nachmacht, um es als echt 

auszu geb en “ ) 5);
M ü n z v e r f ä l s c h u n g  ( § 2  „. . .  w er  Geld abändert, um es  für Geld 

höheren W ertes auszu geb en  . . .“ );
M ü n z v e r r i n g e r u n g  (§ 3 „. . .  w er  den M etallw ert einer M ünze  

verringert, um s ie  als v o llw er tig e s  Geld in Um lauf zu bringen“ );
V e r b r e i t e n  von  nachgem achten oder verfälschten Geldzeichen und 

„gek ipp ten“ M ünzen (§ 4);
H e r s t e l l u n g 6) v o n  W e r k z e u g e n  oder  Hilfsmitteln, die zur 

B egeh ung der V erbrechen nach den §§  1— 3 bestim m t sind;
N i c h t h i n d e r u n g  u n d  N i c h t a n z e i g e  der Falschm ünzerei (§ 6).
Für alle Verbrechen nach den § §  1— 3 ge lten  gleichm äßige Bestim m ungen  

über ersch w erende U m stä n d e7) (hoher G esam tw ert der nachgem achten, 
verfälschten oder verringerten  G eldzeichen, die Absicht des T äters, die 
cechoslovak ische W ährung zu  schädigen, Rückfall, gew erb sm äß ige  B e ­
gehung), m ildernde U m stände (geringerer W ert der Geldzeichen, eine  
harm losere Art der B e g e h u n g 8), das E inverständnis mit dem  T ä te r 9) und  
die Einfuhr des nachgem achten, verfälschten oder verringerten  G eld es10)).

D ie qualifizierten Fälle der §§  1 und 2 sind m it leb en slanger K erker- 
strafe bedroht. A ußerdem  können hohe G eldstrafen (im H öchstbetrage v o n  
Vs M illionen K ć.) auferlegt w erden .

II. D as G esetz 7 /2 4  vom  14. D ezem ber 1923 über den Schutz der  
cs. W ährung und des Um laufes der gesetzlichen Z ahlungsm ittel verdankt

’j „V on der Verfälschung der öffentlichen K reditpapiere.“
2) „V on der M ünzfälschung.“
3) A u fgehoben  w ird ferner durch das G esetz 2 69 /19  der § 2 0 1  Lit. a des 

allgem einen S tra fg esetzes, insofern er vom  Verbrechen des B etruges, b e ­
gangen  durch M ünzfälschung oder Verfälschung öffentlicher K reditpapiere, 
handelt.

4) G esetzlichen Schutz gen ieß en  in -  und ausländisches M eta ll-  und  
P apiergeld , B anknoten und die im G esetz 84 /1 9  angeführten S tem p el­
marken.

5) F a l s c h m ü n z e r e i  is t  auch der in § 2  (2 .Satz) angeführte Fall, 
„ . . .  oder w e r  außer Um lauf g e se tz te s  Geld abändert, um es für gü ltiges  
Geld auszu geb en  . . . “ (Vgl. hierzu L i s z t ,  a . a . O.  509)

e) D er H erstellung g leichgesetzt ist die Anschaffung d ieser W erk zeu ge  
und deren Ü berlassung an andere.

7) D ie A ufzählung ist nur e in e exem plikative.
8) Z. B., w en n  das Falsifikat auf e in e Art h ergestellt w urde, d ie V er­

vielfältigung nicht erm öglicht.
9) E s w ird  der B egeh u n g  gleichgeachtet, g leichviel, ob vor  oder  nach der  

Tat vorhanden .
10) Einfuhr steht der B egeh ung d es Verbrechens selbst gleich.
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w en iger  typisch strafrechtlichen als vielm ehr f i n a n z p o l i t i s c h e n  M o­
tiven  se in e  E ntstehung.

Ä ls V erbrecher1) w ird  b estraft:
1. der K a u f  frem der Z ahlungsm ittel oder E delm etalle oder V e r k a u f  

einheim ischer Z ahlungsm ittel oder E delm etalle ohn e wirtschaftlichen B e­
darf oder über d essen  Maß-;

2. der Äbsdiluft v o n  R e c h t s g e s c h ä f t e n  über in -  und ausländische 
Valuten oder E delm etalle, die für d ie  e s . W ährung gefährlich w erden  
können, w en n  der T äter d ie unter 1 und 2  angeführten  H andlungen in 
der Ä b  s i c h t  b egeh t, die c s .  W ä h r u n g  z u  s c h ä d i g e n .  Fehlt d iese  
Äbsicht, lieg t ein  V e rg e h e n 2) vor.

Im übrigen w erd en  nur noch Ü b ertretungstatbestände aufgestellt. Säm t­
liche B a n k g e s c h ä f t e 3), d ie g e e ig n e t sind, Spekulationen  m it der 
c s. Valuta zu  verdecken oder den inländischen Geldmarkt m it frem den  
Z ahlungsm itteln zu  drücken, w erd en  nur jenen  B anken gesta ttet, die einer 
genauen  K ontrolle des B ankam tes d es F inanzm inisterium s unterstehen, im 
übrigen aber v e r b o te n 4).

Zum Schutze des U m l a u f e s  der gesetzlichen Z ahlungsm ittel w ird  die 
B estrafung des Ä nfertigens, Inum laufsetzens oder  -E rh a lten s v o n  E rsatz­
m itteln 5) des gesetzlichen  G eldes norm iert.

R e l i g i o n s s t ö r u n g .
W ährend es .hinsichtlich der V erbrechenstatbestände der R elig ionsstörung  

(§ 122 d es A llgem einen  österreichischen S tra fg esetzes) beim  alten  bleibt, 
erfährt das V ergehen  nach § 303 (B eleid igung einer gesetzlich  anerkannten  
Kirche oder R elig ionsgesellschaft) durch das e s . G esetz 111/19  e ine Er­
gänzun g. N eben den T atbestan d  der B eleid igung einer K irche6) tritt der 
M ißbrauch geistlicher Funktionen (insbesondere des P red igeram tes) zu 
politischem  W irk en 7).

4) Schw erer Kerker v o n  5— 10 Jahren, faku ltative G eldstrafe v o n  1000 Kc. 
bis 1 0 0 0 0 0 0  K c., obligatorische Aberkennung des aktiven  und passiven  
W ahlrechtes.

2) S trenger A rrest v o n  6 M onaten  bis zu  2 Jahren, faku ltative A ber­
kennung d es ak tiven  und p assiv en  W ahlrechtes.

3) Solche Geschäfte sind: E in - und Ausfuhr v o n  c s . oder ausländischen  
Z ahlungsm itteln oder E delm etallen , D ev isen  und Ä rbitragegeschäfte, Ge­
w ährung und A ufnahm e von  A uslandskredit, usw .

4) D as G esetz 7 /2 4  stellt im § 2  a llgem eine Richtlinien für Vorschriften  
zum  Schutze der W ährun g auf, v o n  denen R egierun gsverordn ung 46 /24  
au sg ieb igen  Gebrauch macht.

5) Darunter sind zu v e rs te h e n : Zeichen aller Art, die an Stehe des 
es . G eldes irgend eine w irtschaftliche oder rechtliche Funktion desselben  
dauernd oder vorü bergeh en d  übernehm en sollen . (V erordnung 189/24.)

°) Zu den gesetzlich  anerkannten Kirchen gehört se it 15. Septem ber 1920 
auch die cech o slo w a k isd ie  Kirche.

7) V erboten  is t:  Kritik beantragter G esetze  oder R eg ierun gsverord­
nungen, A gitation  zugunsten  bestim m ter politischer P arteien  oder  O rgani­
sationen oder g e g en  dieselben , u. ä.

Es bleibe dah ingestellt, ob  d ie E infügung d ieser  B estim m ung an dieser  
Stelle  des G esetzbuches system atisch  richtig w ar.
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D e l ik t e  g e g e n  die  Sit t l ichkei t .
E s bleiben in G eltung das XIV. Hauptstiick des ÄStG. („V .m  der N o t­

zucht, Schändung und anderen schw eren Unzuchtsfällen) und alle übrigen  
einschlägigen Bestim m ungen.

E rgänzend  treten  nunm ehr hinzu die §§  20, 21 des G esetzes 2 4 1 /22  b e ­
treffend die B ekäm pfung der G eschlechtskrankheiten: Ü bertretungen der 
„ A u f f o r d e r u n g  z u r  U n z u c h t “ (§ 2 0 ) 1) und des Ä rgernis erregen ­
den B etrieb es der Unzucht“ (§ 21).

§ 14 des G esetzes 2 4 1 /22  hebt die Freudenhäuser auf und ste llt deren  
Errichtung od er  Erhaltung als K u p p e l e i  unter die Strafsanktion der  
§§  132, IV b zw . 512 des ÄStG.

D er F r  a u  e n h a n d  e 1 2) ist im § 35 des cs. Ä u sw a n d eru n g sg esetzes  
7 1 /2 2 3) a ls Verbrechen für stra fb a r4) erklärt und charakterisiert als 
Verleitung einer P erson  w eiblichen Geschlechts zur A usw anderung, w en n  
sie  zu dem  Z w eck, sie  der g ew erb sm äß igen  Unzucht zuzufiihren oder  
m ittels arg listiger  V erschw eigung d ieses Z w eckes e r fo lg t6).

D e l i k t e  d e r  k ö r p e r l i c h e n  B e s c h ä d i g u n g  u n d  G e f ä h r d u n g .
D as XVIII. Hauptstück im A llgem einen österreichischen S tra fgesetz  

(„V on den Verbrechen der schw eren  körperlichen B eschädigung“ ) bleibt 
unverändert. D en hier (§§ 154— 156) angedrohten  Strafen unterliegt gem äß  
§ 18 d es cs. G esetzes 2 4 1 /2 2  betr. d ie B ekäm pfung der G eschlechts­
krankheiten die „ v o r s ä t z l i c h e  A n s t e c k u n g  e i n e r  a n d e r e n  
P e r s o n  m i t  e i n e r  G e s c h l e c h t s k r a n k h e i t “ .

Di e  w i s s e n t l i c h e  G efährdung einer anderen P erson  durch Geschlechts­
krankheiten w ird  als V e r g e h e n ,  die f a h r l ä s s i g e  als Ü b e r ­
t r e t u n g 6) geahndet.

^  1. W er  auf e in e Art, die g ee ig n et ist, Ä rgernis zu erregen  oder das  
Scham gefühl zu  verletzen , zur Unzucht a u f  f o r d e r t  oder sich dazu  a n -  
b i e t e t .

2. W er  e in e P erson , d ie noch nicht das 16. Jahr erreicht hat, zur U n­
zucht verleitet.

2) B isher auch nach österreichischem  Recht als V orbereitungshandlung zur 
K uppelei straflos. V gl. L i s z t :  a . a . O.  364.

3) E rlassen  auf Grund des Art. 20  des V ertrages v o n S t.-G e rm a in -e n -L a y e  
mit der C ed io slo w a k ei (508/21).

4) Kerker v o n  1 bis 5 Jahren; handelt es sich um eine geschlechtlich un­
bescholtene P erson , ist der T äter rückfällig, oder  betreibt er den Frauen­
handel gew erb sm äß ig , Kerker von  5 bis 10 Jahren.

B) Am  8. D ezem ber 1921 trat die ĆSR. dem  internationalen  Ü berein­
kom m en vom  4 .M ai 1920 zur Bekäm pfung des M ä d c h e n h a n d e l s  
(Kundmachung d es e s . A ußenm inisters 160/22) und dem  internationalen  
Übereinkom m en betreffend die B ekäm pfung der V erbreitung u n z ü c h t i g e r  
V e r ö f f e n t l i c h u n g e n  vom  4 .M a i 1910 (Kundmachung d. ćs. Ä . M.  
184/22) bei.

6) S trenger A rrest v o n  14 T agen  bis zu 8 M onaten, b ezw . A rrest von  
I T a g e  bis zu  1 M onat oder G eldstrafen (50— 1 0 0 0 0  K ć.).

Hat der T äter aus G e w i n n s u c h t  gehand elt, so  tritt als obligatorische  
N ebenstrafe in a l l e n  Fällen neben die Freiheitsstrafe e ine G eldstrafe v o n  
100 bis 10 000 KĆ.
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Än die S teiie  des (nun aufgehob en en ) §379 des ÄStG. („Strafe g e g e n  mit 
einer schändlichen K rankheit behaftete  und d ieselbe verheim lichende  
Hm m en“ ) treten  die B estim m ungen §  19 d es G esetzes 2 4 1 /2 2 1). Ä ls v o n  
den politischen B ehörden  zu  ahnende Ü bertretungen w erd en  an g eg eb en :  
Annahm e einer S te lle  bei einem  gesu n d en  K inde durch eine syphilitische  
Äm m e, Ä ufnahm e einer gesun den  Äm m e zu  einem  syphilitischen Kinde und  
Ü bergabe e in es Syphilitischen K indes in die P fleg e  anderer P e r so n e n 2).

B e t r u g s d e l i k t e .
D as XXIII. Hauptstück des A llgem ein en  ö sterre id iisd ien  S tra fg ese tze s  

(„Vom  B etrü g e“) erh ielt durch Einführung der neuen  K onkursordnung  
Skaiserliche Verordnung vom  lO .D ezem b er 1914, Nr. 337 RGBl.) hinsicht­
lich der B estim m ungen über betrügerische Krida und Schädigung frem der  
G läubiger (§§ 193 Lit. f. und 186) eine neue Fassung.

D em  G r e n z s c h u t z  (bisher nur § 1 9 7  L i t e . :  V erbrechen des B etru ges  
beg a n g en  durch W egräu m en  oder V ersetzen  der zur B estim m ung der  
G renzen g ese tz ten  M arkungen) ist das c s . G esetz  254/21 „über den  
Schutz der G renzsteine und trigonom etrischen Z eichen“ gew id m et. Die 
v o r s ä t z l i c h e  V ersetzung, B ese itigu n g , Vernichtung oder Unkenntlich­
machung der S t a a t s g r e n z e n  bildet ein V e r g e h e n ,  die B egeh u n g  
dieser H andlungen aus F ahrlässigkeit oder w o h l vorsätzlich , doch ohne 
die Kenntlichkeit der G renze zu  berühren, e in e  Ü b e r t r e t u n g .  D ie  V er­
se tzu n g  uisw. der L a n d e s - ,  M unizip a l-, G em eindegrenzzeichen und 
der zu  V erm essun gszw ecken  aufgeste llten  T riangulierungszeichen w ird  
als Ü bertretung g e s tr a ft3).

Die s t r a f r e d i t l i c h e n  N e b e n g e s e t z e .
Ä us der Fülle aller jener S p ez ia lg ese tze , die neben  dem  ÄStG. Q uellen  

d es d erze it in der CSR. ge ltend en  Strafrechtes sind, kön nen  nur d ie  w ich­
tig sten  erw äh nt w erd en .

D as P r e ß g e s e t z  vom  17. D ezem ber 1862, Nr. 6 RGBl, vom  Jahre 
1863 und die P  r e ß g  e  s  e t  z  n o v  e i l  e n  vom  15. O ktober 1868, Nr. 142 
RGBl, und vom  9. Juni 1894, Nr. 161 RGBl. Äm  m ateriellen  Presserecht 
hat d ie c s . G esetzgeb un g nichts geändert. D er § 113 der £s. V erfas­
sungsurkunde (Verf. Ges. 121/20) g ew ä h rleiste t „die Freiheit der P resse“ 
und v erb ie tet es grundsätzlich, „d ie  P resse  einer P räventivzensur  zu  
u n terw erfen “ . § 117 der V erfassungsurkunde lautet: „Jederm ann kann 
innerhalb der gesetzlichen  Schranken se in e  M einung durch W ort, Schrift, 
Druck, bildliche D arstellung u. dgl. äußern“ . § 10 d es  G esetzes 300 /20  
„über außerordentliche V erfü gun gen“ (Standrecht) bestim m t, in w elchen

ł ) S ie  kom m en natürlich nur zur A n w endu ng, w en n  kein nach § 18 des  
zitierten G esetzes strafbares Delikt v orlieg t.

2) U nter V erheim lichung der Natur der Kjrankheit des K indes.
3) B ei vorsätzlicher B egeh u n g  und U nkenntlichw erden der G renzen  

stren gere B estrafung.
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Fällen und auf w elche Art die H erausgabe und V erbreitung v o n  Z e it­
schriften und der B etrieb v o n  G ew erben, w elche Druckschriften erzeu gen  
oder  verbreiten , eingeschränkt oder e in gestellt w erd en  kann.

D i e  V e r a n t w o r t l i c h k e i t  d e s  P r ä s i d e n t e n  d e r  R e p u b l i k  u n d  
d e r  M i n i s t e r .  An S te lle  des österreichischen G esetzes vom  25. Juni 1867, 
Nr. 101 RGBl, über die M inisterverantw ortlichkeit treten  die B estim ­
m ungen der cs. V erfassu ngsu rk un de1). D er Präsident der Republik ist 
nur für H och verrat2), der M inisterpräsident und die M itglieder der R e­
g ierung für d o lo se  oder grobfahrlässige  G esetzesver letzungen  strafrechtlich  
verantw ortlich  (§§ 66— 6 9 )3).

V e r e i n s -  u n d V e r s a m m l u n g s r e c h t .  E s gelten  die österreichi­
schen G esetze  vom  15. N ovem ber 1867, Nr. 134 und 135 RGBl.

D as cechoslovak ische G esetz 309/21 g eg en  die N ötigung und zum  
Schutze der V ersam m lungsfreiheit stellt in den § §  4— 6 vorsätzliche w id er­
rechtliche E ingriffe in das verfassun gsm äßig  g ew ä h rleistete  ( § 1 1 3  der  
V erfassungsurkunde) Recht, sich zu versam m eln, unter Strafe. Einer Ü ber­
tre tu n g 4) macht sich schuldig, w er  vorsätzlich  eine gesetzm äß ig  einberufene  
V ersam m lung dadurch stört oder vereite lt, daß er den Zusam m entritt auf 
irgendeine W e ise  verh indert; ferner, w er  an einer gesetzm äßig  stattfin­
denden , nur auf ge lad en e  T eilnehm er beschränkten Versam m lung te il­
nim m t und trotz  A ufforderung sich nicht en tfern t5).

K o  a il i t  i o n  s r e eh t. D as österreichische G esetz vom  7. April 1870, 
Nr. 43 RGBL („w odurch unter A ufhebung der §§  479— 481 des AStG, in 
betreff der V erabredungen v o n  A rbeitgebern und A rbeitnehm ern zur Er­
zw in gu n g  v o n  A rbeitsbedingungen, und von  G ew erbsleuten zur Erhöhung  
d es P re ises  einer W are zum Nachteile des Publikum s beson dere B estim ­
m ungen erlassen  w erd en “ ) gilt mit A usnahm e des §  3, der durch das 
cechoslovak ische N ö tig u n g sg ese tz  309/21 aufgehoben  w urde, w eiter . Der 
§ 114 der V erfassungsurkunde lautet: „D as K oalitionsrecht zum  Schutze  
und zur U nterstützung der Ä rbeits- (A n gestellten -) und W irtsch aftsver- 
i'ältn isse w ird  gew äh rleistet. A lle Handlungen v o n  E inzelpersonen  oder  
V ereinigungen , die als vorsätzliche V erletzung d ieses Rechtes erscheinen, 
sind  v erb o ten .“

D ie cechoslovak ische R egierung hat ein Ü bereinkom m en betreffend das 
v ere in s- und K oalitionsrecht der landwirtschaftlichen Arbeiter (98/24), das 
auf dei dritten allgem einen K onferenz der in ternationalen  A rbeitsorgan i­
sa tion  d es V ölkerbundes genehm igt w urde, angenom m en und sich hiermit

4) Ein b eson d eres G esetz ist in Aussicht g este llt (§ 6 7 ,2  der V erfassu ngs­
urkunde), aber bisher nicht erlassen.

2) S trafverfo lgun g v o r  dem  S enate  über A nklage des A b geordn eten ­
hauses. E inzig  zu lä ssig e  Strafe: Verlust des A m tes und der Fähigkeit, es  
sp äter  w ied er  zu erlangen ,

3) D ie R egierung veran tw ortet auch d ie  m it dem  Präsidentenam te z u ­
sam m enhängenden  Äußerungen des P räsidenten  der Republik.

4) A rrest b is zu drei M onaten, unter erschw erenden U m ständen bis zu
6 M onaten.

6) U ber das Vereinsrecht der landwirtschaftlichen Arbeiter s ieh e  „K oali­
tionsrecht“ .
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verpflichtet: „allen in der L andw irtschaft beschäftigten  P erson en  das  
gleiche V ere in s- und K oalitionsrecht w ie  den gew erblichen A rbeitern zu  
gew ährleisten  und jed e  gesetz lich e  od er  a n d erw eitige  B estim m ung auf­
zuheben, die d ie se s Recht für den landwirtschaftlichen A rbeiter beschränkt.“

V o r s c h r i f t e n  g e g e n  d e n  G e b r a u c h  v o n  S p r e n g s t o f f e n .  
D as österreichische „ S p ren g sto ffg ese tz“ vom  27. M ai 1885, Nr. 134 RGBl, 
erhielt durch §  43 des G esetzes 50 /2 3  eine authentische F assung und w urde  
als A n lage dem  S ch u tzgesetze  zu gefü gt. M it A usnahm e der § § 1 1  und 13 
wird der W irkungsbereich  d e s  S p ren g sto ffg ese tzes  auf d ie  der M ilitär­
gerichtsbarkeit un terstehenden  P erson en  ausgedehnt.

V o r s c h r i f t e n  ü b e r  d a s  W  a f  f e  n t r  a  g  e n . D as österreichische  
W a f f e n p a t e n t  (kaiserliches P aten t v o m  24. O ktober 1852, Nr. 223  
RGBl.) ist b isher durch keine anderen Vorschriften ersetzt.

D as G esetz 2 3 0 /2 2  betreffend  die K orps der Sicherheitsw ache verfü gt  
für d ie  uniform ierten Sicherheitsw achen obligatorische, für die nicht­
uniform ierten faku ltative B ew affnu ng. In A usübung des D ien stes dürfen die 
M itglieder der Sicherheitsw ache in g ew issen , im G esetze aufgezählten  Fällen  
(N otw ehr, W iderstand  g eg en  Dienstesverrichtung,- Flucht e in es gefährlichen  
Verbrechers) v o n  der W affe  Gebrauch m achen.

V e r g e h e n  g e g e n  d i e  P o s t a n s t a l t e n :  kaiserl. P aten t v . 2 1 .M ai 
1805, Nr. 731 JGS., kaiserl. Verneinung v . 8. M ai 1850, Nr. 190 RGBl.

V e ile tzu n g en  der Vorschriften über den V e r k e h r  m i t  L e b e n s m i t ­
t e l n  u n d  a n d e r e n  G e  b r a uch  s g  e  g  e  n s t ä  n d  e n .

D as so g en a n n te  „ L eb en sm itte lgesetz“ v o m  16. Januar 1896, Nr. 89 e x  
1897 RGBl, betreffend den Verkehr m it L ebensm itteln  und e in igen  Ge­
brauchsgegenständen . „D as M argarin egesetz"  vom  25 . O ktober 1901 , 
Nr. 26  RGBl, ex  1902, betreffend  den V erkehr m it Butter, K äse, B utter­
schm alz, Schw eineschm alz und deren E rsatzm itteln .

B e t r i e b  v o n  Ä u s w a n d e r u n g s g e s c h ä f t e n .  An S te lle  der  
spärlichen B estim m ungen d es österreichischen G esetzes v o m  21. Januar 
1897, Nr. 27  RGBl, is t  das c s . G esetz  71 /22  betreffend d ie  A usw an deru ng  
und die Durchführungsverordnung 170/22  getreten . D as V e r b r e c h e n  
der V erleitung zur A u sw an deru ng begeh t, w e r  g ew erb sm ä ß ig 2) durch 
listige  V orsp iegelu ng einen  Irrtum hervorruft, den er  dazu  benutzt, je­
m and zur A usw an deru ng zu  b e w e g en ; eine Ü b e r t r e t u n g ,  w er  v o r ­
sätzlich zur A usw an deru ng in G ebiete v er le ite t, in w elche die Ä u sw a n d e-  
rung v erb o ten  ist, oder w e r  o h n e g laub w ürd ige  G rundlagen d ie  V er­
hältn isse e in es frem den L andes so  anpreist, daß dadurch e in e  A u sw a n d e­
ru n g sb ew eg u n g  hervorgeru fen  w erd en  k ö n n te 8).;

ł ) B estim m ungen über d ie M öglichkeit der Abschaffung und Stellung  
unter P olizeiaufsicht ( §11)  und über die Z uständ igkeit der G eschw orenen­
gerichte (§ 1 3 ).

2) O hne G ew erbsm äßigkeit V e r g e h e n .
3) D ie Strafen  sind : für V erbrechen: K erker v o n  6 M onaten b is  z u

6 Jahren, V ergeh en : stren ger  A rrest v o n  3  M onaten  b is zu  1 Jahre,
Ü bertretungen: stren g er  A rrest v o n  1— 6 M onaten. In allen Fällen kann
neben der F reiheitsstrafe auch auf e in e G eldstrafe b is zu  1 0 0 0 0 0  K c. er­
kannt w erden .
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A n w erb ung jugendlicher (d. h. noch nicht 18 jähriger) P erson en  zu einer  
E rw erbsarbeit im  Ä uslande ohne vorm undschaftsbehördliche Z ustim m ung  
b ildet ebenfalls einen  U bejtretungstatbestand .

Ü ber Frauenhandel als Sonderfall der Verleitung zur Ä usw an deru ng  
vg l. S e ite  341.

Die Oberaufsicht über die E inhaltung der B estim m ungen des Ä u sw a n d e-  
ru n g sg esetzes ob lieg t dem  M inisterium  für soz ia le  Fürsorge, dem  auch alle  
sh  afbaren H andlungen zu  m elden sind.

A us der Z ahl der strafrechtlichen N eb en g ese tze , die unverändert v o n  
der cs. R egierung übernom m en w urden , se ien  erw ähnt:

G esetz v o m  9. April 1873, Nr. 70 RGBl, über E r w e r b s -  u n d  
W i  r t  s  ch a f t s  g  e n o  s s  e n  s d i a f  t  e  n;  G esetz vom  1 0 .M a il8 7 3 , N r.108  
RGBl, w id er  A r b e i t s s c h e u e  u n d  L a n d s t r e i c h e r ;  G esetz vom  
28. M ai 1881, Nr. 47 RGBl. betr. Abhilfe g eg en  unredliche V orgänge bei 
K r e d i t g e s c h ä f t e n ;  G esetz v o m  25. M ai 1883, Nr. 78 RGBl, über 
strafrechtliche B estim m ungen g e g en  V ereitlung von  Z w a n g s v o l l s t r e k ­
k u n g e n  (vg l. h iezu  G esetz  259/231); G esetz vom  17. Juni 1883, Nr. 117 
RGBl. betr. d ie B estellung v o n  G ew erbeinspektoren; G esetz vom  3 0 .M ärz  
1888, Nr. 41 RGBL, w o m it strafrechtliche B estim m ungen in betreff der  
Sicherung der U n t e r s e e k a b e l  getroffen  w e r d e n ; G esetz vom  6. M ärz 
1906, Nr. 58 RGBl, über G e s e l l s c h a f t e n  m. b. H.; G esetz vom
25. O ktober 1896, Nr. 220 RGBL betr. d ie direkten P erso n a lsteu ern 1) 
(das e s . G esetz 3 09 /20  über d ie V e r m ö g e n s a b g a b e  und V erm ögens­
zuw achsabgabe dehnt d ie a llgem einen B estim m ungen d es VI. Hauptstückes 
des P erso n en steu erg ese tzes m it e in igen  A bänderungen und E rgänzungen  
auf die V erm ögen sab gab e aus); das Ä p o t h e k e n g e s e t z  vom  18. D e­
zem ber 1906, Nr. 5 RGBl, ex  1907; G esetz über d as V e r b o t  d e s  G e ­
t r e i d e  t e r m  i n h a n d e l  s  (G esetz v o m  4. April 1903, Nr. 10 RGBL).

D as e s . T e l e g r a p h e n g e s e t z :  G esetz 60/23.
W e g en  der großen  B edeutung, d ie T elegrap h  und T elephon  für das g e ­

sam te öffentliche L eben haben, w ird der M ißbrauch d ieser Einrichtungen  
streng bestraft. D as G esetz  statu iert: 2 V e r b r e c h e n s t a t b e s t ä n d e 2):

1. U nbefugte Selbsteinschaltung in einen D rahttelegraphen.
2. Errichtung od er  B etrieb  e in es T elegrap hen  ohne B ew illigung des  

P ostm inisterium s;
beide H andlungen aber nur dann, w en n  sie  w ährend  e in es K rieges oder  
besonders bedrohlicher politischer V erhältn isse im Innern d es S ta a tes v er ­
übt w urd en ; m e h r e r e  V e r g e h e n s t a t b e s t ä n d e 3).

1. D ie  o b en  erw ähnten V erbrechenstatbestände, w en n  sie  nicht w ährend  
außerordentlicher V erhältnisse verw irklicht w erden .

1) D ieses G esetz w urde bereits durch z w e i österreichische G esetze  und  
schließlich durch das G esetz 384/22  abgeändert.

2) S trafe: Kerker v o n  1— 5 Jahren.
3) Strafverfahren nur über A ntrag der P o s t -  und T elegrap henverw altu ng  

oder auf V erlangen der G eschädigten. Versuch ist strafbar.
Strafen: A rrest v o n  8 T a g en  bis 1 M onat.
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2. Ä uffangen drahtloser T elegram m e, Ä bhören  von  T elep h on ­
gesprächen.

3. V eröffentlichen derartiger Nachrichten zum  Schaden anderer oder aus 
gew innsüchtiger Äbsicht.

4. Fälschung, widerrechtliche E röffnung oder Unterdrückung v o n  T e le ­
gram m en, so w ie  V erletzu ngen  d es R echtes der P arteien  auf G eheim haltung  
des Inhalts v o n  T elegram m en und T elephongesprächen  durch T elegrap hen­
beam te.

F ü r  B e s c h ä d i g u n g  u n d  Z e r s t ö r u n g  der T elegrap hen  und (g e ­
m äß § 1 4  des G esetzes 1 97 /20  über die bergm ännische Aufsuchung und Ge­
w innung v o n  Erdharzen), der Einrichtungen zur G ew innung von  Erdharzen, 
g elten  nach w ie  v o r  die B estim m ungen des AStG, über öffentliche G ew alt­
tätigkeit (§ 8 9 , b ezw . § 3 1 8 ).

D as G esetz  464/21 über die F e u e r b e s t a t t u n g  norm iert als V e r ­
b r e c h e n 1) (in §  20):

1. D ie E n t z i e h u n g  d e r  Ä s c h e  einer L eiche aus dem  B esitze  des 
B erechtigten  ohn e d essen  E inw illigung oder ohn e behördliche B ew illigung.

2. A b s i c h t l i c h e  V e r l e t z u n g  d es am tlichen V ersch lusses einer 
A sch en u rn e;

a l s  V e r g e h e n 2): D ie Verunehrung der A sche einer Leiche.

D a s  W a h l s t r a f  r e c h t .  Q uellen d esselb en  sind das G esetz  663/19  
(abgeändert durch G esetz 44 /20) über die s t ä n d i g e n  W ä h l e r v e r ­
z e i c h n i s s e  und das G esetz 1 23 /20  (abgeändert durch das G esetz  205/25) 
betr. die E rlassung der W ahlordn ung für d as A b g e o r d n e t e n h a u s .

E i n  V e r g e h e n 3) b ildet: V erw eig eru n g  der Annahm e einer Kandi­
daten liste durch den  V orsitzenden  oder  einen  B eam ten  der K reisw ah l­
kom m ission, absichtliche oder grob  nach lässige V erlautbarung, V ervielfä lti­
gun g oder Z ustellung falscher K andidaten listen  durch den V orsitzenden  oder  
einen B eam ten  der K reisw ah lkom m ission , den V orsteher oder B eam ten  
einer G em einde, die E ntziehung einer K andidaten liste oder V ornahm e von  
Streichungen auf einer K andidaten liste e in es anderen, Ä nderungen in den 
W ählerverzeichn issen , Ä u sfo lgu n g  ungleicher Ä bstim m ungsresu ltate an eine 
W ahlkom m ission, Nichtabführung v o n  niehtzugestellten  L egitim ationskarten  
an eine W ahlkom m ission; Ausschank, Verkauf und V erabreichung alkoh ol­
haltiger Getränke am  W ah ltage .

D aneben sind eine R eihe v o n  te ils  gerichtlich, te ils  durch die politische  
B ehörde zu strafender Ü bertretungen angeführt. (Die unentschuldigte Nicht­
beteiligung an  der W a h l ist e in e v o n  den politischen B ehörden m it Geld­
strafen  zu ahnende Übertretung.")

D a s  W u c h e r s t r a f r e d i t .  Durch, d as G esetz 5 6 8 /1 9  über die B e­
strafung d es K riegsw uchers (abgeändert und ergän zt durch das G esetz

’) S trafe: Kerker v o n  1— 5 Jahren, daneben fakultative G eldstrafe von  
500— 1 0 0 0 0  K ć.

2) S trafe: A rrest von  1 W oche bis zu 6 M onaten  und G eldstrafe von  
5 0 — 1000 K c.

3) Strafe in allen Fällen: stren ger  A rrest v o n  1— 6 M onaten.
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4 0 /2 4 )  w ird das österreichische W ucherstrafrecht (kaiserl. V erordnung vom
2 4 . M ärz 1917, RGBl. Nr. 131) aufgehoben , insofern e s  den B estim m ungen  
des neuen G esetzes widerspricht.

Es w erd en  fo lg en d e  strafbare T atbestände statu iert: V e r h e i m -
l i d i u n g  v o n  V o r r ä t e n  an B edarfsgegen ständ en  („bew egliche Sachen, 
die zur B efried igung der B edürfnisse der M enschen und H austiere u n ­
m ittelbar oder  m ittelbar d ienen“ ), P r e i s t r e i b e r e i  in Hinsicht auf B e ­
darfsgegen stän de und un bew egliche oder bew egliche M ietgegen stän d e  
(W o  h n u n  g s  w u  ch e r), P r e i s u b  e r  b i e  t u n  g beim  Einkauf e in es B e ­
d arfsgegen stan des zum  Z w ecke der W eiterveräuB erung.

D iese  wucherischen H andlungen bilden grundsätzlich e in e Ü b e r t r e ­
t u n g ;  s ie  sind als V e r g e h e n  zu  bestrafen, w en n  der W ert des durch 
die w ucherische. H andlung betroffenen G egenstandes höher lieg t oder der 
T äter rückfällig w u rd e; V e r b r e c h e n  liegen  vor, w enn  die T at in großem , 
öffentliche In teressen  gefährdenden  U m fange b egangen  w urde, bei Rück­
fälligkeit und ähnlichen b eso n d ers erschw erenden Um ständen.

V o r s ä t z l i c h e  V e r l e t z u n g e n  d e r  in behördlichem  Ä uftrage b e ­
gründeten L i e f e r u n g s p f l i c h t  (V ergehen  b e z w .1) Verbrechen); Ü b e r ­
s c h r e i t u n g  d e r  H ö c h s t p r e i s e  (bildet nur dann eine gerichtlich zu  
verfo lgen de Ü bertretung, w en n  die P reisgrenzen  überschritten und der g e ­
forderte P reis offenbar überm äßig ist); V e r a b r e d u n g  m i t  a n d e r e n ,  
ü b e r m ä ß i g e  P r e i s e  zu  fordern (V ergehen b e z w .2) Verbrechen); 
V e r d e r b e n  v o n  L e b e n s m i t t e l n  zum  Z w ecke der Ä n geb otverrin ge- 
nm g, P reisste igeru n g  durch Ä u f s t a p e l n  von  B edarfsgegenständen , 
K e t t e n h a n d e l  (V ergehen  b e z w .3) Verbrechen); S c h l e i c h h a n d e l ,  
W eigeru ng, B edarfsgegen ständ e anders zu verkaufen als g eg en  Abnahm e  
anderer W aren  (V ergehen).

Bei B e m e s s u n g  d e r  S t r a f e n  (Freiheitsstrafen v o n  1 W oche bis 
zu 20 Jahren, fakultative G eldstrafen bis zu  2 M illionen Kc.) ist grundsätz­
lich die A nw endung d es außerordentlichen M ilderungsrechtes und der b e­
dingten Verurteilung ausgesch lossen . Unter besonders erschw erenden Um ­
ständen kann als N ebenstrafe  auf Verfall des gesam ten  V erm ögens er ­
kannt w e r d e n 3).

II. D i e  S l o v a k e i  u n d  K a r p a t h e n r u ß l a n d .
Das in d iesen  G ebieten ge lten d e ungarische Strafrecht ist enthalten:
1. im „ungarischen Strafgesetzbuch über Verbrechen und V erg eh en 4)

1) W enn  die V ersorgung einer größeren  Zahl von  P ersonen  gefährdet 
oder das öffentliche In teresse  schw er geschädigt wurde.

2) W en n  durch die T at öffentliche In teressen  schw er gefährdet w urden  
oder der T äter rückfällig ist.

3) Ferner sind v o rg eseh en  als F o l g e n  d e r  B e s t r a f u n g :  Verlust 
einer G ew erbeberechtigung, Aufsicht über die A usübung eines G ew erbes  
und eines landwirtschaftlichen B etriebes, Ä ufenthaltsverbot, A u sw eisun g  
und Polizeiaufsicht, Verlust aller W ahlrechte u. ähnl. m.

4) E ine deutsche Ü bersetzung des ungarischen S tra fgesetzes über V er­
brechen und V ergehen  so w ie  der oben erw ähnten ungarischen S tra fg esetz ­
novelle  sam t den bis 1909 ergan gen en  strafrechtlichen N eb en gesetzen  ist
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(G esetzesartikel V v . J. 1878), das durch G esetzesartikel XX X V I v . J. 1908  
(die so g . ungarische S tra fgesetzn ovelle ) m osaikartig  n ovelliert w urde.

2. im ungarischen allgem einen S tra fg esetz  für Ü bertretungen (G esetzes-  
artikel XL v . J. 1879).

D ie cs. S tra fgesetzgeb u n g  hat dem  ungarischen Rechte g egen ü b er  den­
selben  W e g  ein gesch lagen  w ie  dem  ö sterre id iisd ien  g eg en ü b er: die a llge­
m einen L ehren bleiben unverändert, der b eson d ere  T eil w ird  durdi eine  
Reihe v o n  G esetzen  m odifiziert und ersetzt.

D as G esetz zum  S c h u t z e  d e r  R e p u b l i k  (50/23) hebt fa st  säm tliche  
B estim m ungen der beiden ungarischen S tra fg esetze  und der ungarischen  
G esetze (G esetzesartikel LXIII v .J .1 9 1 2 ;  X X X IV  v .J . 1913; XVIII v .J . 1915), 
die sich auf die durch das G esetz 5 0 /2 3  g ereg elte  M aterie  beziehen , a u f1),

Im Abschnitte 7 d es  StG. über Verbrechen und V ergehen  „ G e w a l t ­
t ä t i g k e i t e n  g e g e n  P r i v a t p e r s o n e n “ w ird  § 1 7 7  durch das  
cs. G esetz 309/21 („über die N ötigun g“ ) aufgehoben .

Der S.Ä bschnitt „Verbrechen und V ergehen  g e g e n  das W a h l r e c h t “ 
erhielt durch die in  den c s . W a h lg ese tzen  (siehe S. 346) norm ierten  Straf­
g e se tz e  e in e E rgänzung.

D er lO .Ä bschnitt handelt von  der „ V e r l e t z u n g  d e r  p e r s ö n ­
l i c h e n  F r e i h e i t ,  d e s  H a u s r e c h t e s ,  d e s  B r i e f -  u n d  D e ­
p e s c h e n g e h e i m n i s s e s  d u r c h  ö f f e n t l i c h e  B e a m t e “ , der Ab­
schnitt 23 v o n  der V erletzung d e s  B r i e f -  u n d  D e p e s c h e n g e h e i m -  
n i s  s  e  s  überhaupt.

W ährend die B estim m ungen über den Schutz d es B riefgeh eim nisses in 
Geltung bleiben, w erd en  H andlungen der T elegrap henb eam ten  (§ 2 0 1 ) und 
P rivatpersonen  (§3 2 7 ), die das D epeschengeheim nis verletzen , durch das 
cs. G esetz 60 /2 3  ( „ T e l e g r a p h e n g e s e t z “) m it S trafe  bedroht, das 
säm tliche Vorschriften über T elegrap hen  a u fh eb t2).

Der g a n ze  11. A bschnitt(„G  e 1 d v e r f ä  1 s  c h u n g “ ) sam t den  bezüglichen, 
durch die ungarische S tra fg esetzn o v e lle  (deren § §  34— 42) eingeführten  
Ä nderungen, w ird  durch das e s . G esetz 2 6 9 /19  „betreffend die Fälschung 
v o n  Geld und W ertpapieren  aufgehoben  und ersetzt.

als B eilage zum  16. Band der M itt. der I. K. V. erschienen. E ine deutsche  
Ü bersetzung d es  G esetzesartikels XL v . J. 1879 so w ie  der strafrechtlichen  
N eb en g ese tze  ab 1910 standen leider dem  B erichterstatter nicht zur Ver­
fügung.

H A ufgehoben  w erd en  G esetzesartikel XXIV v . J. 1912 und XVIII v. J. 
1913 zur G änze; aus dem  G esetzesartikel 1878 die §§  126— 152 (II. T eil, A b­
schnitt I „H ochverrat“ und II „S taatsverrat“ ), § §  158, 161 (aus dem  IV. A b­
schnitt: „A ufstand“ ), § §  171, 174 (aus dem  Abschnitte „A ufreizung g egen  
die V erfassung, die G esetze, d ie B ehörden oder die behördlichen O rgane“ ), 
§ 4 5 3  (Verleitung zu  D esertion), § 4 5 9  (aus dem  A bschnitte: „Verbrechen  
und V ergehen  g eg en  die bew affn ete  M acht“), aus dem  G esetzesartikei XL 
v. J. 1878 (G esetz betr. die Ü bertretungen), d ie  §§  33, 34  Z. 1 und 3, 
37, 39, 109, aus dem  G esetzesartikel LXIII v. J. 1912 die § §  18, 19, 22, 23, 
26, 27.

2) S iehe  auch V erfassu n gsgesetz  2 9 3 /2 0  „über den  Schutz der Freiheit 
der P erson  und d es H auses so w ie  des B riefgeh eim n isses“ (gem äß den 
§§ 107, 112 und 116 der Verfassungsurkunde).
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D er 1 4 .Ä bsdm itt („Verbrechen und V ergehen  g e g e n  d i e  S i t t l i c h ­
k e i t “ ) bleibt unverändert in G eltung, w äh rend § 8 1  und 106 des a llg e ­
m einen S tra fg esetze s für Ü bertretungen durdi das cs. G esetz 241/ 2 2 2,) 
(G esetz g e g en  die G e s c h l e c h t s k r a n k h e i t e n )  aufgehoben w erd en ;  
das gleiche G esetz unterstellt den V erbrechenstatbestand se in es § 1 8  (vor­
sätzliche Ansteckung einer anderen P erson  m it einer G eschlechtskrankheit) 
der Strafsanktion der § § 3 0 3 —306 d es  S tra fg esetzes über Verbrechen und  
V ergehen ( „ K ö r p e r v e r l e t z u n g “ ).,

2 4 .Abschnitt „ V e r l e t z u n g  f r e m d e r  G e h e i m n i s s e “ . D ie  § § 3 2 8  
bis 329 haben anscheinend den § 9 O es G esetzes 241 /2 2 , der v o n  der „ W ä h ­
rung d es ärztlichen und des A m tsgeh eim n isses“ handelt, nachgebildet.

2 5 .A b schn itt: „ H a u s f r i e d e n s b r u c h  d u r c h  P r i v a t p e r s o n e n “ 1).
2 6 .A bschn itt: „ D i e b s t a h l “ . E s ist bem erkensw ert, daß der G esetzes­

artikel v . ]. 1907 über die „Förderung der heim ischen Industrie“ den  
elektrischen Strom  und jed e  zu technischen Z w ecken verw ertbare so n stig e  
E nergie“ unter denselben  strafrechtlichen Schutz stellt, der bezüglich der 
bew eglichen Sachen b esteh t, w ährend im G ebiete d es österre ich isd ien S traf-  
rechts gerade über d iesen  Punkt Unklarheit herrsch t2).

27. A bsdm itt: „ R a u b  u n d  E r p r e s s u n g “ . V gl. G esetz 309/21 über 
die N ötigun g und d as oben  (S. 337) über den N ötigungsbegriff im ö ster­
reichischen Strafrecht G esagte (es g ilt m. E. auch für das ungarische S tra f-  
recht).

32. A bschn itt: „ U r k u n d e n f ä l s c h u n g “. D er h ierhergehörende Ge­
setzesartikel XLI v. J. 1891 (über den strafrechtlichen Schutz der G renz- 
und F eldm essungszeichen) w ird  durch das es. G esetz 254/21 (über den 
Schutz der G renzsteine und Triangulierungszeichen) aufgehoben  und ersetzt.

39. Abschnitt: „ B e s c h ä d i g u n g  v o n  E i s e n b a h n e n ,  S c h i f f / e n  
u n d  T e l e g r a p h e n  u n d  a n d e r e  g e m e i n g e f ä h r l i c h e  H a n d ­
l u n g e n “. G esetz 197 /20  dehnt die W irksam keit der § § 4 3 9 , 440 auf E in­
richtungen zur G ew innung v o n  Erdharzen aus.

41. Abschnitt: „ V e r b r e c h e n  u n d  V e r g e h e n  g e g e n  d i e  b e ­
w a f f n e t e  M a c h t “ w ird sam t allen N ovellen  (G esetzesartikel XX v . J. 
1886; G esetzesartikel XVIII v. J. 1888; G esetzesartikel XXI v . J. 1890; 
G esetzesartikel XX X  und XXXI v . J. 1912) durch d as e s . W e h r g e s e t z  
193/20 aufgehob en  und ersetzt.

42. Abschnitt: V e r b r e c h e n  u n d  V e r g e h e n  i m  A m t e  u n d  Mi B i -  
b r a u c h  d e r  Ä d v o k a t e n s t e l l u n g .  D ie § § 4 6 6 , 479 w erd en  durch 
das cs, G esetz 178/24  (über das B estech ungsw esen  und g eg en  die Ver­
letzung des A m tsgeheim nisses) aufgehob en ; desgleichen die § § 4 6 5  und 470  
hinsichtlich der dort angeführten Fälle 1 und 2 3); aber nur, so w e it  nicht 
andere P aragraphen auf d iese  Fälle B ezu g  nehm en.

A ufgehoben w ird außerdem  § 91 d es  ungarischen S a n itä tsg esetzes  
(G esetzesartikel XL v . J. 1879).

2) Der cs. S tra fgesetz  e n tw u  r f sieht eine L egaldefin ition  der b e w e g ­
lichen Sache vor, die den elektrischen Strom  m iteinbegreift.

s) A ktive (§ 470) und p a ssive  B estechung e in es öffentlichen Beam ten.
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Die strafrechtl ichen N e b e n g e s e t z e .
Selbstverständlich ge lten  alle  in  der Sam m lung der G esetze und Ord­

nungen veröffentlichten  strafrechtlichen S p ez ia lg ese tze  grundsätzlich, für 
das G esam tgebiet der R epublik: so  d as G esetz  464/21 über die F e u e r ­
b e s t a t t u n g  (s. S . 346), das T e l e g r a p h e n  g e s e t z  60 /23 , das  
durch die W a h l g e s e t z e  statu ierte  W ahlstrafrecht, das E r d h a r z - 1 
g e s e t z  197/20 , w elch es den  ungarischen G esetzesartikel VI vom  
17. Januar 1911 über E rdharze und E rdgase  aufhebt. E s  g e lten  als S traf­
bestim m ungen die §§  439, 440  d e s  ungarischen S tra fg esetze s über 
Verbrechen und V ergehen  (s. S . 349); das e s . Ä u s w a n d e r u n g s -  
g e s e t z  (71/22), das an S te lle  des ungarischen Ä u sw a n d eru n g sg ese tzes(G e­
setzesartik e l II v. J. 1909), d as c s . W e h r g e s e t z  193/20 , das an Stelle  
aller e insch lägigen  G esetzesartikel tritt. D as W u c h e r g e s e t z  (568/19, 
40/24), w elch es die ungarischen G esetzesartikel IV und IX v . J. 1916 auf­
hebt, so w e it  s ie  m it ihm  im W iderspruche stehen . (Vgl. S. 346 f.)

S o w e it  s ie  nicht aufgehob en  w urden , ge lten  d ie ungarischen strafrecht­
lichen N eb en g ese tze  w eiter . S o  z .B . das ungarische S a n i t ä t s g e s e t z  
(G esetzesartikel XIV v . J. 1876), d essen  § 9 1  durch das G esetz 2 4 1 /22  auf­
gehoben  w u rd e; das G esetz zum  Schutze der U n t e r s e e k a b e l  (Ge­
setzesartik e l XII v . J. 1888); das G esetz über die R egelu ng des V e t e r i ­
n ä r w e s e n s  (G esetzesartikel VII v. J. 1888); das G esetz  über den  
Schutz der gew erblichen und F abrikangestellten  g e g e n  U n f a l l  und über 
die G e w e r b e i n s p e k t i o n  (G esetzesartikel XXVIII v . J. 1893); das 
K o a  l i t i o n s  g e s e t z  (G esetzesartikel LXIII v . J. 1912; w o  sich dieser  
G esetzesartikel auf § 1 7 7  d es G esetzesartikels V v . J. 1878, der aufgehoben  
w urde, bezieht, ist an d essen  S te lle  zu  se tze n  § 1 des G esetzes 309 /21); das 
G esetz über d ie F ö r d e r u n g  d e r  h e i m i s c h e n  I n d u s t r i e  (G esetzes­
artikel III v . J. 1907).

N u r  für das G ebiet der S low ak ei und Karpathenrußland gilt d as G esetz  
6 9 /2 2  betr. die P rod uktenb örse in PreBburg und das V e r b o t  v o n  
T e r m i n g e s c h ä f t e n  m i t  G e t r e i d e  u n d  M a h l p r o d u k t e n . .

E s statu iert eine R eihe v o n  V e r g e h e n s t a t b e s t ä n d e n 1) 2): Ge­
w erb sm äß iger HbschluB oder g ew erb sm äß ige  Verm ittlung v o n  G etreide- 
term ingeschäften, gew erb sm ä ß ig e  V erleitung anderer zum  G etreideterm in­
handel, E inw irkung auf die Preisbildung auf der B örse (durch Abschluß von  
Scheingeschäften od er  so n stigen  P reisschw indel, oder  durch B eeinflussung  
der P resse), K ursnotierung bezüglich unerlaubter G eschäfte und V eröffen t­
lichung d ieser  N otierungen.

!) Ä r r e s t s t r a f e n i m  M indestausm aße v o n  3 T agen , im H öchstausm aße  
von  1 Jahre; daneben fakultative G eldstrafen v o n  m indestens 500, höchstens 
5 0 0 0 0  K c. V I f

2) Der Versuch der V ergehen  ist strafbar.
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Gesetzgebung.
M itgeteilt v o n  Prof. J. Ö h q u i s t ,  Berlin.

1. M ünzgesetz.
G egeben in H e l s i n g f o r s ,  d e n 21. D ezem ber 1925.

Gemäß dem  B esdiluß des R eichstages w ird hierm it bestim m t:
§  1. D ie M ünze F innlands gründet sid i auf Gold als e inzigen  W ertm esser.
§  2. D ie Rechnungseinheit der M ünze bildet die M arkka (schw ed . mark). 

Die M arkka w ird in einhundert P enni eingeteilt.
§  3. Ä us Gold sollen  M ünzen im W erte  v o n  einhundert und zw eihundert 

Mark ausgep rägt w erd en . Die ersteren sollen  315/19 Gramm und die le tz te ­
ren l 11!^  Gramm F eingold  enthalten.

§ 4. Zum Z w eck der H erstellung v o n  G oldm ünzen sollen  neun G ew ichts­
teile F eingold  und ein G ew ichtsteil Kupfer zu M ünzgold  zusam m engeschm ol­
zen w erden . Äus z w e i Kilogram m  M ünzgold  w erd en  vierhundertfünfund­
siebzig  M ünzstücke zu einhundert M ark und aus v ier  K ilogram m  ebenso  
viele  M ünzstücke zu  zw eihundert M ark geprägt. Ein Hundertmarkstück soll 
also ä4/ i0 Gramm und ein Zweihundertm arkstück 8S/19 Gramm w iegen .

§ 5. V on dem  in den §§ 3 und 4  bestim m ten Gehalt und Gewicht sind  
A bw eichungen bis zu 1 6 / i o o o o  über oder unter den N orm algehalt und bis zu  
20/ioooo über oder unter das N orm algew icht gestattet. Doch darf d ie A b­
w eichung im G ew icht für eine M ünzm enge, die aus zehn  Kilogram m  M ünz­
gold  geprägt w ird, nicht fünf Gramm übersteigen.

§ 6. Scheidem ünze sind M ünzstücke, die auf eine M ark und auf fünfzig  
und fünfundzw anzig  P enni lauten und die aus N ickelbronze ausgeprägt w er­
den, so w ie  auf zehn  und fünf P enni lautende M ünzstücke aus Kupfer.

§ 7. D ie Legierung, aus der N ickelbronzem ünzen hergestellt w erd en , so ll  
fünfundzw anzig  G ew ichtsteile  Nickel und fünfundsiebzig  G ew ichtsteile Kupfer 
enthalten.

Zu K upferm ünzen so ll reines Kupfer oder eine L egierung von  fünfund­
neunzig G ew ichtsteilen Kupfer, v ier  G ew ichtsteilen Zinn und einem  G ew ichts­
teil Z ink verw an dt w erden .

§ 8. D ie N ickelbronzem ünzen so llen  w ieg en :
D as Einmarkstück 5,100 Gramm,
das Fünfzigpennistück 2,550 Gramm und
das F ünfundzw anzigpennistück 1,275 Gramm.
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D iese M ünzen dürfen, in P osten  v o n  zw eita u sen d  Mark g e w o g e n , vom  
N orm algew id it abw eichen:

D as Einmarkstück um h ö ch sten s 5/ 10oo.
das Fünfzigpennistück um höchstens 10lmo und
das F ünfundzw anzigpennistück um höchstens ,5/10oo-

§ 9. D ie K upferm ünzen so llen  w ieg en :
D as Zehnpennistück 5 Gramm, 
das Fünfpennistück 2,5 Gramm.

D ie K upferm ünzen dürfen, in P osten  v o n  einhundert M ark g ew o g en , vom  
N orm algew id it um 2/100 abw eichen.

§  10. W er zw ecks A usprägung in der M ünze Finnlands Gold in einer 
M en ge v o n  m indestens 40 Gramm einreicht, ist berechtigt, nachdem  das 
G old in b ezug  auf Gewicht und G ehalt geprüft w orden , aus Finnlands Bank  
in G oldm ünzen einen dem  F eingold  entsprechenden W ert zu  em pfangen, 
jedoch erst nach A bzug v o n  einem  Drittel Prozent zur Deckung der A u s-  
prägungskosten . Eine solche A usprägung darf m it keinen anderen A bgaben  
und auch m it keinen Steuern belastet w erden .

Gold darf frei ins Land eingeführt und aus dem  L ande ausgeführt w erden .
§ 11. Scheidem ünzen dürfen nur für Rechnung des S taates ausgeprägt 

w erden .
Scheidem ünzen w erden a u sgep rägt, w en n  die B ankbevollm ächtigten  des 

R eichstages angem eldet haben, daß im  G eschäftsbetrieb v o n  Finnlands B ank  
B edarf nach solcher M ünze v o r lieg t, und zw a r  in einem  B etrage , der dem  
a n gem eld eten  B edarf entspricht.

§  12. Jederm ann ist verpflichtet, neben  den G oldm ünzen a ls gesetzliches  
Z ahlungsm ittel die N oten  v o n  Finnlands B ank entgegenzunehm en .

Finnlands B ank ist verpflichtet, ihre N oten  in der im R eglem ent der Bank  
a n g eg eb en en  W e ise  e inzu lösen .

§ 13. Scheidem ünzen sollen  in unbegrenzter M en ge bei Z ahlungen in den 
K assen  des S ta a te s  und in F innlands Bank en tgegen gen om m en w erden . 
Ä ndere sind nicht verpflichtet, bei ein und derselben  Zahlung Einmarkstücke 
in höherem  B etrage als einhundert M ark, F ü n fz ig - und F ünfu nd zw anzigp en n i- 
stücke in einem  höheren B etrage als z w a n z ig  M ark, oder K upferm ünzen in 
einem  höheren B etrage a ls zeh n  M ark in E m pfang zu  nehm en.

§ 14. E in M ünzstück, das durch Abscheuerung, B eschneiden oder Bohren  
oder durch Ä n löten  e in es S toffes oder durch eine andere derartige B e­
schädigung verm indert oder schadhaft gew o rd en  is t , so ll nicht als g e se tz ­
liche M ünze gelten .

§ 15. E ine G oldm ünze, die durch Verschleiß m ehr als ein halbes Pro­
zen t ihres So llgew ich ts verloren hat, so ll nicht w e iter  als gesetzliches Z ahlungs­
m ittel gelten ; doch so llen  G oldm ünzen bei Z ahlungen in den K assen des 
S ta a tes zu  ihrem ursprünglichen W ert angenom m en w erd en , fa lls s ie  nicht 
m ehr als z w e i P rozent ihres gesetzlichen  G ew ichts verloren hab en . Das 
Einhundertm arkstück muß folglich m indestens 4 19/96 Gramm und das Z w e i­
hundertmarkstück m indestens 836/96 Gramm w ie g en , um a ls Z ahlungsm ittel 
bei Z ahlungen unter P rivatpersonen , und das Einhundertm arkstück m inde-
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sten s 4 13/96 Gramm und das Zweihundertm arkstüdk m indestens 8uJg5 Gramm, 
um in den K assen des S taates angenom m en zu  w erden .

Scheidem ünzen, die so  abgenützt s in d , daß die Prägung nicht deutlich 
zu erkennen is t , so llen  nicht w eiter  als a llgem eine Z ahlungsm ittel gelten. 
Doch so llen  solche M ünzen bei Z ahlungen in den K assen des S ta a te s  zu  
ihrem nom inellen  W ert angenom m en w erden , falls mit Sicherheit festgestellt 
w erd en  kann, daß die M ünze echt ist.

§ 16. M ün zen , d ie nicht w eiter  als Z ahlungsm ittel g e lten , und eb enso  
Scheidem ünzen, die mehr a ls v ier  P rozent ihres richtigen Gewichts verloren  
hab en , so llen , nachdem  sie  bei einer der K assen des S taates oder in Finn­
lands B ank e in gegan gen , nicht w ieder in Um lauf gebracht w erden .

§ 17. M ünzen , die nicht mehr gesetzliche Zahlungsm ittel an andere als  
den S taat sind , können in F innlands Bank g egen  gangbare M ünze derselben  
Ärt um getauscht w erden . G egen solche M ünzstücke kann die Bank in Finn­
lands Staatskon tor gültige M ünzen im entsprechenden B etrage eintauschen.

Finnlands B ank ist berechtigt, ste ts g egen  Sd ieidem ünze in Finnlands 
Staatskontor G oldm ünze in A ustausch zu erhalten.

§  18. Scheidem ünzen, die auf Grund bisher geltender Bestim m ungen her­
gestellt w erden , gelten  auch ferner als Scheidem ünzen zu dem  auf denselben  
in M ark und P enni a n g eg eb en en  nom inellen  W ert.

§ 19. Bestim m ungen, betreffend Größe und A usprägung der M ünzen, die  
Inschriften auf denselben  und deren Form im übrigen w erden  auf dem Ver­
ord n u n gsw ege  erlassen .

§ 20. D ieses G esetz tritt am  1. Januar 1926 in Kraft, an welchem  T age  
das G esetz betr. die M ünze d es Großfürstentum s Finnland, g egeb en  den 
9. A ugust 1877, so w ie  d ie Verordnung von  dem selben T age  betr. Ü bergang  
zum  G oldm ünzfuß aufhören zu gelten.

W a s allen , d ie es betrifft, zur Nachachtung diene.

H e l s i n g f o r s ,  den 21. Dezem ber 1925.

Der P räsident der Republik. Der Finanzm inister.
L a u r i  Kr.  R e l a n d e r .  H.  M.  J. R e l a n d e r .

2. Gesetz, gew isse  durch die W iedereinführung des Gold­
münzfußes veranlaßte Bestimmungen enthaltend.

G egeben in H e l s i n g f o r s ,  den 21. D ezem ber 1925. 

Gemäß dem  Beschluß d es R eichstages, der in der im §  60 der L andtags­
ordnung vom  20. Juli 1906 vorgeschriebenen W e ise  zustande gekom m en, 
wird hierdurch bestim m t:

§ 1. D ie N oten  v o n  Finnlands Bank sollen , ohne Rücksicht darauf, w an n  
sie  a u sgegeb en  w ord en , zu dem W ert e in gelöst w erd en , den die M ünze  
Finnlands laut dem  M ü n zgesetz  vom  21. Dezem ber 1925 besitzt.
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§ 2. Bei E inlösung v o n  Verpflichtungen, d ie b isher in der M ünze Finn­
lands e in gegan gen  w o rd en , entspricht einer M ark eine M ark in der vom  
M ünzgesetz  vom  21. D ezem ber 1925 vorgesd irieb en en  M ünze.

§  3. Hiermit w erd en  au fgehob en  die B estim m ungen in versch iedenen Ge­
se tzen  und V erordnungen , laut w elchen  die Größe v o n  G ehalts-, P en sio n s­
oder anderen Ä uszahlungen  v o n  der Veränderlichkeit d es P reisn iveaus ab­
hängig  ist, doch nicht d ie  B estim m ungen hierüber in  den G esetzen  betr. die  
Gehälter der Geistlichkeit und der K üster-O rgan isten  in den  evangelisch ­
lutherischen G em einden.

W a s allen, d ie e s  betrifft, zur Nachachtung diene.

H e l s i n g f o r s ,  den 21. D ezem ber 1925.

Der P räsident der Republik. 
L a u r i  Kr.  R e l a n d e r .

Der F inanzm inister.
H. M . J. R e l a n d e r .



Lettland.

Literatur.
M i n t z ,  P . M., Professor. Kursus des Strafrechts. Band I. A llgem einer  

T eil. 256 S. Riga 1925 (russisch).
B is zur B esetzu ng des Baltikum s durch die Deutschen im W eltk riege galt 

in dem  h eutigen  L ettland, w elch es eine russische P rovinz w ar, 
das russische Strafrecht, d. h. grundsätzlich das Strafgesetzbuch  
1845, für kleinere D elikte das Friedensrichterbuch 1864 und für Staats­
und R eligionsverbrechen, ebenso w ie  noch für einzelne D elikte — das so g e ­
nannte neue Strafgesetzbuch 1903, das durch die russische Regierung nur 
te ilw e ise  in Kraft g e se tz t w ar.

D ie deutsche O kkupationsbehörde führte m it ein igen Abänderungen d ieses  
Strafgesetzbuch 1903 als e in zig es geltend es Strafrecht ein. Nach A bzug der 
Deutschen aus dem  Baltikum  erklärte am 6. D ezem ber 1918 der selbständig  
gew ord en e lettische Staat, unter Entfernung der durch die deutsche Behörde  
aufgenom m enen Änderungen, die w e itere  ze itw eilige  Beibehaltung d ieses  
Strafgesetzbuches. B ald  darauf w urde eine K om m ission am  lettischen M i­
nisterium  e in gesetzt, die den A uftrag erhielt, e in e gründliche Durcharbeitung 
dieses im großen und gan zen  auf der m odernen H öhe stehenden  Strafge­
setzbuches vorzunehm en, um es den V erhältnissen und A uffassungen des 
neuen selbständigen  S ta a tes anzupassen . D ie erste uns zugekom m ene B e­
gründung zu  den K om m issionsarbeiten w urde auf Anordnung des Justiz­
m inisters im Jahre 1921 der Öffentlichkeit bekannt g eg eb en . Der allgem eine  
Teil und die K apitel betreffend die D elikte g eg en  den S taat und die Reli­
g ion  w urden 1923 als K om m issionsentw urf veröffentlicht, w ährend die übrigen  
T eile  sich jetzt noch in Bearbeitung befinden.

W ir glauben uns nicht zu irren, w en n  w ir  sagen , daß das vorliegen d e  
Buch v o n  Prof. M intz das erste größere w issenschaftliche W erk ist, w elch es  
bei der Schilderung des Strafrechts nicht nur grundsätzlich vom  Strafgesetz­
buch 1903 ausgeht (die russischen K rim inalisten behandelten  üblicher­
w e ise  in ihren Lehrbüchern an erster Stelle  das Strafgesetzbuch 1845), so n ­
dern auch die bis jetzt schon in Kraft g esetzten  lettischen Strafrechtsnovellen  
und die B estim m ungen des lettischen 'K om m issionsentw urfes anführt.

W ie  der V erfasser se lbst angibt, w ar  das W erk zunächst zum  Gebrauche 
für se in e  U niversitätshörer bestim m t. In diesem  S inne erscheint uns das  
Buch wirklich sehr zw eckentsprechend zu sein, indem  es in kurzer und klarer 
Form neben  der Strafrechtstheorie und der positiven  G esetzgeb un g ver­
schiedener Länder, auch die neuesten  Entw ürfe, w ie  den italienischen (1921) 
und den deutschen (1925) eb enso  w ie  die neuen deutschen N ovellen  (Jugend- 
qerichtsgesetz, G eldstrafengesetz usw .) nicht unberücksichtigt gelassen  hat. 
D agegen  w ird das Sovetstrafrecht vom  V erfasser nur an sehr w en ig en  
Stellen  berührt.

E s ist begreiflich, daß den m eisten  K rim inalisten dasjen ige M aterial d ieses  
Buches als am w en ig sten  bekannt erscheinen w ird, w elch es sich auf die 
lettische G esetzgebung bezieht. W ir w o llen  darum hier e in iges ga n z  kurz 
erwähnen.

D ie a llgem eine v o llstän d ige  Strafunm ündigkeit so ll v o n  10 auf 12 Jahre 
erhöht w erden . D ie überhaupt strittige K onstruktion der T eilnahm e w ird  
einer grundsätzlichen U m gestaltung im Vergleich zum  Strafgesetzbuch v o n
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1903 unterzogen. Ä ls m an in der K om m ission zum  Problem  des S trafen -  
sgstem s —  w elches bedeutend vereinfacht w urde —  kam , verteilten  sich die 
Stim m en in der Stellungnahm e zur T odesstrafe . W ie  bekannt, enthielt das 
v o rb o lsd iew istisd ie  russische Strafredit (außer des M ilitärstrafgesetzbuches) 
die T odesstrafe  nur für sehr w e n ig e  F älle der Staatsverbrechen. D ie im  
Strafgesetzbuch v o n  1845 durch T odesstrafe  b e leg ten  Q uarantänedelikte kam en  
praktisch überhaupt kaum  in Frage. D ie nach dem  Sturz d es Zarentum s 
e in g ese tz te  provisorische R egierung hat auch die w en ig en  Fälle der A n­
w end un g der T odesstrafe  b ese itig t und so  ist e s  auch bis je tzt in Lettland  
geblieben . A us den K om m issionsprotokollen ist nun zu  ersehen, daß erst 
nach längeren  A usein and ersetzu ngen  die T odesstrafe  auch in den lettischen  
E ntw urf nicht w ied er  aufgenom m en w urde.

E inige Änderungen bringt der E ntw urf in der B ehandlung der jugend­
lichen Verbrecher. (In L ettland g ib t e s  z w ei B esserungsansta lten  für jugend­
liche D elinquenten in Irm lawa und Rodenpois.)

V öllig  a u fg eg eb en  wird d as russische S ystem  der R echtsverw irkungen, 
durch w elch es bei V erhängung der höheren Strafen die obligatorische Ent­
ziehung v o n  V erm ögen s-, E rb- und Fam ilienrechten, eb en so  w ie  „Standes­
rechten“ vorgeschrieben  w ar. D ie noch aufrecht zu erhaltenden R echtsver­
w irkungen so llen  nach dem  E ntw urf zum  T eil nur noch einen  fakultativen  
Charakter haben.

D as Institut der bed ingten  Verurteilung, w elch es in Rußland vor  dem  
K riege durch die Dum a aufgenom m en, aber durch den Reichsrat verw orfen  
w urde, ist in Lettland schon durch die N o v e lle  v o m  12. Januar 1922 e in g e­
führt und ist auch im  E ntw urf übernom m en w orden . E in neuer W eg  w ird  
durch Lettland in der Frage der A uslieferung v o n  D elinquenten beschritten. 
Im G egensatz zu  dem  bis jetzt auf dem  europäischen K ontinent a llgem ein  
gültigen Prinzip der N ichtauslieferung eigener  S taatsangehöriger, w ird  im 
E ntw urf e ine solche Auslieferung auf Grund besonderer V erträge für zu­
lä ssig  erklärt. Solche V erträge sind auch schon m it E ngland  und Finnland  
abgesch lossen  w orden . Der T ext d es V ertrages mit Finnland vom  7. Juni 
1924 ist in französischer Sprache dem  Buche beigefügt.

D as Buch v o n  Prof. M intz enthält nur den allgem einen T eil des S traf- 
rechts. Der V erfasser hat sich die Behandlung des besonderen  T eiles für 
den  zw eiten  in A ussicht gestellten  Band Vorbehalten, der nach der endgü l­
tigen  A usarbeitung d es entsprechenden T eiles des lettischen E ntw urfes er­
scheinen soll. W a s das lettische Strafrecht betrifft, so  w ird  sicherlich der 
zw eite  Band für den Krim inalisten nicht m inder lehrreich sein, zum al außer 
den schon veröffentlichten E ntw urfsbestim m ungen über die S ta a ts -  und Re­
ligionsverbrechen , w elche im  Verhältnis zum  Strafgesetzbuch v o n  1903 einer  
ziem lich radikalen Um änderung unterw orfen w urden, w ie  aus dem  V orw ort 
zu  den bekannt gew ord en en  K om m issionsarbeiten zu  ersehen  ist, e ine grö­
ßere A ufm erksam keit versch iedenen anderen D elikten g ew id m et w erden  
soll. Hierher gehören  versch iedene Arten des H andelsspekulantentum s, Z o ll-  
und M ilitärdelik te, der beson dere strafrechtliche Schutz der landw irtschaft­
lichen Interessen, auch die vorgen om m en e Erhöhung der G eldstrafen, die  
schon im  a llgem ein en  Teil erw äh nte sp ez ie lle  schärfere B ehandlung v o n  ver­
schiedenen strafbaren H andlungen, deren Ursprung auf den besonderen  un­
m otivierten  b ösen  W illen  des T äters zurückzuführen ist (das sogenan nte  
„R ow dytum “) usw .

M an kann mit großem  Interesse der F ortsetzung  d es inhaltsreichen rechts­
verg leichend en  W erk es des R igenser Gelehrten en tgeg en seh en , das in so  
klarer Form  se lb st den w en ig  e in g ew eih ten  Studenten nicht nur d ie h isto ­
rischen E tappen , sondern auch den neuesten  Stand  der Strafrechtstheorie  
sam t der m odernen geltenden  und der noch im W erden  befindlichen G esetz­
gebun g zur K enntnis bringt. E s w äre nur sehr zu  w ünschen, daß die im 
Buche leider oft vorkom m enden Druckfehler im nächsten Band m öglichst 
verm ied en  w erd en . L e o  Z a i t z e f f  (Berlin).
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I. Gesetzgebung.
B erichterstatter: Prof. Dr. P. v . Ä n g  y a 1, Budapest.

1. GÄ. XXVIII e x  1921, über die provisorische Erhöhung der in den Straf­
gese tzen  und ein zelnen  anderen G esetzen  festgeste llten  W ertgrenzen, ferner 
des Ä usm aBes der G eldstrafen und Geldbußen.

Laut § 1 w erd en  die m it m ehreren (angeführten) §§ der Strafgesetzbücher  
als W ertgren zen  festgeste llten  B eträge auf das Zehnfache erhöht.

§  5. D ie G eldstrafe ist hinsichtlich jeder einzelnen P erson gesond ert zu 
b em essen . Im Urteil ist unter einem  auch die Dauer jener Freiheitsstrafe  
festzustellen , in w elche d ie G eldstrafe im Uneinbringlichkeitsfalle um zu­
w an deln  ist. B ei d ieser F eststellun g  ist für einen B etrag von  20 —200 Kro­
nen ein  T a g  zu rechnen.

D ie Dauer der d ie G eldstrafe ersetzen den  Freiheitsstrafe kann jedoch bei 
V ergehen ein  Jahr, bei Verbrechen 2 Jahre nicht überschreiten und ist die 
G eldstrafe a ls H auptstrafe bem essen, in G efängnisstrafe, ansonsten  auf 
jen e  Ärt Freiheitsstrafe um zuw andeln, in welcher die H auptstrafe bem essen  
w urde.

§ 8. D as Gericht hat die H öhe der G eldstrafe so w ie  auch jenen Betrag, 
an d essen  Ste lle  im Uneinbringlichkeitsfalle eine e in tä g ig e  Freiheitsstrafe  
tritt, unter Rücksichtnahm e auf d ie Persönlichkeit, V erm ö g en s-u n d  E rw erbs­
verhältn isse des Verurteilten derm aßen zu bestim m en, daß hierdurch der­
selbe zur L eistung der G eldstrafe b ew o g en  w erd e.

§ 11. D as M inisterium  w ird erm ächtigt, d ie im g eg en w ärtigen  G esetze  
angeführten W ertgren zen  so w ie  auch die mit diesem  G esetz provisorisch  
erhöhten M inim al- und M axim albeträge der G eldstrafen und Geldbußen im 
Falle einer andauernden B esserung des G eldw ertes im V erordnungsw ege  
entsprechend herabzusetzen und gleichzeitig  den U m w andlungssch lüssel der 
G eldstrafe verhältn ism äßig abzuändern.

2. GÄ. XXIX e x  1921, über d ie Vereinfachung der Strafgerichtsbarkeit.
§  2. In Strafsachen hat, bei nachstehenden G egenständen  der Ä nklage  

der Kgl. Gerichtshof in erster Instanz als E inzelgericht vorzugehen  und zu  
entscheiden.

1. Verbrechen der K örp erverletzun g ,insow eit dasse lb e  unter den Ä bsatz 1 
d es §  302 des GÄ. V ex  1878 (StGB.), oder Verbrechen und V ergehen der 
K örperverletzung, in so w eit d ieses unter Ä bsatz 2 d ieses § fä l lt ;

2. Verbrechen d es D iebstah ls, in so w eit  d asselb e unter den ersten  S atz  
des A b sa tzes 1 § 49 GÄ. XXXVI ex 1908 fällt, w ie  auch das m it solcher 
U nterschlagung verbundene Verbrechen der H ehlerei;
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3. V erbredien der U nterschlagung, in so w eit dasse lb e  unter §§ 358 und  
359 des StGB, fällt, w ie  fauch das m it solcher U nterschlagung verbundene  
Verbrechen der H ehlerei;

4. Verbrechen d es B etruges, in so w eit  d asselb e unter §  380 und Punkt 3 
des §381  des StGB, fällt;

5. V orschubleistung, in so w eit  d iese lb e  in Hinsicht der unter Ziffer 1—4 
angeführten D elikte b ega n g en  wird.

§  3. D ie bei dem  Kgl. Gerichtshof als Einzelrichter fungierenden Gerichts­
räte w erden  durch den Präsidenten d es Kgl. G erichtshofes oder durch dessen  
Stellvertreter designiert.

In der Frage, ob in ieiner A n gelegen h eit für das Verfahren der E inzel­
richter des Kgl. G erichtshofes oder der Senat desselben  zustän dig  sei, ist 
die E ntscheidung des Senates des K gl. G erichtshofes für den Einzelrichter 
bindend. G egen die in solcher Frage erbrachte Entscheidung des E inzel­
richters oder des G erichtshofsenates kann kein  g eso n d ertes Rechtsm ittel 
P latz  greifen.

D ie G ültigkeit des Verfahrens w ird  durch den U m stand nicht berührt, 
daß in einer A n gelegen heit, deren E rledigung g eg en w ä rtig es G esetz dem  
Einzelrichter zuw eist, ein Dreiersenat des G erichtshofes entscheidet.

§ 4 . Im Falle, daß die Kgl. T afel oder die Kgl. Kurie ein neueres Ver­
fahren anordnen, können sie  mit der Durchführung d ieses neuen Verfahrens 
auch in jenen Fällen den S en a t des Kgl. G erichtshofes betrauen, in w elchen  
in erster Instanz ein E inzelrichter fungiert hat.

Im F alle der W iederaufnahm e gehört die A n gelegen h eit auch dann vor  
einen  D reiersenat d es Kgl. G erichtshofes, w en n  im ursprünglichen P rozeß  
ein Einzelrichter fungiert hat.

i§ 5. D ie m it der Voruntersuchung betrauten B eam ten  der P o lize ib e­
hörden [sind am S itze  des Kgl. G erichtshofes derm aßen zu  unterbringen, 
daß die Kgl. S taatsanw altschaft den  G ang der Voruntersuchung w om öglich  
durch m ündliche W eisu n gen  leiten , und daß d ieselb e auch die, ihr in Ge­
m äßheit des §  84 der StPO , zustehend e K ontrolltätigkeit hinsichtlich der 
E rhebungshandlungen und des V erfahrens der Behörden, am  S itze  des Kgl. 
G erichtshofes, auch ohne schriftliche Fühlungnahm e ausüben könne.

D ie Kgl. S taatsanw altschaft kann w e g e n  Vollstreckung einzelner E rhe­
bungshandlungen den Untersuchungsrichter jed w ed es  G erichtshofes ansuchen  
und die V oruntersuchung auch se lbst durchführen, m it A usnahm e der in §§171  
und 172 des S trafgesetzbuches um schriebenen E rhebungshandlungen; g egen  
die im  Rahm en der Voruntersuchung getroffenen  V erfügungen der Kgl. 
S ta a tsan w altsch aft ist der Rekurs (letzter A bsatz  §  52 des StGB.) an den 
Ä n k lagesen at gesta ttet.

§  6. Ist das Strafverfahren ausschließlich w e g e n  einer solchen, unter § 2  
fa llend en  strafbaren H andlung im Z uge, w elch e vor  Inkrafttreten g eg en ­
w ärtigen  G esetzes b ega n g en  w urde, so  kann der K gl. S taatsan v /a lt m it Zu­
stim m ung des Kgl. O b er-S ta a tsa n w a ltes die V oruntersuchung auch in Er­
m angelung der im §  101 StPO , angeführten Gründe einstellen , oder b is zur 
Einreichung der A nklageschrift d ie A nklage fallen lassen , w en n  die H and­
lung nach Ü b erzeugu ng der K gl. Staatsanw altschaft v o n  ga n z  geringer B e­
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deutung ist, das öffentliche Interesse in erheblichem  M aße nicht v erletzt ist, 
und d ie  Persönlichkeit und L ebensverhältn isse  des Beschuldigten, in sb eso n ­
dere aber se in  B estreben  nach W iedergutm achung des durch das Verbrechen  
verursachten Schadens die H offnung gew ähren  läßt, daß das E instellen  
des V erfahrens den Beschuldigten zur Verübung e in es neueren Verbrechens 
nicht veran lassen  w ird.

Die B estim m ung des vorhergehenden  A b satzes kann nicht an g ew en d et  
w erd en , w en n  der B eschuld igte w eg en  Verbrechen oder V ergehen  bereits  
verurteilt w urde.

§ 7. E ine Untersuchung hat der Anordnung der H auptverhandlung bloß  
in fo lgen d en  Fällen vorherzugehen:

1. Im Falle der im §  15 GA. XXXIV e x  1897 angeführten D elikte, es se i  
denn, daß der T äter auf frischer T at ertappt w orden  sei, oder daß der 
Beschuldigte über seine Schuld ein mit den D aten der Voruntersuchung im  
vollen  E inklang steh en d es G eständnis leistet.

2. In Fällen anderer, vor den Gerichtshof g ew iesen en  Verbrechen, w ie  
auch der in Ziffer 1 erw ähnten Ausnahm en, w enn:

a) d ie  Kgl. S taatsanw altschaft einen d iesbezüglichen A ntrag stellt;
b) die A nklage bloß durch einen P rivatkläger vertreten wird, oder
c) w en n  es das Gericht über Ansuchen d es Beschuldigten oder aus an­

deren Gründen für notw en d ig  hält.
§  8. Im Falle der Ertappung auf frischer T at (§ 142 StG B-) ist der B e­

schuldigte der Kgl. S taatsanw altschaft einzuliefern. Fällt die Handlung 
unter Ziffer 1 oder 2 d es §  2 und stehen  die B ew e ise  zur Verfügung, kann  
die Kgl. Staatsanw altschaft den B eschuldigten behufs Verhandlung seiner  
A n gelegen heit, ohne Voruntersuchung unter W eg la ssu n g  einer A nklage­
schrift innerhalb dreier T age  dem  Kgl. G erichtshöfe stellig  m achen. In 
solchem  Falle hat d ie S taatsanw altschaft für d ie Vorladung bzw . Vorfüh­
rung der Z eugen , eventuell der Sachverständigen, S orge zu tragen; der  
Kgl. S taatsan w alt unterbreitet bei der H auptverhandlung, anstatt d ie A n­
klageschrift vorzu lesen , d ie K lage mündlich; der Gerichtshof kann für den  
B eschuldigten auch außer in §  55 StPO , angeführten Fällen einen V ertei­
diger bestellen .

Falls d ie  Stelligm achung des B eschuldigten vor dem  Gerichtshof innerhalb  
des im vorhergehenden A b sätze  bestim m ten Z eitraum es nicht erfolgt und  
kein gesetzlicher Grund zur B eantragung der P reven tivb aft vorliegt, ist 
die Kgl. Staatsanw altschaft verpflichtet, den Beschuldigten sogleich  auf 
freien Fuß zu  setzen.

§  9. In A n gelegen heiten , w elche unter §  2  fallen, hat die Anklageschrift 
bloß die im Punkte 1 und 2 des § 255 der Strafprozeßordnung angeführten  
Daten zu  enthalten.

§ 10. In unter § 2 fallenden A n gelegen h eiten  reicht der A nkläger die 
Anklageschrift bei dem  Einzelrichter ein, ungeachtet dessen , ob eine U nter­
suchung stattgefunden hat oder nicht. Der Einzelrichter te ilt dem  Beschul­
digten die Anklageschrift unter gleichzeitiger Anberaum ung des H auptver­
handlungsterm ines mit.

In solchen Fällen kann g eg en  die Anklageschrift keine E inw endung er­
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hoben w erden; dem  B eschuldigten steh t jedoch das Recht zu, auf jeden  
Punkt der Anklageschrift —  im  durch A b sa tz  2 des §  257 StGB, v o r g ese ­
henen R ah m en— schriftliche B em erkungen zu  m achen und d ieselb en  dem  zur 
A bhaltung der H auptverhandlung berufenen Einzelrichter zu  unterbreiten.

Der Einzelrichter w e ist  die A nklageschrift auf Grund der B em erkungen, 
oder auch ohne d iese  v o n  A m ts w e g en  — im letzteren Falle unter W e g ­
lassung der A nberaum ung der H auptverhandlung und der M itteilung der 
Anklageschrift — in so w eit er e s  für n o tw en d ig  hält, nach E invernahm e der 
Parteien, im  Falle der Ziffer 1—6 d es § 264 StGB, im Sinne der V erfügun­
g en  des §  264 StGB, ab und stellt das Verfahren ein ; in den in den § § 2 6 2 , 
265 und 265 d es StGB, vorgeseh en  Fällen kann h in gegen  der U ntersuchungs­
richter die dort erw ähnten B eschlüsse fassen .

W urde die A nklageschrift beim  Einzelrichter eingebracht, so  entscheidet 
der Einzelrichter über d ie w eitere Inhaftbehaltung des verhafteten  Beschul­
d igten  oder dessen  E nthaftung, so w ie  über die Verhängung der P räventiv­
haft d es sich auf freiem  Fuße befindenden B eschuldigten. D ie im A b satz  2 
d es §  267 StG B, enthaltene V erfügung ist auch hinsichtlich der Dauer der 
durch den Einzelrichter angeordneten oder aufrechterhaltenen P räven tiv ­
oder U ntersuchungshaft richtunggebend.

§  11. Der beim  Kgl. Gerichtshof als Einzelgericht fungierende E inzel­
richter verrichtet alle A genden , w elche nach den Vorschriften der Strafpro- 
zeßordnung zu  dem  W irkungskreis des H auptverhandlungsleiters, des H aupt­
verh and lu ngssen ates oder e in es M itg lied es d esselb en  gehören.

D ie H auptverhandlung ist vor  dem  Einzelrichter unter entsprechender An­
w end un g des Abschnittes XVIII der Strafprozeßordnuug abzuhalten.

§  12. Der D reiersenat oder der E inzelrichter des G eriditshofes kann die  
H auptverhandlung außerhalb d es S itzes des G erichtshofes auf entfernterem  
G ebiete ohne beson dere B ew illigung d es Justizm inisters durchführen, w en n  
hierdurch — unter Rücksichtnahm e auf die V erkehrsverhältnisse, auf die 
große A nzah l der anzuberaum enden A n g eleg en h e iten  oder der vorzu laden­
den P erson en  oder auch auf andere w ichtige U m stände — die K osten des 
Strafverfahrens und gleichzeitig  auch der Z eitverlu st der zu der H auptver­
handlung vorgelad en en  P ersonen , nach B eurteilung des G erichtshofspräsi­
denten w esentlich  herabzum indern sind.

II. Rechtsprechung.
Ä. Bürgerliches Recht.

1. Der L eb en sw an d el der M utter e in es außerehelichen K indes kann nur 
dann als liederlich betrachtet w erden , w en n  sie  den Geschlechtsverkehr mit 
M ännern zur Z eit der E m pfängnis des K indes geschäftsm äßig oder in einer 
W eise  pflegt, d ie  jedes Scham gefühls bar ist. (E ntscheidung der Kurie vom  
30. O ktober 1923.)
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2. Der E igentüm er e in es Grundstückes kann die W urzeln e in es am  b e­
nachbarten Grundstück stehenden  B aum es, w elch e in sein Grundstück e in -  
dringen, abhauen und für sich behalten. Er ist berechtigt, m it den Ä sten  
e in es solchen B aum es, w elche in den Luftraum se in es Grundstückes ragen, 
dasselb e zu tun, w en n  er den E igentüm er des B aum es zur E ntfernung der  
Ä ste, unter S etzu n g  einer entsprechenden Frist, im vorhinein aufgefordert 
hat und d ieser der Äufforderuug nicht G enüge g e le istet hat. (Entscheidung  
der Kurie vom  3. O ktober 1923.)

3. a) Der Verkäufer kann in fo lge  der in den wirtschaftlichen V erhält­
n issen  enstandenen  Verschiebungen und insbesondere w eg en  der anhaltend  
fortschreitenden G eldentw ertung nicht längere Z eit hindurch in U n gew iß heit 
belassen  w erd en , ob der K äufer seiner Vertragspflicht G enüge zu leisten  
w ünsche und hierzu auch fäh ig  se i.

b) Der V erkäufer, w elcher die T eilzah lungen  auf den K aufpreis an g e­
nom m en und d iese  w eder zurückgezahlt, noch in gerichtliche Verw ahrung  
erlegt hat, die V alutadifferenz a lso  dem  Käufer en tzo g en  hat, hat den v o r ­
herigen Z ustand gew öhnlich  so  w ieder herzustellen, daß außer der an g e­
nom m enen T eilzahlung auch deren V alutendifferenz dem  Käufer zu vergüten  
ist. (E ntscheidung der Kurie vom  15. N ovem ber 1923.)

4. a) E in nicht g eg en se itiger  sondern bloß zugun sten  einer V ertrags­
partei lautender Erbvertrag kann auch in folge grober Undankbarkeit d es  
B egünstig ten  w iderrufen w erden .

b) Grobe U ndankbarkeit zu L asten  des B eschenkten tritt auch infolge  
einer H andlung der anderen E hehälfte ein. (Entscheidung der Kurie vom  
6. N ovem ber 1923.)

5. a) F alls der natürliche Vater auch m inderjährige eheliche Kinder hat, 
muß b e i F eststellun g  des U nterhaltes für d as uneheliche Kind auch den  
den ehelichen Kindern zukom m enden E rhaltungskosten Rechnung getragen  
w erden.

b) M it dem  T od e d es natürlichen V aters be lastet die U nterhaltsver­
pflichtung ;des außerehelichen K indes die Verlassenschaft des natürlichen 
Vaters, aber auch in diesem  F alle kann das außereheliche Kind als Unter­
halt nur eine so lche R ente fordern, zu deren L eistung der Vater auf Grund 
der V erlassenschaft — m it Äußerachtlassung seiner e igenen  E rw erbsfähig­
keit — m it Rücksicht auf die E rhaltungsforderungen der m inderjährigen  
ehelichen Kinder verpflichtet w erd en  könnte. (Entscheidung der Kurie vom  
30. N ovem ber 1923.)

6. a) Überredet ein  M ann ein unerfahrenes M ädchen m ittels E hever­
sprechens, m it ihm geschlechtlich zu  verkehren, so  verpflichtet d iese  g egen  
die m oralische Integrität des W eib es unternom m ene, rechtsw idrige und v o r­
sätzliche H andlung auch dann zur E ntschädigung, w en n  im übrigen keine  
strafbare H andlung vorliegt.

b) Der rechtsw idrige Charakter der H andlung d es M annes w ird durch 
die Zustim m ung des W e ib es  zum  geschlechtlichen Verkehr nicht aufgehob en , 
da doch der M ann die Zustim m ung des W eib es eben durch die Ä u s-  
nutzung des, durch das Eheversprechen begründeten vertrauten Verhält­
n isses erw orben hat.
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c) Ä us diesem  Grunde ist der M ann entsd iäd igungspflichtig für den ma­
teriellen Nachteil, den d as W eib  dadurch erlitten hat, daß durch erhebliche 
H erabm inderung ihrer H eiratsaussicht die Sicherung ihres zukünftigen Schidc- 
sa ls und ihrer E x isten z  bedeutend  erschw ert erscheint.

B. Handelsrecht.
1. V erantw ortlichkeit der E isenbahn:
a) D ie B ahn ist verpflichtet, für E xpreßsendungen den gew öhnlichen  

H andelsw ert zu vergü ten , da die nachträglich in s Leben getreten e  V oll­
zugsbestim m ung hierüber keine V erfügung enthält. (Entscheidung der Kurie 
vom  23. O ktober 1923.)

b) E ine schuldhafte F ahrlässigkeit der E isenbahn w ird  festgestellt, w enn  
ihre O rgane d ie  geöffneten  G epäckw agen vo llstän d ig  unbew acht ließen  
(Entscheidung der Kurie vom  23. Oktober 1923.)

c) Eine schuldhafte Fahrlässigkeit der Bahn w ird  festgestellt, w en n  die  
Äufsicht über das a u fg eg eb en e  Gepäck nach seiner Äusräum ung, jedoch vor  
der Ä u sfo lgu n g  an den B erechtigten versäum t w urde. (Entscheidung der 
Kurie vom  2. O ktober 1923.)

d) A ls P erson en gep äck  kann alles a u fgegeb en  w erden , w a s  der R eisende  
für se in e  persönlichen L ebensverhältn isse  und gem äß se in es R eiseziels so  
für persönlichen Gebrauch w ie  auch für A usübung se in es B erufes auf der 
B estim m ungsstation  benötigt; d ie  V erantw ortlichkeit der E isenbahn (w egen  
der Überschreitung des Transportterm ines) w ird .a u f der Grundlage fe stg e ­
stellt, daß die Ä b sen d esta tion  auf dem L a sten w a g g o n , in w elchem  das 
Gepäck eingeräum t w urde, nicht bezeichnet hat, daß er Personengepäck  
enthält und d esw eg en  d ieser W a g g o n  aus dem  Z uge ausrangiert wurde, 
obw ohl die gleichzeitig  au fgegebenen  und Frachtgut enthaltenden W a g g o n s  
w ährend derselben Z eit auf den B estim m ungsort angelangt sind. (Entschei­
dung der Kurie vom  24. O ktober 1923.)

e) Die V erantw ortlichkeit der E isenbahn kann dem  A bsender gegenüber  
auf der Grundlage, daß sie  einen Gebrauchsartikel ohne Lieferschein aufge­
nom m en hat, u m s o  w en iger  festgeste llt  w erden , da gerade der Absender  
jener ist, w elcher der E isenbahn gegen ü b er  w e g e n  d es M angels der 
B egleitdokum ente verantw ortlich ist. (Entscheidung der Kurie vom  9. D e­
zem ber 1923.)

f) Eine Schadenteilung zw ischen  A bsender und Eisenbahn w ird auf der 
Grundlage festgestellt, daß der A bsender die verfrachtende W are in den 
gesch lossenen  W a g en  verladen, d iese  m it Stroh bedeckt, die W agenfenster  
offen ge la ssen  hat, die B ahn aber den W a g g o n  in d iesem  Z ustande ab­
gehen ließ und d ie  L adung in folge der durch das F enster fa llenden Funken 
in Brand g e se tz t w urde. (Entscheidung der Kurie vom  13. N ovem ber 1923.)

g) Ein Ruhen der Verjährung w urde festgestellt, w eil der Käufer die 
Eruierung der W are bei der Bahn schriftlich urgiert hat, da d ies obschon  
kein Ansuchen w e g en  Schadenersatz, doch als Reklam ation (Anm eldung der
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Rufredhterhaltung des Anspruches auf R usfolgung der W are) zu betrachten  
ist und auch aus dem  Grunde, w e il die E isenbahn die W are w issentlich  
einem  N ichtbefugten ausgeliefert hat. (Entscheidung der Kurie vom  28. Ok­
tober 1923.)

C. Strafrecht.
1. E in A bgeordneter der N ationalversam m lung kann w e g e n  einer in der  

N ationalversam m lung abgehaltenen  R ede nicht strafrechtlich zur V erant­
w ortung g ezo g en  w erd en ; w en n  er aber d ieselbe R ede zu einer anderen  
Zeit, an einem  anderen Orte, unter anderen U m ständen abhält, ist er für 
den Inhalt verantw ortlich . D as Immunitätsrecht schützt bloß die V erfassungs­
m äßige Freiheit und erteilt dem  A bgeordneten  keine ständigen besonderen  
V orrechte. (Entscheidung der Kurie vom  29. M ai 1923.)

2 .D asK ind  hat den Eltern gegen über geduld ig zu  sein , auch im F alleein es v er ­
letzen den  oder rechtsw idrigen G ebarens der Eltern; w en n  nötig, hat das 
Kind sich zu dem ütigen und in jeder m öglichen W eise  den tätlichen Zu­
sam m enstoß zu  verm eiden . (Entscheidung der Kurie vom  23. Jänner 1923.)

3. Der Raub unterscheidet sich v o n  der Erpressung dadurch, daß, w ährend  
die V erübungshandlung des letzteren e ine kleinere (v is com pulsiva) und 
bzw . fernere Gefahr in A ussicht ste llende Drohung voraussetzt, w elche den  
W illen  d es B eschädigten nicht vo llständ ig  knebelt, sondern eine W ahlfreiheit 
zw ischen  W iderstand und L eistung gew ährt: erfordert der Raub eine jeden  
W iderstand  ausschließende größere G ew alt (vis absoluta) oder eine Drohung, 
w elche g ee ig n e t ist, den B eschädigten zur sofortigen  Ü bergabe des gefor­
derten G egenstandes, oder zur Duldung der der G ew alt b ezw . Drohung  
sogleich fo lgen den  E ntziehung desselben  zu zw in gen . (Entscheidung der 
Kurie vom  18. April 1923.)

4. Im Falle einer Berufung d es A nklägers zu L asten  des A ngek lagten  auf 
Grund 1 b des §  385 StPO , ist d ie höhere Instanz zu der durch den An­
kläger behaupteten Qualifizierung der den G egenstand der Anklageschrift 
bildenden H andlung nicht gebunden, kann vielm ehr im Rahm en der T at­
identität d ie dem  A n gek lagten  zu Lasten fallende H andlung dem  G esetze  
entsprechend frei qualifizieren; e s  se i denn, daß der A nkläger sich m it jenem  
Teil des erstinstanzlichen Urteils, w elcher die den G egenstand der A nklage  
bildende H andlung qualifiziert, zufrieden g egeb en  hat und auf Grund 1 b 
des § 385 StPO , zu L asten d es A n gek lagten  g e g en  jene V erfügung des 
Urteils d ie  N ichtigkeitsbeschw erde anm eldet, m it w elchem  das Z w eitgericht 
eine m indere Qualifizierung der strafbaren H andlung anw endet, als das 
Erstgericht ge ta n ; in diesem  Falle kann die Kgl. Kurie die den G egenstand  
der A n klage b ildende H andlung nicht schw erer qualifizieren als es das  
Erstgericht getan  hat. (Entscheidung der Kurie vom  8. April 1923 des zur 
W ahrung der Rechtseinheit berufenen K urialsenates.)

5. Der Z ustand der B ew u ß tlosigk eit kann Folgeerscheinung einer G eistes­
krankheit und som it eine stän d ige  sein ; kann aber auch eine e in stw eilig e  
Erscheinung des H irnnervensgstem s sein, w elche durch versch iedene g e le -
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gentlićhe Ursachen hervorgerufen w erd en  kann; in b eiden  Fällen aber kann  
dieser Zustand a ls straftreditlicher E ntlastungsgrund nur dann dienen, w enn  
hierdurch die F ähigkeit der freien  W illensb estim m u ng au fgehob en  erscheint. 
Freispruch im Falle, daß die Kurie auf Grund der durch das Erstgericht 
festgestellten  Tatsachen die Folgerung ableitet, daß der A n gek lagte  die  
H andlung zw ar m it verm inderter W iderstandsfäh igkeit und beschränkter  
W illensfreiheit, jedoch bei B ew u ß tse in , d ie Beschaffenheit und B edeutung  
der H andlung erkennend und deren F o lgen  überblickend, verübt hat. (Ent­
scheidung der Kurie vom  6. Februar 1923.)

III. Literatur.
D a r v a i ,  D i o n y s ,  Dr., D e r  B e g r i f f  R e c h t .  Erschienen im „Rechts­

sta a t“, Jahrgang XXIV, H eft Nr. 4.
M it dem  Begriff des Rechtes befaßte sich das im Jahre 1913 erschienene  

rechtsphilosophische W erk  des Dr. D ionys Darvai und sein , in deutscher 
Sprache erschienenes Buch behandelt, m it noch tieferer A n alyse  und noch 
w eitsich tiger denselben  G egenstand.

W ährend  andere rechtsphilosophische Schriftsteller hauptsächlich bloß  
auf d ie  begriffliche Unterscheidung des Rechtes v o n  den anderen sozia len  
R egeln  ein G ew icht legen  und sich w en iger  um die nähere Untersuchung  
des genus proxim um  (Normen usw .) kümmern, beschäftigt sich Darvai m it 
der begrifflichen A n alyse und der Zurückführung auf d ie  elem entarsten  
ontologischen  B egriffe d ie se s  genus proxim um  eingehend.

a) Er faßt das Recht (unter dem  W orte  ist das positive , objektive Recht 
zu  verstehen) pluralistisch auf, —  a ls er darauf h in w eist, daß im  Rechte, 
als G esam theit der Rechtsnorm en, E inheiten versch iedener Art enthalten  
sind , in sb eson d ere  Norm en (Rechtsbefehle), V erbote, „Indizierungen“ (z. B. 
als der S ta a t ein  g e w isse s  V erhalten als erwünscht bezeichnet und belohnt, 
o h n e sie  vorzuschreiben), „G ew ährungen“, „Erm ächtigungen“ (die unter den  
N am en subjektives Recht bekannten, M acht einräum enden Regeln). U nter  
diesen  versch iedenen E inheiten befaßt sich unser A utor am eindringlichsten  
m it der Norm. D iese  ist e in e Abart der Vorschrift. Jede Vorschrift bedeu­
te t e in e  Art N otw en d igkeit (kausale, te leo log isch e, logische, naturgesetzliche); 
die Norm b edeutet e in e ethische N otw en d igkeit. O ntologisch ist die Norm  
und im  allgem ein en  d ie  „Vorschrift“ ein „Z w ischengegenstan d“ der „Nor­
m ierung“, b zw . des „V orschreibens“, als intelligib ilen V erlaufes. D ie  
Rechtsnorm  gehört unter d ie „relativen“ Norm en, a lso  d ie N otw endigkeit 
der vorgeschriebenen H andlung b esteh t bloß darin, daß „w idrigenfalls“ ein 
„Ü b el“ sich einstellen  w ürde, d. h. e s  erscheint für die „A dressaten“ der 
Norm  ein e g e w isse  „Im m inenz“. (Eine solche rela tive  Norm  kann auch 
durch einen  leb losen  G egenstand g ese tz t  w erden , z. B. se iten s des Sturms, 
der annahenden Straßenbahn, des S teinsturzes ist die g ese tz te  Norm  die 
N o tw en d igk eit d es  Ä usw eichens, der Flucht usw .) D as gem einsam e b e­
griffliche K ennzeichen der rechtschaffenden Norm en und der obenerw ähnten  
anderen E inheiten , mit einem  W ort das g en u s proxim um  der Rechtsnorm en  
ist im a llgem einen  das fo lgen d e: die „Z w isch en gegen stän d e“ der intelligibilen  
(nicht anschaulichen) V orgänge, w elche sich als Ü bergang zw ischen „intro- 
ten tio n “ und „intention“ an die M enschen, a ls frei handelnde und denken­
de  W esen  w end en .
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Die ausführliche E ntfaltung des S in nes der durch Darvai geb ild eten  oder  
w eiterentw ickelten  Termini technici kann hier nicht stattfinden. W ir erw äh ­
nen jedoch, daß z. B. der B efehl, d ie G ew ährung, der Spaziergang, 
der T on ein  „Z w ischengegenstan d“ hinsichtlich d es V o rgan ges des  
B efeh lens, des G ew ährens, des Spazierens, des T önens ist. D ie  
„Intention“ bedeutet w ie  bei H usserl die E igenschaft der B ew u ß t-  
se in svorgän ge, daß sie, indem  sie  sich auf frem de G egenstände richten, 
dieselben  ideell enthalten können, z. B. d ie V orstellung des L ö w en  den  
L öw en  se lbst. D ie „Introtention“ bildet e in e sp eziell -  reale Verflechtung 
e in es V o rgan ges m it einer anderen Erscheinung; so  bedeutet z .B . die sinn­
liche W ahrnehm ung, daß der bezügliche seelische V organg die gesehene, 
gehörte u sw . Erscheinung derm aßen enthält, daß jene aufhört, eine rein  
seelische Erscheinung zu se in . E ine solche Introtention (oder deren Ü ber­
gang zur Intention) b ildet d ie B eziehung des W illens, der Norm, des Ver­
botes, der G ew ährung u sw . zu der gew ollten , vorgeschriebenen , v erb o te ­
nen oder gew ährten  H andlung und, w ie  es unser Äutor ausführt, sind die  
„Intention“ und „Introtention“ bloß Einzelfälle des (bisher nicht erkannten) 
allgem einen B egriffes der „T ention“ und solche T entionen können auch 
bei physikalischen V orgängen  Vorkommen.

b) D ie d ifferentia specifica, w elche d ie Rechtsnorm en innerhalb des oben­
erw ähnten genus proxim um  v o n  den anderen Norm en, Erm ächtigungen usw . 
unterscheidet, besteh t nach unserem  Äutor in den fo lgenden;

1. die K onsequenzen (Strafe, E xekution, B elohnung usw .), w elche vor  
dem „A d ressaten“ der Rechtsnorm en „erscheinen“ und auf w elchen die  
Rechtsnorm en und andere juristische E inheiten  beruhen: „ tendenziöse“ 
(d. h . dem  Rechte entsprechende oder auf b ew u ßte Erwiderung der rechts­
w idrigen H andlung abgezielte) H andlungen der M enschen und ähnlicher 
W esen;

2. die d ie „K onsequenzen“ zur Geltung bringenden W esen  besitzen  d ies­
bezüglich e in e  sou veräne M acht; und

3. “dabei ist zum indest die M ehrheit der unterw orfenen P ersonen  v o n  
der ethischen N otw en d igkeit überzeugt, daß die in Frage stehende M acht 
solche K onsequenzen  auferlegen  kann. (Dr. Friedrich Sichermann.)
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L Gesetzgebung.
R. M itgeteilt v o n  Prof. Dr. B a l o g h ,  K aunas.

1. G esetz betr. die W ohnungsm iete in Städten.
1. In Städ ten  und Städtchen dürfen die H auseigentüm er nicht m ehr M iet­

geld  erheben als am  23. Äpril 1914 erhoben w urde, für b ew o h n te  Häuser 
und v o n  staatlichen und öffentlichen A n sta lten  b ese tzte  H äuser und W o h ­
nungen den  Rubel gleich 3 Lit und für v o n  H an d els- und gew erblichen  
A n sta lten  b ese tzte  W oh n u n gen  und H äuser gleich 5 L it gerechnet.

2. Für d ie  Häuser, bei denen nicht fe stg este llt  w erd en  kann, w ie  hoch 
das M ietgeld  am  23. April 1914 w ar, w ird  das M ietgeld  durch Vergleichung  
mit dem  M ietg eld  entsprechender H äuser in derselben Straße oder dem ­
se lb en  Stadtbezirk bestim m t.

3. D as M ietgeld  für Zim m er, L agerstätten  und W ink el w ird  nach ihrer 
Größe und proportional der H öhe d es W o h n u n gs- oder H äuserm ietgeldes  
bestim m t.

D ie  P reise  der H otelzim m er w erd en  v o n  den  Stadträten  bestim m t; die 
fe stg ese tz ten  P reise haben  im  H otel auszuhängen .

4. E ine gew öhnliche dringend n o tw en d ig e  A usbesserung an der W ohnung  
g ib t ihrem E igentüm er nicht das Recht, das M ietgeld  über d as im §  1 fest­
g ese tz te  M axim um  zu  erheben.

W en n  der E igentüm er sich w e ig ert, die A u sb esserun g auszuführen, deren 
N otw en d igk eit vom  W ohn un gsam t anerkannt w o rd en  ist, so  führt der M ieter  
d ie  A usbesserung aus, deckt se in e  A u sgab en  dadurch, daß er m onatlich nicht 
m ehr als d ie H älfte d es m onatlichen M ietgeld es v o m  M ietgeld e  abzieh t und 
ste llt an Stelle  der zurückbehaltenen G elder dem  E igentüm er die rechtferti­
g en d en  D okum ente seiner A u sgab en  zu. Ist der M ieter, nicht durch eigene  
Schuld, g ezw u n g en , aus der gem ieteten  W ohn un g auszuziehen, so  hat ihm 
der E igentüm er den R est der für die A u sbesserung gem achten A u sgaben  zu 
erstatten .

5. E ine für b ew o h n te  H äuser n o tw en d ig e  fundam entale A usbesserung  
w ird  auf K osten  des E igentüm ers zu  dem  vom  W ohn un gsam t festgesetzten  
Term in ausgeführt.

D ie v o m  E igentüm er ausgeführte fundam entale A usb esserun g an einem  
H ause gibt ihm das Recht, das M ietgeld  über das im  §  1 d ieses G esetzes  
festg ese tz te  M axim um  zu erheben, aber nicht höher a ls e s  am  23. Äpril 1914 
betrug, den russischen Rubel gleich 5  Lit gerechnet.
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W en n  der E igentüm er sid i w eigert, die Reparatur auszuführen, deren  
N o tw en d igk eit vom  W ohn un gsam t anerkannt w orden  ist, so  führt s ie  der 
M ieter aus, deckt se in e  Ä u sgab en  dadurch, daß er vom  M ietgeid e  m onatlidi 
nicht m ehr als d ie  H älfte des m onatlichen M ietgeld es abzieh t und stellt an  
Ste lle  der zurückbehaltenen Gelder dem  E igentüm er die rechtfertigenden  
D okum ente seiner Ä u sgab en  zu . Ist der M ieter, nicht durch e ig en e  Schuld, 
g ezw u n g en , aus der gem ieteten  W ohn un g auszuziehen, so  hat ihm der E igen ­
tüm er den R est der für d ie Reparatur gem achten Ä usgaben  zu erstatten.

6. Nach Ä blauf d es M ietsterm ins hat der M ieter das Recht, die M iete  
nach den G rundsätzen d ieses G esetzes zu erneuern.

7. Der M ieter kann das im §  6 bestim m te Recht nur dann nicht benutzen, 
w en n  die g em ie tete  b ew oh n te  W ohn un g  für den E igentüm er selbst zum  
Ä ufenthalt n o tw en d ig  w ird und die für H and els- und gew erbliche Z w ecke  
gem ietete  W ohn un g für den  E igentüm er selbst zum  Ä ufenthalt oder für 
seine H a n d els- oder gew erblichen Z w ecke notw en d ig  wird.

8. O hne E inw illigung d es E igentüm ers hat der M ieter nicht das Recht, 
die W ohn un g einem  ändern M enschen zu  überlassen. Ein solches Ü ber­
lassen  der W oh n u n g  g ilt a ls unrechtm äßig und der E igentüm er hat das  
Recht, die E ntfernung einer solchen P erson aus der W ohn un g zu verlangen. 
M ieter v o n  sequestrierten  W ohn un gen  haben nicht das Recht, ohne Ein­
w illigun g des E igentüm ers Ä fterm ieter zu  sich zu nehm en.

9. In fo lgen den  F ällen  hat der E igentüm er das Recht, die Entfernung des  
M ieters aus der gem ieteten  W ohn un g nach Äblauf d es M ietvertrages der 
die Ä uflösung d es M ietvertrages vor Ä blauf des Term ins zu verlangen:

a) w en n  der M ieter d ie B edingu ngen  des M ietvertrages nicht erfüllt;
b) w en n  der M ieter  länger als einen M onat nach Ä blauf der Z ahlungs­

frist kein M ietgeld  bezahlt;
c) w e n n  der M ieter d ie  B estim m ungen und zw in gen d en  Verordnungen  

betreffend G esundheit, Feuergefahr und allgem ein e Sicherheit nicht e in h ä lt;
d) w en n  der M ieter d ie W ohn un g nicht zu  dem  Z w eck benutzt, zu dem  

er sie  gem ietet hatte.
10. Der E igentüm er hat das Recht, den M ieter nach Ä blauf des M iets­

term ins aus der verm ieteten  W ohnung zu  entfernen, w en n  er d ie Äbsicht hat, 
auf dem  alten  H ause ein  neues Stockw erk zu errichten und w en n  e s  d es­
w e g e n  aus technischen Gründen n o tw en d ig  ist, die unteren Stockw erke zu  
räum en, oder w en n  er an Stelle  des alten  H auses ein  neues bauen w ill.

W e n n  der E igentüm er in 3 M onaten  nach Ä uszug des M ieters nicht mit 
d e m  Bau beginnt, oder ihn nicht ununterbrochen fortsetzt, so  hat er die  
W ohnung dem  aus ihr entfernten M ieter aufs neue zu  verm ieten und hat 
ihm  den erlittenen Schaden, dessen  Größe das W ohn un gsam t bestim m t, zu  
erse tzen .

11. U n besetzte  W ohn un gen  registriert d as W ohnungsam t. D ie H auseigen­
tüm er m achen über un besetzte  W ohn un gen  in 3 T agen  nach Ä u szug  d es  
vorigen  M ieters an das W ohn un gsam t M itteilung. Nicht später als am
2. T age  nach V erm ietung der W ohnung teilt der H auseigentüm er d ieses dem  
W ohn un gsam t mit.
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12. Für Nichterfüllung der Forderungen des §  11 w ird der E igentüm er  
m it einer bis zu 5 0 °/0 d es M axim um s der jährlichen W ohn un gsm iete  hohen  
G eldstrafe bestraft. D ie Strafe w ird vom  W ohn un gsam t zugunsten  der Orts­
verw altung erhoben und in derselben W e ise  eingefordert w ie  die staatlichen  
Gelder.

13. Der M ieter hat das Recht, e in e  u n b esetzte  W ohn un g z w a n g sw e ise  
durch das W ohn un gsam t zur M iete  zu  erhalten.

14. Der V orsitzende d es W ohn un gsam tes ist ein  M ietg lied  des Stadtrates 
und w ird v o n  diesem  g ew ä h lt; die M itglieder des W ohn un gsam tes — es 
sind m indestens z w e i — w erd en  vom  Stadtrat in der W e ise  gew äh lt, daß 
die H auseigentüm er und die M ieter in d iesem  Ä m te in gleicher Zahl ver­
treten  sind, den  V orsitzenden nicht m itgerechnet.

15. Dem  W ohn un gsam t mündlich oder schriftlich überm ittelte Gesuche oder  
Erklärungen m it Ä usnahm e v o n  Erklärungen zw eck s R egistration unbesetzter  
W ohn un gen  (§ 1 1 ) und Erkundigungen über u n b esetzte  W ohn un gen  w erd en  
m it z w ei Lit G ebühren belegt.

M it derselben Sum m e Gebühren w erden  auch die A ntw orten  des W o h ­
nu ngsam tes auf d iese  Gesuche belegt.

16. Für jede seiner M aßnahm en nim m t das W oh n u n gsam t v o n  den  inter­
essierten  P arteien  ein  entsprechendes nach einer v o n  der O rtsverw altung  
aufgeste llten  T axe  festg ese tz tes  E ntgelt.

D ieses E ntgelt zah lt die in dem  Streit un terlegene Partei.
17. S treitigkeiten  w e g en  d ieses G esetzes außer Streitigkeiten  über E nt­

fernung des M ieters aus der W ohnung in Fällen, w ie  s ie  § 9 aufzählt, ent­
scheidet das W ohn un gsam t.

K lagen w e g e n  der E ntscheidungen d es W ohn un gsam tes können in z w ei 
W ochen nach B ekanntgabe der E ntscheidung an den Friedensrichter e in g e­
reicht w erd en .

Der Friedensrichter entscheidet in d iesen  P ro zessen  v o n  Grund aus; seine  
E ntscheidungen sind endgü ltig  und g eg en  s ie  kann nur auf dem  W e g e  der 
K assation  beim  Obertribunal g ek lagt w erden , und zw a r  im  L aufe v o n  z w e i  
W ochen nach B ekanntgabe der E ntscheidung.

18. D ieses G esetz betrifft nicht:
a) H äuser und W ohnungen , d ie  man nadi dem 22. April 1921 neu zu  

bauen  begon n en  hat und alle nach dem  22. April 1921 v o n  den Eigentüm ern  
reparierten H äuser und W ohnungen , die w e g en  Zerfalls nicht b ew oh n t g e ­
w e se n  w aren ;

b) H äuser, d ie dem  S ta a te  oder den O rtsverw altungen gehören;
c) H äuser, d ie kulturellen oder W ohltätigk eitsverein igu n gen  gehören;
d) nach einem  entsprechenden D ienstvertrage d iensteshalber b esetzte  

W ohnungen;
e) Banken, Bankhäuser und -K ontore, E m igrationsbüros, Lottoklubs, 

C afes-chantants.
19. D as W ohn un gsam t registriert H äuser und W ohnungen , die v o n  diesem  

G esetz  nicht betroffen w erden . Jeder Bürger hat das Recht, d iese R egistra­
tion  k o sten los zu  benutzen.
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20. Um d ieses G esetz in Kraft zu setzen , erläßt der M inister des Innern  
d ie  n ö tig en  Richtlinien.

21. Ä uf d ie  v o n  staatlichen Ä n sta lten  besetzten  H äuser und W oh n u n gen  
b ezieh en  sich die im §  1 d ieses G esetzes aufgestellten  M ietnorm en vom
1. Januar 1925 an.

22. D as H äuser-, W o h n u n g s- und Z im m erm ietgesetz für größere und  
kleinere Städte  (Am tsblatt Nr. 45, lfd. Nr. 455 und A m tsblatt Nr. 69, lfd. 
Nr. 618) tritt außer Kraft.

(Am tsblatt v o m  23. Juni 1924, Nr. 162.)

B. M itgeteilt von  0 .  v . B ü c h le r ,  U niversitätsdozent, K aunas.

2. Gerichtsverfassung.
1. Z e i t w e i l i g e  O r d n u n g  d e r  G e r i c h t e 1) L i t a u e n s  u n d  i h r e r

T ä t i g k e i t .
(G esetz [ohne Datum] VZ. 2/3 —  [Nr. 2 6 ]2), veröffentlicht 16. Januar 1919.)

A b s c h n it t  I. A l l g e m e in e  G r u n d s ä t z e .
§ 1. A lle  A k ten , D okum ente und G elder, die sich bei den jetzt in Li­

tauen bestehend en  Gerichten der deutschen O kkupationsverw altung (Friedens- 
gerid ite, B ezirksgerichte, Obergericht, Kriegsgerichte) befinden, gehen  in die  
V erfü gu n gsgew alt derjen igen P ersonen über, die vom  Justizm inister hierfür 
bevollm ächtigt sind.

§ 2. Für die G erichtsorganisation und die Rechtsprechung, für die gericht­
liche (Vor-) Untersuchung und für d ie Entscheidung so w o h l in S traf- als 
auch in Z ivilsachen  g e lten  diejenigen G esetze, w elche zur Z eit der ru ssi­
schen R egierun g3) bestan den  (§ 24 der E instw eiligen  K onstitution des 
Litauischen S ta a tes), unter Berücksichtigung der unten fo lgen den  A b­
änderungen.

A b s c h n it t  II. Ä. O r d n u n g  d e r  G e r ic h te .

§  3. Für die Ausübung der G erichtsgew alt w erden  errichtet4)
a) d as O berste Tribunal L itauens5),
b) B ezirksgerichte3) und

4) T eism as, das Gericht; teisti, richten.
2) E ine Num erierung der e inzelnen  Veröffentlichungen erfolgte erst v o n  

lfd. Nr. 269 (in Nr. 22 vom  15. M ärz 1920) an. B is dahin ergeben sich die  
lfd. Nr. der einzelnen Veröffentlichungen nur durch Ä uszählen  b zw . aus dem  
alphabetischen Inhaltsverzeichnis. — Der „R egierungsanzeiger“ (V yriausybes 
Żinios) hieß bis einschließlich Nr. 37 vom  12. Juni 1920 „A nzeiger der E inst­
w e ilig en  R egierun g“ (Laikinosios V griausgbes Zinios =  LVZ).

8) V o  r dem  Kriege. E instw . K onst. v . 2. N ovem ber 1918 §  24.
4) T eism o valdüia, wörtlich: „V erw altung des Gerichts“.
5) V yriausias L ietu vos Tribunolas.
3) A pggardos T eism as.
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c) F riedensgerichte1)-
D ie Z eit ihrer Errichtung w ird durch den Justizm inister nach V ereinbarung  

mit der O kkupationsverw altung bestim m t.
§  4. D as O berste Tribunal befindet sich in V iln iu s2), und sein  M achtbereich  

um faßt den ga n zen  Litauischen Staat.
§  5 3). E in Bezirksgericht w ird  für m ehrere K reise errichtet. Seinen  Sitz  

und M achtbereich bestim m t der Justizm inister. D ie G eldm ittel hierfür w erden  
im gew öhnlichen  Verfahren b ew illig t.

§ 6. In jedem  K reise4) und in S täd ten  m it mehr als 20000  E inw ohnern  
w ird ein Friedensrichter ernannt.

§ 7. Zur Untersuchung v o n  Straftaten  w ird für jeden Kreis und für eine  
Stad t mit m ehr als 25000 E inw ohnern je ein Gerichtsuntersucher6) ernannt.

Ä n m e r k u n g  1. Der Justizm inister hat das Recht, die Pflichten eines  
Gerichtsuntersuchers einem  Friedensrichter, und die Pflichten e in es F riedens­
richters einem  Gerichtsuntersucher zu  übertragen.

Ä n m e r k u n g  2. Dem  Justizm inister w ird  das Recht verliehen , die Zahl 
der Friedensrichten und der Gerichtsuntersucher zu verm ehren und das  
T ätigkeitsgeb iet unter ihnen zu verteilen .

§  8. B ei einem  Bezirksgericht und bei dem  O bersten Tribunal b estehen  
S taats V erteidiger6) (Prokuratoren) und ihre Gehilfen.

§  9. Der Friedensrichter richtet a ls E inzelperson . D ie Äufsicht über 
seine Schreibstube führt sein  Sekretär, der auch die P rotokolle  schreibt und 
die G ebührnisse in Prozeßsachen entgegennim m t.

§  10. Ein B ezirksgericht und das O berste Tribunal besteht aus einem  
V o rsitzen d en 7) und drei M itgliedern. Än der S itzung nehm en drei P ersonen , 
einschließlich des S itzungsvorsitzenden , teil.

Ä n m e r k u n g 8). M angelt es an der erforderlichen Ä nzahl von  M itgliedern  
des Gerichts, so  lädt die S itzu n g 0) in d as Bezirksgericht Friedensrichter,

]) T aikos T aisejas (Friedensrichter).
2) Vilnius, die H auptstadt L itauens (polnisch: „W iln o“, russ. „Vil’n a “). D as 

O berste Tribunal befindet sich zurzeit in K aunas, der e in stw eiligen  H aupt­
stad t des L andes. („K ow n o“).

3) F assu ng des G esetzes v o m  15. Juni 1921 (VZ. 68/607) §  1. — Ur­
sprünglich w a r  je ein Bezirksgericht für jedes ehem alige  G ouvernem ent vor­
gesehen .

4) Ä pskritis. Im litauischen T ex te  steht daneben  in K lam m ern die deutsche 
B ezeichnung „kreizas“.

5) Nicht „Tardgm o T e ise ja s“ sondern „T eism o T ardytojas“, w ie  im 
R ussischen: „Sudebnyj S led ovate l’“ =  gerichtlicher F o lger, v o n  „sl6du die 
Spur, sljäd ovat’, fo lgen , nachfolgen, aber ohn e die Schattierung „spüren, 
suchen“, (Suchen heißt „ is k a f“). V gl. Bem erkung zu Entscheidung 4a . — 
D ie Ü bersetzung „Untersuchungsrichter“ w äre  auch deshalb  n id it richtig, 
w eil die richterliche U nabhängigkeit fehlt. D ie S taatsanw altschaft ist Herrin 
über die „gerichtliche“ Voruntersuchung.

6) V alstyb es G ynejas. E s sind „S ta a tsa n w ä lte“, richtiger: „Erste S ta a ts­
a n w ä lte“. D ie „S taatsverteid igergeh ilfen“ entsprechen den „ S ta atsan w älten “ 
des deutschen Rechtes.

7) Pirmininkas.
8) F assung des G esetzes vom  16. M ai 1924. VŻ. 60/1140.
9) P o se d is , personifiziert, w ie  im Russischen: „P risü tstv ie“ =  die A n­

w esenh eit. V gl. lat. „con v en tu s“.
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Gerichtsuntersucher oder V ereidigte Ä d v o k a ten , in das Oberste Tribunal 
M itglieder d es Bezirksgerichts oder V ereid igte Ä d vokaten . Den V ereid igten  
A d vokaten  können die in den §§ 327, 710 und 768 des Z iv ilprozeB gesetzes  
so w ie  in den §§  502, 793 und 880 des S trafpozesses v orgeseh en en  Funktionen  
übertragen w e rd en 1).

§  11. D ie  Friedensrichter, Gerichtsuntersucher und S taatsverteid igergeh ilfen  
w erd en  vom  Justizm inister ernannt und entlassen , die V orsitzenden  und die  
M itglieder des O bersten Tribunals und e in es Bezirksgerichts so w ie  die  
S taatsverteid iger auf Ä ntrag des Justizm inisters, vom  Präsidium  d es S ta a ts­
r a ts2).

§ 12. B ei den  Friedensrichtern, bei jedem  Gericht und bei dem  S ta a ts­
verteid iger besteht, unter Aufsicht e in es Sekretärs und seiner Gehilfen, eine  
Schreibstube. A lle B eam ten der Schreibstube w erden , je nach Z uständigkeit, 
vom  Friedensrichter, G erichtsvorsitzenden oder vom  Staatsverteid iger er­
nannt oder entlassen.

§  13. D ie U rte ile3) der Gerichte w erd en  v o n  G erichtsbütteln4) v o ll­
streckt, d ie  vom  V orsitzenden  des Bezirksgerichts ernannt und entlassen  
w erden .

§  14. D ie  V ollstreckung der Urteile und A n ord nu ngen5) des Gerichts kann  
auch den P olizeibeam ten  übertragen w erden .

1) D ie § §  327, 710, 768 des Z ivilprozeB statuts (Sw od . Z akon ov Bd. XVI, 
T e il l ) ,  A u sgab e 1914, enthalten  die §§  327, 710, 768 der Z ivilprozeßordnung  
vom  20. N o vem b er 1864, und die § §  502, 793, 880 — des StrafprozeBstatuts
(ebende), A u sgab e 1914, —  die §§ 502, 793, 880 der StrafprozeBordnung
v o m  20. N ovem ber 1864.

Z i v i l p r o z e ß s t a t u t .
§  327. Der Vortrag der Sache (erg. im V erhandlungsterm ine) erfolgt durch 

ein M itg lied  des Gerichts auf Grund der von  den Streitteilen  zu den Akten  
einqereichten P apiere und Dokum ente.

§ 710. D ie E ntscheidungen und besonderen A nordnungen des Gerichts 
(erg. ihr Entwurf) w erd en  durch ein vom  V orsitzenden dazu bestim m tes
M itglied  d es Gerichts angefertig t (erg. in erster Instanz).

§  768. In der zur Verhandlung der Sache bestim m ten Sitzung (erg. des  
Ä ppellationsgerichts) w erd en  die U m stände v o n  dem  Berichterstatter v o r­
getragen, danach die etw a a nw esen den  P arteien  zum  m ündlichen W ettstreit 
zugelassen .

S t r a f p r o z e ß s t a t u t .
§ 502. D er G egenstand der K lage und jede a u f s ie  bezügliche Kunde 

wird v o n  einem  M itglied des Gerichts vorgetragen  (erg. in dem  E röffnungs­
verfahren).

§ 793. Ein ausführliches Urteil (erg. sein Entwurf) w ird  durch ein vom  
V orsitzenden dazu bestim m tes M itglied  des Gerichts sp ätesten s innerhalb  
von  z w e i W ochen  se it dem  T age der Verkündung der Urteilsform el an­
gefertig t (erg. in erster Instanz).

§ 880. Der V orsitzend e der Palata  überträgt die Berichterstattung in der 
Sache einem  der G erichtsm itglieder und bestim m t den T ag zum  Vortrag  
über s ie  (erg. in der Ä ppellationsinstanz).

2) V gl. jetzt V erfassung § 49 (d iese  Ztschr. Jg. I S. 71). E in G esetz  über 
den Z iv ild ienst lieg t dem  Sejm  vor.

3) Nusprendim ai. „B eschlüsse“ heißen „nutarim ai“.
4) T eism o Ä nstolis , Gerichtssteher, Gerichtsbote.
5) Isakym as, A n sage, Befehl.
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§ 15. Bei Ernennung v o n  Ä rbeitern des Justizm inisterium s1) muß nach 
M öglichkeit darauf geseh en  w erden , daß die zu ernennenden P erson en  den  
A nforderungen entsprechen, die in den G esetzen  der russischen R egierung  
gestellt w erden .

§ 16. D as Gericht w ird  in der Staatssprache, der litauischen Sprache, 
erled igt; in d ieser Sprache w erd en  die P rotokolle  und die U rteile geschrieben, 
die Richter m üssen  sich auch in anderen Ortssprachen (polnisch und w e iß -  
russisch2) verstän digen  kön nen , w en n  die P rozeßbeteiligten  die S ta a ts­
sprache nicht beherrschen. D enen, w elche die Staatssprache oder die hier 
erw ähnten  Ortssprachen nicht beherrschen, w ird  ein  D olm etsch er3) z u g e ­
w ie se n .

A n m e r k u n g .  Dem  M inisterkabinett w ird  g esta ttet, d ie erforderlichen  
A usnahm en v o n  d ieser  Vorschrift zu  m achen, so w e it  die L ebensum stände  
d ieses erforderlich machen.

B. V e r f a h r e n  b e i  E n t s c h e i d u n g  v o n  Z i v i l s a c h e n .
§ 17. D en Friedensrichtern w erd en  alle Sachen ohne jede A usscheidung  

zum  Richten zu g ew iesen , auch Streitsachen über b ew egliches und u n b ew eg ­
liches V erm ögen, w en n  der W ert d es S treitgegen stan d es nicht höher ist als 
fünftausend Rubel (10000 M ark)4).

§  18. G egen die Urteile der Friedensrichter kann in a llen  Sachen  
A ppellation  e in g eleg t w erd en . Ü ber d iese  A p pella tionen  entscheidet das 
B ezirksgericht.

§ 19 5). In Ä p pella tionssach en  gehen  K assationsk lagen  (-Beschw erden) 
g eg en  die E ntscheidungen und B eschlüsse der Bezirksgerichte an das O berste  
Tribunal.

§ 20. D ie B ezirksgerichte entscheiden in erster Instanz alle anderen in 
§ 17 d ieses G esetzes nicht erw ähnten  V erm ögensstreitigkeiten .

§  21. D ie A p pella tionen  g e g en  U rteile des Bezirksgerichts g eh en  an das 
O berste Tribunal.

§  22. D ie Urteile des O bersten Tribunals sind endgü ltig . S ie  sind nicht 
anfechtbar.

§ 23. In allen Sachen w erd en  G ebühren erh ob en 6).

1) Gem eint sind die dem  Justizm inisterium  unterstehenden Beam ten.
2) Nicht erw ähnt w erd en : jüdisch (jiddisch), hebräisch, russisch und deutsch. 

D ie S tad tverw altun g v o n  K aunas erkennt „de fa c to “ auch das Jüdische (Jid­
dische) als Ortssprache an.

3) V ertejas.
4) M arke. Sp äter bürgerte sich eine litau ische B ezeichnung „auksinas“ 

(Goldling, Gulden) für die Mark, auf Grund alter historischer Erinnerungen 
und einer Verordnung vom  26. Februar 1919. („L ietu va“ Nr. 61 vom
21. M ärz 1919, vg l. LVZ. 4/21 a) ein.

5) G esetz v o m  15. Juni 1921. §  2. V gl. N ote  12. Vorher gab e s  keine 
K assation . D ie E ntscheidung des Bezirksgerichts w a r  unanfechtbar.

6) Durch G esetz vom  6. A ugust 1920 über d ie Gerichtsgebühren 
(VZ. 43/442 §  200, 4) w urden v o n  den G erichtsgebühren befreit u. a. 
(Ziffer 1) „Sachen, in denen der K lageanspruch nicht mehr als„200 auksinas 
beträgt“. D as sind jetzt (nach dem  U m rechnungsm aßstab VZ. 114/90: — 
40 Lit.
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§  24. D ie  G ebühren sind fünfm al so  hoch als im Jahre 1914 vor  dem  
K rieg e1).

§  25. Ä lle Gebühren, auch die bei den Eriedensriditern e in g eh en d en 2), 
fließen in d ie S ta a tsk asse .

§ 26. Das Gericht hat das Recht, die P arteien auf U m stände aufm erksam
zu machen, d ie  zw ecks gerechter Urteilsfällung in der P rozeßsache einer
Aufklärung bedürfen, so w ie  auf B ew eism ittel, durch w elche solche U m stände  
bestätig t w erden  m üssen.

C. V e r f a h r e n  b e i  E n t s c h e id u n g  v o n  S t r a f s a c h e n .

§  27. D ie Friedensrichter entscheiden Sachen w eg en  strafbarer H and­
lungen, für w elche im  S tra fk o d ex 3) so w ie  in den G esetzen  w e g en  Über­
tretung v o n  Z o ll-  und A k z ise -R e g e ln  keine empfindlichere Strafe fe s t­
g e se tz t ist als G efängnis. W en n  in solchen Fällen d ie1) Zivilforderung  
höher ist als 5000 R ubel6), so  entscheidet über sie  das Bezirksgericht.

§  28. G egen U rteile des Friedensrichters kann in allen Sachen A ppellation  
e in g eleg t w erden . D iese  A ppellationen w erden  vom  Bezirksgericht geprüft 
und die Sachen v o n  ihm entschieden.

§ 2 9 6). In Ä p pella tionssad ien  gehen  K assationsk lagen  g egen  die E nt­
scheidungen und B eschlüsse der Bezirksgerichte an das O berste Tribunal.

§ 30. Ä lle anderen in §  27 nicht erw ähnten Sachen w e g en  strafbarer 
H andlungen entscheidet das Bezirksgericht.

§  31. S o la n g e  nicht die W ah len  v o n  vereid igten  Urteilsfällern (Beisitzern)7) 
geregelt s in d , entscheidet das Bezirksgericht die Sachen ohne vereid igte  
U rteilsfäller (Beisitzer).

§ 32. D ie A ppellationen g eg en  U rteile der Bezirksgerichte gehen  an das 
O berste Tribunal, g eg en  d essen  Urteile K assationsklagen nicht w e iter  zu lässig  
sind.

§  33. Gütliche E inigung in Strafsachen ist dort zu lässig , w o  e s  dies 
auch in den russischen Gerichten8) war.

c) D ie Erhöhung w ar nicht bloß eine Um bezifferung in folge E ntw ertung  
der G eldpapiere; s ie  blieb auch nach Einführung des Lit (G oldvaluta) b e ­
stehen. D ie Gebühr beträgt 5 0/0 des Streitgegen stand es.

2) D ie se  flössen  nach dem  russischen G esetze vom  10. M ai 1877 (Z. Pr. 
§ 100, 1) in d ie K asse der „Landschaften“ („Z em stw o“, Agrarverband, im 
G egensatz zur mit Stadtrecht ausgesta tteten  Stadt).

3) D as russische, nur zum  T eil in Kraft g e se tz te , Strafgesetzbuch vom
22. M ärz 1903. V gl. unten Nr. 2.

4) aus der Straftat entspringende . . .  S ie  darf im Strafprozesse  geltend
gem acht w erden . D ies geschieht m eisten s, ^weil die Enscheidung dann  
gebührenfrei ergeht (Z. Pr. §  200, 4  Ziffer 2 V Ż . 43/442).

6) Jetzt 5000 Lit. Vgl. § 17 und Um rechnungsm aßstab VZ. 114/901.
8) G esetz vom  15. Juni 1921. §  2. V gl. N ote 31. Vorher w ar auch in 

Strafsachen e in e  K assation  nicht geg eb en .
7) G eschworene.

s o 8) D ie  „gütliche E inigung“ erscheint nicht a ls Schlichtung e in es Streites, 
ndern als M itte l zur Verm eidung d es staatlichen G erichtsverfahrens.
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§ 34. Ä lle Staatsbeam ten , die in Ä usübung ihres D ienstes sich e tw a s zu  
schulden kom m en lassen , w erd en  vom  Staatsverteid iger genau  so , w ie  auch 
alle anderen A n gek lagten  zur V erantw ortung g e z o g e n 1).

§ 35. D ie Anklageschrift w ird zusam m en m it den U ntersuchungs­
vorgän gen  vom  Staatsverteid iger  unm ittelbar beim  B ezirksgericht e in ­
gereicht.

§  36. G nadenw eiser Erlaß v o n  Strafe und überhaupt eine A m n estie  wird  
im W e g e  der G esetzgeb un g g e w ä h r t2).

A b s c h n it t  III.

G esetz  vom  31. Januar 1924 VŻ, 151/1078, veröffentlicht 23. Februar 1924.)
§  37. D ie Jurisdiktion d es O bersten Tribunals L itauens w ird auf das 

M em elland  ausgedehnt.
Sein  Aufbau und seine W irksam keit w ird  durch die geltend en  G esetze  

und nach den fo lg en d en  G rundsätzen geregelt.
§  38. Dem  O bersten Tribunal steht die B era tu n g 3) und die Entscheidung  

fo lgender K la g en 4) zu :
1. Z ivilprozeß:
a) der R evisionsk lagen  g eg en  die U rteile d es B ezirk sgerich tsr>) M em el als  

der Ä p pella tionsin stanz;
b) der B eschw erden6) g eg en  irgend eine E n tsch eid u n g7) d es Bezirksgerichts 

M em el.
2. Strafprozeß:
a) der R ev ision sk lagen  g e g en  die U rteile der Strafkam m er des M em el­

lan d es oder des Gerichts der V ereid igten  U rteilsfä ller8) im  M em ellande;
b) der B esch w erd en 7) g e g e n  irgeneinen  Beschluß der Strafkam m er des 

M em elland es;
3. Nicht streitige  S a ch en 9): der B eschw erd en  g eg en  irgendw elche z w e it­

instanzliche B esch lüsse d es Bezirksgerichts M em el.
D ie  übrigen G erichtsangelegenheiten , die bisher dem M em eler Obergericht 

zustanden , entscheidet das O berste Tribunal L itauens.
§  39. In Sachen, in denen  ein verm ögensrechtlicher Anspruch geltend

T Trotzdem  w erd en  in der Praxis die Äusnahm evorschriften der § §  1066ff.
StPO , für Verfahren bei A m tsvergeh en  a n gew en d et, die den B eam ten  für 
das Publikum  so  gu t w ie  unangreifbar und d ie  B etreibung einer S tra fver­
fo lgung beinahe zur Unm öglichkeit machen.

3) V gl. je tz t V erfassung § §  51, 65 (d iese Ztschr. Jg. I S . 65ff.)
3) Svarstgti, w ä g en . D ie „V erhandlung“ w ü rd e heißen „nagrinejim ai“. 

Vgl. § 41.
4) Skundai. Darunter w ird jed es Sichbeschw eren über e tw a s  verstanden. 

K lagen, B eschw erden .
5) Ä p ygard os T eism as, nicht Landgericht.
') Ä tskiri skundai, Sonderklagen , b eson d ere  K lagen, B eschw erden .
?) Iśriśim as, L ösu n g , E ntknotung. — Ein „term inus technicus“ für „Ent­

scheidungen“ fehlt. Spresti heißt zw a r  „entscheiden“, aber „sprendim as“ 
w ird  nur für „U rteil“, im G egensatz  zum  „nutarim as“. Beschluß, gebraucht.

8) G eschw orenengericht. Schwurgericht.
9) Freiw illige Gerichtsbarkeit.
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gem acht w ird  (§ 38 Ziffer la )  ist die R evision  unzulässig, w en n  der B e ­
sch w erdegegenstand  nicht höher ist als 1000 Lit.

Äuf den W ert des S tre itgegen stan d es kom m t e s  nicht an, w en n  die  
R evision  die Frage betrifft, ob der Streitfall vom  Gericht zu  entscheiden i s t 1) 
oder ob die Ä pellation  zu lässig  ist.

§  40. In den in §  38 Ziffer 1 a n g egeb en en  A n gelegen heiten  kann eine  
B eschw erde an das O berste Tribunal nur in dem  Falle erhoben w erden , 
w en n  bei der Entscheidung die G esetze  um gangen wurden, und w en n  die  
Entscheidung se lb st auf der erw ähnten U m gehung beruht.

Der G rundsatz d ieses P aragraphen findet auf Gesuche, das H rm enredit 
anzuerkennen, und auf A nordnungen, e ine P erson  festzunehm en, ke ine  A n­
w endung.

§  41. D ie Verhandlung und die Entscheidung überR echtsm ittel2) g eg en  U rteile  
und B eschlüsse der Gerichte des M em ellandes erfolgt unter T eilnahm e v o n  
m indestens drei Richtern. D ie M ehrzahl der teilnehm enden Richter muß den  
Erfordernissen der im M em ellande ge ltend en  G esetze entsprechen. D iese  
Richter w erd en  v o m  Präsidenten der Republik auf L ebenszeit ernannt. Vor  
deren E rnennung w erd en  die Richter des Bezirksgerichts M em el befragt.

§  42. D en Ort und T ag der S itzung bestim m t jedesm al das O berste  
Tribunal.

§  43. D ie nach § 41 ernannten Richter w erd en  v o n  M itgliedern des  
Bezirksgerichts M em el, nach dem  D ienstrange, bei gleichem  Range nach dem  
Dienstalter, vertreten, w en n  ihnen d ieses d ie G esetze u n d 3) d ie Um stände  
gestatten .

§  44. Der O berste S ta a tsv erte id ig er4) des M em ellandes untersteht dem  
Staatsverteid iger d es O bersten Tribunals.

§  45. In Z iv ilprozeß -R evision ssachen , desgleichen in B eschw erdesachen , 
w eg en  U m gehung der G esetze, einschließlich der B eschw erden g eg en  z w e it­
instanzliche E ntscheidungen in nichtstreitigen Gerichtssachen muß Verm ittelung  
durch vere id ig te  A d vokaten  stattfinden.

D ie N otw en d igkeit der Verm ittelung durch vereid igte  A d vokaten  w ird  
für Strafsachen nach den geltenden  G esetzen  des M em ellandes entschieden.

A lle vere id ig ten  A d vokaten  des M em ellandes gelten  als vere id ig te  A d v o ­
katen beim  O bersten Tribunal.

§  46. D as O berste Tribunal richtet sich nach den in Kraft stehenden  
G esetzen  des M em ellandes, einschließlich des zw eiten  A bschnittes des dritten 
Buches der Z iv ilp ro zeß g esetze5).

§  47. In Sachen, in denen das Bezirksgericht M em el das Urteil vor  dem  
1. M ärz 1924 verkündet, geh t die A ppellation  an das O berste Tribunal.

§  48. D as Obergericht d es M em elland es w ird  mit dem  1. M ärz 1924 
aufgehoben .

1) Z ulässigkeit des R ech tsw eges, nicht, w ie  in der deutschen ZPO. „Un­
zu lässigk eit des R ech tsw eg es“.

2) Skundai, K lagen. Der Begriff „R echtsm ittel“ ist unbekannt.
3) Im T ex te  steh t „arba“ =  oder.
4) O berstaatsanw alt.
5) Der Z ivilprozeßordnung (Revision).
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Die bis dahin vom  Obergericht nicht entschiedenen Sachen übernim m t das  
O berste Tribunal.

M angelt e s  an der in d iesem  Ä b än geru n gsgesetze  v o rg eseh en en  O rdnung1) 
für die Entscheidung der erw ähnten Sachen, so  entscheidet das O berste  
Tribunal nach der früheren Ordnung.

D ieses Ä b änd eru n gsgesetz  tritt mit dem  1. M ärz 1924 in Kraft.

3. Strafredit.

1. D e r  S t r a f k o d e x .
(G esetz ohn e Datum  VŻ. 2/3 —  Nr. 26, veröffentlicht 16. Januar 19192).
§ 1. Ä ls G esetz gew ord en er  S trafkod ex  gilt der im Jahre 1903 b estätig te  

K odex, der auch zur Z eit der deutschen O kkupation G eltung hatte, a u s­
genom m en :

a) §§  82— 84, 88, 89—96, 98 und 134;
b) den ganzen  dritten T eil (§§ 99—107), und
c) a lles d a s , w a s  mit der E instw eiligen  K onstitution des Litauischen  

Sta a tes in W iderspruch steht.
§  2. Ä n S te lle  der in § 2 des K odex  an g eg eb en en  Strafen  w erd en  

fo lg en d e  Strafen  verh ängt:
a) Schw erarbeitsgefängn is;
b) einfaches G efängnis;
c) Ärrest, und
d) Geldstrafe.
§ 3. D ie S chw erarb eitsgefängn isstrafe  w ird an S te lle  der T odesstrafe , 

der Verschidcung und der K orrektionshausstrafe verh ängt, und F estu n gs­
g efä n g n is  w ird  durch einfaches G efängnis ersetzt.

§  4. Im Strafstatu t w erd en  die W o rte  „Rußland“ und „russischer Unter­
ta n “ ersetzt durch die W orte  „L itauen“ und „litauischer B ürger“.

(Folgen Äusführungsunterschriften. V gl. Fußnote 2)

2. E r g ä n z u n g  des  S t r a f k o d e x .
(VZ. 4 /45  veröffentlicht 5. M ärz 1919: a u f g e h o b e n  durch G esetz  vom

9. Äpril 1924 [unten Nr. 3]).
§  1. D ie im S trafkod ex  angedrohten G eldstrafen w erd en  hierdurch aufs 

Vierfache erhöht.
§  2. Für strafbare H andlungen, für die im Strafkodex Ärrest oder Ge­

fängn is angedroht w ird, kann auch noch G eldstrafe verh än gt w erden: durch

1) T varka, Ordnung, Verfahren.
2) Hier fo lg t der T e x t des (hier) unter _Nr. 2 m itgeteilten  G esetzes, ohn e  

daß es sich anders abhebt, als durch die Überschrift und die neue N um erie­
rung der Paragraphen.
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den Friedensrichter —  bis zehntausend  (10000) M ark, durch das B ezirks­
gericht —  bis hunderttausend (100000) Mark.

V om  M inisterkabinett angenom m en 31. Januar 1919.

3. A b ä n d e r u n g  des  S t r a f k o d e x .
(G esetz vom  9. April 1924 VZ. 159/1126, veröffentlicht 17. M ai 1924.)

§  1. G eldstrafen, V ollstreckungsforderungen1),S ch ad en sersa tzford eru n gen 2), 
der W ert v o n  Sachen und E ntschädigungen, die in dem  Strafkodex oder in 
irgendw elchen anderen eine Strafsanktion enthaltenden G esetzen in russischen  
Rubeln fe stg ese tz t sind, m ögen  sie  in Ä uksinas (O st-Rubel) um gew an delt  
sein  oder nicht, w erd en  in Lit um gew an delt, w o b e i ein russischer Rubel 
gleich fünf Lit gilt.

§ 2. Für strafbare H andlungen, für die im Strafkodex Ärrest oder  
G efängnis angedroht w ird, kann auch noch G eldstrafe verhängt w erden:  
durch den Friedensrichter — bis 2500 Lit, durch d as Bezirksgericht —  bis 
25000 Lit.

(§§ 3, 4  betreffen e in zelne Delikte.)
S 5. (Aufhebung älterer G esetze, u. a. G esetz v o m  31. Januar 1919, 

[oben Nr. 2].)

4. Zivilrecht.

A b ä n d e r u n g  u n d  E r g ä n z u n g  d e r  Z i v i l g e s e t z e .
(G esetz vom  2. D ezem ber 1921 VZ. 85/732, veröffentlicht 20. Äpril 1922.)

I.
Die im G ebiete der früheren G ouvernem ents Vilnius, K aunas und G ardinas3) 

geltenden  Z iv ilg e se tze  w erd en  folgenderm aßen abgeändert oder ergän zt:

Ä. D e r  Z i v i l k o d e x 4).
(Sam m lung der G esetze5), Bd. X, Teil 1.)

Der §  106,1  w ird  durch fo lgen d e Anm erkung erg ä n zt6):
„Die in d iesem  Paragraphen dem  M anne auferlegten  Pflichten treffen bei 

Gleichheit der U m stände auch die Frau.“
Ein neuer §  10 6 ,2  w ird  eingeführt:
„Die Frau muß entsprechend ihrem und ihres M annes V erm ögen zu den

J) Iśieśkojim ai. Gem eint sind w oh l staatliche Geldansprüche, w elche im  
W e g e  d es „V erw altu ngszw angsverfah rens“ beigetrieben  w erden .

2) N uosto lia i: A bgänge, Verluste.
3) Polnisch: W iln o , K ow no, Grodno.
l) Gem eint sind  die (russ.) „Grażdanskije Z ak o n y “ („Die Z iv ilg e se tze“). 

Sie sind k e in e  Kodifikation. D eutsche Ü bersetzung mit Erläuterungen in 
K lib a n s k i ,  „Handbuch des G esam ten R ussischen Z ivilrechts“, Bd. I, 1911. 
B d . II, III, 1918.

5) Der „Svod  Z a k o n o v “.
°) K l i b a n s k i ,  Bd. II, S . 483.
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allgem einen Ä u sgab en  für den U nterhalt der Fam ilie beisteuern , und sie  
sogar allein tragen , w en n  der M ann kein V erm ögen besitzt und nicht die  
M öglichkeit hat, e tw a s  zu  verd ien en .“

Der z w e ite  T eil d es § 1128 v o n  den  W o r te n 1):
„Bei der E rbfolge in (außerstädtisdien) L an d b esitz“ 

bis zum  Schluß so w ie  d ieÄ n m  b e i2) diesem  P aragraphen w erd en  aufgehoben .
Im § 1135 w erd en  die W orte  „und A nm erkung bei ihr“ aufgehoben .
Der erste  S a tz  des §  1148 ist folgenderm aßen zu  lesen :
„Die Frau erhält nach ihrem M anne 1/4 se in es unbew eglichen und b e w e g ­

lichen V erm ögens zu  E igentum ; fa lls  hinterbliebene Kinder des M annes 
oder Erben v o n  ihnen in gerader Linie (§1127) nicht vorhand en  sind , erhält 
d ie Frau nach dem  M anne auch die anderen s/i b is zu ihrem  L ebensende  
oder bis, zur W iederverheiratung“.

Im §  1151 w erden  die W orte
„und den v ierten  T eil v o n  dem  e igen en  bew eglichen  V erm ögen  d es M a n n es“ 

ersetzt durch d ie  W orte
„so w ie  das, w a s  ihr nach § 1148 v o n  dem  bew eglichen  V erm ögen  ihres 

M an n es zukom m t“.
D ie Ziffer 5  des §  1184
„in der E rbfolge der D orfbew ohner und K o lon isten “ w ird aufgehoben .

B. Ä l l g e m e i n e  G e s e t z e  ü b e r  d ie  B a u e r n 3).
Sam m lung der G esetze, Bd. IX, B eilage.)

Der §  13 w ird  a u fgeh ob en 4).

C. O r t s g e s e t z e  ü b e r  d i e  V e r s o r g u n g  d e r  B a u e r n  m it  L a n d 5).
(Sam m lung der G esetze, Bd. IX, B eilage, Buch IV, Abschnitt IV.

Der §  149 w ird a u fg eh o b en 6).

4) K l i b a n s k i ,  Bd. II, S . 9 7 ff., dort auch die §§  1135, 1148 (1127), 1151,1184.
3) E ine „Anmerkung" hat (m eistens) d ie B edeutung eines selbständigen  

Paragraphen. S ie  ist nicht ein  Verm erk zu  einem  Paragraphen, sondern  
m ateriell ein Paragraph bei e inem  solchen, und hat, ihrer rechtlichen B edeu­
tung nach, m eistens den Vorrang vor jenem .

3) „Oäüeje polożen ije o  krestjanach“ = B u c h I  (§§ 1— 494) der „Verordnung 
über den ländlichen S ta n d “ (Polożen ije o  se l’skom  sostojan ii), d ie  den Inhalt 
der „B esonderen B eilage  zu den G esetzen über die S tä n d e“ (O soboje prilożenie 
k zakonam  o sostojanijach“) bildet. S ie  befindet sich, eb enso  w ie  die „G esetze  
über die S tä n d e“ („Zakong o  sostojanijach") in Bd. IX des „S vod  Z ak an ov“.

4) D en gesetzlichen  Inhalt des §  13 bildete der § 38 des G esetzes vom
19. Februar 1861 (Nr. 36657). Er lautet: „In der E rbfolgeordnung ins Ver­
m ögen  w ird den Bauern gestattet, sich nach ihren örtlichen Bräuchen (obyća-
jami) zu richten“.

5) D as IV. Buch (§§ 1—787) der „B esonderen B e ilage  zu den  G esetzen
über die S tä n d e“ enthält „Verordnungen und Vorschriften über den agrarischen 
Aufbau (o pozem el'nom  ustrojstvje) der Bauern und A nsied ler verschiedener
B ezeichnung, die auf Gutsherrenland seßhaft gem acht sind (vodvorenngd i 
na vladelöeskich zem ljach). D ie 11 A bschnitte d ieses Buchs betreffen
11 versch iedene L andschaften des Reiches; der 4. Abschnitt (§§ 134—180) 
— die G ouvernem ents V ilna, Grodno, K ovno, M insk und T eile  von  Vitebsk.

6) D en Inhalt des § 149 bildet der §  82 d es G esetzes v o m  19. Febr. 1861
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II.
D ie im G ebiete d es früheren G ouvernem ents Suvalki geltenden Z ivil­

g ese tze  w erd en  folgenderm aßen abgeändert:

R. D e r  Z i v i l k o d e x  v o m  J a h r e  18251).

Der erste  T eil des § 32 w ird aufgehoben .
Die §§  66 und 67 w erden  aufgehoben.
Im §  78 w ird das W ort „M änner“ gestrichen.
Die §§  182—190 w erden  aufgehoben .
Der § 192 w ird  folgenderm aßen abgeändert:
„Für die verm ögensrechtlichen B eziehungen  der E hegatten  gilt, falls sie  

nicht durch Vertrag g ereg elt sind, fo lg en d es: das V erm ögen der E hegatten  
steht in der besonderen  V erw altung eines jeden v o n  ihnen zu  besonderem  
E igentum e e in es jeden; jeder v o n  ihnen hat das Recht, hinsichtlich d ie se s2) 
V erm ögens, unabhängig v o n  dem  anderen E hegatten , durch das Zivilrecht 
vo rg eseh en e  V erträge aller Ärt abzuschließen“.

Die §§  192—200 w erd en  aufgehoben .
Der §  201 w ird fo lgenderm aßen abgeändert:
„Die Frau muß entsprechend ihrem und ihres M annes V erm ögen zu den  

allgem einen Ä usgab en  für den Unterhalt der Fam ilie beisteuern, und sie  
sogar allein tragen , w en n  der M ann kein V erm ögen b esitz t und nicht die 
M öglichkeit hat, e tw a s zu  v erd ien en “.

Die §§ 202—206, 213—225 und 230 w erden  aufgehoben.

B. G e s e t z  v o m  J a h r e  1836 ü b e r  d ie  E h e 3).
Der § 214 w ird aufgehoben .

C. D e r  Z i v i l k o d e x  N a p o l e o n s 1).
Die §§  818, 905, 934 und 1029 w erd en  aufgehoben .

(Nr. 36665). Er lautet: „Der Ü bergang von  Gutsbauernparzellen (podvornge  
krestjanskie uöastki) im W eg e  des E rbgangs v o n  einer P erson auf eine  
andere erfolgt auf Grund der bestehend en  örtlichen Bräuche (obyöajev). —  
Vgl. hierzu die Bem erkung in N i e m e y e r s  Z., Bd. XXXIV, S. 249.

1) „Grażdanskoje U lożenije Carstva P o lsk a g o “ vom  1. (13.) Juni 1825. 
(Z ivilkodex des Zartum s Polens) (Original — in polnischer Sprache) 
(§§ 1—521). D as G esetz  trat 1. Januar 1826 an die S telle  des Buchs I so w ie  
der §§ 1387— 1581, 2092—2203 des Buchs III des „code c iv il“ des H erzog­
tums W arschau („code N ap oleon“ vg l. N ote  82), und gilt links der M em el 
noch heute. Deutsche Ü bersetzung in K l i b a n s k i ,  Bürgerliches Gesetzbuch  
für das Königreich P olen , Berlin 1915.

2) Gem eint ist „seines e ig en en “. E s so llten  nur die Vorrechte des M annes  
bese itig tjw erd en . Vgl. C. —

3) P oloźen ije o sojuzö braSnom vom  16. (28.) M ärz 1836 (Verordnung über 
das E heband) (§§ 1—214). S ie  ersetzte te ilw e ise  den Z ivilkodex und gilt 
ebenfalls links der M em el noch heute. Deutsche Ü bersetzung bei K l ib a n s k i ,  
a. a. 0 „  S. 109 ff.

‘) M it W irkung vom  1. M ai 1808 als G esetz im H erzogtum  W arschau  
eingeführt durch V erfassungsurkunde tit. IX. art. 69.

Zeitschrift f. Osteurop. Recht. Heft 2/3. Mai 1926. 13
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5. Gesetz über die Umrechnung der ehemaligen Geldein­
heiten in Litauen vom  4. Juli 1925 (Äufwertungsgesetz).

§ 1. D ie in den Gesetzen festgesetzten Summen in Rubel, d ie  durdi die  
G esetze  nicht in Lit um gerechnet sind, w erd en  in Lit umgeredhnet, w o b ei  
ein Rubel m it 5 Lit bered in et wird.

§  2. D ie  in den G esetzen  fe stg esetz ten  Sum m en in deutschen (O st)-M ark  
oder Ä uksinas, d ie  durch G esetze  nicht in Lit um gerechnet sind, w erden  
n ad i dem  am erikanisdien  D ollarkurse vom  T age  der Veröffentlichung jener  
G esetze  in Lit um geredm et.

§  3. a) G eldverpflichtungen, d ie  vor  dem  1. Septem ber 1915 in Rubel 
entstanden  sind, w erd en  in Lit geregelt, w o b e i ein Rubel m it einem  Lit b e ­
rechnet w ird;

b) Geldverpflichtungen, d ie  nach dem  1. Septem ber 1915 in Rubeln, (O st)- 
ffiark oder Ä uksinas entstanden sind, w erd en  in Lit nach dem  am erikani­
schen Dollarkurs zur Z eit der E ntstehung der Verpflichtung durch Zahlung  
v o n  20 P rozent des B etrages beglichen;

c) bei Geldverpflichtungen, d ie in Rubeln vor  dem  1. Septem ber 1915 aus 
Erbschaften, Verm ächtnissen, L egaten , Ä lim enten, Unfallrenten, D elik ten und 
gese tzw id r ig em  E rw erb entstanden  sind, w ird  ein Rubel m it fünf L it b e ­
rechnet; gleiche Verpflichtungen, die in Rubeln, (O st)-M ark oder Äuksinas 
nach dem  1. Septem ber 1915 entstanden  sind, w erden in Lit nach dem  am eri­
kanischen Dollarkurs zur Z eit der E ntstehung dieser Verpflichtungen g e ­
regelt;

d) Z insen für die in d iesem  P aragraphen bezeichneten Verpflichtungen  
w erden  bis zum  Forderungstage nicht berechnet.

§ 4. a) D ie vor  dem  1. O ktober 1922 in d ie  litauische Staatsban k  oder  
K reditinstitutionen in Ä uksinas oder (O st)-M ark e ingetragenen  D epositen, 
laufende Rechnungen und E in lagen  w erden  v o n  d iesen  Institutionen in Lit 
ausgezahlt, w o b e i ein Lit mit einhundertfünfundsiebzig Ä uksinas oder (Ost)- 
M ark berechnet wird.

Ä n m e r k u n g :  D ie an die K reditinstitutionen zu zahlenden Schulden in 
Ä uksinas oder (O st)-M ark w erd en  in Lit gezahlt, w o b e i ein Lit m it ein­
hundertfünfundsiebzig Ä uksinas oder (O st)-M ark berechnet wird.

b) D ie in die im Punkt a) d ieses Paragraphen bezeichneten Institutionen  
nach dem  1. Oktober 1922, jedoch aber noch vor dem  1. Januar 1923 in 
Ä uksinas oder (O st)-M ark ein getragen en  D epositen , laufende Rechnungen  
und E in lagen  w erd en  in Lit nach dem  Kurse vom  E intragungstage aus­
gezah lt.

§  5. a) G eldverpflichtungen, d ie nach beiderseitiger  V ereinbarung und auf 
ein e  endgü ltige  gerichtliche E ntscheidung hin in Rubeln, Ä uksinas oder (Ost)- 
M afk geregelt w erden , fallen nicht unter d ieses G esetz;

b) als g e tilg t w erd en  nach diesem  G esetz auch d iejen igen  Schulden be­
trachtet, zu  deren T ilgung D epositen  b is zum  1. Januar 1921 in Rubeln und 
bis zum  1. O ktober 1922 in Ä uksinas oder (O st)-M ark ein getragen  w orden  
w aren;
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c) Forcierungen können im  Laufe v o n  6 M onaten nach der Veröffentlichung  
d ieses G esetzes für d iejen igen Schulden erhoben w erden , deren Verfallterm in  
nach dem  1. O ktober 1922 abgelaufen ist.

§ 6. Ä usländer erhalten an E ntschädigung eb en so v ie l, w ie  litauische  
Staatsangehörige  in den entsprechenden Staaten , jedoch nicht mehr a ls den  
litauischen S taatsangehörigen  nach diesem  G esetz zusteht.

§  7. D ie K urstabelle zu d iesem  G esetz w ird vom  Finanzm inister v er­
öffentlicht.

§  8. D as G esetz über die Ä uszahlung verschiedener Schulden und v er­
traglicher V erpfiiditungen in anderer W ährung als die jetzt um laufende (V. Z. 
Nr. 17), das G esetz über d ie R egelung ein iger vor oder w ährend der deut­
schen O kkupation entstandener Schulden und Verpflichtungen (V. Z. 1— 19) 
und alle anderen G esetze, d ie im G egensatz  zu d iesem  G esetz stehen, treten  
außer Kraft.

§ 9. D ieses G esetz  tritt m it dem  T age seiner Veröffentlichung in Kraft.

II. Rechtsprechung.
M itgeteilt von  Prof. Dr. B a l o g h ,  K aunas.

I. Zum G esetz zur vorläufigen Regelung der litauischen 
Gerichte und ihrer Tätigkeit.

a) R b sc h n . 16. (W e g e n  d e r  S p r a c h e  in  d e n  G e r ic h te n .)

Äbschn. 16 der vorläufigen  R egelung der Gerichte und ihrer Tätigkeit 
verlangt, daß die Rechtsprechung in der litauischen Staatssprache erfolge. 
Das heißt, daß das Gericht und alle  durch seine G esetze anerkannten Hr- 
beitskräfte w ie : S ta a tsan w älte , Untersuchungsrichter, R echtsanw älte, N otare  
und G erichtsvollzieher — bei Äusübung einer gerichtlichen Handlung ihre 
M aßnahm en in Form der litauischen Sprache auszudrücken haben. D eshalb  
kann das Gericht v o n  den R echtsanw älten keine Gesuche, Erklärungen oder  
K lagen entgegen nehm en , d ie  in nichtlitauischer Sprache verfaßt sind, und  
kann e s nicht dulden, daß der R echtsanw alt in den Sitzungen  zum  Gericht 
in nichtlitauischer Sprache redet. Nicht zw in g en d  ist die litauische Sprache  
im Gericht nur für so n stig e  Staatsbürger, d ie  sich nicht litauisch verständigen  
können. M it solchen Staatsbürgern kann das Gericht mündlich oder schrift­
lich in ihrer e igen en  Sprache reden, w en n  e s  nur d iese  Sprache beherrscht 
und zu beherrschen haben die Richter nur die polnische und weißrussische  
Sprache dort, w o  sie  Ortssprachen sind. Ä lso  beschloß das Obertribunal 
gem äß Gerichtsges. Äbschn. 250: den Kreisgerichten m itzuteilen, daß sie  hin­
sichtlich der Sprache in gerichtlicher T ätigkeit sich an oben  ausgeführte Hin­
w e ise  und Erklärungen zu halten  hätten.

(Beschluß des Obertribunals vom  31. Juli 1920.)
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b) Ä b s d in .  17, 1 8  u n d  2 0 . ( Z u s t ä n d ig k e i t  in  P r o z e s s e n  w e g e n
Ä d o p t io n . )

B ei Prüfung des Z iv ilp rozesses des Suvalker K reisgerichts w e g e n  Ä dop­
tion des Ä ntanas Juodvirsis fand das Obertribunal, daß das Tribunal in 
diesem  Prozeß nicht zustän dig  ist, da Äbschn. 17, 18 und 20 der vorläufigen  
R egelung der litauischen Gerichte und ihrer T ätigkeit deutlich sagt, daß alle 
P ro zesse  ohne Ä usnahm e, Z iv ilp rozesse  nur b is zu 10000 M ark v o n  den  
Friedensrichtern (Ämtsrichtern) und erst in zw eiter  Instanz vom  Kreisgericht 
entschieden w erden , daß in erster Instanz nur Streitfälle  w e g en  G utes aller 
Ärt entscheiden kann, dessen  W ert 10000 M ark übersteigt. Daher hatte in 
diesem  P rozeß w e g e n  Ä doption in erster Instanz der Friedensriditer (Ä m ts- 
richter) zu entscheiden und erst in  zw eiter  Instanz das Kreisgericht. Durch 
eine solche Bestim m ung der Z uständ igkeit in den P ro zessen  w ird  natürlich 
die Forderung des russischen G esetzes nichtig, daß an g ew issen  P rozessen  
der S taa tsa n w a lt in erster gerichtlicher Instanz teilnehm en so lle , da beim  
Friedensgericht (Äm tsgericht) kein S taa tsa n w a lt besteht.

(Entscheidung des O bertribunals vom  19. Septem ber 1919.)
Veröff. in „T eise“ 1922, N r .l ,  S. 47/48.

2. Zu Ärt. 131 ZPO.
(Das Gericht entscheidet den P rozeß innerhalb der G renzen des Streites.)

Pranas Sm olsk is verk lagte se in en  Bruder Ä ntanas Sm olsk is w eg en  eines  
B auernhofes und beantragte, ihm d iesen  zu  nehm en. Der K lage w aren  fo l­
g en d e T hesen  zugrunde g e leg t:

a) der Bauernhof gehört dem  Kläger;
b) der K läger hatte ihn dem  B eklagten  vorverkauft, aber der Verkauf 

fand nicht statt;
c) der B ek lagte  hält d essen  ungeachtet den  Bauernhof fest und gibt ihn 

dem  K läger nicht w ieder.
Der B ek lagte  versuchte vor  Gericht darzulegen, daß der Verkauf sta ttge­

funden habe und daß deshalb das E igentum srecht nicht mehr dem Kläger, 
sondern ihm, dem  B eklagten , zustehe. Äuf d iese  W e ise  w ar die grund­
leg en d e  Frage bei der E ntscheidung d ieser K lage fo lg en d e : w em  — dem  
K läger oder dem  B eklagten  — steht das E igentum srecht an der strittigen  
B esitzung zu ?  und: hat der Verkauf sta ttgefun den  oder nicht? Da der B e­
klagte zugab , daß Eigentüm er d es B auernhofes vorher der K läger w ar, so  
ging  die g a n ze  F rage nach dem  E igentum  in der z w e ite n  F rage auf, näm ­
lich in der F rage danach, ob die E igentum sübertragung (Verkauf) stattge­
funden habe, darin la g  das W esentliche an dem  ganzen  Streit und nu- 
darüber h atte  das Gericht zu  entscheiden, denn nach Ärt. 4 und 131 der ZPO. 
w ird der Z ivilprozeß innerhalb der G renzen d es S treites entschieden. In­
dessen  hat das K .-er-K reisgericht, w ie  aus der B egründung seiner E ntschei-
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dung zu ersehen ist, d ie Frage der E igentum sübertragung gar nicht erw o g en ,  
sondern nur untersucht, auf w elche W eise  der strittige Bauernhof in die  
Hand d es B eklagten  gekom m en ist; indem  es zugab, daß der B eklagte den  
Bauernhof auf Grund des V orverkaufsvertrages festhalte  (obw ohl ein so ld ier  
Grund dazu unrechtm äßig und verb oten  ist), w ie s  es die K lage ab und ließ  
den B auernhof in der Hand des B eklagten. In einem  Prozeß, w o  die G eg­
ner sich w e g en  des E igentum s stritten und w o  die Ärt der B esitzergreifung  
—  nadi einem  V ertrage oder ohne solchen —  unwichtig und nicht w e se n t­
liche G rundlage des Streites ist, entschied das K reisgericht eine Frage zw eiter  
Ordnung, leg te  s ie  seinem  Urteil zugrunde und überschritt so  den Ärt. 131 
der ZPO. (Beschluß des Obertribunals gem äß Ä ufsiditsordnung

im  Prozeß Sm olsk is vom  3. Septem ber 1921.)

Veröff. in „T eise“ 1922, Nr. 1, S. 49.

3. Zum Bodenreform gesetz.
a) Ä b s d in .5 1 ,  52 u n d  55. (N a c h  V e r ö f f e n t l i c h u n g  d e s  B o d e n r e f o r m ­
g e s e t z e s  i s t  e s  u n m ö g lic h ,  T e i l u n g s a k t e  a n  v o n  ih m  b e t r o f f e n e n  

G ü te r n  z u  v o l l z i e h e n . )
Äm  11. N ovem ber 1922 erhob Tom künas, M itglied  des V orstandes der 

B odenreform verw altung, vom  M inister für Landwirtschaft und Staatsgüter  
dazu bevollm ächtigt, beim  K aunaer Kreisgericht K lage g egen  Frau Olympia 
D angelis und Frau Sop h ie  Petkünas. D as ca. 366 ha große Gut M aniünas 
habe, so  erklärte er, Frau D angelis und Frau Petkünas gehört, und zw ar  
zu 7 ,  Frau D angelis und zu 6/7 Frau Petkünas. Nach Veröffentlichung des 
B odenreform gesetzes te ilten  Frau D angelis und Frau Petkünas durch einen  
am 17. Juli 1922 erfolgten und vom  Obernotar b estätig ten  Teilungsakt d ieses  
Gut zu gleichen Teilen untereinander. G estützt auf das B odenreform gesetz, 
Hbschn. 2, 51 und 76, verlangte der B evollm ächtigte, den T eilungsakt für 
nichtig zu  erklären, da er nicht rechtmäßig erfolgt sei.

Äm  9.— 16. Januar 1923 erklärte das K aunaer Kreisgericht m it der B e­
gründung, daß Frau D angelis und Frau Petkünas durch die T eilung das 
Recht des S ta a te s  an dem  durch die Bodenreform  enteign eten  Gut verletzt 
hätten, d iesen  T eilungsakt für nichtig. In der Ä ppellationsklage w iesen  die 
B evollm ächtigten  v o n  Frau D an gelis und Frau Petkünas, die g e sc h w .Ä d v o -  
katen St. und T. darauf hin, daß der B od en  der zu enteignenden Güter 
nicht durch B ekanntgabe des B odenreform gesetzes an sich en teign et sei und 
daß der T eilungsakt daher nur dann für nichtig erklärt w erden  dürfe, w en n  
b ew iesen  w äre, daß die Interessen d es S taates, die er durch das B od en ­
reform gesetz erlangt hätte, die aber noch nicht Eigentum srecht gew ord en  
seien, durch d iese  Teilung verletzt sind; in diesem  Falle aber seien  d iese  
Interessen k e in esw eg s verletzt; denn auch nach erfolgter T eilung unter die 
gem einsam en Eigentüm er w erd e der S taat doch all den B oden aus dem
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Gut M aniünas enteignen  können, der d ie Norm  v o n  80 ha für jeden E igen ­
tüm er überschreitet; deshalb  forderten sie, die E ntscheidung des K reisge-  
ridits für nichtig zu erklären und die K lage abzuw eisen .

Äm 30. M ai 1923 b estä tig te  das O bertribunal nach Prüfung d ieses P ro­
z e s se s  d ie E ntscheidung d es Kreisgerichts und w ie s  die Ä ppellationsk lage  
zurück. D ie Gründe des Tribunals w aren  fo lgen d e: D as B odenreform gesetz  
stellte  beson dere ziem lich verw ickelte  rechtliche B ezieh un gen  im  Hinblick 
auf d ie V erw altung d es v o n  ihm betroffenen B o d en s für den Zeitraum  vom  
T a g e  der Veröffentlichung d ieses G esetzes b is zur in ga n z  bestim m ter Ord­
nung erfolgenden  Vollstreckung des E n teignu ngsak tes an einem  jeden Gute 
auf; einerseits sa g t das G esetz, daß alle  m it dem  zu  en te ign en d en  E igen­
tum verbundenen R ed ite  vom  V eröffentlichungstage des G esetzes an auf den  
Staat übergehen (Äbschn. 51, S a tz  1); d iese  R egel geht auf alle v o m  Gesetz 
betroffenen Güter; aber gleich im fo lgen d en  Äbschnitt (52), w o  ein e Ärt 
dieser Güter, nämlich solche, die durch G esetz vom  4. Äpril 1919 und vom  
30. O ktober 1920 in d ie  Hut der Regierung genom m en w urden , ausgesondert 
wird, heißt es, daß Güter solcher Ärt vom  V eröffentlichungstage des B od en ­
reform gesetzes an als „in das Staatseigentum  ü b ergegan gen “ ge lten . W enn  
oben  zitierte R egel aus Äbschn. 51, d ie für alle Güter gilt, ihre Enteignung  
in s S taatseigentum  vom  V eröffentlid iun gstage des G esetzes an bedeutete, so  
w äre e s  unnötig, im 52. Äbschn. dasse lb e  w e g e n  einer besonderen  Ärt dieser  
Güter zu w iederh olen ; und w en n  als ins S taatseigentum  üb ergegangen  nur 
Güter d ieser besonderen  Ärt gelten , so  w ird  dam it auch g e sa g t, daß Güter 
anderer Ärt, die vom  B odenreform gesetz  betroffen w erden , nämlich Guts­
höfe, d ie nicht in die Hut des S ta a tes genom m en w urden , nicht als ins 
S taatseigentum  üb ergegan gen  gelten. Dann muß m an der Ä uffassung sein, 
daß letztgen ann te Güter nicht ip so  iure durch Veröffentlichung d es  B od en ­
reform gesetzes ins Staatseigentum  übergehen, sondern durch ein en  b eso n ­
deren E n te ign u n gs- und Übernahm eakt (Äbschn. 51 und 55); so  muß man 
dann auch den letzten  S a tz  aus Äbschn. 51 auffassen: „ein solcher Äkt (der 
E n te ig n u n g s- und Übernahm eakt) erhält die G eltung eines E igen tum sak tes“, 
das heißt, er begründet das S taatseigentum . W en n  aber der S taat an den  
bisher nicht in die Hut der Regierung genom m enen Gütern form ales E igen ­
tum  vom  V eröffentlichungstage d es G esetzes an auch nicht erlangte, so  
haben andrerseits d ie P ersonen , d ie bisher E igentüm er der Güter w aren, 
zugleich m it dem  V eröffentlichungstage d es G esetzes das form ale E igentum s­
recht an der Sache verloren: sie  haben die m it dem  zu  enteignenden  E ig en ­
tum verbundenen Rechte verloren (Äbschn. 51); w en n  ihnen d iese  Rechte 
auch nicht m ehr zustehen, so  w ird ihnen doch vorläufig, b is zur V ollziehung  
der Ü bernahm eakte gestattet, e in ige  d ieser Rechte, m it Ä usnahm e d es Ü ber- 
tra g u n g s-, V erk aufs-, V erp fänd un gs- und V erm ietungsrechtes, w e iter  auszu­
üben; d iese  besondere Ärt der Ä usübung v o n  Rechten w ird v o m  G esetz als 
verantw ortliche B ew irtschaftung bezeichnet (Äbschn. 55); das G esetz nennt 
diese W irtschafter „die früheren E igentüm er“ (Äbschn. 55) und unterstreicht 
dadurch noch, daß sie  das E igentum srecht schon verloren haben; jedem  von  
ihnen w ird  noch das Recht verliehen , sich aus dem  enteign eten  B oden  80 ha 
Land zum  unantastbaren E igentum  zu  erw äh len (Äbschn. 6). W en n  die
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ehem aligen E igentüm er das Eigentum  an dem  vom  B odenreform gesetz  be­
troffenen Gut verloren  haben, so  können sie , so la n g e  s ie  nicht nach einer  
besonderen, in  diesem  G esetz getroffenen R egelung eine unantastbare Norm  
des B od en s sich erw ählt und als ihr E igentum  fixiert haben (jeder 80 ha), 
an dem  Gut keine E igentum sakte, also  auch keine T eilun gsak te  vo llz ieh en , 
w en n  das E igentum  auch noch nicht dem  Staate  zustande, w ie  d ies aus 
Äbschn. 51 zu  ersehen  ist; aber d iese  F rage — nach dem  Eigentum  des 
S taates — hat hier auch keine entscheidende Bedeutung.

(Entscheidung des Obertribunals vom  30. M ai 1923.)

Veröff. in „ T eise“ 1922/23, Nr. 4, S . 47/48.

b) Ä b s d in .  1. (D a s  B o d e n r e f o r m g e s e t z  i s t  auch  a u f  d i e  M a j o r a t e  
a n z u w e n d e n ,  d ie  v o n  d e r  l i t a u i s c h - l e t t i s c h e n  G r e n z e  d u r c h ­

s c h n it t e n  w e r d e n .)

Nach dem  beim  N otar v o n  Eżerenai am 8. M ärz 1923 aufgenom m enen  
Äkt verkaufte Frau V alter-V ittehein  an den litauischen Staatsbürger Isidor 
Rupiius die 25 ha große E inzelsiedelung „Lanka“ aus dem  M ajoratsgut 
„R antenze“, g e leg en  an der litauisch-lettischen Grenze und bei Festsetzung  
derselben v o n  ihr durchschnitten, und zw ar aus dem  T eil des Gutes, der 
Litauen zufiel. Der O bernotar b estä tig te  d iesen  Ä kt nicht und das Kaunaer 
Kreisgericht w ie s  die K lage des von Frau V alter-V ittehein bevollm ächtigten  
geschw . Ä dvokaten  Butkis g eg en  den O bernotar zurück. Das Obertribunal 
bestätig te  die Entscheidung d es K aunaer Kreisgerichts aus fo lgen den  Grün­
den: Nach der K onvention zur F estsetzun g der Grenze zw ischen Litauen  
und L ettland (Äm tsblatt Nr. 70 vom  11. Ä ugust 1921), Äbschn. 7 haben die  
Eigentüm er der v o n  der Grenze durchschnittenen Güter im L aufe von  
2 Jahren nach dem  T a g e  der B estätigung der am  Ort g ezo g en en  Grenze 
durch die R egierungen beider Staaten  ihre Güter derart zu ordnen, daß sie  
nur in einem  S ta a te  lägen . Äbschn. 12 der K onvention läßt es zu, daß bei 
Ordnung solcher Güter in Litauen w oh n en d e L etten mit in L ettland w o h ­
nenden Litauern ihre Güter vertauschen; natürlich kann aber der abgetrennte  
Teil des Gutes auch auf andere Ärt liquidiert w erden , selbstverständlich nur 
nach den G esetzen  d es S taates, in dem  er liegt. Da nun in Litauen zur 
Zeit der Veröffentlichung erwähnter K onvention schon das E inführungsgesetz  
zur Bodenreform  b estan d  (Äm tsblatt Nr. 45; 18. Ä ugust 1920), nach dem  
(Äbschn. 2) d ie M ajorate für E igentum  der Litauischen Republik erklärt 
wurden und da das spätere B odenreform gesetz  (Äm tsblatt Nr. 83; 3. Äpril 
1922) auch d iese  M ajorate der V erw endung für die B odenreform  zuerteilte, 
so  hat der O bernotar mit Recht die B estätigung des Ä ktes verw eigert und  
der Einspruch des B evollm ächtigten der Frau V alter-V ittehein w eg en  seiner  
M einung nach unrechtm äßiger A n w endu ng des B odenreform gesetzes in 
diesem  Falle unter B evorzugu ng genannten G esetzes gegen über der er­
w ähnten litau isch-lettischen K onvention ist nicht ernstlich begründet.

(Entscheidung des Obertribunals vom  9. Januar 1924.)

Veröff. in „ T eise“ 1924, Nr. 5, S . 56.
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4. Zum W ohnungssequestergesetz.
Ä b s d in . 1 und 12. (D er  W o h n u n g s s e q u e s t e r  b e g r ü n d e t  k e in  M i e t ­
v e r h ä l t n i s ;  n a d i  Ä u f h e b u n g  d e s  S e q u e s t e r s  k a n n  d ie  P e r s o n ,  
d ie  s i d i  s e i n e r  b e d i e n t  h a t ,  n ic h t  a u f  G ru n d  d e s  S e q u e s t e r s

M ie t e r  w e r d e n .)

Ś. Gruzdas erhob beim  Friedensrichter der I. Äbt. K aunas K lage g egen  
E. Jodka und forderte d essen  E ntfernung aus der W ohn un g, da d iese  für 
Jodka als O bersten sequestriert w ord en  se i und Jodka nach H ufhebung des 
S equ esters die W oh n u n g  n id it verlassen , n id its für sie  gezah lt habe und 
auch jetzt noch nichts zahle, ob w o h l das W ohn un gsam t nod i zur Z eit des 
Sequ esters ein bestim m tes E ntgeld  („M ietgeld“) fe stg ese tz t habe.

Der Friedensrichter gab  der K lage d es  Gruzdas statt, w ährend  das K au- 
naer Kreisgericht sie  zurückw ies m it der B egründung, daß zw ischen  Gruzdas 
und Jodka ein W ohnungsm ietverhältn is b esteh e; denn das W ohnungsam t 
hatte  ihnen ein  M ietgeld  bestim m t und deshalb se i d ieses Verhältnis nicht 
nach den Grundsätzen d es Sequesters, sondern nach dem  W ohn un gsm iet­
g ese tz  zu beurteilen und es se i nicht w ichtig, ob Jodka seinerzeit M ietgeld  
gezah lt habe oder nicht; denn d iese  Frage lieg e  der K lage nicht zugrunde.

D as Obertribunal erklärte d iese  E ntscheidung des K reisgerichts aus fo l­
genden  Gründen für nichtig:

Sequester an P rivateigentem  in staatlichem  Interesse begründet kein M iet­
verhältn is zw ischen dem  E igentüm er oder V erw alter der Sache und dem  
Staate  oder der Ä nstalt b zw . Person , der gem äß dem  Interesse d es S taates  
d as Sequ estergut zur B enutzung übergeben w ird; der S equ ester  erfolgt 
z w a n g sw e ise  und dient staatlichem  Interesse; daß auch Sequester an Häu­
sern, W ohnungen , Zim m ern und anderen W ohnstätten , der im G esetz vom
16. O ktober 1922 vorgeseh en  ist, solchen Charakter hat, betont deutlich der 
erste Abschnitt d ieses G esetzes: da hat m an nicht die Ordnung der W o h ­
n u ngsverhältn isse  im a llgem einen  im A uge, der ein beson deres H äuser-, 
W o h n u n g s- und Z im m erm ietgesetz eingeräum t ist (14. A ugust 1920), sondern  
sp eziell staatliche Interessen, so w e it  sie  H äuser und W ohn un gen  betreffen, 
a lso  an sich kann das W o h n u n g sm ietg ese tz  nicht auf B eziehungen  an g e­
w a n d t w erden , die aus Sequester entstanden  sind; und w en n  der Abschn. 12 
des S eq u estergesetzes auf das W o h n u n gsm ietgesetz  h in w eist, nach dem  das 
E ntgelt für Sequ estergut an den Eigentüm er für die Benutzung des Gutes 
bestim m t wird, so  kann dies nicht als B ew e is  dafür gelten, daß die M ieten  
d es W o h n u n gsm ietgesetzes auch für d ie übrigen Folgerungen  des Sequesters 
m aßgebend sind; daß der Sequester nur vorläufig ist, kann m an aus Abschn. 2 
d es S eq u esterg esetzes ersehen, und daß das Gut nach Ä ufhebung des 
Sequ esters frei b le ib t und — so w e it  es ein so lches ist, das im  W ohn un gs­
m ietgesetz  v o rg eseh en  w ird, — hinsichtlich d es W oh n un gsverh ältn isses nach 
letztgenanntem  G esetz auf denselben juridischen und faktischen Grundlagen 
behandelt w ird, d ie vor  dem  Sequ ester  bestanden und nicht nach denen, 
die aus d iesem  entstanden  sind, — das ist deutlich aus der Anm . zu  Abschn. 10 
des S eq u esterg esetzes ersichtlich, der zu fo lge  der a lte M ieter nach Auf­



Rechtsprechung. 387

hebung d es Sequ esters in die W ohnung zurückkehren darf: se in e  Rechte 
w aren  durch das Sequester unterbrochen und nach dessen  Ä ufhebung erfolgt 
restitutio  des alten  Z ustandes. D ieÄ n sta lt oder P erson , d ie die sequestrierte  
W ohnung b enu tzte  — nicht aus eigenem  Recht, sondern auf Grund sta a t­
licher Interessen —, hat nach Ä ufhebung des Sequ esters ihren Änspruch 
verloren: s ie  ist nicht M ieter, sie  hat kein Recht an dem  Gut erw orben; der 
Sequester, der in staatlichem  Interesse bestanden hatte, kann ihr a ls P erson  
kein z iv ile s  su bjektives Recht verleihen . Daher hat das Kreisgericht in 
diesem  P rozeß zu  Unrecht Jodka dazu erm ächtigt, in der strittigen W ohnung  
zu w oh n en  unter der Begründung, daß zur Z eit des Sequesters das E ntgelt 
für die sequestrierte und v o n  Jodka b ese tzte  W ohnung vom  W ohnungsam t 
und nach den B estim m ungen d es W o h n u n gsm ietgesetzes fe stg ese tz t w orden  
w ar; d ieser U m stand ändert an den Sequesterverhältn issen  nichts; das Gericht 
hatte festzu ste llen , ob Jodka nach Äufhebung des Sequ esters aus irgend­
w elchen anderen als Sequestergründen ein Recht an der W ohnung hatte  
und ob das W o h n u n gsm ietgesetz  für das Verhältnis gilt, das nach Ä ufhe­
bung des S equ esters en tsteh t und nicht für das, w elch es zur Z eit des 
S equ esters b estan d  und nach einem  anderen G esetz geregelt wurde.

(Entscheidung d es Obertribunals vom  15. Februar 1924.)
Veröff. in „ T eise“ 1924, Nr. 5, S . 54/55.
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